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„Notre parti doit se réconcilier résolument avec le thème européen, qu’il a trop longtemps maintenu sous  

embargo, avec pour conséquences une sous-information chronique de ses  

militants et l’émergence de réflexes de repli, souverainistes ou conservateurs, en  

contradiction avec son histoire et ses valeurs internationalistes.“
1
 

 

Einleitung: Parteien zwischen Prozessen der nationalen Öffnung und 

Schließung 

Je größer der Einfluss der Europäischen Union auf die Politik ihrer Mitgliedstaaten geworden 

ist, umso mehr ist das Vertrauen der Öffentlichkeit in den Integrationsprozess gesunken. Der 

im Jahr 1992 unterzeichnete Vertrag von Maastricht zur Gründung der Europäischen Union 

stellte einen Wendepunkt dar. Das Fortschreiten des Europäischen Integrationsprozesses wur-

de in der Folge zu einem Gegenstand der politischen Auseinandersetzung. Die stillschwei-

gende Zustimmung der Öffentlichkeit, die auf einem „permissiven Konsens“ ohne wahrhafte 

Überzeugung beruhte, konnte nicht mehr vorausgesetzt werden.
2
  

Die öffentliche Meinung ist nach dem Vertrag von Maastricht kritischer geworden. So lehnten 

die deutsche und die französische Bevölkerung beispielsweise die Osterweiterung mehrheit-

lich ab. Unter den deutschen Parteien herrscht jedoch ein pro-europäischer Konsens.
3
 Europa-

kritische Stimmen – wie beispielsweise der Christlich-Sozialen Union (CSU) oder der 2007 

gegründeten Linkspartei
4
 – haben es aus innen- und außenpolitischen Gründen schwer. Ange-

sichts der nationalsozialistischen Vergangenheit ist die Europäische Integration Teil der 

Staatsräson. Zudem ist sie im Zuge der Deutschen Einheit eine Bedingung für die Zustim-

mung der internationalen Partner gewesen.
5
 Wenn der sozialdemokratische Parteichef Franz 

Müntefering den Linken eine nationale soziale Politik vorwirft, so schwingt diese historische 

Assoziation bewusst mit.
6
  

Während die deutschen Eliten mit der Europäischen Integration die „Lehre aus ihrer eigenen 

Geschichte zogen“, bedeutete sie für viele Franzosen die „Verlängerung der eigenen Ge-

schichte“.
7
 Die Franzosen wurden durch ihre hohe Zustimmungsrate zum Europäischen Integ-

rationsprozess Ende der 1980er Jahre zu Vorreitern der europäischen Idee. Nachdem sich die 

Bedingungen für die französische Europapolitik mit dem Ende des Ost-West-Konflikts, der 

                                                 
1  Contributions thématiques: Parti socialiste: L‟Europe au coeur! Pour en finir avec le déficit démocratique de l‟Union européenne (Gilles 

  Savary, Bernard Poignant u.a.). In: L‟hebdo des socialistes, 25. Januar 2003, S. 143 
2  Vgl. zum permissiven Konsens Lindberg, Scheingold 1970; vgl. auch Perrineau, Ysmal 1995, S. 14  
3  Vgl. die Darstellung des „Elite-Public-Gap“ im Jahr 1996 bei Hooghe, Marks 2009, S. 11: Von den damals 15 Mitgliedstaaten der  

 Europäischen Union ist die Differenz zwischen Elite und öffentlicher Meinung in Irland am geringsten (Platz 1), Frankreich liegt auf 
 Platz 9 und Deutschland auf Platz 14. Nur in Schweden ist die Differenz noch größer. 
4  Vgl. Interview mit Oskar Lafontaine: „Wir wollen kein Europa der Konzerne“. Oskar Lafontaine verteidigt Nein der Linken zum  

 Lissabon-Vertrag und beklagt eine Kampagne gegen seine Partei. In: Süddeutsche Zeitung, 26. Februar 2009, S. 5; vgl. zu der Position 
 Peter Gauweilers (CSU) auch Helmut Kerscher: Macht, die andere ohnmächtig macht. In den Klagen gegen den Reformvertrag werden 

 vor allem die zusätzlichen Kompetenzen für Brüssel auf Kosten der nationalen Parlamente gerügt. In: Süddeutsche Zeitung, 10. Februar 

 2009, S. 2. 
5  Vgl. die empirische Analyse bei Schild 2002b; vgl. auch Bouillaud 2005   
6  Vgl. Nico Fried: Lafontaines Schuld. In: Süddeutsche Zeitung, 11. März 2009, S. 4 
7  Schild 2003, S. 33; Zbigniew Brzezinski formulierte es 1997 wie folgt: „A travers la construction européenne, la France vise la  
 réincarnation, l‟Allemagne sa rédemption“, zitiert nach Lefebvre 2007, S. 28 
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Deutschen Einheit und der Osterweiterung veränderten, sind die Zustimmungsraten allerdings 

deutlich gesunken. Für französische Parteien ist die Europäische Integration immer Gegen-

stand inner- und zwischenparteilicher Konflikte gewesen. Die Bestimmungsfaktoren für die 

Haltung zur Europäischen Integration liegen somit in innerparteilichen Flügelkämpfen und im 

Parteienwettbewerb.
8
 Mit dem Aufstieg der rechtsextremen Front national

9
 seit den Europa-

wahlen 1984 ist eine neue Konfliktlinie entstanden, die die französische Gesellschaft entlang 

der Bereitschaft zur europäischen Öffnung und dem Rückzug in nationale Grenzen und Er-

rungenschaften spaltet.  

Die lange Zeit dominierende Frage bezüglich der Übertragung nationalstaatlicher Souveräni-

tät auf die Europäische Union hat sowohl im rechten als auch im linken Lager für innerpartei-

liche Auseinandersetzungen gesorgt. Die Konflikte verliefen quer durch die Parteien, betrafen 

aber in besonderer Weise die Parteien im rechten Lager. Im linken Lager stellten die französi-

schen Sozialisten nach dem Parteiaustritt des linksrepublikanischen Flügels den Souveräni-

tätstransfer nicht mehr in Frage. Die Spaltung der französischen Gesellschaft und das Erstar-

ken der sozialen Bewegungen, die sich für den Erhalt der nationalen sozialen Errungenschaf-

ten einsetzten, entfremdeten jedoch die unteren Gesellschaftsschichten von der Parti socialis-

te. 2005 führte die fehlende soziale Dimension des Integrationsprozesses zum offenen Kon-

flikt in der sozialistischen Partei. Die Ablehnung des Europäischen Verfassungsvertrags 

machte deutlich, dass die Hoffnungen auf Wachstum und Beschäftigung, die mit der Europa-

euphorie Ende der 1980er Jahre verknüpft waren, nicht eingelöst worden waren.
10

  

Die vorliegende Arbeit befasst sich mit der Frage nach der Europäisierung von politischen 

Parteien am Beispiel der französischen Sozialisten von ihrer Neugründung 1971 bis zum Re-

ferendum über den Europäischen Verfassungsvertrag 2005. Es wird untersucht, wie die sozia-

listische Partei die Europäische Integration wahrgenommen und auf diese reagiert hat. Als 

Mitglied der international orientierten sozialdemokratischen Parteienfamilie
11

 weist sie ein 

hohes Europäisierungspotential auf. Eine Europäisierung kann jedoch auch ihren Zielen zu-

widerlaufen, da die nationale Öffnung den Handlungsspielraum des Wohlfahrtsstaats ein-

schränkt. Die Partei wird mit nachlassender Gestaltungskraft des Staats eines ihrer wertvolls-

ten Mittel beraubt, um auf soziale Ungleichheiten reagieren zu können.  

                                                 
8  Zu dieser Überlegung auch Ross 2000 
9  Im Folgenden wird für die französischen Bezeichnungen der Parteien wie im deutschen Sprachgebrauch immer der weibliche  

 Artikel gewählt – die Parti socialiste, die Front national, die Rassemblement pour la République – auch wenn im Französischen  
 eigentlich der männliche Artikel verwendet wird.   
10  Vgl. Ivaldi 2006, S. 59 
11  Im Folgenden wird von sozialdemokratischen Parteien gesprochen, wenn generelle Entwicklungen in Bezug auf die Parteifamilie in 
 Europa gemeint sind. Dies entspricht dem deutschen Sprachgebrauch, wie auch die Übersetzung der SPE mit „Sozialdemokratische 

 Partei Europas“ zeigt. Im französischen Sprachgebrauch handelt es sich eigentlich um sozialistische Parteien (siehe auch PSE als „Parti 

 socialiste européen“). Wenn explizit von der Parti socialiste die Rede ist, dann wird auch im Deutschen das Wort „sozialistisch“  
 verwendet. 
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Eine potentielle Regierungspartei wie die Parti socialiste hat zwei Möglichkeiten: Sie kann 

entweder konsequent eine Strategie der Öffnung wählen und ihre Gestaltungskraft auf europä-

ischer Ebene zurückerlangen. Oder sie wählt eine Strategie der nationalen Schließung, um die 

nationalen sozialen Errungenschaften zu sichern. Als Regierungspartei tendiert sie zur ersten 

Strategie, als Wählerpartei zur zweiten. Die Parti socialiste fürchtet, durch ein offenes Be-

kenntnis zur Europäischen Union und ihren innenpolitischen Konsequenzen, Wählerstimmen 

zu verlieren. Die zahlreichen inner- und zwischenparteilichen Konflikte der Parti socialiste 

oszillieren zwischen der Europäisierung als Ausweg aus der Krise und der Kritik, vor äußeren 

Zwängen zu resignieren und die sozialen Errungenschaften des Nationalstaats zu opfern. 

Im Mittelpunkt der vorliegenden Arbeit steht die These, dass inner- und zwischenparteiliche 

Konflikte eine Europäisierung der Parti socialiste erschwert haben. Sie sind die Ursache da-

für, dass die Parteiführung die innerparteilichen Debatten über Europa von der realen Ent-

wicklung des Integrationsprozesses abkoppelt. Umstrittene europäische Fragen werden über 

Formelkompromisse oder über eine idealistische Europavision gelöst. In einer ideologisch 

stark fragmentierten Partei wie der Parti socialiste hat der innerparteiliche Zusammenhalt 

Priorität. Organisatorische Strukturen tragen nur wenig zur Verstetigung der europapoliti-

schen Debatte innerhalb der Partei bei. Im Parteienwettbewerb verstärken Wahlabsprachen 

und Bündnisse mit euroskeptischen Parteien die Tendenz, europapolitische Fragen aus den 

Debatten auszuklammern.  

Während die französischen Sozialisten – ebenso wie die etablierten Parteien im rechten politi-

schen Lager – durch inner- und zwischenparteiliche Konflikte blockiert sind, stellt der anhal-

tende Wahlerfolg der Front national eine typisch französische universalistische Weltsicht in 

Frage. Auch die Globalisierungskritiker und die sozialen Bewegungen schließen sich dem 

heterogenen Lager der Euroskeptiker an. Die politischen Eliten haben es versäumt, ihnen ei-

nen positiven Diskurs entgegenzusetzen und die europapolitische Willensbildung innerhalb 

von Partei und Gesellschaft zu fördern. 

„Il est une leçon à tirer impérativement: afin de créer un espace de référence européen, 

il faut d‟abord éduquer, non pas tant les masses populaires, que les élites elles-

mêmes.“
12

 

Bevor also Überlegungen zur Rolle politischer Parteien als Katalysatoren des Europäischen 

Integrationsprozesses oder als Baustein einer europäischen Öffentlichkeit angestellt werden 

können, lohnt die Analyse der politischen Optionen und Restriktionen der Europäisierung. 

Trotz eines hohen Europäisierungspotentials können spezifische nationale, ideologische und 

strukturelle Gründe eine Europäisierung der parteipolitischen Identität verhindern. In der 

                                                 
12  Frank 2007, S. 472 
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Konsequenz wird zwar nach außen eine europäische Fassade aufrecht erhalten, die jedoch auf 

der Grundlage von Formelkompromissen oder verhinderten Debatten zustande gekommen ist. 

Diese fragile Europäisierung kann in Zeiten der parteipolitischen Krise in Frage gestellt wer-

den und zu einem repli sur soi, also zu einem Rückzug in franko-französische Debatten, füh-

ren.  

Die Analyse der Europäisierung von politischen Parteien muss diese als Akteur im politischen 

Wettbewerb begreifen. Eine politische Partei nimmt an Wahlen teil, sie bietet ihren Mitglie-

dern Karrierechancen und ermöglicht eine ideologische Identifizierung. Die Partei ist eine 

komplexe Organisation, die die innerparteilichen Machtstrukturen in Einklang bringen muss, 

um ein Auseinanderbrechen zu verhindern. Die genannten Faktoren können Optionen und 

Restriktionen für die Europäisierung der Parti socialiste sein und sind in diesem Zusammen-

hang noch nicht systematisch untersucht worden. Auch der Fokus der vorliegenden Arbeit ist 

neu: Es soll in erster Linie gezeigt werden, was die Europäisierung der Partei erschwert hat. 

Die Forschungsarbeiten zur Parti socialiste und zu Europa lassen sich in drei Bereiche eintei-

len: die Parti socialiste und die französischen Linken, der Sozialismus in vergleichender eu-

ropäischer Perspektive sowie der Einfluss der Europäischen Integration auf die Parti socialis-

te und die Parteiensysteme.  

Die Sammelbände von Jean-Jacques Becker und Gilles Candar umfassen historische Analy-

sen renommierter Autoren zur französischen Linken. Alain Bergounioux analysiert als Mit-

glied des Parteivorstands gemeinsam mit Gérard Grunberg die Geschichte der Parti socialiste 

seit ihren Anfängen. Sie vertreten die These, dass die Parti socialiste wegen ihres ambivalen-

ten Verhältnisses zur Macht eine Sonderstellung innerhalb der europäischen Sozialdemokratie 

einnimmt. Frédéric Sawicki folgt einem soziologischen Ansatz und untersucht die gesell-

schaftliche Verankerung der Partei, wobei er eine wechselseitige Beeinflussung von nationa-

len und lokalen Faktoren vermutet. Rémi Lefebvre hat seinen Schwerpunkt auf die lokale 

Verankerung der Parti socialiste gelegt.
13

 Im Hinblick auf die Kultur des Sozialismus sind die 

Monographien von Hugues Portelli, Marc Sadoun und Michel Winock bedeutsam.
14

 Darüber 

hinaus gibt es zahlreiche Studien über die PS als Regierungspartei.
15

 Kritische Analysen zu 

aktuellen Ereignissen sind zu finden beispielsweise bei Adolf Kimmel, Hans Manfred Bock, 

Joachim Schild, Alistair Cole oder Pascal Perrineau.
16

  

Unter den zahlreichen Veröffentlichungen über die europäische Sozialdemokratie ist Wolf-

gang Merkel hervorzuheben. Er klassifiziert die europäische Sozialdemokratie nach unter-

                                                 
13  Becker et al. 2004a; Becker et al. 2004b; Bergounioux, Grunberg 2005; Kergoat 1997; Lefebvre, Sawicki 2006; Sawicki 1997 
14  Portelli 1980b; Sadoun 1993; Winock 1999 
15  Schäfer 1989; Bell, Criddle 1984; Favier, Martin-Roland 1990, 1991, 1996, 1999; Portelli 1998; Boy 2003 
16  Kimmel 2007; Bock 1992; Bock 2005; Schild 2005; Cole 2002 
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schiedlichen Typen, zeichnet ihre Entwicklung nach und untersucht die zentralen Herausfor-

derungen seit der Debatte über den Niedergang der Sozialdemokratie.
17

 Bei der Frage nach 

einer möglichen Sonderrolle der französischen Sozialisten sind diese Analysen aufschluss-

reich, da sie empirisch vorgehen. Auch thematisieren sie den Einfluss von Europäisierung und 

Globalisierung als Herausforderungen für sozialdemokratische Regierungsparteien in der 

zweiten Hälfte der 1990er Jahre. Die Entwicklung der Sozialdemokratie in Europa untersu-

chen ferner Pascal Delwit, Alain Bergounioux und Gérard Grunberg, Zaki Laïdi, Marc Lazar, 

Gerassimos Moschonas oder Michel Winock.
18

  

Auch haben sich bereits Untersuchungen mit dem Einfluss der Europäischen Integration auf 

die Parti socialiste befasst. Markus Jachtenfuchs, Pascal Delwit oder Christian Krell analysie-

ren die Programmatik politischer Parteien, darunter auch der französischen Sozialisten, in 

vergleichender Perspektive.
19

 Sabine Jung hat die europapolitischen Debatten in der französi-

schen Nationalversammlung ausgewertet und die Entwicklung zentraler europapolitischer 

Ideen bei den Sozialisten nachgezeichnet.
20

 Ulrike Guérot und Geneviève Lemaire-Prosche 

konzentrieren sich vor allem auf die Programmatik der PS, die sie anhand der Parteitage dar-

stellen.
21

 Ihre Analysen enden jedoch 1990 bzw. 1995 und behandeln den parteipolitischen 

Wettbewerb nur am Rande. 

Der Einfluss der Europäischen Integration auf die nationalen Parteiensysteme wurde anfangs 

gering bewertet. Unter Hinzunahme der indirekten Effekte der Europäisierung – hiermit ist 

der eingeschränkte nationale Handlungsspielraum gemeint – ließen sich jedoch durchaus Ef-

fekte auf die Parteiensysteme beobachten.
22

 Die Forschung ist in der Folge über die Europäi-

sierung hinausgegangen und hat die Auswirkungen der Globalisierung mit einbezogen. Es 

geht um die Frage nach Öffnung bzw. Schließung nationaler Gesellschaften und die entste-

henden Konfliktlinien.
23

  

Die Parti socialiste hat sich laut Laurent Olivier transnationalisiert.
24

 Sie habe ihre histori-

schen Besonderheiten verloren und eine Sozialdemokratisierung durchlaufen. Die transnatio-

nale Dimension steht auch bei Robert Ladrech im Vordergrund.
25

 In vergleichender Perspek-

tive betont er die strategische Rolle der Sozialdemokratischen Partei Europas (SPE) für die 

nationalen Parteien in den 1990er Jahren. Ladrech hat die Debatte um die Europäisierung so-

                                                 
17  Merkel 1993; Merkel et al. 2006; Clift 2003 oder Cuperus et al. 2001b 
18  Delwit 2004; Bergounioux, Grunberg 1996; Grunberg 1997; Laidi 2001; Lazar 1996; Moschonas 2002; Winock 1992 
19  Jachtenfuchs 2002; Delwit 1995; Krell 2009 
20  Jung 1999 
21  Guérot 1996; Lemaire-Prosche 1990 
22  Mair 2000; Mair 2007 
23  Zur Globalisierung besonders: Gordon, Meunier 2001; zu den Konfliktlinien: Grunberg, Schweisguth 2003; Hooghe et al. 2002;  

 Marks 2004 
24  Olivier 2005 
25  Ladrech 1993; Ladrech 2000; Ladrech 2002a; Ladrech 2002b; Ladrech 2004 oder Ladrech et al. 1999 
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zialdemokratischer Parteien geprägt und regelmäßig auf Frankreich Bezug genommen. Die 

strategische Dimension der SPE für die PS betont auch David Hanely in seinem Aufsatz vom 

Verhältnis der Europäischen Integration zur Globalisierung.
26

 Tanja Wielgoß hat allerdings 

anhand der Analyse der Interaktionsstrukturen von SPD und PS gezeigt, wie schwierig bereits 

eine binationale Verständigung unter sozialdemokratischen Parteien sein kann.
27

  

Die hier dargestellte Literatur steht in enger Verbindung mit zwei weiteren Forschungskon-

texten zu den Themengebieten Europa und Wahlen in Frankreich. Für die französische Euro-

papolitik sind die Monographien von Gisela Müller-Brandeck-Bocquet und Gérard Bossuat 

einschlägig.
28

 Im Hinblick auf die französischen nationalen und europäischen Wahlen ist auf 

die Chroniken des Centre d’études de la vie politique française (CEVIPOF) zu verweisen, die 

ab 1992 regelmäßig die französischen Wahlen analysieren.
29

 In allen Chroniken wird nach der 

Bedeutung der Europäischen Integration für den jeweiligen Wahlausgang gefragt. Ferner ist 

an dieser Stelle auf die Wahlanalysen von Pierre Bréchon zu verweisen.
30

  

Durch den vorliegenden Anspruch, möglichst viele Faktoren bei der Erklärung des parteipoli-

tischen Verhaltens heranzuziehen, muss eine Vielzahl an Forschungskontexten beachtet wer-

den. Diese können teilweise nur gestreift und nicht ausführlich diskutiert werden. Vorrangig 

ist eine akteursspezifische Perspektive. In Gesprächen mit ehemaligen und aktuellen Mitglie-

dern des Parteivorstands der PS aus dem internationalen und europäischen Bereich, mit Euro-

paabgeordneten und dem Generalsekretär der SPE, mit Wissenschaftlern und Experten sowie 

mit einigen wenigen Vertretern der konservativen politischen Parteien wurden in erster Linie 

die Optionen und Restriktionen der Europäisierung aus Sicht der Parti socialiste herausgefil-

tert. Hierfür war auch die Analyse der parteiinternen Presse hilfreich.
31

 

In den ersten zwei Teilen der Arbeit wird die Europäisierung von politischen Parteien aus 

Sicht der Europa- und der Parteienforschung diskutiert. Nach einem kurzen historischen Ab-

riss zur Identität der Parti socialiste schließt sich im vierten Teil das Herzstück der Analyse 

der Europäisierung der Parti socialiste von 1971 bis 2005 an. Jeder der sechs Zeitabschnitte 

folgt einem Analyseraster, das die Partei- und Europapolitik, die Programmatik, den Partei-

enwettbewerb, die organisatorischen Veränderungen und die transnationalen Beziehungen 

umfasst. Dieses Vorgehen erlaubt, die Optionen und Restriktionen der Parti socialiste bei der 

Europäisierung abzuwägen und einzuschätzen.  

                                                 
26  Hanley 2001 
27  Wielgoß 2002 
28  Müller-Brandeck-Bocquet 2004; Bossuat 2005; vgl. auch Bitsch 2007  
29  Habert et al. 1993; Perrineau 1995; Perrineau 1998a; Perrineau 1999; Perrineau 2003; Perrineau 2005b; Perrineau 2008  
30  Bréchon 2008; Bréchon et al. 2000 
31  Vgl. die Liste der Interviewpartner und der analysierten Dokumente im Anhang 
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I. Europäische Integration und Europäisierung als Gegenstand der 

 Theoriebildung 

Die Europäisierung hat zwei Gesichter:
32

 Das eine beschreibt die Institutionalisierung der 

Europäischen Union; das andere die Rückwirkungen der europäischen Institutionen und Dy-

namiken auf die politischen, normativen und repräsentativen Strukturen auf nationaler Ebe-

ne.
33

 Die Analyse dieser Rückwirkungen bildet das Kernstück der Europäisierungsforschung. 

Im Folgenden werden die unterschiedlichen Theorien zur Europäischen Integration, zur Ana-

lyse des politischen Systems der Europäischen Union sowie zur Europäisierung diskutiert.  

Nach einem Überblick über die drei Phasen der Integrationsforschung werden die zentralen 

Integrationstheorien – Föderalismus, Neofunktionalismus und Intergouvernementalismus – 

kurz vorgestellt und die Bedeutung der politischen Parteien in den jeweiligen Ansätzen her-

ausgearbeitet. In einem zweiten Schritt wird die Rolle der Parteien im europäischen Mehrebe-

nensystem diskutiert. Auf einer grundsätzlichen Ebene wird anschließend nach den zentralen 

Erklärungsfaktoren für den Integrationsprozess und das Verhalten der politischen Parteien 

gefragt: Vertreten nationale Akteure ihre jeweiligen Interessen oder unterliegen die Interessen 

dem Einfluss von europäischen Institutionen und Ideen? Ausgehend von dieser Debatte zwi-

schen rationalen und konstruktivistischen Erklärungsmustern für das Verhalten von Akteuren 

und den Einfluss von Institutionen werden die Forschungsansätze zur Europäisierung – insbe-

sondere der nationalen Identitäten – erörtert.   

1.1  Die Rolle politischer Parteien bei der Integration Europas  

1.1.1  Die drei Phasen der Integrationsforschung 

Das Ziel von europäischen Integrationstheorien ist die systematische Reflexion über die In-

tensivierung der politischen Kooperation in Europa, die Entwicklung von gemeinsamen poli-

tischen Institutionen und das daraus resultierende System.
34

 Abhängig von dem dominieren-

den Erkenntnisinteresse, von den jeweiligen Grundannahmen sowie dem realpolitischen Fort-

schritt des Integrationsprozesses lassen sich unterschiedliche Phasen der Integrationsfor-

schung erkennen. Die Einteilung in Phasen ist wegen ihres verallgemeinernden Charakters 

zwar immer wieder der Kritik ausgesetzt, jedoch erlaubt sie eine Verortung der Europäisie-

rungsforschung in der Integrationsforschung.  

Es können drei Phasen unterschieden werden:
35

 Bis in die 1980er Jahre dominierte das Ziel, 

den Europäischen Integrationsprozess erklären zu wollen. Die Studien gehen der Frage nach, 

                                                 
32  Vgl. Mair 2004, S. 340 f. 
33  Vgl. Radaelli 2000, S. 1 
34  Vgl. Diez, Wiener 2005, S. 3 
35  Diese Phasen geben die einflussreichsten Tendenzen der Forschung wieder, was nicht bedeutet, dass nicht bereits in der ersten Phase 
  Ansätze der zweiten oder dritten Phase angedacht worden sein könnten, vgl. Diez, Wiener 2005 
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warum Staaten Handlungskompetenzen abgeben und analysieren die Motive und den Verlauf 

des Integrationsprozesses. Die Forschung wird von der Debatte zwischen Intergouvernemen-

talisten und Neofunktionalisten dominiert und orientiert sich dabei an den Theorien der Inter-

nationalen Beziehungen.
36

 

Mit den zentralen Integrationsfortschritten nach Verabschiedung der Einheitlichen Europäi-

schen Akte 1986 geht die Integrationsforschung in eine zweite, analytisch geprägte Phase 

über, die sich mit den Formen des Regierens in Europa und dem politischen System der Euro-

päischen Union beschäftigt. Anstelle des alten Gegensatzes von Intergouvernementalismus 

und Neofunktionalismus tritt eine Vielzahl unterschiedlicher Ansätze. Es werden klassische 

Theorien wieder aufgegriffen und die Forschung gewinnt durch den Neoinstitutionalismus 

und die Mehrebenenanalyse neue Impulse. Auch die Europäisierungsforschung beginnt in 

dieser zweiten Phase. Die Forschungsansätze werden stärker von der Vergleichenden Politik-

wissenschaft beeinflusst. Dies bedeutet, dass die Europäische Union nicht mehr als eine inter-

nationale Organisation gesehen wird, deren Hauptakteure die Nationalstaaten sind, sondern 

als ein Regierungssystem.
37

 

In der dritten Phase zu Beginn der 1990er Jahre stellen kritische und konstruktivistische An-

sätze die klassischen Theorien in Frage und betonen die Relevanz von Normen, Ideen, Institu-

tionen und Identitäten. Mit dem Ende des Ost-West-Gegensatzes haben dominierende Macht-

verhältnisse und Gewissheiten an Bedeutung verloren. So konnten klassische Theorien der 

Internationalen Beziehungen den Untergang der Sowjetunion und den weitreichenden Ein-

fluss des „neuen Denkens“ eines Michael Gorbatschows nicht erklären.
38

 In der Europafor-

schung haben sich wegen der sinkenden Zustimmung der Bevölkerung zum Integrationspro-

zess seit dem Vertrag von Maastricht 1992 konstruktivistische Ideen etabliert und zu einer 

Debatte über die Politisierung Europas beigetragen.
39

 Die bereits in der zweiten Phase begon-

nene Suche nach neuen Begrifflichkeiten, die einen regionalen Integrationsprozess jenseits 

von nationalstaatlich geprägten Konzepten beschreiben, wurde mit Ansätzen aus der dritten 

Phase fortgesetzt.  

Die Europäisierungsforschung kann nicht unabhängig von der Integrationsforschung betrach-

tet werden. Die folgende Diskussion der Integrationstheorien zeigt, dass die Grundannahmen 

aus der ersten Phase der Integrationsgeschichte in den späteren Phasen fortgeschrieben wur-

den. Auch werden Brückenschläge zwischen den unterschiedlichen Erklärungsansätzen ge-

fordert.  

                                                 
36  Vgl. Rhodes et al. 1995, S. 7 
37  Vgl. Rhodes et al. 1995, S. 7; vgl. Hix, Lord 1997, S. 201ff. 
38  Vgl. Krell 2004, S. 347 
39  Vgl. Schwellnus 2006, S. 321 
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1.1.2  Föderalismus und die Konstitutionalisierung Europas 

Der Föderalismus war der dominierende Integrationsansatz in den Jahren nach dem Zweiten 

Weltkrieg.
40

 Um die nationalstaatlichen Egoismen zu überwinden, die in den vorangegange-

nen Jahrzehnten wiederholt zu Kriegen geführt hatten, wurde über einen europäischen Bun-

desstaat diskutiert. Die Mitgliedstaaten einer föderalen europäischen Gemeinschaft müssten 

hierfür ihre nationalstaatliche Souveränität auf einen europäischen Bundesstaat übertragen.  

Innerhalb der föderalen Bewegung standen Jean Monnet, Leiter der französischen Planungs-

behörde zum wirtschaftlichen Aufbau, und Altiero Spinelli, Generalsekretär der italienischen 

föderalistischen Bewegung, für zwei unterschiedliche Wege zu einem europäischen Bundes-

staat. Spinelli war Anhänger eines demokratischen Radikalismus. Er schlug die Wahl einer 

Versammlung vor, um einen Verfassungsentwurf für Europa auszuarbeiten. Jean Monnet 

sprach sich hingegen für einen indirekten Weg zu einem europäischen Bundesstaat aus. Klei-

ne, konkrete und vor allem wirtschaftliche Vereinbarungen sollten in einem föderalen Europa 

kulminieren.
41

 Monnet wollte eine Debatte über einen europäischen Bundesstaat, der die nati-

onale Souveränität direkt in Frage stellen würde, vermeiden.
42

 Nach dem Scheitern der Euro-

päischen Verteidigungsgemeinschaft und der Europäischen Politischen Gemeinschaft im Jahr 

1954 setzte sich die funktionale méthode Monnet durch.  

Der deutsch-amerikanische Politikwissenschaftler Carl Joachim Friedrich belebte in den 

1960er Jahren die Föderalismusforschung neu und eröffnete mit einem als Prozess verstande-

nen Föderalismus eine analytische Perspektive.
43

 Konstitutionelle Fragen wie die Entstehung 

einer Verfassung oder die Verteilung der Kompetenzen interessierten Friedrich weniger als 

soziologische Aspekte. Beim Vergleich mit anderen Föderalstaaten fiel ihm der schwache 

sozio-politische Unterbau in Europa auf.
44

 Die Kooperation unter politischen Parteien war für 

Friedrich ein Wegbereiter, um Unterstützung für den Integrationsprozess zu gewinnen.
45

 Er 

stellte fest, dass sich in Reaktion auf die supranationale Regierungsstruktur in der Europäi-

schen Gemeinschaft bereits supranationale Parteiorganisationen gebildet hatten.
46

  

                                                 
40  Victor Hugo sprach schon 1849 von den „Vereinigten Staaten von Europa“, in der Zwischenkriegszeit gründete Graf Richard von 

  Coudenhove-Kalergi 1922 die Paneuropa-Union und während des Zweiten Weltkriegs spielte die föderale Idee im Widerstand eine 
 bedeutende Rolle. Winston Churchill griff das Leitbild der „Vereinigten Staaten von Europa“ in seiner Züricher Rede am 19. September 

 1946 wieder auf. In dem darauf folgenden Jahr kristallisierten sich neben den einen Bundesstaat anstrebenden Föderalisten weitere 

 Strömungen innerhalb der europäischen Bewegung heraus wie die intergouvernemental ausgerichteten Unionisten und eine fließende 
 Gruppe aus wirtschaftlichen Vereinigungen sowie den großen politischen Lagern. Nach der Zahl ihrer Mitglieder waren die Föderalisten 

  die bedeutendste Gruppe. Vgl. Giering 1997, S. 34; vgl. Brunn 2005, S. 52ff.; vgl. den Auszug aus der Rede Churchills bei Brunn 2005, 

 S. 317 
41  Vgl. Burgess 2005, S. 32; Für Jean Monnet blieb die wirtschaftliche Integration jedoch nur die drittbeste Lösung, die der politischen 

 Union und der Integration des Sektors für Atomenergie nachgeordnet war. Vgl. Hooghe, Marks 2009, S. 5 
42  Vgl. Burgess 2005, S. 35 
43  Vgl. Große Hüttmann, Fischer 2006, S. 43 
44  Vgl. Große Hüttmann, Fischer 2006, S. 49f. 
45  Vgl. Friedrich 1968, S. 49 
46  Vgl. Friedrich 1970, S. 366 
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Ein rousseauistisches Repräsentationsverständnis hielt Friedrich jedoch für unvereinbar mit 

dem Föderalismus.
47

 Das Streben nach der volonté générale, dem unteilbaren Gemeinwillen 

in einer Demokratie, widerspreche der föderalen Tatsache, so Friedrich, dass der Wille einer 

nationalen Wählerschaft durch den Willen anderer nationaler Wählerschaften in Europa 

durchkreuzt werden könne. Für Anhänger eines rousseauistischen Repräsentationsverständ-

nisses – wie die radikalen Demokraten unter den europäischen Sozialisten – sei der Sozialis-

mus auf europäischer Ebene schwieriger zu verwirklichen.
48

 Dieser setzt nämlich voraus, dass 

ein europäischer Gemeinwille für den Sozialismus entstehen müsste.  

Mit der Unterzeichnung der Einheitlichen Europäischen Akte 1986 und dem Vertrag von 

Maastricht 1992 wurde erneut über eine Verfassung für Europa diskutiert.
49

 Mit jeder Kompe-

tenzerweiterung, die in den Europäischen Verträgen festgeschrieben wurde, erfuhr die Euro-

päische Union de facto eine „schleichende Konstitutionalisierung“.
50

 Diese führte auch zu 

einem gewachsenen Bedürfnis nach Legitimation der europäischen Politik, die unter anderem 

über politische Parteien gesichert werden sollte. Das Ziel eines europäischen Bundesstaats 

wirkte jedoch überholt, da der tatsächliche Zustand der Europäischen Union eher einem 

„unaufgelösten Formelkompromiss“ zwischen souveränen Nationalstaaten und gemeinschaft-

licher Repräsentation entsprach.
51

 2001 wurde das Projekt einer Verfassungsgebung in die Tat 

umgesetzt und 2003 ein Vertragsentwurf über eine Europäische Verfassung vorgelegt. Die 

staatsähnlichen Symbole des Verfassungsvertrags – wie eine europäische Hymne, eine euro-

päische Fahne oder einen europäischen Feiertag – trugen jedoch dazu bei, dass der Verfas-

sungsvertrag bei den Referenden in Frankreich und den Niederlanden 2005 scheiterte. 

Neben der theoretischen Debatte war der Föderalismus immer Gegenstand der politischen 

Auseinandersetzung. Wegen der Assoziation mit einem europäischen Bundesstaat wurde er 

mit einem Tabu belegt. In den Verträgen der Europäischen Gemeinschaft bzw. späteren Uni-

on wurde die Referenz auf eine föderale Zielsetzung vermieden, auch wenn man de facto fest-

stellen kann, dass  

„in einem richtig verstanden Föderalismus […] gleichwohl genau jene Schwebezustän-

de [herrschen], wie sie für die europäische Integration charakteristisch sind“.
52

 

Das „dirty ,F„-word“
53

 konnte nicht nur den Widerstand von Mitgliedstaaten wie Großbritan-

nien oder Frankreich hervorrufen, sondern auch innenpolitische Kräfte provozieren. Dies 

führte beispielsweise den deutschen Bundeskanzler Helmut Kohl 1992 dazu, sich von der 

                                                 
47  Vgl. Friedrich 1964, S. 174; Rousseau stand föderalistischen Vorstellungen jedoch nicht kritisch gegenüber, vgl. Pfetsch 2007, S. 53 
48  Vgl. Friedrich 1964, S. 174 
49  Vgl. Diez, Wiener 2005, S. 10 
50  Vgl. Oeter 2003, S. 95 
51  Vgl. Oeter 2003, S. 88 
52  Bieber 2004, S. 126 
53  Oeter 2003, S. 60 
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Formel der „Vereinigten Staaten von Europa“ zu distanzieren.
54

 Die französischen Sozialisten 

haben sich hingegen 2003 zu einer europäischen Föderation bekannt. Ihr Wunsch nach einem 

europäischen Bundesstaat unterliegt jedoch der von Friedrich beschriebenen Gefahr, die von 

einem rousseauistischen Repräsentationsverständnis ausgeht. Die im Jahr 2008 zur Parteivor-

sitzenden gewählte Sozialistin Martine Aubry prägte hierfür den Begriff der Euroglücksselig-

keit, einer eurobéatitude, die nach immer mehr Europa rufe.
55

 Die weitere Analyse wird zei-

gen, dass einige Sozialisten dazu tendieren, existierende Realitäten und Widerstände zu igno-

rieren und französische Vorstellungen auf Europa zu übertragen. Ihr Ruf nach einem linken 

Europa weckt beim politischen Gegner – wie beim ehemaligen Europaminister Alain Lamas-

soure – Bedenken, da für ihn die Debatte über ein linkes Europa eine antieuropäische Debatte 

ist. In einer Demokratie könne schließlich auch die politische Rechte die Mehrheit in Europa 

stellen.
56

  

1.1.3  Neofunktionalismus und die Bedeutung der supranationalen Ebene  

Ernst B. Haas, der zentrale Vertreter des Neofunktionalismus, distanzierte sich von einem als 

normativ-ideologisch und deskriptiv verstandenen Föderalismus
57

 und argumentierte mit der 

Nützlichkeit der Kooperation in bestimmten Politikfeldern. Die Integration erfolgt für Haas 

funktional und bedarfsorientiert.
58

 Der ursprünglich von David Mitrany entwickelte funktio-

nale Ansatz geht davon aus, dass vor allem ein unpolitischer Sektor nicht Gegenstand funda-

mentaler Interessenkonflikte wird, der Entscheidungsprozess inkremental verläuft und die 

Suche nach einer Problemlösung die ideologischen Debatten überlagern muss.
59

 Im Gegensatz 

zu Mitrany stützte der Neofunktionalist Haas seine Analyse auf unterschiedliche gesellschaft-

liche Gruppen wie Parteien oder Interessenverbände und betonte die Bedeutung politischer 

Akteure auf supranationaler Ebene.  

Durch die pluralistische Interessenstruktur einer Gesellschaft entsteht nach Haas sozialer 

Problemdruck, für den konkrete politische Problemlösungen herbeigeführt werden müssen.
60

 

                                                 
54  Vgl. Schmalz 2002, S. 57 
55  Contributions générales: Construisons un autre monde (Martine Aubry u.a.). In: L‟hebdo des socialistes, 25. Januar 2003, S. 62. 
56  Vgl. Rüther – Alain Lamassoure 21.09.2006 
57  Vgl. Giering 1997, S. 77f. 
58  Vgl. Schmitter 2005, S. 56; Implizit kann man in den Arbeiten von Haas jedoch eine normative Aussage lesen. Nach Ende des Zweiten 
 Weltkriegs hielt Haas den Nationalstaat und die Nationalismen für „die zentrale Gefahr für Frieden und Menschenrechte“. Vgl. Wolf 

 2006, S. 74 
59  Vgl. Giering 1997, S. 46; In den 1970er Jahren bediente sich auch die Interdependenzforschung der (neo-)funktionalistischen  
 Annahmen. Die Interdependenzforschung geht von einer globalen Perspektive aus und subsummiert die Integrationsforschung als Teil 

 eines weiterreichenden Prozesses. Die Zusammenarbeit in Westeuropa ist aus dieser Perspektive eine Folge der wachsenden  

 Interdependenz der Märkte durch beispielsweise internationalen Handel, multinationale Konzerne und Kapitalfluss. Auch  
 Umweltprobleme, Kriminalität oder Krankheiten können zur verstärkten Zusammenarbeit von Staaten führen. Auf diese Art und Weise 

 entstehen internationale Regime: Regierungen kooperieren in einem Regime und verständigen sich auf gemeinsame Regeln, Normen, 

 Verfahren und Institutionen. Im Fokus der Untersuchungen steht allerdings die Fähigkeit zur Problemlösung innerhalb eines globalen 
 Netzwerkes. Der Regimeansatz kann somit als eine Symbiose des Intergouvernementalismus und des Funktionalismus betrachtet  

 werden. Er kann aber auch als eine durch den Neoinstitutionalismus modifizierte Form des Neofunktionalismus betrachtet werden. Vgl. 

 Giering 1997, S. 116 
60  Vgl. Wolf 2006, S. 67 
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Es kommt zur Kooperation in ausgewählten Politikfeldern, die sich auf weitere Politikfelder 

ausweiten kann. Dieser sogenannte Spill-Over-Effekt schließt auch den Übergang vom tech-

nokratischen zum politischen Bereich ein: Bei der Vergemeinschaftung von Kohle und Stahl, 

so Haas, müsse man sich notgedrungen auch mit den national unterschiedlichen Sozialstan-

dards der Bergleute und Stahlkocher befassen, weil diese sich auf die Preisstruktur des jewei-

ligen Standorts auswirkten.
61

 Haas geht davon aus, dass die nationalen Akteure ihre Erwar-

tungen und Loyalitäten im Laufe der Zeit auf die supranationale Ebene übertragen werden. 

Der Lernprozess von Eliten ist – neben dem Spill-Over-Effekt – für ihn ein weiterer zentraler 

Erklärungsfaktor, warum Staaten bereit sind, Souveränität abzugeben.  

Am Beispiel der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS) analysierte Haas 

das Potential der europäischen Idee für die politischen Parteien.
62

 Er kam zu dem Schluss, 

dass Parteien aller Länder sowohl Anhänger als auch Gegner Europas vereinten. Außer in der 

Verteidigung der europäischen Idee, seien die Ansichten der Befürworter äußerst heterogen. 

Damit sei der Europäismus eher unspezifisch und als integrative Kraft ideologisch zumindest 

fragwürdig.
63

 Eine europäische Mehrheit beruhe auf konvergierenden Interessen und nicht auf 

einem gemeinsamen Willen. Der nicht vorhandene parteipolitische Konsens erleichterte für 

Haas allerdings die Verhandlungen:  

„If a uniform consensus within each national unit had existed at the onset of the integra-

tion step, ideological realignments would be made more difficult because of the pre-

existing rigidities in outlook and expectations, some of which are bound to be disap-

pointed as integration goes forward.“
64

 

Die europäischen supranationalen Bewegungen der Christdemokraten oder der Sozialisten 

entwickelten zwar ideologische Positionen, jedoch folgten die einzelnen Parteien in Europa 

dieser Einschätzung in ihrer alltäglichen Politik kaum, so Haas.
65

 Wie schwer der Europäis-

mus zu definieren und einzuordnen sei, habe das Debakel der Europäischen Verteidigungs-

gemeinschaft gezeigt.
66

 Voraussetzungen für transnationale Zusammenschlüsse seien die Be-

reitschaft der nationalen Parteien zu einer Neuausrichtung von Loyalitäten auf supranationaler 

Ebene sowie entsprechende Institutionen, die diese Neuausrichtung steuern könnten. Suprana-

tionale Institutionen sind für Haas zentral, weil sie die Kooperation stabilisieren und be-

schleunigen. Trotz der ersten Zusammenschlüsse politischer Parteien auf europäischer Ebene 

                                                 
61  Vgl. Wolf 2006, S. 72 
62  Vgl.Haas 1968, S. 19ff. 
63  „„Europe„ is far too nebulous a symbol to act as an integrating device for developing a political doctrine“; Haas 1968, S. 27 
64  Haas 1968, S. 158, vgl. hierzu auch die Ausführungen bei Haas zur Entwicklung eines Gemeinschaftsgefühls: Haas 1968, S. 9f. 
65  Vgl. Haas 1968, S. 25f. 
66  Vgl. Haas 1968, S. 155 
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blieben für ihn jedoch die konvergierenden Interessen bei der Europäischen Einigung domi-

nant.
67

  

Im Vorwort der Neuauflage seiner zehn Jahre zuvor erstmals erschienen Studie über die Eu-

ropäische Gemeinschaft verwies Haas 1968 auf die Lektionen, die ihm die Politik des franzö-

sischen Staatspräsidenten Charles de Gaulle erteilt habe.
68

 So führte dessen „Politik des leeren 

Stuhls“ zu einer Blockade der Europapolitik, die mit dem 1966 verabschiedeten Luxemburger 

Kompromiss, der wichtige nationale Interessen vor Mehrheitsentscheidungen im Rat schützt, 

beendet wurde. Zwar hielt Haas die französische Entwicklung unter de Gaulle für einen Aus-

nahmefall, der französische Staatspräsident habe jedoch gezeigt, dass ein politischer Prozess, 

der auf pragmatischen Interessen beruhe, zerbrechlich sei. Pragmatische Interessen ohne ideo-

logischen oder philosophischen Bezug seien kurzlebig.
69

  

Die Grundannahmen des Neofunktionalismus – der Spill-Over-Effekt und der Lernprozess 

von politischen Eliten – unterliegen damit Bedingungen. Ein entscheidender Faktor ist die 

Anpassungsfähigkeit der gesellschaftlichen und politischen Eliten. Die Wahrscheinlichkeit 

eines Spill-Overs kann demnach durch Staatsmänner wie de Gaulle oder unvorhergesehene 

Ereignisse gestört werden. Eine Integrationstheorie muss deswegen auch die Möglichkeit vor-

sehen, dass es zu keiner Integration kommt.
70

  

Philippe Schmitter entwickelte den Neofunktionalismus weiter und differenzierte den Spill-

Over-Effekt unter Berücksichtigung von Akteursinteressen weiter aus. Beim Integrationspro-

zess einigeten sich laut Schmitter Akteure aufgrund ungleicher Motive auf gemeinsame Ziele. 

Diese Ziele würden von den Akteuren in der Regel unterschiedlich bewertet. In der Konse-

quenz suchten die Akteure nach alternativen Strategien und erweitern entweder die Koopera-

tion auf andere Politikfelder (scope) oder vertiefen das Niveau der Integration in bestehenden 

Bereichen (level).
71

 Ein Neofunktionalist muss nach Schmitter die Frage beantworten, ob die 

Konsequenzen aus einmal getroffenen Entscheidungen zu einer Neudefinition von Ak-

teursstrategien führen. Die Antwort auf diese Frage sollte nach Schmitter auch eine fehlende 

Neudefinition oder sogar einen Rückschritt, einen sogenannten Spill-Back, im Integrations-

prozess vorsehen.
72

  

                                                 
67  Vgl. Haas 1968, S. 292 
68  Vgl. Haas 1968, S. xiv–xv 
69  Vgl. Haas 1968, S. xxiii 
70  Vgl. Schmitter 2005, S. 47 
71  Vgl. Giering 1997, S. 80ff. 
72  Vgl. Schmitter 2005, S. 54; Schmitter hat eine Vielzahl an Analysekategorien entwickelt: Ein Spill-Over umfasst sowohl „scope“ als 

  auch „level“. Ein „Spill-Around“ betrifft lediglich den „scope“ der Integration, aber nicht das „level“, ein „Build-up“ den „level“, aber 
  nicht den „scope“. Mit dem „Spill-Around“ wird die intergouvernementale Integrationsmethode beschrieben, das heißt das Ausmaß der 

 Integration wird erweitert auf weitere Politikfelder, ohne die Integration zu vertiefen. Neben dem „Spill-Back“, das heißt dem Rückfall 

 hinter erreichte Integrationsfortschritte, sieht Schmitter auch eine sogenannte „Encapsulation“ vor, das heißt Änderungen in unwichtigen 
 Bereichen, um vom tatsächlichen Handlungsbedarf abzulenken. Vgl. Giering 1997, S. 82f. 
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Schmitter ist der Ansicht, dass die Neofunktionalisten die Staats- und Regierungschefs im 

Europäischen Integrationsprozess unterschätzten. Letztere hätten durch den 1974 geschaffe-

nen Europäischen Rat ihren Einfluss dauerhaft gestärkt. Für Schmitter schätzte der Neofunk-

tionalismus auch die Politisierung des Europäischen Integrationsprozesses falsch ein. Diese 

sei nicht nur viel später als erwartet eingetreten, sondern vor allem durch euroskeptische Züge 

geprägt worden. Auf die nationalen Parteiensysteme habe der Integrationsprozess desintegrie-

rend gewirkt.
73

 Es kam zum Beispiel zur Spaltung von nationalen Parteien und dem Aufstieg 

von rechtsextremen Parteien.  

Mit den Fortschritten im Europäischen Integrationsprozess Ende der 1980er Jahre wurden 

auch Elemente des Neofunktionalismus wieder als Erklärungsfaktoren herangezogen.
74

 Way-

ne Sandholtz und John Zysman griffen beispielsweise die Analysen zum Spill-Over-Effekt 

wieder auf. Mit dem Vertrag von Maastricht 1992 wurden auch die Rahmenbedingungen für 

ein verstärktes Engagement der europäischen Parteien geschaffen. Damit schien Haas„ Theo-

rie nicht so veraltet, wie er sie selbst in den 1970er Jahren dargestellt hatte.
75

  

„The development of transnational party activities was probably stimulated more by re-

forms to the institutions of the Union during the 1980s and 1990s than by changes in the 

character of political parties. The problem with early optimism about the prospects for 

transactional party development was that it had assumed institutional contexts that 

simply did not exist during the first thirty years of the EU.”
76

 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass der Neofunktionalismus der supranationalen Ebene 

besondere Bedeutung beimisst und als zentralen Mechanismus zwischen nationaler und sup-

ranationaler Ebene den Spill-Over-Effekt sieht. Als Katalysatoren fungieren Eliten aus Wirt-

schaft, Gesellschaft und Politik. Entscheidungen auf europäischer Ebene, so lauten die 

Schlussfolgerungen bei Haas und Schmitter, sind jedoch das Ergebnis von ungleichen Moti-

ven und unterschiedlichen Interessen. Ein rousseauistisches Repräsentationsverständnis ist 

somit nur schwierig auf europäische Ebene zu übertragen.  

1.1.4  Intergouvernementalismus und der Vorrang nationaler (ökonomischer) Interessen 

Vor dem Hintergrund der durch de Gaulle ausgelösten europäischen Krise in den 1960er Jah-

ren rückte der Neofunktionalist Haas von seinen Grundannahmen ab: Was einmal wie ein 

eigener supranationaler Politikstil ausgesehen habe, erscheine nun mehr als ein riesiges regio-

nales bürokratisches Anhängsel einer intergouvernementalen Konferenz, die permanent ta-

ge.
77

 Der tatsächliche Verlauf des Integrationsprozesses hatte gezeigt, dass Nationalstaaten 

                                                 
73  Vgl. Schmitter 2005, S. 56 
74  Vgl. Neuss 2007, S. 144 
75  Vgl. Haas 1976 
76  Hix, Lord 1997, S. 14 
77  Vgl. Wolf 2006, S. 80 
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zwar bereit waren, Souveränität abzugeben, aber die nationalen Interessen nicht durch Spill-

Over-Effekte, supranationale Institutionen oder unbeabsichtigte Konsequenzen außer Kraft 

gesetzt wurden. Im Gegensatz zum Neofunktionalismus rückten die Intergouvernementalisten 

daher den Nationalstaat wieder in den Vordergrund.  

Die Anhänger der realistischen Schule der Internationalen Beziehungen konnten auf diese Art 

und Weise mit dem Integrationsprozess versöhnt werden.
78

 Für sie war es erstaunlich gewe-

sen, dass Nationalstaaten freiwillig auf einen Teil ihrer Souveränität verzichtet hatten. Stanley 

Hoffmann erklärte in den 1960er Jahren, dass der Nationalstaat aufgrund von drei Faktoren 

überlebensfähig war: das nationale Bewusstsein, die nationale Situation sowie die Priorität der 

nationalen Anliegen.
79

 De Gaulle lieferte das Anschauungsbeispiel für nationale Ambitionen, 

die die Neigung zur Supranationalität zurückdrängten.  

„Die Logik des Spill-Over-Konzepts findet dort ihre Grenzen, wo nationale Schlüsselin-

teressen betroffen sind, in denen die Nationalstaaten eine langfristige Gewährleistung 

der Verwirklichung ihrer Entscheidungen wünschen.“
80

  

Die Europaforschung wurde bis Ende der 1970er Jahre von der Debatte zwischen Neofunk-

tionalisten und Intergouvernementalisten dominiert. Nachdem Haas den Neofunktionalismus 

selbst in Frage gestellt hatte, stagnierte die Theoriebildung. Mit der Wiederbelebung des In-

tegrationsprozesses durch die Verabschiedung der Einheitlichen Europäischen Akte 1986 er-

fuhr nicht nur der Neofunktionalismus eine Neubewertung sondern auch der Intergouverne-

mentalismus. Andrew Moravcsik bereicherte diesen um den politischen Liberalismus. Im Ge-

gensatz zur realistischen Schule bezieht er die innerstaatlichen Debatten über nationale Präfe-

renzen mit ein.
81

 Nach außen tritt der Nationalstaat bei internationalen Verhandlungen jedoch 

weiterhin geschlossen auf.  

Bei den innerstaatlichen Debatten spielen politische Parteien für Moravcsik eine wichtige 

Rolle. Ihre Haltung wird in entscheidendem Maße von den jeweiligen Regierungsvertretern 

geprägt – wie zum Beispiel von dem Sozialisten Guy Mollet, der die Römischen Verträge 

aushandelte. Die französischen Sozialisten stimmten laut Moravcsik den Römischen Verträ-

gen zu, weil sie Europa eher für wirtschaftlich unvermeidbar als für politisch gewünscht hiel-

ten.
82

 Kein diffuser Europäismus sondern ökonomische Interessen dominieren daher laut Mo-

ravcsik den Integrationsprozess.  

Anstelle von technokratischen Erklärungsmustern, politischen Ideen oder der Schwäche des 

Nationalstaats, sieht Moravcsik im Europäischen Integrationsprozess eine moderne Form von 

                                                 
78  Vgl. Steinhilber 2006, S. 169f.; vgl. auch Hoffmann 1966 
79  Vgl. Giering 1997, S. 70 
80  Giering 1997, S. 71 
81  Vgl. Moravcsik 2003, S. 22 
82  Vgl. Moravcsik 2003, S. 104ff. 
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Machtpolitik auf Grundlage von wirtschaftlichen Interessen.
83

 Für ihn ziehen sich drei Motive 

wie ein roter Faden durch die Geschichte der Europäischen Integration: der wirtschaftliche 

Nutzen, die relative Verhandlungsmacht von Regierungen und der Anreiz, die Zuverlässigkeit 

von zwischenstaatlichen Zugeständnissen zu erhöhen.
84

 Letzteres erlaubt, das Verhalten ande-

rer Akteure einschätzen zu können. Für ihn ist der Integrationsprozess „normale“ Interessen-

politik: 

„The integration process did not supercede or circumvent the political will of national 

leaders; it reflected their will. (…) To be sure, technocratic imperatives, geopolitical 

concerns, and European idealism each played a role at the margin, but none has consis-

tently been the decisive force behind major decisions. (…) Today no claim appears 

more radical than the claim that the behavior of EC member governments is normal“.
85

 

Den Einfluss von supranationalen Institutionen und Akteuren schätzt Moravcsik gering ein. 

Geopolitische und ideologische Interessen hingegen seien zwar sekundär, aber trotzdem be-

deutsam.
86

 So dominierten in den 1980er Jahren in Frankreich die wirtschaftlichen Interessen 

bei der Ausbildung der Präferenzen. Die geopolitischen Interessen des Integrationsprozesses 

hätten jedoch den Staatsmännern die Gelegenheit geboten, die Aufmerksamkeit auf die Euro-

päische Union und sie selbst als große Europäer zu lenken.
87

  

Für Moravcsik hat der Integrationsprozess die nationalen Exekutiven gestärkt. In den Worten 

von Alan Milward hat der Integrationsprozess sogar den Nationalstaat gerettet. Der Integrati-

onsprozess hat für Milward die wirtschaftliche Modernisierung erleichtert und dazu beigetra-

gen, dass die Bürger diese akzeptierten.
88

 Robert Ladrech sieht eine Stärkung der Exekutiven 

nur so lange wie eine schweigende Zustimmung zum Integrationsprozess existierte.
89

 Die 

zunehmend kritischer werdende öffentliche Meinung erlaubt den politischen Eliten hingegen 

nicht mehr, die europäische Politik allein mit der ökonomischen Effizienz des Integrations-

prozesses zu legitimieren.
90

  

„The period since 1991 might be described, by contrast, as one of constraining dissen-

sus. Elites, that is, party leaders in positions of authority, must look over their shoulders 

when negotiating European issues. What they see does not reassure them.“
91

 

                                                 
83  Vgl. Moravcsik 2003, S. 5 
84  Vgl. Moravcsik 2003, S. 3 
85  Moravcsik 2003, S. 4f. 
86  Vgl. Moravcsik 2003, S. 477 
87  Vgl. Moravcsik 2003, S. 345; „Though nearly every possible argument was aired, the German threat played a role in the Maastricht 

 referendum debates that was relatively minor compared to marcoeconomic policy and general concerns about sovereignty. (…)  
 Domestic discourse and cleavages appear also to have run along lines of economic beliefs and interests rather than partisan or personal 

 commitment to the European idea.” Moravcsik 2003, S. 414 
88  Vgl. Milward 1994; vgl. auch Hooghe, Marks 2009, S. 5 
89  Vgl. Ladrech 2000, S. 25f.;  
90 „Die Besonderheit des Legitimationsanspruchs von EU-Institutionen beruhte bislang auf einer anspruchsvollen Form legitimer  

 Selbstbegründung; sie gründete auf dem Legitimationsglauben, der auf nichts anderes setzt als auf den Erfolg.“ Eder 2003, S. 95 
91  Hooghe, Marks 2009, S. 5 
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1.2  Die Vielzahl neuer Akteure im politischen System der Europäischen 

 Union  

1.2.1  Politische Willensbildung auf mehreren Ebenen  

Auch Vertreter des Mehrebenen-Ansatzes weisen die These der Stärkung der nationalen Exe-

kutiven zurück. Sie gehen davon aus, dass der Integrationsprozess die nationalen Regierungen 

geschwächt und die politische Macht auf verschiedene Ebenen verteilt hat.
92

 Die nationale 

Ebene hat somit das Monopol der Interessenrepräsentation und -artikulation verloren.
93

 

Ein Mehrebenensystem verlangt im Unterschied zum Föderalismus nicht notwendigerweise 

die Staatsqualität der einzelnen Ebenen, um diese und ihre Akteure an der Entscheidungsfin-

dung im System zu beteiligen. Beispielsweise bilden die Regionen in Europa eine Ebene die-

ses Systems, obwohl sie in vielen Mitgliedstaaten der Europäischen Union nicht den Status 

wie ein deutsches Bundesland mit eigener Exekutive, Legislative und Judikative haben.
94

 Für 

Politiker hat die Vorstellung eines Mehrebenensystems gegenüber einer Föderation einen we-

niger „verbotenen und bedrohlichen“
95

 Charakter, denn ein Europäisches Mehrebenensystem 

weckt nicht die Assoziation eines europäischen Bundesstaats. 

Gegenstand der Forschung sind die Interaktionen zwischen den unterschiedlichen Ebenen, 

mögliche Entscheidungsblockaden, die Rolle von Schnittstellenakteuren, der Organisations- 

und Koordinationsaufwand für staatliche und intermediäre Akteure, die Möglichkeiten des 

Lernens, des Verschiebens von Verantwortung und die Legitimation der Entscheidungen.
96

 

Im engen Zusammenhang mit der Analyse der Europäischen Union als Mehrebenensystem 

steht der Begriff des Regierens bzw. der Governance. Dieser vieldeutige Begriff wird am 

ehesten verständlich, wenn man ihn von Regierung bzw. Government abgrenzt. Bezieht sich 

letzterer auf das staatliche Machtmonopol zur Durchsetzung verbindlicher Entscheidungen, so 

schließt das Konzept der Governance auch das nicht institutionalisierte und informelle Regie-

ren mit ein.
97

 Die Formen des Regierens sind zahlreich – polykratisch, kollektiv oder im 

Netzwerk. Es gibt also nicht mehr eine zentrale Ebene, die das Entscheidungsmonopol hat. 

Die Besonderheit des Regierens im Europäischen Mehrebenensystem ist die Notwendigkeit, 

verschiedene politische Willensbildungsstränge zu einem Gesamtprozess zusammenzufüh-

ren.
98

 Beate Kohler-Koch spricht in diesem Zusammenhang von der für die Europäische Uni-

on charakteristischen Form des Regierens in Netzwerken. Diese können Akteure unter Anpas-

sungsdruck setzen und tragen dazu bei, die institutionelle Struktur der Europäischen Union 

                                                 
92  Vgl. Oppermann 2008, S. 49 
93  Vgl. Marks et al. 1996 
94  Vgl. Holzinger 2005, S. 554 
95  Vgl. Schmitter 2005, S. 49 
96  Vgl. Holzinger 2005, S. 554 
97  Vgl. Schultze 2005, S. 324. 
98  Vgl. Jachtenfuchs, Kohler-Koch 2003, S. 14, 23 
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und die Verfassungswirklichkeit zu verändern. Dies muss nicht immer intendiert sein, son-

dern kann auch inkrementell erfolgen. Durch das Regieren in Netzwerken und die neuen Ak-

teure, die in den Prozess eingebunden werden, ändert sich die Rolle des Staates vom Regula-

tor zum Moderator.
99

  

Mit der Rollenverschiebung des Staates müssen auch wissenschaftliche Analysekategorien 

neu gedacht werden. Zahlreiche Begriffsdefinitionen sind noch immer stark vom staatstheore-

tischen Denken beeinflusst, das von einer territorial differenzierten Welt von Staaten und ei-

nem jeweils geschlossenen gesellschaftlichen Raum ausgeht. Das theoretische Konzept der 

Entgrenzung macht jedoch deutlich, dass Grenzen im Laufe der Europäischen Integration 

aufgehoben, verschoben und umgedeutet werden.
100

 Ein jahrhundertelanger Prozess der 

Grenzkonstruktion wird revidiert und bietet Individuen, die zuvor national gebunden waren, 

Ausstiegsmöglichkeiten.
101

 Die Grenzverschiebung verändert damit die Rahmenbedingungen 

für politisches Handeln und die normativen – häufig territorial gebundenen – Vorstellungen 

der Demokratie. In der Konsequenz muss ein europafähiges Demokratiemodell entwickelt 

werden, das nicht auf räumlicher Begrenzung beruht.
102

  

1.2.2  Fusionstrend und Europäisierung der nationalen Akteure 

Das Regieren jenseits des Nationalstaats ist nach Wolfgang Wessels durch einen Fusionstrend 

gekennzeichnet. Er geht davon aus, dass die verschiedenen Instrumente zur Problemlösung 

der europäischen Staaten auf Dauer zusammenwachsen. Der einzelne Nationalstaat könne 

angesichts von Europäisierung und Globalisierung Probleme nur noch effizient lösen, indem 

er auf europäischer Ebene mit anderen Staaten kooperiere. Die europäische Entscheidungsfin-

dung bleibe für Nationalstaaten die einzige Möglichkeit, um nationalen politischen Einfluss – 

vor allem auf ihre Wohlfahrtssysteme – zurückzuerlangen. Der gesellschaftliche Bedarf an 

allokativen und regulativen Politiken sei umso mehr gestiegen, wie die Fähigkeit der Regie-

rungen und politischen Parteien nachgelassen habe, auf diese einzuwirken.
103

 Auch wenn die 

Nationalstaaten das Ziel verfolgten, ihren nationalen Handlungsspielraum zurückzugewinnen, 

so führt der Fusionstrend nach Wessels doch zur Erosion des Nationalstaats: 

„In order to guarantee expected performance the state must, however, undermine some 

fundamental pillars of its own constitutional foundation. For the sake of its own politi-

cal stability, the state has to promote a process which leads to its very erosion.”
104

 

                                                 
99  Vgl. Jachtenfuchs, Kohler-Koch 2003, S. 38 
100  Vgl. Kohler-Koch 1998, S. 11ff. 
101  Vgl. Stefano Bartolini zitiert nach Hooghe, Marks 2009, S. 5; vgl. auch Bartolini 2005 
102  Vgl. Zürn 2005; vgl. auch die Idee von Ulrich Beck und Edgar Grande zum „kosmopolitischen Europa“; Beck, Grande 2004 
103  Vgl. Wessels 1997, S. 286 
104  Wessels 1997, S. 286 
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Das politische System der Europäischen Union ist laut Wessels durch eine hochdifferenzierte 

Mischung der politischen Steuerung auf unterschiedlichen Ebenen gekennzeichnet.
105

 Natio-

nale Akteure durchlaufen dabei eine Europäisierung
106

 und suchen verstärkt Zugang zum poli-

tischen System der Europäischen Union: „The political space in Brussels is not only created 

by but also filled with national politicians and civil servants“.
107

 Für politische Parteien gilt 

dies nur mit Einschränkungen.  

Während die Zahl der Lobbygruppen, die Interessen artikulieren, stetig wachse, könne ein 

analoger Prozess für Parteien, die Interessen aggregieren, nicht beobachtet werden, so Wes-

sels. Den europäischen Parteizusammenschlüssen gelinge es nicht, die nationale und europäi-

sche Ebene erfolgreich zu vernetzen und den jeweiligen Vertretern Zugang und Einfluss zu 

ermöglichen. Auf die Politikgestaltung innerhalb der Europäischen Union hätten die Parteien-

zusammenschlüsse nur geringen Einfluss. Im Unterschied zur nationalen Ebene werden laut 

Wessels die kollektiven Akteure im politischen System der Europäischen Union – wie Lob-

bygruppen oder politische Parteien – asymmetrisch eingebunden.
108

 Das ist für Wessels kein 

demokratietheoretisches Problem. Die Legitimation der politischen Entscheidungen wird 

durch die Vielzahl der involvierten Akteure sichergestellt:  

„This view sees in the fusion process the Europeanization of many „representatives‟ of 

the citizen. From the highest political authorities in the European Council to the sectoral 

interest groups, the actors within the EC/EU system bring their respective legitimacy in-

to the new polity. Without replacing one level, several functional, legal and political 

sources of legitimacy are merged.”
109

 

1.3  Der Einfluss europäischer Ideen auf die nationalen Interessen der  

 Akteure 

1.3.1  Europäisierung als Folge von Kalkül oder Einbindung in internationale  

 Institutionen 

Nationale politische Parteien sind im Europäischen Mehrebenensystem ein Akteur neben an-

deren und zählen wegen der asymmetrischen Form der Einbindung eher zu den Verlierern des 

Integrationsprozesses. Föderalisten und Neofunktionalisten attestierten den politischen Partei-

en zwar großes Integrationspotential, mussten jedoch bei ihren Analysen feststellen, dass die-

se nur in begrenztem Maße bereit waren, Loyalitäten zu übertragen und ihren Handlungsspiel-

raum zu erweitern. Die realpolitische Entwicklung hat gezeigt, dass nationale Strukturen wi-

derstandsfähiger waren als anfangs vermutet.  

                                                 
105  Vgl. Wessels 1997, S. 279 
106  Vgl. Wessels 1997, S. 270ff. 
107  Wessels 1997, S. 281 
108  Vgl. Wessels 1997, S. 284 
109  Wessels 1997, S. 291 
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Betrachtet man die politischen Parteien im Geflecht des Mehrebenensystems, so stellt sich die 

Frage, in welchem Verhältnis Akteure wie politische Parteien zu den europäischen Strukturen 

stehen. Welche Rolle spielen europäische Normen und Werte im Vergleich zu materiell defi-

nierten nationalen Interessen?
110

 Kann die Einbindung in europäische Institutionen die Identi-

tät eines Akteurs verändern oder bleiben rational ausgebildete nationale Präferenzen von eu-

ropäischen Normen und Werten unberührt?  

Sowohl Neofunktionalisten als auch Intergouvernementalisten gehen von rational agierenden 

Akteuren aus.
111

 Beim Neofunktionalismus wägen Akteure die Vor- und Nachteile der Ver-

gemeinschaftung eines Politikfelds ab. Im Gegensatz zu rationalistischen Ansätzen kann es 

nach der Vergemeinschaftung eines Politikfelds jedoch zu nicht beabsichtigten Konsequenzen 

und einem Spill-Over-Effekt kommen. Haas spricht von „sanfte(r) Rationalität“.
112

 

Eine derartige „unsichtbare Hand“ würden Anhänger einer rationalen Theorie zurückwei-

sen.
113

 Moravcsik argumentiert mit Kosten-Nutzen-Kalkülen, die die individuellen Handlun-

gen der Akteure erklären.
114

 Er verfolgt damit einen sogenannten methodologischen Individu-

alismus,
115

 da er Zusammenhänge auf der Makroebene durch handelnde Individuen auf der 

Mikroebene erklärt. Moravcsik negiert nicht die Rolle von Ideen. Ideen seien wie die Luft 

zum Atmen, aber sie seien nicht die Ursache für eine Entwicklung und damit nur epiphäno-

menal.
116

  

Kritiker werfen Moravcsik vor, dass er sich nur auf die zentralen Momente des Integrations-

prozesses wie die Vertragsabschlüsse konzentriere und für das alltägliche Regieren, wie es im 

Governance-Ansatz behandelt werde, betriebsblind sei. Darüber hinaus seien die Regierungen 

nur ein Akteur unter vielen. Moravcsik berücksichtige jedoch weder weitere nationale Institu-

tionen noch die Wechselwirkungen zwischen Verhandlungsprozessen und innenpolitischen 

Auseinandersetzungen.
117

 Auch blieben die Interessen und die ihnen zugrundeliegenden Ideen 

und Präferenzen theoretisch unerklärt, da sie als exogen und damit als gegeben betrachtet 

würden.
118

 

Im Konstruktivismus, der sich in Abgrenzung zum Rationalismus entwickelt hat, spielen 

Ideen eine große Rolle. Die Identität eines Akteurs hängt davon ab, in welche sozialen Struk-

                                                 
110  Vgl. Steinhilber 2006, S. 172 
111  Vgl. Diez, Wiener 2005, S. 8 
112  Schmitter 2005, S. 55 
113  Vgl. Wolf 2006, S. 68; 76  
114  Vgl. Checkel 2001b, S. 553 
115  Vgl. Steinhilber 2006, S. 172 
116  „Existing rationalist theories claim only something far more modest, namely that ideas are causally epiphenomenal to more fundamental 

  underlying influences on state behavior.” Moravcsik 1999, S. 674 
117  Vgl. Steinhilber 2006, S. 190 
118  Vgl. Caporaso, Keeler 1995, S. 44 
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turen und Sinnzusammenhänge dieser eingebettet ist.
119

 Im Gegensatz zum Intergouverne-

mentalismus sind für Konstruktivisten materielle Interessen gegenüber ideellen Faktoren 

zweitrangig. Erst ideelle Faktoren schrieben materiellen Interessen Bedeutung zu, Entschei-

dungen könnten nur vor dem Hintergrund von Regeln, Normen, Kultur und Diskurs verstan-

den werden. Konstruktivisten betrachten Interessen nicht als exogen, sondern sie gehen davon 

aus, dass diese durch die Teilnahme am Integrationsprozess einem Wandel unterliegen. Ak-

teure agierten nicht allein auf der Grundlage strategischer Kalküle, sondern ihr Handeln werde 

durch Regeln und Normen begrenzt und ihre Identität definiert. Die Europäische Integration 

wird 

„als sozialer Prozess konzeptionalisiert, in dem über Interaktion und Kommunikation 

vermittelte Ideen, Identitäten und Normen die europäische Politik auf verschiedenen 

Ebenen beeinflussen und die Interessen und formalen Institutionen prägen, die in vielen 

anderen Integrationstheorien als gegeben hingenommen werden.“
120

  

Rationalistisch orientierte Kritiker des konstruktivistischen Ansatzes fordern, Konstruktivis-

ten müssten die unabhängige Wirkung von Ideen nachweisen und belegen. Sie sollten empi-

risch nachprüfbare Aussagen darüber treffen, welche Ideen und Diskurse welche Politiken 

unter welchen Umständen beeinflussen und welche politische Krise unter welchen Umständen 

zum Wandel von welchen Ideen und Diskursen führe.
121

 Moravcsik attestiert Konstruktivisten 

einen charakteristischen Unwillen, ihre Ergebnisse dem Risiko einer empirischen Überprü-

fung auszusetzen.
122

 Für Konstruktivisten wirken Ideen und Normen jedoch nicht unabhängig 

von Interessen, sondern reglementieren oder konstituieren diese und können nicht unabhängig 

nachgewiesen werden. In der jüngeren Theoriedebatte finden sich immer wieder Appelle an 

einen Brückenschlag zwischen beiden Perspektiven:  

„Much of European integration can be modeled as strategic exchange between auto-

nomous political agents with fixed interests; at the same time, much of it cannot. Con-

stitutive dynamics of social learning, socialization, routinization and normative diffu-

sion, all of which address fundamental issues of agent identity and interests, are not 

adequately captured by strategic exchange or other models adhering to strict forms of 

methodological individualism.”
123

 

Die hier diskutierten Grundannahmen von Rationalismus und Konstruktivismus – vereinfacht 

gesagt zwischen Interessen und methodologischem Individualismus einerseits sowie Ideen 

und gegenseitiger Konstituierung von Akteuren und Strukturen andererseits – werden die wei-

tere Forschungsdebatte begleiten. Überträgt man diese Überlegungen auf die Europäisierungs-

                                                 
119  Risse 2003, S. 106; Haas rückt den Neofunktionalismus in die Nähe des Konstruktivismus: Haas 2001  
120  Schwellnus 2006, S. 324 
121  Vgl. Moravcsik 1999, S. 671  
122  Vgl. Moravcsik 2001, S. 177 
123  Checkel 15.08.1998, S. 545; Konstruktivisten versuchen den Brückenschlag zwischen akteurszentrierten, rationalistischen Ansätzen 

 einerseits und interpretativen, strukturalistischen Ansätzen andererseits und besetzen damit das Mittelfeld („seize the middle ground“), 
 vgl. Checkel 1999b, S. 546 
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forschung, die sich mit den Rückwirkungen der europäischen Institutionen auf nationaler 

Ebene befasst, so ist grundlegend zu fragen, ob europäische Institutionen die Identität eines 

Akteurs verändern oder ob die parteipolitischen Akteure die Rückwirkungen des Europäi-

schen Integrationsprozesses strategisch steuern können. Der Neoinstitutionalismus bietet Er-

klärungsmodelle für beide Alternativen. 

1.3.2  Der (un-)abhängige Einfluss von europäischen Institutionen  

Realisten und Intergouvernementalisten haben dem Institutionalismus eine „föderalistische 

Ideologie“
124

 vorgeworfen. Dieser geht nämlich davon aus, dass die Transnationalisierung 

von Politik, Wirtschaft und Kommunikation zu internationaler staatlicher Kooperation und 

Institutionenbildung führt. Realisten und Intergouvernementalisten minimieren jedoch die 

Rolle der Institutionen im Vergleich zum Machtstreben der Staaten. Auch die Neofunktiona-

listen betrachten Institutionen als abhängige Variable.
125

 Aus diesen Gründen spielte der Insti-

tutionalismus in der Europaforschung lange nur eine untergeordnete Rolle. Weder Intergou-

vernementalisten noch Neofunktionalisten haben falsifizierbare Hypothesen entwickelt, um zu 

erklären unter welchen Umständen und in welcher Form supranationale Institutionen einen 

unabhängigen Einfluss im Europäischen Integrationsprozess ausüben.
126

 

Heute bezeichnet sich nahezu jeder Europaforscher als Institutionalist.
127

 Dies erklärt sich 

auch damit, dass die Europäische Union seit dem Vertrag von Maastricht ein qualitativ neues 

Niveau der Institutionalisierung erreicht hat.
128

 Der Neoinstitutionalismus basiert auf einem 

breiten Institutionenbegriff, der über die Bezugnahme auf Institutionen im engeren Sinne oder 

rein formale Regelsysteme wie Verfassungen und Geschäftsordnungen hinausgeht. Institutio-

nen werden verstanden als formelle und informelle Prozesse, Routinen, Normen und Konven-

tionen, die Teil der organisatorischen Struktur der Politik sind.
129

 In der Politikwissenschaft 

werden drei neoinstitutionalistische Ansätze unterschieden: der rationalistische, der soziologi-

sche und der historische.  

Der rationale Neoinstitutionalismus geht davon aus, dass Akteure auf der Basis feststehender 

Präferenzen agieren und sich strategisch-instrumentell verhalten.
130

 Politik wird nicht als 

Machtkampf oder Lernprozess gesehen, sondern als eine Reihe von kollektiven Handlungsdi-

lemmata. Es ist demnach zu prüfen, ob ein individuell optimales Verhalten kollektiv subopti-

                                                 
124  Moravcsik zitiert nach Wessels 2001, S. 20 
125  Vgl. Caporaso, Keeler 1995, S. 49 
126  Vgl. Pollack 2005, S. 142 
127  „The most important sign of theoretical convergence is, of course, that almost any Europeanist with a minimal level of self-respect flags 

 herself as an „institutionalist‟ at the moment.” Aspinwall, Schneider 2000, S. 2 
128  Vgl. Caporaso 2007, S. 25; Der sogenannte Neoinstitutionalismus ist jedoch nicht in dem Bereich der Europaforschung entwickelt 
 worden, sondern reflektiert vielmehr eine graduelle Wiederentdeckung von Institutionen in einer Vielzahl von Theorien. Vgl. als  

 Referenzen March, Olsen 1984, Scharpf 1985; vgl. Pollack 2005, S. 137 
129  Vgl. Hall, Taylor 1996, S. 938 
130  Vgl. Hall, Taylor 1996, S. 944f. 
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mal ist. Die Interaktion wird von den Annahmen eines Akteurs über das Verhalten der ande-

ren beeinflusst und Institutionen helfen, Unsicherheiten über das Verhalten anderer zu mini-

mieren. Letztere entstehen, weil sie bestimmte Funktionen für die Akteure erfüllen und ihnen 

nützlich sind. 

Für den soziologischen Neoinstitutionalismus hingegen, der Ende der 1970er Jahre innerhalb 

der Organisationstheorie entstand, stellen Institutionen kognitive Denkmuster zur Verfügung, 

die das Handeln eines Akteurs leiten. Sie beeinflussen nicht nur das mögliche sondern auch 

das vorstellbare Handeln eines Akteurs.
131

 Der Begriff der Kognition ist im soziologischen 

Neoinstitutionalismus zentral und bezieht sich auf mentale Phänomene wie Denken, Sinn, 

Wahrnehmung oder Erinnerung.
132

 Rationales, zweckgebundenes Verhalten kann ebenso wie 

Regeln und Normen durch soziale Konstituierungsprozesse entstehen und kann also auch al-

lein auf Vorstellungen über rationales Verhalten beruhen.
133

 Es geht nicht um sachliche Rich-

tigkeit oder effizientes Handeln sondern um soziale Angemessenheit des Handelns und die 

Sicherung von Legitimität.
134

 Vor diesem Hintergrund kann beispielsweise analysiert werden, 

wann Akteure Regeln und Normen, die auf europäischer Ebene definiert wurden, als „richtig“ 

betrachten.
135

  

Der dritte neoinstitutionalistische Ansatz, der historische Neoinstitutionalismus, ist eklektizis-

tisch und basiert auf Annahmen des rationalen und des soziologischen Ansatzes.
136

 Die histo-

rischen Neoinstitutionalisten berücksichtigen strategisches rationales Verhalten von Akteuren 

genauso als Erklärungsfaktoren wie Routinen, Verhaltensmuster und Fragen der Wahrneh-

mung. Die Präferenzen eines Akteurs können exogen, also unabhängig von den Institutionen 

gebildet werden. Letztere reduzieren dann Unsicherheit für die Akteure. Präferenzen können 

aber auch endogen sein, das heißt sie werden durch Institutionen beeinflusst, die die Identität 

der Akteure verändern können.  

Im Unterschied zu den beiden vorangegangenen Ansätzen führt der historische Neoinstitutio-

nalismus eine zeitliche Dimension in die Forschungsdebatte ein. Nach dem sogenannten Kon-

zept der Pfadabhängigkeit gelten Institutionen als relativ dauerhaft und als zentrale Faktoren, 

die die historische Entwicklung eines Akteurs entlang eines Pfads steuern.
137

 Historische Neo-

institutionalisten weisen funktionale Erklärungen und die These einer „effizienten Geschich-

                                                 
131  Vgl. Hall, Taylor 1996, S. 948 
132  Vgl. Senge 2006, S. 38ff. 
133  Vgl. Tacke 2006, S. 90ff.; „Organisationen sind (…) zwar Adressaten wie Träger institutionalisierter Rationalitätsvorstellungen, das 
  Handeln in Organisationen hat mit Rationalität aber allenfalls insoweit zu tun, als die Teilnehmer durch ‚ritual commitments„, ‚face  

 work„ und andere dramaturgische Leistungen zur Aufrechterhaltung von Fassaden organisatorischer Rationalität beitragen.“ Tacke 

 2006, S. 95 
134  Vgl. Tacke 2006, S. 90 
135  Vgl. Schwellnus 2006, S. 328ff. 
136  Vgl. Hall, Taylor 1996, S. 938ff. 
137  Vgl. Hall, Taylor 1996, S. 941 
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te” zurück. Im Sinne der effizienten Geschichte ist der Lauf der Geschichte bestimmt und 

vorhersehbar durch die Umweltbedingungen, an die Akteure sich anpassen müssen. Histori-

sche Prozesse beseitigen dabei Verhaltensregeln, die nicht zur Lösung eines Problems führen. 

Geschichte wird damit als Fortschritt verstanden.
138

  

In der Annahme einer „ineffizienten Geschichte“ wird der langwierige Prozess der Anpassung 

an Umweltbedingungen sowie die Unwahrscheinlichkeit eines Gleichgewichts betont. Institu-

tionelle Entwicklung hängt nicht allein von der Optimierung eines gegenwärtigen Problems 

ab, sondern auch von den Ursprüngen, der Entwicklung und der internen Dynamik einer Insti-

tution.
139

 In Europa ist ein permanentes Ringen zwischen europäischen und nationalen Institu-

tionen sowie Akteuren zu beobachten. Dies führt zu einer ständigen Transformation Europas, 

ohne dass seine Grenzen, seine institutionelle Architektur sowie die politische Finalität be-

stimmt sind. Einen europäischen „Masterplan“ gebe es nicht.
140

  

Relativ unbedeutende Ereignisse können hingegen weitreichende Konsequenzen nach sich 

ziehen.
141

 Das Projekt des Europäischen Binnenmarkts wurde beispielsweise zunächst als eine 

ideologisch neutrale Idee vorgestellt, auch wenn mit dessen Realisierung de facto politisch-

kulturelle und soziale Implikationen verbunden waren.
142

 Entscheidungen der Vergangenheit 

können somit überdauern und die Akteure im Laufe der Zeit formen oder sogar beschränken.  

„All these features stand in sharp contrast to prominent modes of argument and explana-

tion in political science, which attribute „large‟ outcomes to „large‟ causes and emphas-

ize the prevalence of unique, predictable political outcomes, the irrelevance of timing 

and sequence, and the capacity of rational actors to design and implement optimal solu-

tions (given their resources and constraints) to the problems that confront them.”
143

 

Auch kann es passieren, dass sich supranationale Institutionen gegenüber den Mitgliedstaaten 

im Zuge der Routinepolitik verselbständigen
144

 und sich von den ursprünglichen Präferenzen 

der Mitgliedstaaten entfernen. Historische Neoinstitutionalisten erklären diese Verselbständi-

gung nicht mit dem Spill-Over-Effekt, sondern anhand zeitlicher Entwicklung. So handeln 

politische Akteure eher kurzfristig, orientieren sich an nationalen Wahlrhythmen und beach-

ten nicht die langfristigen Konsequenzen von politischen Entscheidungen. Letztere sind für 

diese nur schwer abzuschätzen, da sie durch Rückkoppelungsmechanismen unerwartet auftre-

ten. Dieser Kontrollverlust der Mitgliedstaaten wird selten durch einen Austritt aus institutio-

                                                 
138  Vgl. March, Olsen 1984, S. 737ff. 
139  Vgl. March, Olsen 1998, S. 954f. 
140  Vgl. Beck, Grande 2004, S. 17; 67 
141  Vgl. Pierson 2000, S. 251 
142  Vgl. Weiler 1992 
143  Pierson 2000, S. 251; Pierson vergleicht die Pfadabhängigkeit in Anlehnung an Margaret Levi mit einem Baum. Von einem  

  Baumstamm gehen viele verschiedene Äste ab. Auch wenn es möglich sei, von einem zum anderen Ast zu wechseln, so sei es doch 
  wahrscheinlich, dass ein Kletterer dem Ast folge, auf dem zu klettern er begonnen habe. Desto weiter der Kletterer fortgeschritten sei, 

  desto unwahrscheinlicher werde es, dass er seinen eingeschlagenen Weg verlasse. Es handele sich um sich selbst verstärkende  

 Rückkoppelungsmechanismen. Vgl. Pierson 2000, S. 252f. 
144  Vgl. Morisse-Schilbach 2006, S. 275ff. 



Europäisierung politischer Parteien? Optionen und Restriktionen am Beispiel der Parti socialiste von 1971 bis 2005 

28 

nellen Vereinbarungen beantwortet, da dieser hohe Exit-Kosten verursacht. Diese Exit-Kosten 

können beispielsweise Reputationsverlust, Missbilligung, Entzug von Kooperation oder sozia-

le Ächtung sein.
145

 Im Unterschied zum Neofunktionalismus wird weniger die freiwillige Ab-

gabe von Kompetenzen und Souveränität betont als die sukzessive Einschränkung von Hand-

lungsalternativen durch das entstehende politische System.  

Kritiker des Ansatzes der Pfadabhängigkeit wenden ein, dass dieses Konzept auf die Frage, 

wie und wann es zu Wandel kommt, nur unzureichend antwortet. Wie kann man aus der histo-

rischen Pfadabhängigkeit ausbrechen?
146

 Historische Neoinstitutionalisten erklären Wandel 

durch kritische Augenblicke, in denen Kontinuität durchbrochen wird. Es kommt zu einer 

„Abzweigung“ und die historische Entwicklung verläuft entlang eines neuen Pfads.
147

 Mo-

ravcsik hält die Annahme der unbeabsichtigten Konsequenzen des historischen Neoinstitutio-

nalismus für nicht überzeugend. Die Vertragsverhandlungen und nicht vermeintlich unbeab-

sichtigte Nebenfolgen hätten zur Fortführung des Europäischen Integrationsprozesses geführt. 

Die wirtschaftliche Modernisierung sei die Hauptantriebskraft für die Mitgliedstaaten und ihre 

Regierungen gewesen – auch wenn es zu unerfreulichen Nebeneffekten gekommen sei:  

„Nearly all governments were generally well aware of the likely short- and long-term 

policy consequences of integration, good and bad.”
148

  

Die normative Dimension der Institutionen, die der soziologisch orientierte historische Neoin-

stitutionalismus hervorhebt, bezeichnet Moravcsik als „philosophische Spekulation“.
149

 Antje 

Wiener erklärt hiermit jedoch die unerwarteten Konsequenzen. So werden beispielsweise in 

Bezug auf die Europäische Verfassung verschiedene Verfassungsmodelle, aber nicht die da-

zugehörigen Normen diskutiert, die Wiener als „assoziative Konnotationen“ bezeichnet. 

Letztlich seien es diese assoziativen Konnotationen, die die unerwarteten Konsequenzen von 

Institutionenbildung forcierten.
150

 Wiener zufolge gehen nationale Akteure in supranationalen 

Verhandlungen von ihrer national geprägten Lebenswelt und den entsprechenden Normen 

aus. Zwar käme es zu Überschneidungen mit supranational ausgehandelten Normen, diese 

seien jedoch anfällig für national unterschiedliche Interpretationen. Aus diesem Grund könn-

ten insbesondere Formelkompromisse auf europäischer Ebene zu Deutungskonflikten füh-

ren.
151

 Zu Deutungskonflikten kann es auch innerhalb einer ideologisch fragmentierten Partei 

wie der Parti socialiste kommen, wenn sie ihre Geschlossenheit über Formelkompromisse 

herstellt. 

                                                 
145  Vgl. Fritz W. Scharpf zitiert nach Lepsius 2004, S. 321 
146  Vgl. Greener 2005, S. 64 
147  Vgl. Hall, Taylor 1996, S. 942 
148  Moravcsik 2003, S. 491 
149  Steinhilber 2006, S. 189 
150  Vgl. Wiener 2003, S. 141 
151  Vgl. Schwellnus 2006, S. 335f. 
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1.4  Die Europäisierungsforschung als Perspektivwechsel auf die nationale 

 Ebene 

1.4.1  Europäisierung zwischen Anpassungsdruck und nationalem Widerstand 

Die Europäisierungsforschung kam im Zuge der institutionalistischen Wende der Europafor-

schung auf. Heute lassen sich viele Fragestellungen der Politikwissenschaft ohne Einbezie-

hung von Europäisierungstrends nicht mehr diskutieren.
152

 Europäisierung und Globalisierung 

werden als gültige Erklärung herangezogen, um nationalen Wandel zu erklären.
153

 Ob es sich 

hierbei um eine Schwächung des Nationalstaats oder um ein neues Betätigungsfeld für soziale 

und politische Akteure handelt, bleibt jedoch umstritten.
154

 

Die Europäisierungsforschung stellt in erster Linie einen Perspektivwechsel dar,
155

 denn die 

Rückwirkungen des Integrationsprozesses auf die nationale Ebene sind zuvor nicht systema-

tisch untersucht worden oder waren lediglich ein Instrument, um die Politik auf europäischer 

Ebene zu verstehen. So untersuchen Neofunktionalisten und Intergouvernementalisten zwar 

das Wechselspiel zwischen nationaler und europäischer Ebene, jedoch liegt das Erkenntnisin-

teresse bei der Frage, warum europäische Vereinbarungen und Strukturen entstehen.
156

 Die 

Europäisierungsstudien gehen hingegen vom Beharrungsvermögen nationaler Strukturen 

aus.
157

  

In dem grundlegenden Analysemodell führt die Vergemeinschaftung von Politikfeldern im 

Rahmen der Europäischen Integration zu Anpassungsdruck, auf den die nationalen Institutio-

nen oder Akteure je nach Anpassungsfähigkeit und -voraussetzung (Goodness of Fit) reagie-

ren.
158

 Eine Diskongruenz zwischen nationaler und europäischer Ebene erzwingt jedoch nur 

eine Reaktion, wenn Institutionen und Regeln nicht kompatibel sind.
159

   

Die Europäisierungsforschung hat sich zunächst auf die Implementation von europäischen 

Politiken auf nationaler Ebene konzentriert.
160

 In Abkehr von den top-down-Ansätzen analy-

sieren bottom-up-Ansätze jedoch zunehmend, wie ein Akteur mit europäischen Einflüssen 

umgeht, ob Lernprozesse einsetzen oder sich Veränderungen über die Zeit ergeben.
161

 Euro-

päisierung ist demnach ein aktiv zu gestaltender Prozess, der von politischen Akteuren ge-

                                                 
152  Vgl. Wessels 2001, S. 26 
153  Vgl. Mair 2004, S. 338f. 
154  Vgl. Graziano, Vink 2007, S. 4 
155  Bereits Ende der 1970er Jahre dachte Peter Gourevitch in seinem Artikel „The second image reversed“ über einen Perspektivwechsel 

 nach, indem er nationale Politikergebnisse als Folge internationalen Drucks interpretierte.Vgl. Gourevitch 1978, vgl. hierzu auch: Mair 

 2004, S. 338 
156  Vgl. Eising 2003, S. 397ff.; Vgl. Graziano, Vink 2007, S. 3 
157  Vgl. Eising 2003, S. 399ff., vgl. auch Checkel 2005, S. 802; 806 
158  Vgl. Caporaso 2007, S. 27 
159  Vgl. Eising 2003, S. 413; Alternativ haben Christoph Knill und Dirk Lehmkuhl ein Drei-Mechanismen-Modell entwickelt, das zwischen 

 positiver, negativer und rahmengebender Integration unterscheidet. Abhängig von den europäischen Vorgaben kommt es zu  

 unterschiedlichen Europäisierungsmechanismen: von der Anpassung an ein institutionelles Modell bei positiver Integration über einen 
 Wandel der Verteilung von Macht und Ressourcen bei negativer Integration bis zu einem Identitätswandel bei rahmengebender  

 Integration.Vgl. die Übersicht bei Knill, Lehmkuhl 1999, S. 3 
160  Vgl. Graziano, Vink 2007, S. 11 
161  Vgl. Radaelli, Pasquier 2007, S. 41 
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steuert werden kann: „Europeanization is, what political actors make of it“.
162

 So tragen bei-

spielsweise nationale Akteure durch Institutionenbildung auf europäischer Ebene zu dem spä-

teren Einfluss auf nationaler Ebene bei.
163

 Politische Parteien galten lange Zeit als relativ re-

sistent gegenüber europäischen Einflüssen. Das Bedürfnis der Parteien, sich an ein neues poli-

tisches Umfeld anzupassen und die Wahrnehmung einer immer handlungsfähigeren Europäi-

schen Union haben diese Einschätzung jedoch verändert.
164

 

Jeder Mitgliedstaat der Europäischen Union und jeder Akteur verfolgt in der Regel unter-

schiedliche nationale Lösungsansätze und nur in seltenen Fällen führt die Europäisierung zu 

Konvergenz oder Harmonisierung.
165

 Die Europäisierungsforschung sollte somit erklären, 

warum es gerade nicht zu Konvergenz kommt oder anders formuliert, warum nationale Struk-

turen überdauern können.
166

 Die jeweiligen nationalen Opportunitätsstrukturen eines Akteurs 

– wie die Vetospieler, das politische System oder die politische Kultur – sowie der historische 

Pfad seiner Entwicklung spielen hierbei eine Rolle.  

Die Analyse des Gründungsmoments einer Institution kann Aufschluss über das nationale 

Beharrungsvermögen geben. Die Bedingungen, unter denen eine Institution entstanden ist, 

sowie die anfangs formulierten Ziele bestimmen die weitere Entwicklung.
167

 Die französi-

schen Sozialisten verfolgten beispielsweise 1971 das Ziel, regierungsfähig zu werden. Hat die 

Europäisierung, so die abzuleitende Frage, das Ziel der Regierungsfähigkeit beeinflusst?  

Die Analyse der geschichtlichen Entwicklung der Parti socialiste wird zeigen, dass das Ver-

hältnis der Partei zu ihrem Gründungsmoment und ihren historischen Errungenschaften ambi-

valent ist: Die Parti socialiste ist stolz auf ihre Geschichte und möchte ihre historischen Er-

rungenschaften bewahren. Diese haben sich jedoch auch zu einem Hindernis entwickelt. Die 

Europäisierung der Partei kann somit zu einer Strategie werden, um sich historischer Schwä-

chen zu entledigen und sich von der Last der Vergangenheit zu befreien.
168

   

1.4.2  Europäisierung als eigenständige Theorie oder zu erklärendes Phänomen 

Es gibt weder eine zentrale Theorie der Europäisierung, noch eine einzige Zusammenfassung 

von Annahmen über Wandel, Institutionen und Akteure, die die Komplexität des europäi-

schen Transformationsprozesses erfassen.
169

 Bis heute ist umstritten, ob die Europäisierung 

überhaupt ein dauerhafter Teil der Integrationsforschung oder nur vorübergehender Natur 

                                                 
162  Radaelli, Pasquier 2007, S. 35 
163  Vgl. Radaelli, Pasquier 2007, S. 38; Tanja Börzel spricht in diesem Zusammenhang von up- und download. Vgl. Bulmer 2007, S. 48 
164  Vgl. Graziano, Vink 2007, S. 5 
165  In einzelnen Politikfeldern kann es jedoch aufgrund von Europäischen Direktiven oder der Rechtssprechung des Europäischen  

 Gerichtshofs zu Konvergenz und rechtlicher Harmonisierung kommen. Vgl. Lehmkuhl 2007, S. 347 
166  Radaelli, Pasquier 2007, S. 39 
167  Vgl. Lehmkuhl 2007, S. 346 
168  Vgl. zum Verhältnis zur Vergangenheit Olsen 2002, S. 934 
169  Vgl. Olsen 2002, S. 944 
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ist.
170

 Eigentlich handelt es sich nicht um eine Theorie, sondern um ein Phänomen, das erklärt 

werden muss.
171

 Zur Beantwortung der Frage ob, wann und wie die Europäische Union einen 

Wandel auslöst, greift die Europäisierungsforschung auf die etablierten Theorien und Ansätze 

der Politikwissenschaft zurück.
172

  

Was genau bezeichnet nun das Konzept der Europäisierung?  Zwei der am häufigsten zitierten 

Definitionen stammen von Robert Ladrech und Claudio Radaelli. Ladrech definiert Europäi-

sierung als   

„an incremental process reorienting the direction and shape of politics to the degree that 

EC political and economical dynamics become part of the organizational logic of na-

tional politics and policy-making.“
173

  

Ladrech setzt seine Analyse bei dem Anpassungsprozess von Organisationen an eine verän-

derte oder sich verändernde Umwelt an. Hierbei handelt es sich um einen inkrementellen Pro-

zess und nicht um eine Entwicklung, die ein bestimmtes Ziel verfolgt. Radaelli orientiert sich 

an Ladrechs Vorarbeiten, begrenzt seine Definition jedoch nicht allein auf Organisationen, 

sondern bezieht Strukturen der Interessenrepräsentation wie die Parteiensysteme, Fragen der 

Wahrnehmung und Normen mit ein. Radaelli interessiert sich besonders für die indirekten 

Effekte der Europäisierung, die er mithilfe des soziologischen Neoinstitutionalismus unter-

sucht.
174

 Er definiert Europäisierung als 

„process of (a) construction (b) diffusion and (c) institutionalization of formal and in-

formal rules, procedures, policy paradigms, styles, „ways of doing things‟ and shared 

beliefs and norms which are first defined and consolidated in the making of EU deci-

sions and then incorporated in the logic of domestic discourse, identities, political struc-

tures and public policies.”
175

 

Beate Kohler-Koch definiert Europäisierung als eine Erweiterung des Wahrnehmungshori-

zonts und des Handlungsspielraums um die europäische Dimension.
176

 Der französische Poli-

tikwissenschaftler Pierre Muller sieht die Europäische Gemeinschaft bzw. Union als Bezugs-

system oder Interpretationsrahmen (référentiel) für nationale Akteure. Die Europäische Union 

übe nicht per se Einfluss aus, sondern müsse über Sozialisation oder konkrete Richtlinien an 

Bedeutung gewinnen.
177

 Muller unterscheidet zwischen normalen Phasen, in denen der Inter-

pretationsrahmen der Umwelt nicht hinterfragt wird und anormalen Phasen, in denen dieser 

                                                 
170  Vgl. Graziano, Vink 2007, S. 6 
171  Vgl. Radaelli 2004, S. 2ff. 
172  Sie reiht sich in die dominanten Fragestellungen der Politikwissenschaft ein wie die Anpassung von Institutionen, Veränderungen von 
  Politikinhalten, Prozessen und Diskursen, Umverteilung von Macht und neue Formen des Regierens. Fragen der Legitimität und  

 Identität beschäftigen die Politikwissenschaft seit Aristoteles.Vgl. Auel 2006, S. 296, vgl. auch Featherstone et al. 2003, S. 333 
173  Ladrech 1994, S. 69 
174  Vgl. Auel 2006, S. 297 
175  Radaelli 2000, S. 4 
176  Vgl. Kohler-Koch 2000, S. 22 
177  Vgl. Radaelli, Pasquier 2007, S. 37 
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Rahmen es nicht mehr erlaubt, die Umwelt zu erfassen. Sollte der Interpretationsrahmen seine 

Gültigkeit verlieren, so kann es zu einem Präferenzwandel des Akteurs kommen.
178

 

Die Schwierigkeit der Operationalisierung ist ein Schlüsselproblem der Europäisierungsfor-

schung. Europäisierung ist ein andauernder Prozess, den man nicht zu einem bestimmten 

Zeitpunkt beobachten kann. Auch die Maßgeblichkeit des Europäischen Integrationsprozesses 

ist analytisch schwer zu fassen. Europäisierung erfolgt unter den Bedingungen von Multikau-

salität und Multikollinearität. Verschiedene Faktoren können zum Wandel führen und hängen 

über die Zeit zusammen. Allein die stetige Präsenz der europäischen Institutionen führt zu 

einer permanenten Europäisierung, ohne dass diese auf ein bestimmtes Ereignis zurückzufüh-

ren ist.
179

 Auch die häufig in einem Atemzug genannten Effekte von Europäisierung und Glo-

balisierung verdeutlichen, dass eine analytische Trennung von Prozessen der nationalen Öff-

nung schwer ist.
180

  

Fragt man nach dem Umgang eines Akteurs mit der Europäisierung, verlieren die tatsächli-

chen Rückwirkungen des Europäischen Integrationsprozesses im Vergleich zur Wahrneh-

mung durch den Akteur an Bedeutung. Allein die angenommene Maßgeblichkeit des Europäi-

schen Integrationsprozesses kann als Europäisierung verstanden werden. Vor diesem Hinter-

grund sind die Fragen, die mit der Sozialisationsforschung verbunden sind, besonders auf-

schlussreich. Wann schaffen internationale Institutionen ein Gemeinschafts- und Zugehörig-

keitsgefühl? Welche Prozesse lösen einen derartigen Wandel aus? Und welche Mechanismen 

bringen Akteure dazu, europäische Normen und Regeln zu akzeptieren?
181

 In einem zweiten 

Schritt wäre zu fragen, in welcher Art und Weise Akteure zur Diffusion der europäischen 

Normen und Regeln beitragen. 

1.4.3  Europäisierung von Identitäten als Folge von Kalkül oder normativer  

 Überzeugung  

Unter Sozialisation versteht man einen Prozess, der Akteure in neue Normen und Regeln ei-

ner Gemeinschaft einführt
182

 und damit zur Europäisierung der Identität eines Akteurs bei-

trägt. Die Sozialisation erfolgt auf der Grundlage bestimmter Mechanismen und unterliegt 

Rahmenbedingungen, die auch als nationale Opportunitätsstrukturen verstanden werden kön-

nen. Diese erklären, ob ein Akteur bereit ist, europäische Normen und Regeln zu akzeptieren 

und diese in die Breite zu tragen.  

                                                 
178  Vgl. Muller 2000, S. 193–194 
179  Vgl. Eising 2003, S. 408 
180  Kontrafaktisches Denken, die Einbeziehung von Kontrollgruppen, das heißt von Nicht-EU-Mitgliedstaaten sowie das process tracing 

 können helfen, die Maßgeblichkeit des Integrationsprozesses nachzuweisen. Vgl. Haverland 2007, S. 62  
181  Vgl. Checkel 2005, S. 802ff. 
182  Vgl. Zürn, Checkel 2005, S. 1050 
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Jeffrey Checkel und Michael Zürn schlagen vor, rationalistische und konstruktivistische Er-

klärungsmuster zu berücksichtigen.
183

 Das typische europäische Schnüren von Verhandlungs-

paketen (bargaining), das bei Moravcsik im Mittelpunkt steht und auf Kosten-Nutzen-Kalkül 

beruht, ist ein ebenso gültiger Mechanismus wie das Argumentieren, das auf Überzeugung 

basiert. Fasst man beide Erklärungsmuster als primäre und sekundäre Mechanismen auf, so 

kann sich beispielsweise aus primärem Kalkül eine (sekundäre) normative Überzeugung ent-

wickeln. Dieses Vorgehen folgt einer doppelten Interpretation, das heißt Mechanismen und 

Rahmenbedingungen werden sowohl aus rationalistischer als auch aus konstruktivistischer 

Perspektive betrachtet.
184

 Auch hierbei handelt es sich um eine Form des kontrafaktischen 

Denkens und der Suche nach alternativen Erklärungsmustern. 

Trigger Mechanisms Effect Scope conditions 

International  

Institutions 

Strategic  

calculation 

 

Role playing 

 

Normative  

suasion 

Socialization:  

Inducting actors into the norms, 

rules and modes of behavior of 

a given community, either in the 

form of role playing or via in-

ternalization 

Institutional design / 

setting of the interaction 

 

Properties of the actor to 

be socialized 

 

Properties of the socializ-

ing actor 

Quelle: Zürn, Checkel 2005, S. 1050 

Checkel und Zürn sprechen von drei Mechanismen: Strategisches Kalkül, Rollenspiel und 

normative Überzeugung. Während ersteres rationalistisch begründet wird und einer sogenann-

ten „Logik des Konsequentialismus“ folgt, unterscheidet Checkel mit dem Rollenspiel und 

der normativen Überzeugung zwei Formen der „Logik der Angemessenheit“: Das strategische 

Kalkül kann durch eine bewusste Übernahme einer Rolle ersetzt werden. Die Bereitschaft, die 

entsprechende Rolle einzunehmen, beruht auf dem Wissen, um die soziale Erwünschtheit und 

nicht auf Überzeugung. Wird ein Akteur hingegen überzeugt, dann akzeptiert er sein Handeln 

als „richtig“ und hält es für selbstverständlich. Die Angemessenheit des Handelns wird nicht 

mehr hinterfragt.
185

 

Betrachtet man die Rahmenbedingungen bzw. die jeweiligen Opportunitätsstrukturen, so geht 

es darum, dass zunächst ein Akteur überzeugt wird und dann der Prozess in die Breite getra-

gen wird. Es ist demnach zentral, dass es einen angesehenen individuellen Vertreter gibt, der 

seine eigenen Überzeugungen in allgemein geteilte Annahmen übersetzen kann. Auch können 

sogenannte advocacy coalitions helfen, den Prozess in die Breite zu tragen.
186

 Die Wahr-

                                                 
183  Vgl. Zürn, Checkel 2005 
184  Vgl. Zürn, Checkel 2005, S. 1057 
185  Vgl. Checkel 2005, S. 804 
186  Vgl. Beck, Grande 2004, S. 249f; Jeffrey Checkel verweist auf den Untergang der Sowjetunion. Michael Gorbatschow habe durch seine 

 Berater seine Präferenzen gewandelt und neue Ideen in die Internationale Politik eingebracht. Mit dem Untergang der Sowjetunion und 
 der Ablösung von Gorbatschow seien diese Ideen jedoch verschwunden: „Put differently, absent social learning among a larger group of 
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scheinlichkeit, dass ein Akteur überzeugt wird, steigt, wenn er außerhalb von direktem politi-

schen Druck steht.
187

 Auch sollten die neuen Normen und Werte mit den existierenden 

Grundüberzeugungen des Akteurs konsistent sein. Eine Situation der Unsicherheit oder ein 

unlösbares Problem bieten ferner günstige Gelegenheiten, um Akteure von neuen Normen zu 

überzeugen. Hierunter kann man auch einen Risikoschock verstehen, das heißt, dass ein un-

vorhersehbares Ereignis deutlich gemacht hat, dass nationale Lösungen an ihre Grenzen ge-

kommen sind.
188

 Vivien Schmidt hat die hohe Bedeutung des Diskurses für die Veränderung 

der Wahrnehmung von Akteuren und zur Auflösung von blockierten Prozessen herausgear-

beitet.
189

 Ein überzeugender Diskurs muss sowohl die Notwendigkeit eines Wandels vermit-

teln, als auch dessen zugrundeliegende Werte. Relevanz, Eindeutigkeit und Widerspruchsfrei-

heit sind nur drei Anforderungsmerkmale an einen überzeugenden Diskurs.
190

  

Neben der innerparteilichen Willensbildung spielen für politische Parteien auch die Bezie-

hungen zwischen Staat und Gesellschaft als institutionelle Opportunitätsstrukturen eine be-

deutende Rolle. In einem korporatistischen föderalen System wie Deutschland werden die 

gesellschaftlichen Anforderungen bereits bei der Politikformulierung berücksichtigt. In Frank-

reich hingegen sind die Beziehungen zwischen Staat und Gesellschaft nur schwach institutio-

nalisiert und gesellschaftliche Interessenvertreter werden bei der Politikformulierung in der 

Regel nicht beteiligt. Entscheidungen können somit innerhalb der politischen Elite zentral und 

institutionell hierarchisch getroffen werden. Die Gesellschaft fordert jedoch auf alternativen 

und unkonventionellen Wegen Zugang zum System: Es kommt zu Demonstrationen und Pro-

testen, die dazu führen, dass Veränderungen in Frankreich in der Regel in einem Klima der 

Konfrontation realisiert werden.
191

 Die politische Elite gewinnt vor diesem Hintergrund eine 

besondere Rolle bei der Vermittlung europäischer Normen – beispielsweise in Form eines 

überzeugenden Diskurses.
192

 Die Fähigkeit der französischen Eliten, einen entsprechenden 

Diskurs zu führen, ist allerdings nur schwach ausgeprägt. So wies Alain Juppé beispielsweise 

bei den Sozialreformen 1995 zwar auf die Notwendigkeit dieser hin, verknüpfte sie jedoch 

nicht mit Werten. Lionel Jospin hingegen legitimierte seine Reformen mit deren Effizienz und 

hob als zentralen Wert die Gerechtigkeit hervorvor.
193

 

                                                                                                                                                         
 actors – that is, the development of norms – the particular ideas held by specific agents had no real staying power.“ Checkel 2001a, S. 

 57 
187  Vgl. Checkel 2001a, S. 54 
188  Vgl. Beck, Grande 2004, S. 247 
189  Vgl. Radaelli, Schmidt 2004, S. 195; vgl. als Beispiel für eine Diskursanalyse auch Diez 2001 oder im Hinblick auf die Wahrnehmung 

 der Globalisierung Rosamond 2001 
190  Vgl. Schmidt 2007, S. 27 
191  Vgl. Uterwedde 2004, S. 67; vgl. zum Unterschied zwischen Deutschland und Frankreich auch Schmidt 1999 
192  Vgl. Checkel 1999a, S. 90 
193  Vgl. Schmidt 2007, S. 20f. 



Europäisierung politischer Parteien? Optionen und Restriktionen am Beispiel der Parti socialiste von 1971 bis 2005 

35 

1.5  Fazit: Die gewachsene Bedeutung von Ideen und Identitäten in Europa  

Die Europäische Integration stellte nach dem Zweiten Weltkrieg unbestritten einen Weg zur 

dauerhaften Sicherung des Friedens dar. Diesem Ziel verpflichtet folgte die méthode Monnet 

nach dem Scheitern des föderalen Ansatzes einem unpolitischen Vorgehen, das die Themati-

sierung zentraler Konfliktgegenstände vermied. Die Politik legitimierte sich über ihre Output-

Dimension, ihre ökonomische Effizienz. Die wirtschaftliche Modernisierung war eine der 

zentralen Antriebskräfte des Integrationsprozesses.  

Mit der Einheitlichen Europäischen Akte 1986 setzte eine Politisierung ein. Der schleichend 

vorangeschrittene Prozess der Europäischen Integration begann, Rückwirkungen auf nationa-

ler Ebene zu zeigen. Kommissionspräsident Jacques Delors vermutete Ende der 1980er Jahre, 

dass in den folgenden zehn Jahren 80 Prozent der die Bürger betreffenden Politiken auf die 

europäische Gesetzgebung zurückgehen würden.
194

 Der 1992 unterzeichnete Vertrag von 

Maastricht weckte das öffentliche Bewusstsein für die Rückwirkungen des Europäischen In-

tegrationsprozesses auf nationaler Ebene. Mit dem ausbleibenden Wirtschaftswachstum und 

der steigenden Arbeitslosigkeit Anfang der 1990er Jahre wurde jedoch nicht nur die Output-

Dimension hinterfragt, sondern auch die Forderung nach dem Schutz des nationalen Wohl-

fahrtsstaats erhoben und die Folgen für die nationale Identität diskutiert.  

Politische Parteien haben vor allem in der Regierungsverantwortung zum Fortschreiten des 

Integrationsprozesses beigetragen. Angesichts einer zunehmend kritischer werdenden öffent-

lichen Meinung mussten sie die europäische Politik – und ihre Nebenfolgen – verteidigen. 

Auch wenn die Institutionalisierung Europas durch nationale Akteure gesteuert und kontrol-

liert wird, so kann sie sich doch verselbständigen. Einmal getroffene Vereinbarungen führen 

dann zu unerwarteten Konsequenzen und einem „Europa der Nebenfolgen.“
195

  Für politische 

Parteien können gerade diese Nebenfolgen die Vermittlung der europäischen Politik erschwe-

ren. Eine Europäisierung ihrer Identität könnte dazu beitragen, bestehende Widersprüche auf-

zulösen.  

Die Wiederentdeckung institutionalistischer Ansätze hat nicht nur der gewachsenen Bedeu-

tung der europäischen Institutionen Rechnung getragen, sondern auch den Institutionenbegriff 

um „weiche“ Komponenten wie Ideen, Identitäten und Normen erweitert.
196

 Es stellt sich 

demnach die Frage, ob und warum Akteure ihre Wahrnehmung verändern. Interessengeleitete 

und ideenbasierte Mechanismen können helfen, die mögliche Sozialisation von Parteien zu 

verstehen. Moralische Unternehmer, ein unpolitischer Kontext sowie eine Krisensituation – 

                                                 
194  Vgl. Ladrech 2002b, S. 47 
195  Vgl. Beck, Grande 2004, S. 78 
196  Vgl. zur Unterscheidung von harten und weichen Institutionen Wiener 2003 



Europäisierung politischer Parteien? Optionen und Restriktionen am Beispiel der Parti socialiste von 1971 bis 2005 

36 

das sind nur drei Rahmenbedingungen, die die Wahrscheinlichkeit der Europäisierung erhö-

hen. 

Bevor man jedoch der Gefahr unterliegt, die politische Partei in einer „Zwangsjacke normati-

ver Wünsche“
197

 einzuengen, sollten ihre Entstehungsbedingungen berücksichtigt werden. 

Institutionen entstehen, um bestimmte Funktionen zu erfüllen und effizient zu sein. Diese 

Funktionen müssen zwar auch legitim sein, aber betrachtet man die Neugründung der Parti 

socialiste 1971 so ist gerade ein leitendes Motiv, dass die Partei nicht mehr nur sich selbst 

genügen sollte, sondern ein neues Ziel hatte: die Regierungsübernahme. Diese setzte innerpar-

teiliche Geschlossenheit und zwischenparteiliche Bündnisse voraus. 

 

                                                 
197  Murswieck 1999, S. 116 
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II.  Europäisierung politischer Parteien und des politischen Wettbewerbs 

Die Europäisierung von Parteien wurde bislang aus einer europäischen Perspektive betrachtet. 

Im Folgenden werden von einer nationalen Perspektive ausgehend die Grundannahmen der 

Parteienforschung dargestellt sowie die Europäisierung des politischen Wettbewerbs disku-

tiert. Peter Mair erkennt gerade hier ein Defizit der Forschung:  

„Political science scholarship seems increasingly likely to translate problems of politics 

into those of administrative efficiency or institutional appropriateness. Thus we can 

have an otherwise very valuable and comprehensive volume devoted to the politics of 

Europeanization which has no single reference to elections or to voters in its index, and 

which has just two references to political parties. In this sense, while Europeanization 

may well be flavour of the month within the contemporary literature, the politics of Eu-

ropeanization (…) continues to be neglected.”
198

 

Häufig gibt es naheliegende Gründe und damit alternative Erklärungsmuster, warum politi-

sche Akteure beispielsweise nicht gegen die Depolitisierung der europäischen Ebene vorge-

hen. Möglich ist, dass sie das Konfliktpotential des Europathemas erkannt haben oder sich aus 

taktischen Gründen zurückhalten. Im Prinzip begleitet die Frage der Politisierung den Integra-

tionsprozess von Beginn an. So kritisierte schon Altiero Spinelli die funktionale Integrations-

methode, da sie nicht die Organisation von politischer Macht auf der europäischen Ebene be-

rücksichtige.
199

 Claudio Radaelli und Romain Pasquier halten die Begriffe der Politisierung 

und der Sozialisation für Konzepte mit beachtlichem Analysepotential.
200

 

2.1  Parteien in Frankreich: Eine exception française? 

2.1.1  Historisches Erbe der französischen Parteien  

Das historische Erbe der französischen Parteien kann Aufschluss geben über die Pfadabhän-

gigkeit ihrer Entwicklung und stellt ein Element ihrer nationalen Opportunitätsstrukturen dar. 

Es steht in enger Verbindung zur französischen politischen Kultur, die geprägt ist von einer 

Koexistenz von Misstrauen gegenüber dem Staat und einem Glauben an dessen Allzuständig-

keit, der Vorstellung der Nation als Identitäts- und Einheitsstifterin, den fehlenden Bindeglie-

dern zwischen Individuum und Staat und einer daraus folgenden Kluft zwischen Bürgern und 

politischen Eliten sowie einer großen Meinungsvielfalt, die mit einer fragmentierten Konflikt-

struktur und -intensität einhergeht.
201

  

Die Koexistenz von Misstrauen gegenüber dem Staat und dem Glauben an seine Allzustän-

digkeit zeigt sich einerseits in der bereits erwähnten französischen Protestkultur gegen staatli-

                                                 
198  Mair 2004, S. 344f. 
199  Vgl. Burgess 2005, S. 37 
200  Vgl. Radaelli, Pasquier 2007, S. 44 
201  Vgl. Schild, Uterwedde 2006, S. 22ff. 
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che Entscheidungen und Maßnahmen. Andererseits äußert sie sich in der Erwartung an den 

Staat, Lösungen für Probleme und Missstände zu finden, die die Gesellschaft nicht beheben 

kann. In den Worten von Stanley Hoffmann wollen die Franzosen lieber regiert werden, als 

sich selbst zu regieren.
202

 Wegen der geringen Fähigkeit der Gesellschaft, sich selbst zu orga-

nisieren, der sogenannten société bloquée,
203

 fällt eine Vielzahl von Problemen in den Aufga-

benbereich des Staates.  

Für die politischen Parteien ergibt sich daraus eine hohe Erwartungshaltung an ihre Problem-

lösungsfähigkeit – insbesondere für weite Teile einer „staatsgläubigen französischen Lin-

ken“.
204

 Die Vorstellung der politischen Sinnstiftung „von oben“ ist zwar im linken Lager 

besonders verbreitet, jedoch ist dieser zentralistische Politikstil in allen politischen Lagern 

anzutreffen und lässt sich auf das französische Streben nach effizientem Regieren und die 

französische Tradition des Colbertisme zurückführen. Auch die schon im Ancien Régime be-

stehende Skepsis gegenüber intermediären Gewalten hat hierzu beigetragen.
205

  

Seit dem Ende des 12. Jahrhunderts haben der französische Staat und der Zentralismus einen 

Beitrag zur Vereinheitlichung Frankreichs geleistet und die wirtschaftlichen, sozialen, kultu-

rellen und linguistischen Differenzen auszugleichen versucht. Mit der Französischen Revolu-

tion kam die Vorstellung auf, dass eine starke nationale Identität integrierend auf die fragmen-

tierte Gesellschaft wirken könnte. Die Idee der Staatsnation als Identitäts- und Einheitsstifte-

rin wurde stark von der Philosophie Jean-Jacques Rousseaus beeinflusst. Sie machte die vom 

Volk ausgehende Souveränität zum zentralen Element des Strebens nach Einheit und Ge-

schlossenheit.
206

 Die Volkssouveränität war für Rousseau nicht nur unteilbar, sondern auch 

nicht delegierbar.
207

 Er strebte nach Herstellung des Gemeinwillens (volonté générale), der 

bestehende Widersprüche aufheben und über die Summe der Einzelwillen hinausgehen sollte. 

Gruppen gleicher Interessen waren hingegen für die Herstellung des Gemeinwillens hinder-

lich.
208

  

Das von den Revolutionären 1791 erlassene Loi Le Chapelier, das jede Form von Zünften und 

Koalitionsbildung untersagte, trug die Züge der rousseauistischen Staatsphilosophie.
209

 We-

gen diesem Gesetz konnten sich die ersten Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände erst 

1884 gründen, die Bildung politischer Parteien erfolgte sogar erst mit dem Vereinsgesetz von 

                                                 
202  Vgl. Stanley Hoffmann zitiert nach Murswieck 1999, S. 110 
203  Crozier 1970 
204  Schild, Uterwedde 2006, S. 24 
205  Vgl. Schubert 2004, S. 161 
206  Vgl. Söllner 2007, S. 407 
207  Vgl. Reinhard 2003, S. 344 
208  Vgl. Maier 2007, S. 70 
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 Form auch immer.“ Tümmers 2006, S. 157 
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1901. Verbände, Vereine und politische Parteien sahen sich noch lange der Kritik ausgesetzt, 

die Fragmentierung der Gesellschaft zu fördern und die Verwirklichung des Gemeinwillens 

und der Gleichheit zu verhindern.
210

 In der Konsequenz konnten Parteien sich nie wirklich als 

Bindeglieder zwischen Bürgern und politischen Eliten etablieren. Bis heute ist Frankreich von 

einem hohen Individualismus geprägt. Dieser zeigt sich in der geringen Bereitschaft, sich in 

Parteien oder Verbänden zu engagieren.  

Politische Parteien gründeten sich in Frankreich nicht nur vergleichsweise spät, sondern wa-

ren auch deutlich schwächer organisiert. Honoratioren- und Wählerparteien dominierten an-

fangs die französische Parteienlandschaft. Die Bedeutung der politischen Honoratioren ging 

auf das 1848 eingeführte Männerwahlrecht zurück, das erlassen wurde, bevor sich Parteien 

oder Klassenidentitäten herausgebildet hatten. Lokale Honoratioren bauten in der Folge ihre 

Netzwerke auf, die später in den Parteien aufgingen. Diese blieben jedoch in erster Linie lose 

strukturierte Wahlvereine. Als erstes begann sich die politische Linke in den 1920er Jahren zu 

organisieren.
211

 Die Entstehung einer Arbeiterpartei nach deutschem Vorbild erschwerte je-

doch neben der frühen Einführung des Männerwahlrechts der langsame Verlauf der industriel-

len Revolution. Frankreich hatte Ende des 19. und Anfang des 20. Jahrhunderts einen sozio-

ökonomischen Entwicklungsrückstand. Die Anzahl der Arbeiter und Angehörigen des neuen 

Mittelstands war vergleichsweise gering, wohingegen die Anzahl von Selbständigen, Klein-

gewerbetreibenden und Bauern noch immer hoch war.
212

 Bis in die 1880er Jahre sicherten 

weiterhin die traditionellen Sektoren, darunter vor allem die Landwirtschaft, den Großteil des 

französischen Wirtschaftsaufschwungs.
213

 Die Entstehung einer Arbeiterpartei nach deut-

schem Vorbild verhinderte auch die Konkurrenz zwischen kommunistischer und sozialisti-

scher Partei seit 1920. Die kommunistische Partei entwickelte sich in der Folge zur einzigen 

wirklichen Massenpartei Frankreichs. 

Die Parteien unterlagen in Frankreich aufgrund ihrer schwach ausgebildeten Organisations-

struktur einem ständigen Wandel und wechselten ihre Namen im Vergleich mit deutschen 

Parteien häufig. Politische Einstellungen und Verhaltensmuster hingegen blieben 

„Permanenzphänomene“.
214

 Französische Parteien bewahrten bis in die 1980er Jahre den Cha-

rakter von Weltanschauungs- und Interessenparteien. In Frankreich herrschte immer eine gro-

ße Meinungsvielfalt. Die zentrale Konfliktlinie hatte sich 1789 entlang des Gegensatzes zwi-

schen Rechts und Links herausgebildet. Die Abgeordneten der konstituierenden französischen 

                                                 
210  Vgl. Tümmers 2006, S. 158 
211  Vgl. Kreuzer, Stephan 1999, S. 163f. 
212  Vgl. Schild, Uterwedde 2006, S. 32 
213  Ursachen hierfür waren einerseits die Umwälzungen durch die Französische Revolution sowie andererseits die seit dem Ancien Régime 
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Nationalversammlung hatten am 22. August 1789 abgestimmt, indem sie sich rechts und links 

vom Vorsitzenden platzierten.
215

  

Bis zur republikanischen Synthese Anfang der 1880er Jahre war die Ausdifferenzierung die-

ses Gegensatzes jedoch an eine wechselvolle Geschichte der politischen Regime gekoppelt. 

Die jeweiligen Machthaber beanspruchten für sich, die nationale Einheit zu verkörpern. An-

stelle von sozio-ökonomischen Fragestellungen setzten sich Vertreter der politischen Rechten 

und der Linken mit Fragen wie Monarchie oder Republik, Klerikalismus oder Laizismus und 

Status quo oder Fortschritt auseinander. Ideologische Debatten hatten einen höheren Stellen-

wert als der Machterwerb und erschwerten die Ausbildung einer Kultur des Regierens. Der 

stetige Rekurs auf die Vergangenheit und die Französische Revolution förderte die dogmati-

schen Kontroversen und die Konfrontation des rechten und linken Lagers.
216

  

Die schwach organisierten intermediären Gewalten und Parteien sind in Frankreich durch 

direktdemokratische Elemente wie beispielsweise Referenden sowie durch starke politische 

Führungsfiguren ersetzt worden. Mit der Einführung der Direktwahl des französischen Staats-

präsidenten war es Charles de Gaulle 1962 gelungen, das politisch einflussreichste Amt im 

französischen Staat als das eines Schiedsrichters zu konzipieren, der nicht in die Niederungen 

der Parteien- und Interessenpolitik herabsteigen sollte. Die Franzosen sollten nicht von einem 

beliebigen Parteiführer geeint werden, sondern von einer Persönlichkeit, die sich glaubwürdig 

als Retter Frankreichs präsentieren konnte.
217

  

Zusammenfassend kann man festhalten, dass es französischen Parteien verhältnismäßig wenig 

gelungen ist, in die Gesellschaft hineinzuwirken. Die politischen Parteien, so Hugues Portelli, 

wurden in dieser spezifischen französischen Konstellation Gegenstand ständiger Krisen: 

„Les partis politiques sont en France, plus que dans tout autre État d‟Europe occiden-

tale, le théâtre de bouleversements permanents. La faiblesse du tissu militant, la minceur 

des structures bureaucratiques, l‟absence d‟enracinement dans la société civile les met-

tent sans cesse à la merci de crises, d‟origine interne ou externe, qui peuvent s‟avérer 

mortelles.“
218

 

 

2.1.2  Einmaligkeit des französischen politischen Systems und die Sonderrolle der  

 Parteien  

Die vorangegangenen Ausführungen haben gezeigt: Im Vergleich mit anderen westeuropäi-

schen Staaten gelten die französischen Parteien als besonders schwach, der Staat als beson-

ders einflussreich und der Präsident als besonders machtvoll. Diese bei weitem nicht vollstän-

                                                 
215  Vgl. Richard 2006, S. 158f. 
216  Vgl. Hüser 2000, S. 16ff; vgl. auch Bréchon 2005, S. 8 
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218  Portelli 1998, S. 7 



Europäisierung politischer Parteien? Optionen und Restriktionen am Beispiel der Parti socialiste von 1971 bis 2005 

41 

dige Aufzählung der französischen Besonderheiten hat in Frankreich zu der Annahme einer 

exception française geführt: Danach lässt sich das französische politische System nicht in 

politikwissenschaftliche Typologien einordnen und ist nicht geeignet für den internationalen 

Vergleich.
219

 In der Folge hat sich die französische Politikwissenschaft weitgehend isoliert 

von der international vergleichenden Politikwissenschaft entwickelt und eine frankozentrierte 

Sichtweise gefördert.
220

 Ende der 1980er Jahre ist eine langsame Abkehr von dieser Annahme 

eingetreten, auch wenn die tradierten Konzepte weiter als Referenz dienen.  

Die französische Politikwissenschaft wird vor allem durch die politische Soziologie domi-

niert, in der die Analyse des Wahlverhaltens eine bedeutende Rolle spielt. Ferner sind die 

Analysen zum Zusammenhang von Verfassungs- und Parteienwandel von Bedeutung. Fragen 

der Repräsentation und der Rolle der Parteien als Vermittler demokratischer Legitimation 

spielen dagegen nur eine untergeordnete Rolle.
221

 Die französische Politikwissenschaft hat 

mit dem Konzept der parti présidentiel einen eigenen Beitrag zur Parteienforschung geleistet, 

der auf das System der V. Französischen Republik zugeschnitten ist. Durch die 1962 per Re-

ferendum beschlossene Direktwahl des französischen Staatspräsidenten ist dieser zur bestim-

menden politischen Figur geworden. Eine parti présidentiel richtet sich demnach personell, 

strukturell und inhaltlich auf die Eroberung bzw. den Erhalt des Präsidentenamts aus.
222

  

Die innerparteiliche Macht konzentriert sich beim Parteiführer, dem présidentiable, der durch 

seine persönlichen Beraterteams parallele Strukturen aufbaut. Die Präsidentschaftskandidatur 

und der Wahlkampf werden zu seiner persönlichen Angelegenheit, da er sich direkt dem Volk 

zur Wahl stellt. Diese individuelle Strategie führt zu einer ideologischen Entleerung der Par-

teien, deren Programmatik hinter der Person des Präsidentschaftskandidaten zurücktritt.
223

  

Auch die innerparteilichen Konkurrenzmuster orientieren sich an den möglichen présidentiab-

les und nicht an politischen Werten und Zielen. Ein présidentiable wird zum Erfolgsgaranten 

für das Überleben einer politischen Strömung.
224

 Die lokalen Honoratioren haben für dieses 

Amt ausgedient, da der Weg an die Parteispitze direkter und technokratischer geworden ist. In 

der Regel kommen die Kandidaten aus den französischen Eliteschulen oder der Verwal-

tung.
225

  

In ihrer kritischen Auseinandersetzung mit dem Konzept der parti présidentiel erinnert Chris-

tine Pütz daran, dass die V. Französische Republik trotz der dominierenden Rolle des Staats-

präsidenten ein parlamentarisches System ist, weil die Regierung vom Parlament politisch 
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abhängig und damit abberufbar ist.
226

 Jeder Präsident benötigt eine stabile parlamentarische 

Mehrheit, um eine Kohabitation und die mit ihr verbundene Einschränkung seiner Machtfülle 

zu vermeiden.
227

 Pütz beobachtet bei den französischen Parteien ein Wechselspiel zwischen 

Tradition und Anpassung.
228

 Das französische Parteiensystem hat mit der Einführung der Di-

rektwahl des französischen Staatspräsidenten im Jahr 1962 zwar einen massiven Wandel er-

fahren, aber – so kann man aus den Analysen von Pütz schlussfolgern – keine Stunde Null 

erlebt.  

2.1.3  Parteien und Wahlen in der V. Französischen Republik 

Unbestritten dominieren die Präsidentschaftswahlen das politische Leben in Frankreich und 

verweisen alle anderen Wahlen in den Status von nachrangigen Wahlen. Allerdings können 

auch die Parlamentswahlen – im Falle einer drohenden Kohabitation – den Status von erstran-

gigen Wahlen annehmen. Beide tragen zur nationalen Machtverteilung bei und können aus 

diesem Grund als erstrangig eingestuft werden.
229

 In Frankreich wird neben der nationalen 

Ebene auf vier weiteren Ebenen gewählt: in der Gemeinde, im Departement (bzw. Kanton), in 

der Region und für Europa. Hinzu kommen nationale Referenden.
230 

Bei den Wahlsystemen 

dominiert die absolute Mehrheitswahl mit zwei Wahlgängen in Ein-Personen-Wahlkreisen,
231

 

bei den Regional- und Europawahlen wird nach dem Verhältniswahlrecht gewählt (auch bei 

Kommunalwahlen in kleineren Gemeinden).  

Das Wahlrecht ist nach Maurice Duverger der entscheidende Faktor für die Entstehung und 

Entwicklung eines Parteiensystems.
232

 Die nach dem Mehrheitswahlrecht durchgeführte Di-

rektwahl des französischen Staatspräsidenten hat zur Ausbildung eines bipolaren und stabilen 

Parteiensystems geführt. Wahlsysteme haben jedoch nicht nur Einfluss auf das Parteiensys-

tem, sondern verändern auch die Strategien von Parteien.
233

 So hat das dominierende Mehr-

heitswahlrecht zur Stärkung der großen Parteien beigetragen und bildet einen Anreiz für 

Wahlbündnisse, um nach Absprachen den jeweils aussichtsreichsten Kandidaten im zweiten 

Wahlgang zu unterstützen und gegebenenfalls den eigenen Kandidaten zurückzuziehen. 

Durch die Einer-Wahlkreise wird ferner eine direkte Verbindung des Abgeordneten mit sei-

nem Wahlkreis gefördert.  
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Die Europa- und die Regionalwahlen wurden erstmals 1979 bzw. 1986 durchgeführt. Das bei 

ihnen zur Anwendung kommende Verhältniswahlrecht hat eine Fragmentierung des Parteien-

systems gefördert. Jean-Luc Parodi hat hierfür das Bild eines sich öffnenden Wahlakkordeons 

geprägt.
234

 So zeigen beispielsweise die Europawahlen, dass das Verhältniswahlrecht kleine-

ren Parteien wie der Front national oder den Grünen zum Aufstieg verhelfen kann. Diese 

steigende Anzahl kleinerer Parteien ist ein Charakteristikum des von Karlheinz Reif und 

Hermann Schmitt geprägten Analysemodells zur Europawahl.
235

 Die sogenannten „Second-

order-elections“ zeichnen sich zudem durch die geringe Wahlbeteiligung, die Dominanz der 

nationalen Themen sowie die Tendenz, der Regierung einen Denkzettel verpassen zu wollen, 

aus. Eine der zentralen Aussagen des Modells ist, dass es sich bei den Europawahlen nicht um 

europäische Wahlen handelt, sondern um gleichzeitig stattfindende nationale Wahlen.
236

  

Auch wenn es sich um zweitrangige Wahlen handelt, können diese Rückwirkungen auf das 

nationale Parteiensystem haben. Nach Parodi lässt sich das einmal geöffnete Wahlakkordeon 

bei den nächsten erstrangigen Wahlen schwierig schließen. Auch die Wähler stehen dem Eu-

ropäischen Integrationsprozess nicht indifferent gegenüber. So vertreten Cees van der Eijk 

und Mark Franklin die These, dass die pro- und anti-europäischen Einstellungen der Wähler 

eine Art „schlafender Riesen“ darstellen. Dieser habe das Potential, das Wählerverhalten zu 

beeinflussen, wenn er „aufgeweckt“ werde.
237

  Liesbet Hooghe und Gary Marks kommen zu 

dem Schluss, dass die Sichtweise des Europäischen Integrationsprozesses Rückwirkungen auf 

das nationale Wahlverhalten hat und mit den zentralen Konfliktlinien, die die europäischen 

Gesellschaften strukturieren, in Verbindung steht.
238

 

Um die Tendenz zur Fragmentierung bei den Europa- und Regionalwahlen einzuschränken, 

wurden in Frankreich beide Wahlsysteme geändert. Für die Europawahlen schlugen der sozia-

listische Premierminister Lionel Jospin und der neo-gaullistische Staatspräsident Jacques Chi-

rac 1998 vor, die 5-Prozent-Hürde auf eine 10-Prozent-Hürde zu erhöhen. Auch sollte es statt 

einem nationalen Wahlkreis mehrere geben. Dies hätte den Einzug der Front national in das 

Europäische Parlament deutlich erschwert, da ihr Wählerpotential ungefähr bei zehn Prozent 

liegt.
239

 Erst Premierminister Raffarin konnte jedoch 2003 eine Reform durchsetzen, nach der 

die 5-Prozent-Hürde zwar beibehalten, jedoch Frankreich in acht Wahlkreise eingeteilt wur-

de.
240

 Nun konnten kleinere Parteien nicht mehr ihre Wahlergebnisse in ganz Frankreich ad-

dieren und auf diese Weise die 5-Prozent-Hürde überspringen, sondern mussten in jedem der 
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acht Wahlkreise mindestens fünf Prozent der Stimmen erreichen. Für die Regionalwahlen 

wurde 1999 bzw. 2003 das Verhältniswahlrecht in zwei Wahlgängen eingeführt, um den Ein-

fluss der Front national zu verringern. Zuvor hatten sich mehrere Vertreter der Liberalkon-

servativen mit den Stimmen der Front national zum Regionalpräsidenten wählen lassen. Die 

Mehrheitsbildung sollte bei den folgenden Regionalwahlen 2004 durch zwei Wahlgänge und 

eine „Mehrheitsprämie“ erleichtert werden.
241

 

Die beschriebenen Reformen machen den großen Einfluss des Wahlrechts auf den politischen 

Wettbewerb deutlich. Das Wahlrecht stellt auch für die Europäisierung der französischen Par-

teien eine Option bzw. Restriktion dar. Das Mehrheitswahlrecht zwingt die Parteien dazu, 

Bündnisse einzugehen und mögliche Konfliktthemen – wie beispielsweise die Europäische 

Integration – für den nationalen Machterwerb auszuklammern. Das Verhältniswahlrecht bei 

den Europawahlen hat hingegen kleineren Parteien Zutritt zum politischen Wettbewerb er-

möglicht und ihnen ein neues Betätigungsfeld eröffnet.  

2.1.4  Das französische Misstrauen gegenüber dem Europäischen Parlament 

Der zweitrangige Charakter der Europawahlen in Frankreich wird nicht nur anhand der nied-

rigen Wahlbeteiligung deutlich, sondern auch in dem Verhältnis der politischen Eliten zum 

Europäischen Parlament. Die französische Praxis der Ämterhäufung sowie die geringe Wert-

schätzung für das Mandat eines Europaabgeordneten zeigen ein spezifisches Misstrauen ge-

genüber dem Europäischen Parlament und eine französische Neigung zur Nabelschau 

(nombrilisme).
242

 

Die Ämterhäufung (cumul des mandats) – die gleichzeitige Ausübung mehrerer Mandate – 

hat sich bereits im 19. Jahrhundert in der Julimonarchie entwickelt und ist in der V. Französi-

schen Republik noch immer die Regel.
243

 In keinem europäischen Land ist die Praxis, politi-

sche Mandate und Ämter auf unterschiedlichen Ebenen gleichzeitig auszuüben, so verbreitet 

wie in Frankreich – eine weitere exception française.
244

 Die Ämterhäufung wurde in Frank-

reich allerdings mit zwei Gesetzen im Dezember 1985 und zwei Gesetzen im April 2000 ein-

geschränkt.
245

 Ein Europaabgeordneter kann seit 2000 nicht mehr gleichzeitig ein Mandat in 

der Nationalversammlung oder im Senat wahrnehmen. Auch untersagte das Gesetz die Aus-

übung einer lokalen exekutiven Funktion. Mit dem Gesetz vom April 2003 ist letzteres jedoch 

                                                 
241  Vgl. Schild, Uterwedde 2006, S. 126 
242  Vgl. Schubert 2004, S. 326 
243  Vgl. Janicot 2007, S. 71; vgl. Marrel 2005, S. 147  
244  Vgl. Manière 2006, S. 3; vgl. Knapp 2004, S. 8 
245  Vgl. Janicot 2007, S. 71; Das Gesetz des Jahres 2000 erleichterte auch eine Neuregelung auf europäischer Ebene, die nun seit den 

 Europawahlen von 2004 europaweit die gleichzeitige Ausübung eines nationalen und eines europäischen Mandats untersagt, ein lokales 

 Mandat bleibt allerdings weiterhin kompatibel mit einem europäischen. Der Europäische Rat entschied am 25. Juni und 23. September 
 2002, die Regelung aus dem Jahr 1976 entsprechend zu ändern. Vgl. Marrel 2005, S. 148ff. 
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wieder möglich.
246

 Diese Rücknahme stellte eine Angleichung an die Situation der nationalen 

Parlamentarier dar, wurde jedoch von Kritikern als Rückschritt empfunden.
247

 In ihren Augen 

sichert die Reform der Wahlkreise für die Europawahlen den Abgeordneten eine regionale 

Basis und erfordert nicht mehr die Ausübung einer lokalen exekutiven Funktion. 

Frankreich fällt es bis heute schwer, das Europäische Parlament als Ort der politischen Ein-

flussnahme zu akzeptieren, auch wenn dieses mit jeder Revision der europäischen Verträge 

eine Aufwertung erfahren hat. Diese Aufwertungen stellen jedoch die französische National-

versammlung als alleinigen Ort der Volkssouveränität in Frage.
248

 Es ist somit nicht verwun-

derlich, dass die Wertschätzung für einen französischen Europaabgeordneten und das Europä-

ische Parlament im Vergleich mit der Nationalversammlung bis heute gering ist. Frankreich 

könnte laut Willy Beauvallet ein Musterbeispiel für das Fehlen einer politischen europäischen 

Klasse sein.
249

 Dieses Defizit wird nicht nur im Ausland zum Teil mit Verwunderung wahr-

genommen, sondern führt auch zu einer Schwächung des französischen politischen Einflusses 

in Europa. Selbst wenn der Einfluss der europäischen Ebene für die nationale Politikgestal-

tung zunehmend erkannt worden ist, so scheint die maßgebliche Beteiligung des Europäi-

schen Parlaments an der Politikformulierung und -entscheidung kaum eine Rolle zu spie-

len.
250

 Frankreich versucht hingegen, über die Regierung im Ministerrat und über die Staats- 

und Regierungschefs im Europäischen Rat Einfluss zu nehmen.  

Auch wenn der französische Einfluss in Europa seit Beginn des Integrationsprozesses sowohl 

auf politischem, administrativem als auch linguistischem Niveau hoch ist, zeigt ein Bericht 

der Assemblée nationale aus dem Jahr 2004 die Schwächen Frankreichs bei der parlamentari-

schen Interessenvertretung.
251

 Gemessen an der Anwesenheit der französischen Abgeordneten 

im Europäischen Parlament (und auch im Ministerrat) lag Frankreich in der Europäischen 

Union der 15 Mitgliedstaaten auf dem vorletzten Platz. Innerhalb des Europäischen Parla-

ments verteilten sich in der Legislaturperiode von 1999 bis 2004 die 84 Europaabgeordneten 

auf sieben verschiedene Fraktionen, wobei nur 40 unter ihnen zu den drei großen und ein-

                                                 
246  Vgl. Marrel 2005, S. 152; vgl. Janicot 2007, S. 73; vgl. kritisch hierzu auch Bertoncini, Chopin 2004, S. 99f; François Hollande  
 engagierte sich in seinem Leitantrag beim Parteitag von Dijon 2003 dafür, dass mit den Europawahlen 2004 kein Kandidat mehr ein 

 europäisches Mandat und gleichzeitig eine lokale exekutive Funktion ausüben dürfe. Trotzdem kandidierten 2004 Marie-Noëlle  

 Lienemann, Robert Navarro, Guy Bono und Gilles Savary, alle Vize-Präsidenten eines Regional- bzw. Departementrats. Vgl. Lefebvre, 
 Sawicki 2006, S. 120 
247  Vgl. Bertoncini, Chopin 2004, S. 99 
248  Die Widerstände gegenüber geteilten Repräsentationsvorstellungen drücken sich nicht nur in Form der Europäisierung, sondern auch 
  der Dezentralisierung aus. So hat beispielsweise ein Projekt der Regierung Jospin, das der Versammlung in Korsika legislative  

 Kompetenzen übertragen wollte, Ende der 1990er Jahre zu dramatischen Debatten und dem Rücktritt von Innenminister Jean-Pierre 

 Chevènement geführt. Vgl. Beauvallet 2007, S. 14; Als weiteres Beispiel kann eine gemeinsame Sitzung von Repräsentanten des 
 europäischen und der nationalen Parlamente in Rom im November 1990 angeführt werden. Alle sozialistischen Parteien stimmten 

 einem Text zu, der sich für das Mitentscheidungsverfahren zwischen Europäischen Parlament und Ministerrat aussprach. Nur die PS 

 stimmte dagegen. Vgl. Cole 1996, S. 77 
249  Vgl. Beauvallet 2007, S. 16; zum geringen Ansehen eines Europaparlamentariers vgl. auch Rüther – Alain Lamassoure 21.09.2006 
250  Vgl. Bertoncini, Chopin 2004, S. 7 
251  Vgl. zum Folgenden das Resümee des Berichts von Jacques Floch für die Assemblée nationale: Floch 2004, S. 7ff; vgl. hierzu auch die 
 Analyse bei Bertoncini, Chopin 2004 oder Ziller 2008 
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flussreichen Fraktionen der Europäischen Volkspartei, der Europäischen Sozialdemokraten 

und der Europäischen Liberalen gehörten. Zudem konzentrierten sich die Abgeordneten auf 

die prestigereichen Kommissionen, bei denen das Parlament allerdings kein Mitentschei-

dungsrecht besitzt – wie zum Beispiel in der Außenpolitik. Auch bei den Berichten, die ein-

zelne Abgeordnete im Laufe einer Legislaturperiode verfassen und damit Einfluss auf das 

Entscheidungsverfahren nehmen, lagen die französischen Abgeordneten mit 1,36 im Ver-

gleich zu drei Berichten eines deutschen Abgeordneten zurück.  

Die Präsenz von französischen Lobbygruppen oder Medienvertretern ist ebenfalls weniger 

ausgeprägt. 70 akkreditierten französischen Journalisten stehen 147 deutsche Journalisten 

gegenüber. Die französische Berichterstattung konzentriert sich darüber hinaus auf die großen 

europäischen Ereignisse, wie vor allem die Treffen der Staats- und Regierungschefs. Für Flo-

rence Autret ist dies – selbst in Brüssel – ein Ausdruck des französischen élyséocentrisme,
252

 

das heißt der Präsidentialisierung des französischen politischen Systems.  

Der Bericht der Assemblée nationale fordert die politischen Parteien dazu auf, ihre Verant-

wortung während der Europawahlen wahrzunehmen.
253

 Die Tatsache, dass weniger als die 

Hälfte der französischen Europaabgeordneten von 1999 bis 2004 zu den einflussreichen Frak-

tionen im Europäischen Parlament gehörten, zeigt auch die Defizite der großen französischen 

Parteien, den Wählern den Einfluss ihrer Wahlentscheidung auf die europäische Politik deut-

lich zu machen.
254

 

2.2  Parteien in der Gesellschaft und als soziale Organisationen 

2.2.1  Parteien als Ausdruck gesellschaftlicher Konfliktlinien  

Zum historischen Erbe der Parteien gehören eine fragmentierte Konfliktstruktur und eine hohe 

Konfliktintensität. Dabei hatte kein anderes System der politischen Identifikation die Aus-

drucksstärke und Überlebensdauer wie der Gegensatz zwischen Rechts und Links.
255

 Diese 

übergeordnete Konfliktlinie kann in ihrem Bedeutungsinhalt jedoch nur relativ bestimmt wer-

den.
256

 Mögliche Unterscheidungskriterien für politisch Rechts und politisch Links könnten 

die Definition der Gleichheit (als Gleichheit der Chancen oder der Ergebnisse) oder die 

Sichtweise der Geschichte (als in der Tradition verwurzelt oder als Fortschritt) sein. Ohne 

geschichtlichen Bezug kommt eine Klassifizierung aus, nach der die politische Rechte dieje-

nigen umfasst, die mit der sozialen Ordnung zufrieden sind und die politische Linke diejeni-

gen, die die soziale Ordnung verändern wollen. Nach dem Zweiten Weltkrieg wird der 

                                                 
252  Autret 2008, S. 21 
253  Vgl. Floch 2004, S. 13 
254  Vgl. Bertoncini, Chopin 2004, S. 67f. 
255  Vgl. Charlot 1994, S. 39 
256  Vgl. Bernard 2007, S. 201 
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Rechts-Links-Gegensatz häufig mit der Wirtschaftspolitik und der Haltung zu mehr oder we-

niger staatlichen Eingriffen verbunden.
257

 Nichtsdestotrotz gibt es in beiden Lagern extreme 

und gemäßigte Positionen, sodass man nicht von der Rechten (la droite) und der Linken (la 

gauche) sprechen, sondern den Plural (les droites et les gauches) verwenden sollte.
258

  

Ausgehend von dieser übergeordneten Konfliktlinie haben sich in den westeuropäischen Ge-

sellschaften sozialstrukturelle Gruppen mit politisch-ideologischen Überzeugungen weiter 

ausdifferenziert und die Entstehung von politischen Parteien sowie das Verhalten der Wähler 

entlang diverser Interessenkonflikte befördert. Ausgehend von dem Klassenkonflikt Arbeit 

versus Kapital haben Seymour Lipset und Stein Rokkan weitere Konfliktlinien wie Stadt ver-

sus Land, Kirche versus Staat sowie Zentrum versus Peripherie herausgearbeitet.
259

 Die Kon-

fliktlinien können in Gesellschaften entweder aufgelöst werden, fortdauern oder sich sogar 

überkreuzen. Wenn viele Konflikte fortdauern und sich überkreuzen, dann kann es zu einem 

zersplitterten Vielparteiensystem kommen. In Frankreich überlagerten sich die Konfliktlinien 

von klerikal versus anti-klerikal, von Anhängern und Gegner des politischen Systems sowie 

der wirtschaftlichen Ordnung.
260

  

Die einmal entstandenen Parteiensysteme, so eine der zentralen Thesen von Lipset und 

Rokkan, seien seit den 1920er Jahren „eingefroren“.
261

 Der in den 1970er Jahren einsetzende 

Wertewandel hat in den 1980er Jahren jedoch eine neue Konfliktlinie geschaffen: Materialis-

tische Wertorientierungen wie wirtschaftliche und physische Sicherheit stehen seitdem post-

materialistischen Werten gegenüber, die der individuellen Selbstverwirklichung, der Teilhabe 

am politischen Prozess sowie Umwelt- und Menschenrechtsschutz höhere Bedeutung beimes-

sen. Diese Konfliktlinie hat in westeuropäischen Ländern die Gründung grüner Parteien be-

günstigt.
262

 Im Unterschied zu den vorab genannten Konfliktlinien basiert diese nicht mehr 

auf den Interessengegensätzen sozialer Gruppen, sondern grenzt Wertegemeinschaften vonei-

nander ab.
263

  

                                                 
257  Vgl. Hooghe et al. 2002, S. 66 
258  Vgl. Richard 2006; Im Folgenden werden beispielsweise die Front national als rechtsextrem und die Parti des travailleurs, die Ligue 
 communiste révolutionnaire und die Lutte ouvrière als linksextrem eingestuft. In der wissenschaftlichen Debatte bezieht sich  

 Extremismus auf extreme ideologische Positionen an den Rändern des politischen Spektrums, wohingegen Radikalismus mit der  

 Ablehnung institutionalisierter politischer Verfahrensweisen einhergeht. Das verfassungsrechtliche Verständnis geht von der  
 gegenteiligen Interpretation aus. Wie im französischen Sprachgebrauch wird jedoch im Folgenden von extremen Parteien im Sinne der 

 wissenschaftlichen Definition gesprochen. Vgl. zur Definition Bendel 2005; vgl. zum französischen Sprachgebrauch Ivaldi 2005 und 

 Pina 2005 
259  Vgl. Lipset, Rokkan 1967 
260  Vgl. Tümmers 2006, S. 114 
261  Vgl. von Alemann 2003, S. 100 
262  Vgl. Schild, Uterwedde 2006, S. 27; Diese Konfliktlinie wird deshalb auch bezeichnet als „Green / Alternative / Libertarian (GAL)“ 

 versus „Traditionalism / Authority / Nationalism (TAN)“. Vgl. Hooghe, Marks 2009, S. 16; Joachim Schild vergleicht in seiner  

 Dissertation soziopolitische Konfliktlinien in Deutschland und Frankreich zu Themen der „alten Politik“ mit Konfliktlinien zu Themen 
 der „neuen Politik“, wie beispielsweise den Umweltschutz. In Deutschland haben Themen der „neuen Politik“ eine höhere Bedeutung 

 für die Protestneigung als in Frankreich. Vgl. Schild 2000; In Frankreich gab es beispielsweise keine starke Friedens- oder  

 Umweltbewegung. Vgl. Ancelovici 2008, S. 74; Vgl. zum Einfluss von neuer und alter Politik in Frankreich auch Marthaler 2008 
263  Vgl. Pappi 2005, S. 103 
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Der Wertewandel hat dazu beigetragen, dass die traditionellen Parteimilieus erodiert sind.
264

 

Auch die Verankerung und Integrationskraft der Parti socialiste hat in ihren Milieus seit An-

fang der 1980er Jahre nachgelassen.
265

 Zu den von Frédéric Sawicki als „anthropologische 

Verankerung der Parteien“
266

 bezeichneten Milieus gehörten Wähler, Sympathisanten, Anhä-

nger und Mitglieder, aber auch der Partei nahestehende Organisationen oder Intellektuelle, die 

die Werte der Partei vertreten haben.
267

 Innerhalb dieser Milieus gab es verschiedene Quer-

verbindungen und Doppelmitgliedschaften. Diese nicht formalisierte Struktur der Milieus 

lässt sich daher am besten als Netzwerk beschreiben.
268

 Der Partei ist es jedoch nicht gelun-

gen, die nachlassende Verankerung in den traditionellen Milieus seit den 1980er Jahren durch 

neue Verbindungen zu kompensieren.
269

 

2.2.2  Parteien und ihre Funktion in der Gesellschaft 

Parteien geben nicht nur gesellschaftlichen Konflikten und sozialen Kräften Ausdruck. An-

hand der Viersektorenanalyse Winfried Steffanis werden im Folgenden drei weitere Funktio-

nen vorgestellt und kurz diskutiert.
270

  

1. Ausdruck sozialer Kräfte; ideologischer und/oder programmatischer Ziele und Forderungen  

2. Interessengruppe und Karrierevehikel  

3. Instrumente der Machtausübung  

4. Vermittler demokratischer Legitimation
271

  

Parteien spiegeln soziale Kräfte in der Regel in ihrer Programmatik wider. Häufig wird die 

Diskrepanz zwischen Programmatik und politischem Handeln kritisiert. Niklas Luhmann 

verwies schon in den 1970er Jahren auf die spezifische Funktion eines Parteiprogramms, das 

eben nicht als Regierungserklärung missverstanden werden dürfe. Parteiprogramme sollten 

Zukunft und Werte vermitteln. Werte dienten als Kommunikations- und nicht als Entschei-

dungsvoraussetzung.
272

 Die ökonomische Theorie der Politik relativiert den programmati-

schen Beitrag der Parteien und sieht in ihnen in erster Linie eine Interessengruppe und ein 

Karrierevehikel. Parteien streben nach politischem Überleben, Erfolg und Ansehen und bieten 

ihren Mitgliedern die Möglichkeit einer politischen Karriere.
273

 Die Karrierechancen haben 

sich mit Einführung der Europawahlen 1979 erhöht. In Frankreich stieg die Anzahl der zu 

                                                 
264  Vgl. von Alemann 2003, S. 107 
265  Vgl. Sawicki 2004, S. 46f.: „A la veille de son centenaire et en dépit des droits importants qu‟il reconnaît à ses adhérents, le Parti  

 socialiste peine ainsi à susciter un réel engouement militant et à renouveler ses élites, faut d‟être suffisamment ancré dans les  

 mobilisations sociales qui traversent la société française, faute aussi sans doute d‟avoir jamais réussi à se doter de réels instruments de 
 formation et de promotion militantes en direction des classes populaires.“ 
266  Sawicki 1996, S. 57 
267  Zu den gemeinsamen Werten gehören der Laizismus, der Humanismus, die Verteidigung der Menschenrechte und der sozialen  
 Gerechtigkeit, der Pazifismus, der Internationalismus und der kulturelle Liberalismus. Vgl. Sawicki 2004, S. 40 
268  Vgl. Sawicki 1997, S. 17; vgl. Lefebvre, Sawicki 2006, S. 123f. 
269  Vgl. Sawicki 2004, S. 46f. 
270  Vgl. zu weiteren Funktionskatalogen Mittag 2006, S. 54f. 
271  Vgl. Steffani 1988, S. 550 
272  Vgl. Luhmann 1977, S. 169ff.  
273  Vgl. von Alemann 2003, S. 210; vgl. Steffani 1988, S. 559 
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besetzenden politischen Ämter um zehn Prozent.
274

 Im Vergleich zur nationalen Ebene blei-

ben die Europawahlen jedoch zweitrangig für die politische Karriere, denn Parteien streben 

als Instrumente der Machtausübung nach Regierungsführung oder -teilhabe. Die Vermittlung 

demokratischer Legitimation, die vierte Funktion politischer Parteien, bezieht sich auf das 

politische System und die innerparteiliche Willensbildung.
275

  

Das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland definiert die Funktion der politischen Par-

teien als Mitwirkung bei der politischen Willensbildung des Volkes.
276

 Im vierten Artikel der 

französischen Verfassung wird dagegen lediglich die Beteiligung der politischen Parteien an 

Wahlen erwähnt. So heißt es: „Les partis et groupements politiques concourent à l'expression 

du suffrage“.
277

 Der Vertrag von Maastricht, der 1992 erstmals auf europäischer Ebene die 

politischen Parteien erwähnt, orientiert sich stärker an dem deutschen Modell und weist den 

Parteien einen Beitrag zur politischen Willensbildung zu: „Politische Parteien auf europäi-

scher Ebene sind wichtig als Faktor der Integration in der Union. Sie tragen dazu bei, ein eu-

ropäisches Bewußtsein herauszubilden und den politischen Willen der Bürger der Union zum 

Ausdruck zu bringen.“
278

 Die politische Willensbildung und die Teilnahme an Wahlen sind 

demnach zwei zentrale Funktionen.  

2.2.3  Innerparteiliche Machtstrukturen und Wandel der Parteien 

Für Angelo Panebianco liegt der Schlüssel zur Analyse von Parteien in dem Kampf um die 

Vorherrschaft in der Parteiorganisation.
279

 Dabei spielen in Anlehnung an den historischen 

Neoinstitutionalismus die ersten Kämpfe um die Vorherrschaft in der Partei und die ersten 

grundlegenden Entscheidungen in dem bereits erwähnten Gründungsmoment eine prägende 

Rolle.
280

 Panebianco analysiert somit die Machtstrukturen innerhalb der Partei. Dabei versteht 

er Macht als eine Form der Interaktion, die in der Regel asymmetrisch zwischen der Partei-

spitze und den Parteimitgliedern stattfindet.
281

 Neben diesen vertikalen Machtstrukturen gibt 

es auch horizontale innerhalb der Parteiführung.  

Die zentralen Funktionen von Parteien – die politische Willensbildung und die Teilnahme an 

Wahlen – überführt Panebianco in ein Dilemma zwischen kollektiven und selektiven Anrei-

zen.
282

 Während die Gruppe der believers Solidarität und Ideologie nachfragt, suchen die car-

rierists in einer Partei selektive Anreize wie Macht, Status oder materiellen Gewinn. Parteien 

                                                 
274  Vgl. Kauppi 2000, S. 3 
275  Vgl. Steffani 1988, S. 558 
276  Vgl. Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland 
277  Conseil Constitutionnel – Constitution du 4 octobre 1958 
278  Europäische Union - Amt für Veröffentlichungen: Vertrag über die Europäische Union 
279  Vgl. Panebianco 1988, S. xii 
280  Vgl. Panebianco 1988, S. xiii 
281  Vgl. Panebianco 1988, S. 21ff. 
282  Vgl. Panebianco 1988, S. 21ff. 
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müssen sowohl selektive als auch kollektive Anreize bieten. Als Karrierevehikel streben Par-

teien nach organisatorischer Kontinuität und Stabilität. Sie sind jedoch auch freiwillige Zu-

sammenschlüsse, die sozialen Kräften Ausdruck verleihen und auf freiwilliger Teilnahme 

beruhen. Die Ideologie verschafft der Organisation eine Identität und schafft damit kollektive 

Anreize. Sie verschleiert jedoch auch die – häufig asymmetrische – Verteilung der selektiven 

Anreize. Letzteres gilt nicht nur für diejenigen, die nicht von den selektiven Anreizen profitie-

ren, sondern in besonderem Maße für diejenigen, die davon profitieren.
283

 Damit erfüllt die 

Ideologie auch eine Alibifunktion.  

Allerdings, so betont Panebianco, entstehen kollektive Anreize nur, wenn die Ideologie mehr 

ist als eine bloße Fassade. Denn die Loyalität der believers basiert auf der Überzeugung, dass 

die Organisation sich für ihre Ziele einsetzt. Demnach fordern kollektive Anreize auch nach 

einer Veränderung der Umwelt, wohingegen die carrierists daran interessiert, dass sich die 

Organisation an ihre Umwelt anpasst, um den persönlichen politischen Erfolg zu sichern.
284

 

Dieses Dilemma tritt in besonderer Weise bei sozialistischen Parteien in Regierungsverant-

wortung auf, die sich in der Regel mit einer reformistischen Praxis an die Umwelt anpassen. 

Die revolutionäre Rhetorik gibt hingegen weiterhin vor, die Verhältnisse verändern zu wol-

len.
285

  

Der Ausgleich zwischen selektiven und kollektiven Interessen hängt von den primären Zielen 

einer Partei ab. Diese bestimmen, wie eine Partei ihre Umwelt wahrnimmt. Wie bereits im 

Rahmen des historischen Neoinstitutionalismus ausgeführt wurde, sind die Kosten für einen 

Wandel hoch. Politische Parteien sind daher letztlich konservative Organisationen, die Wan-

del zu verhindern suchen. Ein Wandel oder Lernprozess muss zunächst eine „Mauer des Wi-

derstandes“
286

 überwinden und bedarf – wie die Ausführungen zur Sozialisation gezeigt haben 

– guter Argumente und einer Koalition von Unterstützern.  

„Given that parties are basically conservative organizations, a stimulus would presuma-

bly have to catch the attention of someone in the party who would see fit to argue that 

adaptive change would be needed in order for the party to ,do better‟ in some way than 

it would otherwise do.”
287

 

Den Willen, am Bestehenden festzuhalten, sowie das Kalkulieren von Kosten und Nutzen des 

Wandels sind zwei zentrale Annahmen, die Robert Harmel und Kenneth Janda aus ihren 

Überlegungen ableiten.
288

 Es kann zu einem Wandel kommen, wenn der dominierende Flügel 

                                                 
283  Vgl. Panebianco 1988, S. 10 
284  Vgl. Panebianco 1988, S. 13 
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innerhalb der Partei seine Macht konsolidieren möchte oder die Ziele der Partei nicht mehr 

realisieren kann. Die Präsidentialisierung der französischen Parteien ist ein Beispiel für einen 

innerparteilichen Wandel, der zur Realisierung der politischen Ziele beitragen sollte.  

Die französischen Parteien haben sich nach 1958 bzw. 1962 an veränderte politische Rah-

menbedingungen angepasst und ihre innerparteiliche Organisation auf den Gewinn der Präsi-

dentschaftswahlen ausgerichtet. Dabei wurden die organisatorischen Besonderheiten der Par-

tei nicht aufgehoben, sondern die zentrale Funktion der innerparteilichen Strömungen trans-

formiert und angepasst. Die Eroberung des Amtes des französischen Staatspräsidenten kann 

als das primäre Ziel der sozialistischen – wie jeder anderen französischen – Partei gesehen 

werden.
289

 Innerhalb der sozialistischen Partei gibt es jedoch immer wieder Strömungen, die 

diese Präsidentialisierung ablehnen und das politische System verändern möchten. Die Ausei-

nandersetzung zwischen carrierists und believern dauert also an.  

„Die Sozialistische Partei hat sich in einen gefährlichen Widerspruch begeben, indem 

sie einerseits ihre interne Funktionsweise präsidialisiert, andererseits aber weiterhin eine 

Systemänderung zur Begrenzung der Macht des Präsidenten fordert. Dieser Wider-

spruch ist es, der die Partei sowohl politisch als auch moralisch untergräbt.“
290

 

2.3  Parteien in der Krise: Gesellschaftlicher Wandel und Kartellbildung    

2.3.1  Indikatoren der Krise und mögliche Reaktionsstrategien  

Die zuvor beschriebenen Funktionen der Parteien stellen zugleich einen Anforderungskatalog 

an diese dar und haben sie in die Kritik gebracht. Die Debatte in Deutschland schwankte zwi-

schen Parteien als „allumfassende Kraken“ oder – so die Gegenposition – als „ratlose Rie-

sen“.
291

 In Frankreich führten Anfang der 1990er Jahre vor allem Finanzskandale zur Diskre-

ditierung der ohnehin schwachen politischen Parteien.  

Auch empirisch lassen sich Belege für eine Krise der Parteien finden. Diese ist auf Ebene der 

Gesellschaft, der Wähler, der Parteiorganisation und des politischen Systems zu beobach-

ten.
292

 Konkret äußern sich diese Krisenerscheinungen in sinkenden Mitgliederzahlen der Par-

teien, einer rückläufigen Wahlbeteiligung, einem nachlassenden Konzentrationsgrad der Par-

teien, einer zunehmenden Volatilität, einer steigenden Anzahl politischer Skandale, einer Ent-

fremdung der Jugendlichen von der Politik, einem sinkenden Vertrauen in die Politik und die 

Parteien sowie Stimmgewinnen für Protestparteien.
293

 Als Ursache werden das Entstehen ei-

ner neuen Mittelschicht, der Wertewandel und die damit verbundene Individualisierung des 

sozialen Verhaltens gewertet.  

                                                 
289  Vgl. Crespy 2008, S. 27 
290  Grunberg 2009, S. 9 
291  Vgl. von Alemann 2003, S. 182f. 
292  Vgl. von Beyme 2000, S. 10; vgl. Poguntke 2000 
293  Vgl. von Alemann 2003, S. 188f. 
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Die Theorie des de- bzw. realignments erfasst diese Krisenerscheinungen. Alignment ist zu-

nächst einmal zu verstehen als die Bindung einer Gruppe von Wählern an eine bestimmte 

Partei oder politische Richtung, der sie in Wahlen regelmäßig und überdurchschnittlich häufig 

ihre Stimme gibt. Ein realignment bedeutet, dass eine Gruppe von Wählern ihre Bindung an 

eine bestimmte Partei oder politische Richtung dauerhaft zugunsten einer anderen Partei auf-

gibt und sich neu bindet. Beim dealignment gibt eine Gruppe von Wählern ihre Bindung an 

eine Partei generell auf. Es kann auch zu einem dealignment kommen, wenn zum Beispiel ein 

bestimmtes Thema nicht mehr relevant für die Wähler ist. Das war 1981 mit dem Antikom-

munismus der Fall. Dieser beeinflusste nicht mehr das Wahlverhalten zugunsten der politi-

schen Konservativen. Dahingegen wurde in Frankreich das Thema der Einwanderung zu Be-

ginn der 1980er Jahre politisch bedeutend, wovon die Front national profitierte.
294

 Jedoch 

beeinflusst nicht jede Frage politischer Ordnung das Wählerverhalten. Politische Relevanz 

setzt voraus, dass das Thema dem Wähler bekannt ist, dass es bei ihm eine Reaktion hervor-

ruft und dass der Wähler eine Partei wahrnimmt, die zu diesem Thema eine Position vertritt, 

die seiner eigenen entspricht.
295

 

Beim de- und realignment handelt es sich um einen radikalen, bedeutsamen und dauerhaften 

Wandel des Wählerverhaltens.
296

 Den französischen Parteien blieb kaum Zeit sich zu moder-

nisieren, bevor in den frühen 1980er Jahren diese Krisenphänomene auftraten.
297

 Bis Anfang 

der 1980er Jahre ließ sich das französische Parteiensystem mit der sogenannten quadrille 

bipolaire beschreiben. Diese erreichte eine Hochphase bei den Parlamentswahlen von 1978 

mit zwei etwa gleich starken Blöcken aus Sozialisten und Kommunisten im linken Lager und 

Gaullisten und Liberale im konservativen Lager.
298

 Von Mitte der 1980er Jahre bis 2002 dif-

ferenzierte sich das Parteiensystem angesichts der hier beschriebenen Krisenphänomene aus. 

Es kam zum Niedergang der kommunistischen Partei bei gleichzeitigem Aufstieg der rechts-

extremen Front national. Kleinere Parteien traten in Erscheinung, inner- und zwischenpartei-

liche Konflikte nahmen zu, die Volatilität der Wähler sowie die Unzufriedenheit mit der tradi-

tionellen Politik und den großen Parteien wuchsen. Erreichten die Parti socialiste (PS), die 

Parti communiste français (PCF), die Rassemblement pour la République (RPR) und die Uni-

on pour la démocratie française (UDF) 1978 insgesamt noch etwa 90 Prozent der Wähler-

stimmen, so waren es etwa 20 Jahre später nur noch 67 Prozent.
299

  

                                                 
294  Vgl. Martin 2000, S. 27ff. 
295  Vgl. Martin 2000, S. 39f. 
296  Vgl. Martin 2000, S. 15f. 
297  Vgl. Knapp 2004, S. 24; vgl. Knapp 1999, S. 164ff. 
298  Vgl. zu den Phasen Schild, Uterwedde 2006, S. 43; vgl. auch Cole 2000, S. 37; Duverger 06.04.1979 
299  Vgl. Cole 2000, S. 39 
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Die spezifische französische Wahrnehmung einer ökonomischen Krise, die in Frankreich mit 

einem ausgeprägten kulturellen Pessimismus und der Angst vor dem déclin einhergeht, wirkte 

besonders destabilisierend auf das französische Parteiensystem.
300

 Seit den Präsidentschafts-

wahlen von 2002, bei denen der Rechtsextremist Jean-Marie Le Pen von der Front national 

den sozialistischen Kandidaten Lionel Jospin den Einzug in den zweiten Wahlgang verwehrte, 

ist eine erneute Konzentration des Parteiensystems zu beobachten, mit jeweils einer dominan-

ten Parteien im rechten (Union pour un mouvement populaire – hervorgegangen aus RPR und 

UDF) sowie im linken Lager (PS). 

Die Rolle und Stellung von Parteien im politischen System beeinflusst ihre Wahrnehmung 

und ihre möglichen Reaktionen in der Krise. Haben sie ohnehin eine schwache Ausgangsposi-

tion, in der sie sich bereits an volatiles Wählerverhalten gewöhnt haben, dann kann es dazu 

führen, dass sie kaum reagieren. Dies trifft beispielsweise auf Frankreich zu, wo die Parteien 

Wählerschwankungen in der Regel mit taktischen Notbehelfen beantworten.
301

 Das Verhalten 

der Parteien kann auch je nach beobachteter Arena – Parlament, Regierung oder verschiedene 

regionale Ebenen – variieren. Trotz des französischen Zentralismus spielt in der Parteipolitik 

die regionale Ebene eine große Rolle, die sich vor allem in der Anhäufung von Mandaten 

(cumul des mandats) auf verschiedenen Ebenen zeigt. 

Ein möglicher Katalog von Indikatoren für eine bzw. keine veränderte Wahrnehmung präsen-

tieren Peter Mair, Wolfgang C. Müller und Fritz Plasser:
302

 

1. Nicht-Reaktion: Parteien beurteilen ein Problem nicht als relevant und nehmen ein gewis-

ses Maß an Wählerfluktuation in Kauf. 

2. Partei-Organisation: Die Reorganisation ist oft eine der ersten Reaktionen. In besonderer 

Weise wird die Kommunikationsarbeit restrukturiert, um ein vermeintliches Vermitt-

lungsproblem zu lösen. 

3. Kandidaten: Ein Kandidat kann die Bereitschaft zum Wandel personalisieren. So kann 

beispielsweise eine mediengewandte Persönlichkeit eine Aufbruchsstimmung erzeugen.  

4. Wählerschaft: Teil der Strategie kann es sein, neue Wählergruppen anzusprechen oder 

alternativ die Beziehungen zu traditionellen Zielgruppen zu vertiefen. 

5. Andere Parteien: Die Beziehungen zu den Mitbewerbern können neu definiert werden. 

Dies kann von einer negativen Kampagne bis hin zu Absprachen führen. 

6. Programmatik, Ideologie, Politikfelder: Die Partei kann bestimmte Themen – wie zum 

Beispiel den Umweltschutz – ansprechen oder versuchen, mit einer „catch-all“-Strategie 

Wähler an sich zu binden. 

7. Politische Institutionen: Parteien können selbst ihre Rahmenbedingungen festlegen und 

beispielsweise die Wahlsysteme und die staatliche Parteienfinanzierung ändern oder den 

öffentlich-rechtlichen Medienzugang steuern. Auch rhetorisch können sie sich auf eine 

weitere Demokratisierung des politischen Systems konzentrieren. 

                                                 
300  Vgl. Cole 2000, S. 47 
301  Vgl. Knapp 1999, S. 155 
302  Vgl. Mair et al. 1999b, S. 19ff. 
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Diese Reaktionsstrategien lassen sich auch auf die Europäisierung – als mögliche Krisener-

scheinung – übertragen. Wie haben Parteien die Europäisierung wahrgenommen, wann und 

wie haben sie auf diese reagiert? Bewerten sie die Europäisierung als Chance oder Gefahr? 

Wie verlief die innerparteiliche Meinungsbildung und kam es zu Lernprozessen?
303

 

2.3.2  Kartellbildung und Reduktion von Wählererwartungen 

Bei den Reaktionen der Parteien in Westeuropa lassen sich einige generelle Trends ablesen.
304

 

Peter Mair und Richard Katz fassen diese Entwicklungen in dem Modell der Kartellpartei 

zusammen,
305

 Panebianco und von Beyme sprechen von der professionalisierten Wählerpar-

tei, darüber hinaus gibt es noch Bezeichnungen wie Medien- oder Rahmenpartei sowie Mini-

malpartei.
306

 Prinzipiell kann man sagen, dass sich diese Typenbezeichnungen auf einige all-

gemeine Entwicklungen beziehen: Die Politik hat sich professionalisiert und der hohe Anteil 

der Berufspolitiker hat zur Entstehung einer politischen Klasse mit staatlich finanziertem Ein-

kommen geführt. Gleichzeitig hat sich die Bindung an die Wähler gelockert. Das Verständnis 

der Politik ist pragmatischer und weniger ideologisch geworden.
307

 

Die Kartellparteienthese geht davon aus, dass für Parteien effektives Regieren im Vorder-

grund steht. Die gelockerte Bindung an den Wähler bzw. die Gesellschaft wird durch eine 

Annäherung an den Staat kompensiert. Wurden die Parteien in vorhergehenden Analysen als 

Bindeglied zwischen Staat und Gesellschaft gesehen, so dringen sie jetzt in die Sphäre des 

Staates ein.
308

 Vor allem die staatliche Finanzierung der Parteien hat diese Entwicklung be-

günstigt. In Frankreich hängt das Budget der Parti socialiste seit 1993 zu ungefähr zwei Drit-

teln von öffentlichen Zuwendungen ab und nur zu einem Drittel von den Beiträgen der Mit-

glieder und Mandatsträger.
309 Zudem legen Parteien als Gesetzgeber selbst die Regeln und 

Höhe der Subventionen fest.
310

  

Die sogenannte politische Klasse, die Regierung und Opposition umfasst, geht eine bewusste 

Kooperationsstrategie ein, um ihr organisatorisches Überleben zu sichern. Es entsteht ein Kar-

tell, so die Theorie von Katz und Mair, das über die progammatische Annäherung der Volks-

parteien nach Otto Kirchheimer hinausgeht.
311

 Das Kartell kann neuen Parteien den Zugang 

erschweren oder sie in das Kartell aufnehmen. Populistische Parteien hingegen entstehen als 

                                                 
303  Vgl. Mair et al. 1999b, S. 26 
304  Vgl. Mair et al. 1999a, S. 392ff. 
305  Vgl. Katz, Mair 1995 
306  Vgl. Panebianco 1988, S. 262ff., vgl. von Beyme 2000, S. 35 
307  Vgl. von Beyme 2000, S. 36f.; vgl. Katz, Mair 1995, S. 19 
308  Vgl. Katz, Mair 1995, S. 8ff. 
309  Vgl. Bergounioux, Grunberg 1996, S. 305 
310  Vgl. Katz, Mair 1995, S. 15 
311  Vgl. Blyth, Katz 2005, S. 39, vgl. auch Helms 2001, S. 700 



Europäisierung politischer Parteien? Optionen und Restriktionen am Beispiel der Parti socialiste von 1971 bis 2005 

55 

Anti-Kartellparteien.
312

 Aus diesen Entwicklungen erklären sich die hochprofessionalisierten 

Wahlkämpfe sowie innerparteilich die Zentralisierung von Entscheidungsmacht und die lose 

Bindung von Parteispitze und Basis. Zwar haben die Formen der direkten Beteiligung von 

Parteimitgliedern zugenommen, jedoch haben sie weniger Einfluss. Auch die ideologische 

Anziehungskraft lässt nach, da an der Parteispitze zunehmend Kompetenzen eines Managers 

gefragt sind.
313

  

Die Entstehung der Kartellparteien ist auf die finanziellen Grenzen der Politik der Volkspar-

teien zurückzuführen. Den Volksparteien standen in Zeiten des nachlassenden Wirtschafts-

wachstums keine Mittel mehr zur Verfügung, um finanzielle Anreize zu setzen und Wähler-

stimmen zu gewinnen. Dies hängt auch mit der Globalisierung zusammen, die den Spielraum 

für Staat und Parteien verkleinert und einseitig nationales Handeln nahezu unmöglich ge-

macht hat. Die nationalen Wirtschaften sind zunehmend abhängig vom Export und Marktme-

chanismen.
314

 Aus diesen Gründen sind Parteien gezwungen – im Gegensatz zu der von John 

Maynard Keynes wirtschaftspolitisch inspirierten Ära der Volksparteien – Wählererwartun-

gen zu minimieren. Linke Regierungsparteien haben einen „Dritten Weg“ oder die „Neue 

Mitte“ gesucht, um sich mit den Mechanismen des Marktes zu versöhnen. Konservative 

Volksparteien haben sich dagegen des neoliberalen Diskurses bedient.
315

  

Ein weiteres Indiz für die Kartellbildung ist die Abgabe von Verantwortung in bestimmten 

Politikfeldern – wie beispielsweise an die politisch unabhängige Europäische Zentralbank. 

Neben der Integration im Rahmen der Europäischen Union kann es sich auch um Strategien 

der Privatisierung oder der Dezentralisierung handeln.
316

 Voraussetzung hierfür sind jedoch 

Absprachen in einem Kartell. In Folge der Kartellbildung sind die Parteien daran interessiert, 

den Status Quo beizubehalten und lehnen einen Wandel ab. Denn sie haben eine Strategie 

gefunden, die für sie den politischen Wettbewerb berechenbarer macht.
317

 Katz und Mair ha-

ben 1995 die staatliche Parteienfinanzierung als zentrales Argument für die Kartellbildung 

angeführt. In dem 2005 verfassten Aufsatz gehen Mark Blyth und Katz hingegen vor allem 

auf die Herausforderungen der Globalisierung ein, die in ihren Augen dazu geführt hat, dass 

Parteien selbst ihre Handlungsoptionen eingeschränkt haben.
318

  

Ruud Koole kritisiert die Kartellparteienthese wegen ihrer strikten analytischen Trennung von 

Staat und Gesellschaft.
319

 Eine größere Identifikation mit dem Staat müsse nicht zur Distan-

                                                 
312  Vgl. Katz, Mair 1995, S. 24 
313  Vgl. Blyth, Katz 2005, S. 46 
314  Vgl. Blyth, Katz 2005, S. 40f. 
315  Vgl. Blyth, Katz 2005, S. 43 
316  Vgl. Blyth, Katz 2005, S. 54 
317  Vgl. Blyth, Katz 2005, S. 44f. 
318  Vgl. Blyth, Katz 2005, S. 53 
319  Vgl. Koole 1996 
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zierung von der Gesellschaft führen, auch habe der parteipolitische Wettbewerb nicht abge-

nommen. Katz und Mair haben diese Einwände Kooles nicht zurückgewiesen, jedoch halten 

sie daran fest, „dass Parteien von einer gesellschaftlichen Entfremdung weniger als [noch] vor 

einigen Jahrzehnten zu befürchten hätten“.
320

  

Auch Herbert Kitschelt bezweifelt, dass es zu einer Kartellbildung der Parteien kommt. Kit-

schelt geht davon aus, dass Repräsentationsbeziehungen zwischen Parteien und Gesellschaft 

weiterhin lebendig sind und lehnt die Vorstellung von Politikern als professionellen Karriere-

risten ab.
321

 Die zunehmende Distanz zwischen Gesellschaft und Parteien müsse nicht zu 

Verbrüderung der Politiker über Parteigrenzen hinweg führen: 

„The critical problem of democratic satisfaction in contemporary democracies has little 

to do with the collusion among politicians and their integration in the state, but the ma-

turing of welfare states that have organized the class compromise and the disappearance 

of a radical socialist alternative to capitalism both in the perception of political elites 

and of mass audience.”
322

  

Die Antwort der Parteien sei eben nicht die Kartellbildung, sondern die permanente Wähler-

beobachtung und ein harter Wettbewerb um die Repräsentation der Wähler. So ist es durchaus 

zu einem Wandel der Parteien gekommen – nämlich in der Art und Weise, wie sie Wähler mit 

ihrer Politik überzeugen und  zufrieden stellen können – aber laut Kitschelt nicht in Form der 

Annäherung an den Staat. Parteien änderten ihre Strategie in unterschiedlicher Weise, die je 

nach politischem System, dem innerparteilichen Willensbildungsprozess und der Wähler-

schaft variieren könne.
323

 

Ein politisches Kartell ist in Frankreich schwer vorstellbar, da die französische politische Kul-

tur von ideologisch aufgeladenen Debatten und einer starken Lagerbildung geprägt ist.
324

 Die 

Europäische Integration könnte jedoch ein Thema sein, bei dem die Regierungsparteien ein 

gemeinsames Interesse verfolgen, die Konsequenzen für die nationale Politikgestaltung aus 

der politischen Debatte auszuklammern. Die Front national kann als Anti-Kartellpartei ver-

standen werden, die die unter Verschluss gehaltenen Themen – wie die Europäische Integrati-

on – auf die politische Agenda bringt.
325

 

                                                 
320  Helms 2001, S. 704 
321  Vgl. Kitschelt 2000 
322  Kitschelt 2000, S. 160f. 
323  Vgl. Kitschelt 2000, S. 164ff.; Vgl. zu einer ausführlichen Würdigung und Kritik der Kartellparteithese auch Aucante et al. 2008 
324  Allein das Wort Kartell ist im Französischen mit politischen Assoziationen verbunden wie cartel des gauches oder cartel des non. Es ist  

 aus diesem Grund schwierig, einer ökonomischen Vorstellung eines Kartells zu folgen, das im politischen Sinne alle Regierungsparteien 
 umfasst. Deswegen schlägt Bacot vor: „Partitocratie monopoliste d‟Etat“. Vgl. Bacot 2008, S. 67ff. 
325  Vgl. Knapp 2004, S. 21; Die Analysen zur Front national haben jedoch in nur sehr begrenztem Umfang auf die Kartellparteienthese 

  Bezug genommen. Dies erklärt Alexandre Dézé damit, dass die Analysen zur Front national das von Katz und Mair beschriebenen 
 Phänomen der Antipolitik der extremen Rechten bereits berücksichtigt hätten. Vgl. Dézé 2008 
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2.4  Europäisierung und Globalisierung als Ursache für die Krise der  

 Parteien? 

2.4.1  Europäisierung und Globalisierung als gesellschaftliche Konfliktlinie 

Die Globalisierung ist zu einem zentralen Erklärungsfaktor der Kartellparteienthese geworden 

und kann als eine Ursache für die Krise der Parteien gewertet werden. Zusammen mit der 

Europäisierung bildet sie eine kritische Konstellation (critical juncture) für das Auftreten von 

Konflikten in Europa.
326

 Ernst B. Haas hatte in den 1970er Jahren den Neofunktionalismus 

auch deshalb in Frage gestellt, weil die Handlungsmuster der Akteure zunehmend von globa-

len Interdependenzen beeinflusst wurden.
327

  

Sowohl die Globalisierung als auch die Europäisierung symbolisieren Prozesse der Öffnung 

nationaler Gesellschaften. Diese Prozesse können sich gegenseitig verstärken oder ihre jewei-

ligen Effekte abmildern. Analytisch ist die Öffnung auf drei Ebenen zu fassen: 1) eine wirt-

schaftliche Öffnung, die in Verbindung mit der Globalisierung und den wirtschaftlichen sowie 

finanziellen Transaktionen steht; 2) eine politische Öffnung, die sich im Europäischen Integ-

rationsprozess und der zunehmenden Entwicklung einer supranationalen Ebene in den inter-

nationalen Beziehungen ausdrückt sowie 3) eine kulturelle und soziale Öffnung mit wachsen-

den Migrationsströmen, einer wachsenden Mobilität der Bevölkerungen und einem zuneh-

mend multikulturellen Charakter der nationalen Gesellschaften.
328

 

Nach Ulrich Beck und Edgar Grande führen Europäisierung und Globalisierung die Gesell-

schaft von der ersten in die zweite Moderne. Diese sogenannte reflexive Modernisierung löst 

die erste Moderne nicht ab, sondern transzendiert diese. Sie setzt die Errungenschaften der 

ersten Moderne wie den Staat, die Industrie, die Demokratie oder die Wissenschaft voraus, 

denn eigentlich ist sie eine Konsequenz der Erfolge der ersten Moderne.
329

 Die zweite Mo-

derne löst allerdings nicht die Probleme der ersten, sondern deckt ihre Widersprüche auf. Die 

Spannungen und Widersprüche zwischen Transnationalisierung, Renationalisierung und 

Kosmopolitismus, die soziale Akteure erfahren, sind daher laut Beck und Grande jenseits von 

gängigen nationalen Begriffen zu interpretieren.
330

  

Wie nimmt jedoch ein nationalstaatlicher Akteur das Verhältnis von Europäisierung und Glo-

balisierung wahr? Verstärkt die regionale Integration die Globalisierung oder kann sie als eine 

politische Antwort auf diesen Prozess gesehen werden? Klaus von Beyme hält die Europäisie-

                                                 
326  Vgl. Hooghe, Marks 2009, S. 5; vgl. auch Kriesi et al. 2006 
327  Vgl. Haas 2001, S. 29; Auch wenn argumentiert wird, dass die Märkte sich schon im 19. Jahrhundert internationalisiert hätten, so hat die 

 Zunahme der Kommunikationsprozesse, des Reiseverkehrs, des Kapitalverkehrs ab den 1960er und 1970er Jahren doch im Hinblick auf 

 den Grad, die Intensität, die Geschwindigkeit, den Umfang sowie die geographische Reichweite eine qualitativ neue Stufe erreicht. Vgl. 
 Reese-Schäfer 2007, S. 196; vgl. auch Gordon, Meunier 2001, S. 6 
328  Vgl. Perrineau 2002, S. 14 
329  Vgl. Beck, Grande 2004, S. 52 
330  Vgl. Beck, Grande 2004, S. 33 
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rung für das politische System und die politischen Parteien für partiell steuerbar, wohingegen 

die Globalisierung einen unkontrollierbaren Prozess darstellt.
331

 Die Wahrnehmung der Glo-

balisierung bleibt jedoch ausschlaggebend für die Rückschlüsse, die ein Akteur über seinen 

strategischen Standort, seine Interessen und seine Identität zieht.
332

 

Politische Parteien müssen im Besonderen auf die national geprägten Wählererwartungen in 

den Wohlfahrtsstaaten reagieren.
 
Der lange Zeit dominierende Klassenkonflikt hat unter den 

Einflüssen der Globalisierung einen massiven Wandel erfahren und die Rahmenbedingungen 

der Arbeit haben sich verändert: Arbeitsintensive Tätigkeiten wurden ins Ausland verlagert 

und das klassische Bild des Industriearbeiters hat sich zu einer „class of flexible, less 

unionized, post-Fordist workers“ gewandelt.
333

 Sophie Meunier vertritt die These, dass die 

Globalisierung die strukturellen Präferenzen der Wähler verändert hat, weil sie die soziale 

Unsicherheit ausgeweitet hat.
334

  

Die Globalisierung hat auch Experten aus Wissenschaft, Wirtschaft und Politik auf den Plan 

gerufen, wie beispielsweise die 1992 gegründete Gruppe von Lissabon. Sie spricht von den 

Grenzen des unkontrollierten Wettbewerbs, mit dem sich die langfristigen Weltprobleme wie 

sozioökonomische Ungleichheiten oder ökologische Probleme nicht lösen lassen. Die These 

der Globalisierungsfalle kritisiert die nachlassende Möglichkeit des Nationalstaats, in die 

Wirtschaft einzugreifen. Der Staat verliere demnach seine Legitimation, da er nur noch auf 

übergeordnete Sachzwänge verweisen könne. Auf transnationaler Ebene sei hingegen keine 

soziale Absicherung erfolgt.
335

  

1998 gründete sich in Frankreich die Organisation ATTAC (Association pour une taxation 

des transactions financières pour l'aide aux citoyens). Diese globalisierungskritische Bewe-

gung fand ihren Nährboden in der Debatte anlässlich des Referendums über den Vertrag von 

Maastricht, die Uruguay Runde der GATT-Verhandlungen 1994 sowie den massiven Streiks 

1995 gegen die Sozialreformen in Frankreich. Im internationalen Vergleich ist die globalisie-

rungskritische Bewegung in Frankreich besonders gut organisiert und findet ein großes publi-

zistisches Echo.
336

 Die Auseinandersetzung um die Folgen für die politische und soziale Ko-

häsion wird in Frankreich intensiv geführt.
337

 Im französischen Verständnis wird Globalisie-

                                                 
331  Vgl. von Beyme 2000, S. 10, 12 
332  Vgl. Rosamond 2001, S. 164 
333  Meunier 2004, S. 133 
334  „In the context of global economy, however, the threat of unemployment becomes generalized to all classes and occupations, including 
 white-collar workers, salaried professionals, and managerial employees.“ Meunier 2004, S. 134 
335  Vgl. hierzu Reese-Schäfer 2007, S. 200ff.  
336  Vgl. Schild, Uterwedde 2006, S. 29 
337  Vgl. Beilecke 1999, S. 97; vgl. auch Gordon, Meunier 2001, S. 8ff. 
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rung häufig mit Amerikanisierung gleichgesetzt und weckt Ängste vor dem Verlust des politi-

schen Einflusses, aber auch der eigenen kulturellen Identität.
338

  

Gelang es der Parti socialiste in der Vergangenheit, soziale Bewegungen wie beispielsweise  

SOS Racisme an sich zu binden und ihre zentralen Figuren wie Harlem Désir in die Parteifüh-

rung zu integrieren, ist ähnliches bei der globalisierungskritischen Bewegung nicht zu be-

obachten.
339

 Sie übt von außen Druck auf die politischen Parteien aus. Es ist gerade eine Be-

sonderheit der Globalisierung, dass sie die Möglichkeiten, Anreize und Grenzen des politi-

schen Engagements verändert hat. In einer kosmopolitischen Gesellschaft stehen neue Mittel 

und Kommunikationswege für Gruppen zur Verfügung, um die politischen Debatten zu beein-

flussen.
340

  

Bis Mitte der 1990er Jahre richtete sich der Protest gegen die Europäische Integration und erst 

dann zunehmend gegen die Globalisierung. Zentral bleibt jedoch die Wahrnehmung des Zu-

sammenhangs von Europäisierung und Globalisierung: 

„Je stärker sich die erweiterte Europäische Union als ökonomisch liberale und außenpo-

litisch atlantisch orientierte politische Gemeinschaft präsentiert, desto weniger dürfte 

zukünftig zwischen Europäisierung und Globalisierung unterschieden werden, sodass 

die Zustimmung bzw. Ablehnung der äußeren Öffnung des französischen Nationalstaa-

tes sich zu einer dauerhaften Spaltung in der französischen politischen Kultur verfesti-

gen kann.“
341

 

Ein Teil der französischen Bevölkerung sieht in der politischen, ökonomischen und kulturel-

len Öffnung des Landes einen Vorteil.
342

 Vor allem soziokulturelle Faktoren erklären diese 

Bereitschaft zur Öffnung wie beispielsweise die Höhe des Haushaltseinkommens, aber – das 

haben empirische Untersuchungen gezeigt – auch in besonders signifikanter Art und Weise 

das Bildungsniveau.
343  

Diejenigen, die hingegen nicht die kognitiven Ressourcen haben, um 

die Öffnung des Nationalstaats zu verstehen und zum eigenen Vorteil zu nutzen, ziehen sich 

zurück in ihre bekannten Referenzsysteme. Sie neigen dazu, den Analysen des rechtsextremen 

Jean-Marie Le Pen über den sogenannten euromondialisme zu folgen.
344

 Sie haben Angst vor 

                                                 
338  „This is one of the reasons why globalization poses particular problems to France, which has long competed with the United States for 
 world influence and, like the United States, has always seen itself as something of a model for the rest of the world.” Gordon, Meunier 

 2001, S. 7f. In der Tat gab es schon in den 1980er Jahren Beobachter, für die Frankreich wegen der Europäischen Integration und der 

 Einbindung in eine angelsächsisch geprägte Kultur zu einem „der am meisten ,amerikanisierten‟ europäischen Länder” geworden war. 
 Vgl. Schubert 2004, S. 318 
339  Vgl. zu SOS Racisme Ancelovici 2008, S. 86ff.  
340  „Therefore globalization has enabled the emergence of international non-governmental organizations and networks that support social 
  movements and act as pressure for policy change.“ Meunier 2004, S. 142; Hierzu zählen zum Beispiel das Weltsozialforum, das 2001 in 

 Porto Alegre in Brasilien ins Leben gerufen wurde oder das Europäische Sozialforum 2003 in Paris. Vgl. Ancelovici 2008, S. 84  
341  Schild, Uterwedde 2006, S. 29 
342  Vgl. Perrineau 2002, S. 14 
343  Schild 2002b, S. 101, vgl. Zur Bedeutung des Bildungsniveaus auch Cautrès, Denni 2000, S. 332: „Le niveau de diplôme constitue, avec  

 la position sociale, une ,variable lourde„ explicative des attitudes européennes.”  
344  Vgl. Perrineau 2007b, S. 402 
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allem, was nicht französisch ist, aber Frankreich durch unbekannte Fremde – in Europa oder 

der Welt – diktiert werden könnte.
345

 

In Frankreich haben Globalisierung und Europäisierung zu einer Polarisierung zwischen ei-

nem nationalpopulistischen und einem universalistischen Teil der Bevölkerung geführt.
346

 Die 

politischen Extreme im linken und rechten Lager haben das Protestpotential erkannt und die 

Öffnung des Landes zum Prüfstein für innenpolitische Auseinandersetzungen gemacht. Vor 

allem bei links- und rechtsextremen Parteien findet man klare, in der Regel ablehnende Posi-

tionen zur Europäisierung und Globalisierung.
347

 Im Gegensatz zu den Regierungsparteien 

haben sie ein Interesse daran, die Protestmuster neu zu strukturieren und den Parteienwettbe-

werb zu verändern.
348

 Sie haben dazu beigetragen, die wachsende Unsicherheit in Europa zu 

politisieren
349

 und sind damit eine indirekte Kraft der Erneuerung. Sie zwingen die Regie-

rungsparteien, bestimmte Themen aufzugreifen,
350

 was diese eigentlich verhindern wollen.  

Die anhaltende Bedeutung der Front national interpretieren Etienne Schweisguth und Gérard 

Grunberg als Folge der postmateriellen Konfliktlinie, die sie unter dem Gegensatz von 

Universalisten und Anti-Universalisten subsumieren. Werte wie Entfaltung und Entwicklung 

des menschlichen Individuums werden als universalistisch betrachtet, unabhängig von Ethnie, 

nationaler oder sozialer Herkunft sowie sexueller Orientierung werden alle Menschen als 

gleich angesehen. Werte wie Tradition und Gruppenzugehörigkeit hingegen gelten als anti-

universalistisch.
351

 Die Verbindung von postmaterieller Konfliktlinie und Europäischer Integ-

ration hat sich als einflussreich herausgestellt. Die rechtsextreme Parteifamilie weist den 

höchsten Grad an Euroskeptizismus auf und stellt den anti-universalistischen Pol der Kon-

fliktlinie dar. Auf der gegenüberliegenden Seite der Konfliktlinie haben beispielsweise grüne 

Parteien ihren Euroskeptizismus gemäßigt.
352

 Anlässlich des Referendums über den Vertrag 

von Maastricht waren die Grünen in Frankreich 1992 noch gespalten und die Parteiführung 

gab keine Wahlempfehlung ab.
353

  

Grunberg und Schweisguth sehen den Zusammenhang von postmaterieller Konfliktlinie und 

dem Rechts-Links-Gegensatz der französischen Politik in einer Dreiteilung des politischen 

Raums.
354

 Zwischen den gemäßigten Rechten und den Linken bleibe der Rechts-Links-

                                                 
345  Vgl. Meunier 2004, S. 137; Ein konsequent nationalstaatliches Denken hingegen, so Resse-Schäfer, sei Samurai-Ethik einer  

 verschworenen Gemeinschaft, die ausziehe, um den Weltmarkt zu erobern. Vgl. Reese-Schäfer 2007, S. 197 
346  Vgl. Schild 2002b, S. 97 
347  Vgl. Schild, Uterwedde 2006, S. 29 
348  Vgl. Hooghe et al. 2002, S. 968f. 
349  Vgl. de Vries, Edwards 2009, S. 22 
350  Vgl. Charlot 1994, S. 128 
351  Vgl. Grunberg, Schweisguth 2003, S. 346 
352  Dies hat auch eine Expertenbefragung aus dem Jahr 1999 unter der Leitung von Gary Marks, Marco Steenbergen, David Scott und 

  Carole Wilson gezeigt, vgl. Hooghe et al. 2002, S. 977ff. 
353  Charlot 1994, S. 41 
354  Vgl. zu der Dreiteilung auch Kriesi 2006, 950 
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Gegensatz weiterhin strukturierend. Die postmaterielle Konfliktlinie führe hingegen zu einer 

Konfrontation der extremen Rechten auf der einen Seite und den gemäßigten Rechten und 

Linken auf der anderen Seite. Die Autoren halten es für nicht geboten, die extreme Linke von 

den gemäßigten Linken zu unterscheiden, weil sie im Gegensatz zu den rechtsextremen Par-

teien nur graduelle, keine grundsätzlichen Differenzen erkennen. Aus diesem Grund sprechen 

sie nicht von einer Vierteilung des französischen politischen Raums.
355

 

Der Rechts-Links-Gegensatz der nationalen Politik ist jedoch nicht sekundär für die Haltung 

zur Europäischen Integration. Prinzipiell lassen sich drei Modelle zum Zusammenhang der 

Positionierung auf der Rechts-Links-Achse und der Einstellung zur Europäischen Integration 

unterscheiden: 

- Das Regulierungs-Modell: Die Position auf der Rechts-Links-Achse entspricht der Hal-

tung zur Europäischen Integration und ihren Politiken. So fordern linke Parteien mehr Re-

gulierung auf europäischer Ebene und rechte Parteien weniger Regulierung.  

- Das Hix-Lord-Modell: Die Position auf der Rechts-Links-Achse ist unabhängig von der 

Haltung zur Europäischen Integration. Im Mittelpunkt der Auseinandersetzung steht die 

Aufgabe der nationalen Souveränität. 

- Das Hooghe-Marks-Modell: Die Position auf der Rechts-Links-Achse entspricht der Hal-

tungen zur Europäischen Integration, wenn Politiken der Umverteilung und der Regulie-

rung der Wirtschaft betroffen sind.
356

 

Es gibt sowohl Belege für das Hooghe-Marks-Modell als auch das Hix-Lord-Modell. Die Po-

sitionierung auf der Rechts-Links-Achse und die Haltung zum Europäischen Integrationspro-

zess spielt also in Abhängigkeit von den betroffenen Politikfeldern eine Rolle. Betrachtet man 

hier das linke politische Lager, so kann man festhalten, dass linksextreme Parteien euroskep-

tisch eingestellt sind, weil sie eine neoliberale Ausrichtung der Europäischen Union kritisie-

ren. In den Augen der extremen Linken können regulative Politiken nicht mehr die grundsätz-

lich neoliberale Ausrichtung der Europäischen Union verändern. Auf diese Art und Weise 

kommen linksextreme Parteien auf einer anderen Grundlage zu denselben Schlussfolgerungen 

wie rechtsextreme Parteien.
357

 Die gemäßigte Linke hingegen sieht gerade in europäischen 

Politikfeldern – wie beispielsweise der Beschäftigungspolitik – einen spezifischen Weg, um 

nationale Defizite auf europäischer Ebene auszugleichen.  

Bei institutionellen Fragen lassen sich die Haltungen von politischen Parteien jedoch weniger 

mit der Rechts-Links-Achse, als mit dem Modell von Hix-Lord erklären.
358

 Hix und Lord 

formulieren die These, dass sich die Europäische Integration nicht mit dem Rechts-Links-

                                                 
355  Vgl. Grunberg, Schweisguth 2003, S. 346ff.; vgl. zur Rolle der Front national im politischen Wettbewerb auch die Debatte nach den 

 Regionalwahlen 1998 und ein entsprechendes Dossier in Le Monde vom 21. April 1998; vgl. auch die Ausführungen von Christadler zu 
 der Frage „Beeinflußt der Front national den nationalrepublikanischen Diskurs?“, vgl. Christadler 1999, S. 46ff. 
356  Vgl. Hooghe et al. 2002, S. 971 
357  Vgl. Hooghe et al. 2002, S. 974; vgl. hierzu auch die Analyse von de Vries, Edwards 2009 
358  Vgl. Hooghe et al. 2002, S. 972 
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Gegensatz erfassen lässt, da sie quer durch die Parteien verläuft.
359

 Neben der postmaterialis-

tischen Konfliktlinie und der Rechts-Links-Achse bildet also die pro- bzw. anti-europäische 

Konfliktlinie eine dritte Dimension, um die politische Auseinandersetzung mit der Europäi-

schen Integration zu erklären. Die postmaterialistische Konfliktlinie zeigt jedoch, dass neben 

ökonomischen Präferenzen Identitätsfragen an Bedeutung gewonnen haben.
360

  

2.4.2  Politisierung des politischen Wettbewerbs in Europa 

Politische Parteien stehen vor einer doppelten Herausforderung: Sie müssen auf den gesell-

schaftlichen Wandel im Nationalstaat reagieren und ihr territorialer Bezugsrahmen und Hand-

lungsspielraum werden aufgrund von Globalisierung und Europäisierung in Frage gestellt. 

Die Bildung eines Kartells auf nationaler Ebene kann eine mögliche Antwort auf beide Her-

ausforderungen darstellen, läuft jedoch Gefahr, die Legitimität der Parteien zu untergraben. 

Auf europäischer Ebene besteht de facto ein solches Kartell der großen Parteien. Dies beruht 

auf einer bewussten Kooperationsstrategie der politischen Akteure und gleichzeitig auf insti-

tutionellen Zwängen des politischen Systems der Europäischen Union.  

Die Europäische Union zeichnet sich durch „low partyness“
361

 aus. Die Europäische Kom-

mission versteht sich als apolitisch und technokratisch, der Ministerrat ist durch die stetigen 

Regierungswechsel faktisch eine Allparteienregierung und das Europäische Parlament ist auf-

grund der Mehrheitsverhältnisse immer wieder zu großen Koalitionen gezwungen.
362

 Ent-

scheidungen werden im Europäischen Parlament in der Regel mit absoluter Mehrheit getrof-

fen. Es gibt keine Regierungsmehrheit und Opposition, sondern wechselnde Koalitionen je 

nach politischer Debatte. Auch beruht die Wahl des Präsidenten des Europäischen Parlaments 

in der Regel auf Absprachen zwischen den politischen Lagern und führt zu einem Wechsel 

nach der Hälfte der Legislaturperiode.  

Das Europäische Parlament ist nicht der alleinige Gesetzgeber. Vielmehr fallen Entscheidun-

gen in interinstitutionellen Verhandlungen. Die Kommission, der Ministerrat und das Parla-

ment sind an diesem bargaining beteiligt, das Parlament tritt dort als ein geschlossener Akteur 

gegenüber Rat und Kommission auf.
363

 Im Ministerrat erleichtert das politikfeldübergreifende 

Geben und Nehmen in Form von Verhandlungspaketen die Einigung. Auch fühlen sich die 

Regierungsvertreter im Ministerrat weniger an ihre nationalen Parteien gebunden als auf nati-

onaler Ebene. Sie können sich sogar mit dem Hinweis auf die Konsenszwänge der europäi-

                                                 
359  „There is one cleavage in EU politics that cannot be squeezed into the single left-right dimension: the division between interests that 

 support European integration, and interests that are adamantly opposed. (…) A more fundamental reason for the stubbornness of the 

 ,integration-sovereignty‟ cleavage is that it inherently undermines the cohesion of the main party families.“Hix, Lord 1997, S. 26 
360  Vgl. hierzu das Schaubild bei Hooghe, Marks 2009, S. 9 
361  Richard S. Katz zitiert nach: Hix, Lord 1997, S. 74  
362  Vgl. Jachtenfuchs, Kohler-Koch 2003, S. 26 
363  Vgl. Mittag 2006, S. 32 
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schen Politik innerstaatlichem Druck entziehen.
364

 Hix und Lord sehen damit in den Regie-

rungsvertretern die größte Konkurrenz für politische Parteien bei der Politikgestaltung auf 

europäischer Ebene.
365

 Moravcsik leitet hieraus seine These der Stärkung der nationalen Exe-

kutiven ab. Denn Regierungs- und Oppositionsparteien sind aufgefordert, der eigenen Regie-

rung zu folgen und ihr bei den europäischen Verhandlungen im Rat den Rücken zu stärken.
366

  

Die Vertreter des Governance-Ansatzes lehnen Moravcsiks These zwar ab, allerdings findet 

auch für sie die Politikformulierung ohne parteipolitischen Einfluss statt. Für den europäi-

schen Willensbildungsprozess dienen die zahlreichen Ausschüsse im System der Europäi-

schen Union als Vehikel der Kommunikation und als Forum für Dialog und Argumentation. 

Wegen der fehlenden parteipolitischen Konkurrenz könnten sie effizient arbeiten und ver-

suchten einen Konsens unter allen Mitgliedstaaten herbeizuführen. Angesicht der unterschied-

lichen Ausgangssituationen in den Mitgliedstaaten besteht für Markus Jachtenfuchs die Kunst 

allein schon darin, ein Problem überhaupt erst einmal präzise zu definieren.
367

 Die Unabhän-

gigkeit der internationalen Technokraten von politischer Kontrolle steht laut Jachtenfuchts 

deutlich im Kontrast mit „der provinziellen Welt politischer Parteien“.
368

 

Demokratietheoretisch ist der Apolitismus problematisch. Der mögliche Effizienzgewinn 

durch flexible Politikformulierung bedeutet gleichzeitig einen Verlust an parlamentarischer 

Kontrolle. Europäische Politik gerät in ein „Verhandlungs-Verantwortungs-Dilemma“ zwi-

schen effizientem Entscheiden und mangelnder demokratischer Legitimation durch Parlamen-

te und Parteien.
369

 Vor diesem Hintergrund wird eine Politisierung des Wettbewerbs auf euro-

päischer Ebene als Möglichkeit gesehen, das Vertrauen der Bürger in die europäische Politik 

wiederzugewinnen. Eine fehlende Politisierung, so fürchtet zum Beispiel Simon Hix, könnte 

zu einer weiteren Abkehr der Bürger von der europäischen Politik und ihrem „bürokratischen 

Despotismus“
370

 führen.  

Eine Politisierung des Wettbewerbs wird in der Regel mit der Behebung des europäischen 

Demokratiedefizits und der Forderung nach einer Parlamentarisierung der Europäischen Uni-

on in Verbindung gebracht. Kritiker wie Moravcsik halten diese Forderungen für verkürzt und 

idealisiert, da weder ein europäisches Volk noch ein europäischer Willensbildungsprozess 

existierten. Zudem seien Rolle und Funktion der Europäischen Union zu betrachten. Sie bear-

beite komplexe Politikthemen, die oft auf das Desinteresse der Wähler stießen. Auch in „rei-

                                                 
364  Vgl. Jachtenfuchs, Kohler-Koch 2003, S. 28; Edgar Grande spricht von dem „paradox of weakness“.  
365  Vgl. Hix, Lord 1997, S. 75 
366  Vgl. Stroh 2004, S. 19 
367  Vgl. Jachtenfuchs, Kohler-Koch 2003, S. 23ff. 
368  Jachtenfuchs, Kohler-Koch 2003, S. 39 
369  Vgl. Jachtenfuchs, Kohler-Koch 2003, S. 24, vgl. auch Benz 2003 
370  Hix, Bartolini 2006, S. 28 
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fen“ politischen Systemen gebe es Politikbereiche, in denen der demokratische Schutz schwä-

cher ausgeprägt sei. Die Europäische Union stellt für Moravcsik keine Ausnahme dar.
371

  

Gegen eine Politisierung spricht zudem, dass die fehlende parteipolitische Profilierung gerade 

in transnationalen Parlamenten die Herstellung eines breiten Konsenses unter allen Mitglied-

staaten unterstützt. Feste politische Mehrheiten könnten hingegen Staaten von der Europäi-

schen Union entfernen.
372

 Die regionale Integration bleibt nach Philipp Schmitter ein innova-

tiver und experimenteller Prozess, der in einer Situation beträchtlicher Unsicherheit und 

Angst stattfindet. Die Akteure hätten keine Gewissheit über die möglichen Effekte von ge-

meinsamen Entscheidungen.
373

  

Den nationalen politischen Eliten fällt es selbst schwer, die Legitimität und Autorität der eu-

ropäischen Institutionen zu akzeptieren, auch wenn sie diese selbst geschaffen haben und in 

ihnen arbeiten. Die Anreizstrukturen sind gering, da die Mobilisierung der Wähler an den 

Erwerb politischer Macht gebunden ist und europäische politische Programme ohne direkte 

Relevanz nur schwer zu vermitteln sind.
374

 Der permanente Kampf des Europäischen Parla-

ments um Anerkennung als das Gewissen der Europäischen Union, als die Stimme der euro-

päischen Völker und als ein großes europäisches Forum entspricht nicht der Wahrnehmung 

von außen – zumindest in der Deutung von Juliet Lodge.
375

 

Simon Hix hält jedoch eine moderate Politisierung für möglich und vor dem Hintergrund der 

Kluft zwischen Bürgern und Eliten auch für geboten. Mögliche negative Effekte würden 

durch das politische System der Europäischen Union begrenzt, das mehr als jedes andere mo-

derne Regierungssystem auf Konsens ausgerichtet sei.
376

 

2.4.3  Europäisierung der nationalen Solidarität und Öffentlichkeit 

Die fehlende Europäisierung der Öffentlichkeit kann eine Politisierung der Europäischen 

Union erschweren. Sie ist jedoch nicht nur normativ erwünscht, sondern zugleich notwendig. 

Das als Dilemma von Verhandlung und Verantwortung beschriebene Problem zwischen Effi-

zienz und Legitimität der europäischen Politik kann in einer Situation brisant werden, in der 

die Ausrichtung der europäischen Politik den nationalen Zielen zuwiderläuft. Mit der Einfüh-

rung der qualifizierten Mehrheit kann ein Mitgliedsstaat im Ministerrat in wichtigen politi-

                                                 
371  Vgl. Moravcsik 2002; vgl. auch Strohmeier 2007; vgl. zu einer kritischen Einschätzung auch Stefano Bartolini: Aufgabe der  

 Europäischen Union sei es, auf europäischer Ebene Probleme zu lösen. „Grâce à la séparation des critères de rationalité économique 
 (réservés à l‟UE) des autres objectifs, politique, culturel et social (réservés à l‟État nation), l‟UE a joui d‟une position privilégiée,  

 choisissant de laisser ces derniers problèmes hors de sa compétence.“ Bartolini hält die Voraussetzungen für eine Politisierung für 

 zahlreich und in ihren Konsequenzen für unwägbar. Vgl. Hix, Bartolini 2006, S. 49; 46 
372  Vgl. Hix, Lord 1997, S. 117  
373  Vgl. Schmitter 2005, S. 59 
374  Vgl. eine Liste mit Mängeln bei Lodge 1996, S. 21 
375  Vgl. Lodge 1996, S. 29 
376  „Le système européen compte tant de poids et contrepoids pour protéger les intérêts des minorités et veiller à la construction de grandes 

 coalitions qu‟un soupçon de contestation politique ne risque pas de perturber le cadre institutionnel de base. Un surcroît de politique au 
 sein de l‟UE a peu de chances de se produire.“ Hix, Bartolini 2006, S. 13; 28 
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schen Fragen überstimmt werden oder der Europäische Gerichtshof eine nationale Bestim-

mung wegen des Vorrangs des europäischen Rechts außer Kraft setzen.
377

 Zudem bedarf eine 

gestaltende europäische Politik, die über die Beseitigung von Wettbewerbshindernissen hin-

ausgeht, eines gemeinsamen Willens und der Zustimmung der Bürger.
378

  

Eine fehlende europäische Öffentlichkeit und Identität birgt Konfliktpotential, das sich in Zei-

ten der Krise entladen kann. So lösen fiskalische Umverteilungsmaßnahmen zwischen den 

Mitgliedstaaten der Europäischen Union Befürchtungen und Rivalitäten aus und der Zustrom 

von Arbeitskräften weckt Ängste vor Beschäftigungsverlust. Gegenwärtig befindet sich die 

Europäische Union in einem „friedlichen Naturzustand“
379

 zwischen ihren Mitgliedstaaten.
 

Zur Überwindung des Naturzustandes, so fordert Claus Offe, müsse neben die negative Integ-

ration zur Schaffung der Märkte und zur Beseitigung von Wettbewerbshindernissen, die posi-

tive Integration treten. Nur diese könne den Grundstein einer europäischen Gesellschaft le-

gen.
380

  

Das Vertrauen in die Steuerungsmöglichkeiten und Organisationsleistungen des Staates ge-

genüber dem Markt bildet ein identitätsstiftendes Merkmal der europäischen Nationalstaa-

ten.
381

 Europäischen Gesellschaften ist es gelungen, ihre industriellen Konflikte auf institutio-

nalisiertem Weg zu lösen, Mitbestimmung zu gewähren und die soziale Sicherung über den 

Wohlfahrtsstaat zu garantieren.
382

 Die identitätsstiftende Wirkung des europäischen Sozial-

modells hat die Europäische Kommission unter Leitung des Franzosen Jacques Delors bereits 

Mitte der 1980er Jahre erkannt. Der Begriff tauchte erstmals in den Berichten der Kommissi-

on auf, und es wurde eine soziale Dimension für den europäischen Binnenmarkt gefordert.
383

 

Das Problem der positiven Integration in Europa – die eben nicht nur Wettbewerbshindernisse 

abbaut, sondern gemeinsame Regelungen auf europäischer Ebene festschreiben will – bleibt 

jedoch die enorme Interessendivergenz der Mitgliedstaaten. So ist allein die Definition des 

Europäischen Sozialmodells bis heute ambivalent und vage.  

Die Erweiterung der Europäischen Union auf inzwischen 27 Mitglieder hat die Herausbildung 

einer europäischen Solidargemeinschaft weiter erschwert. Anstelle einer „sentimentalen Ver-

                                                 
377  Vgl. Schild 2003, S. 32  
378  Vgl. Habermas, Derrida 2003, S. 878  
379  Offe 2001, S. 432 
380  Vgl. Offe 2001, S. 433 
381  Vgl. Habermas, Derrida 2003, S. 880; vgl. insbesondere die Rolle der osteuropäischen Beitrittsländer (damals noch): von Lucke 2003, 

 S. 803; vgl. Schulze 2002, S. 41 
382  Offe 2001, S. 427 
383  Vgl. Milner 2005, S. 107; Die Europäische Kommission definierte die Sozialpolitik 1993 als die volle Bandbreite der Politiken im 

 sozialen Bereich, einschließlich der Arbeitsmarktpolitik. Zu den Politiken im sozialen Bereich gehören Fragen der sozialen Sicherheit, 
 der interpersonellen Einkommensumverteilung, Maßnahmen der interregionalen Umverteilung sowie der sozialen Regulierung wie 

 beispielsweise Schutz von Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz sowie die Gleichbehandlung von Männern und Frauen sowie 

 Industrie- und Arbeitsmarktpolitiken. Die Verbesserung der Lebensqualität im Bereich von Umwelt- und Verbraucherschutz wird nicht 
 zur Sozialpolitik gezählt.Vgl. Wielgoß 2002, S. 74 
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gangenheitsschwärmerei“
384

 wird eine realistische Sichtweise der Europäischen Union gefor-

dert, denn finanzielle Transferleistungen und wachsende Arbeitsmigration sind bereits abseh-

bar.
385

 Der Versuch, den „Pflug des Sozialmodells vor das Rind der Identitätssuche“
 386

 zu 

spannen, vernachlässigt die Sorgen der Bürger der Europäischen Union. Die besondere Her-

ausforderung der europäischen Sozialpolitik ist in der Tat, dass sie etwas voraussetzt, das sie 

selbst erst erzeugen soll.
387

 Portugiesen und Deutsche, Österreicher und Griechen müssten 

bereit sein, sich gegenseitig als Bürger desselben politischen Gemeinwesens anzuerkennen
388

 

und zur europaweiten Umverteilung bereit sein. Der nationalstaatlich verwurzelte Begriff der 

Solidarität müsste europäisiert und die territoriale Verbundenheit durch „Solidarität unter 

Fremden“
389

 ersetzt werden.   

Eine europäische Öffentlichkeit kann helfen, gemeinsame Problemwahrnehmungen und Rele-

vanzstrukturen herzustellen. Europäische Öffentlichkeit kann sich dadurch auszeichnen, dass 

sie eben nicht auf einem europäischen Volk basiert, sondern ein Netzwerk aus individuellen 

und kollektiven Akteuren bildet.
390

 Hierzu bedarf es keiner vorpolitischen Gemeinschaft, 

denn die kollektive Identität geht laut Jürgen Habermas aus dem demokratischen Prozess her-

vor.
391

 Der Demos wird in der öffentlichen Kommunikation immer wieder hergestellt. Eine 

europäische Öffentlichkeit wäre gegeben, wenn in verschiedenen Mitgliedstaaten zeitgleich 

eine Diskussion zwischen gleichberechtigen Akteuren unterschiedlicher Nationalitäten über 

dieselben Themen auf der Basis derselben Grundvorstellungen stattfinden würde.
392

 Jürgen 

Habermas und Jacques Derrida werten die europaweiten Demonstrationen gegen den Irak-

krieg im Februar 2003 als Signal für die Geburt einer europäischen Öffentlichkeit.
393

 Zur Her-

stellung von gemeinsamen Relevanzstrukturen und Problemwahrnehmungen kann nach Ha-

bermas unabhängig von Sprachbarrieren jede nationale Zeitung beitragen, indem sie Debatten 

                                                 
384  Weidenfeld 2002, S. 38f. 
385  Vgl. Schild 2002b, S. 103; Die Problematik verdeutlich auch dieses Zitat aus dem Economist: „Individual EU governments set their own 
 (very different) tax rates and run their own (equally diverse) welfare systems. Unemployment is a national problem. National public 

 accounts will end up groaning under the weight of public debt. But thanks to the EU‟s single market, the gains from a return to growth 

 will not remain within one country‟s borders, nor will that growth be controlled by any one government. Such paradoxes make many 
 national politicians anxious.“ Charlemagne: Fingers in the Dyke. The Economist, 19. März 2009. Vgl. auch Lamping: „Das EU-

 Erweiterungsdilemma besteht darin, dass der Beitritt der mittel-osteuropäischen Staaten die Annahme gemeinsamer sozialpolitischer 

 Standards ganz zu schweigen von redistributiven Politiken verunmöglicht hat, gleichzeitig jedoch aufgrund des rüden innereuropäischen 
 Standortwettbewerbs die Notwendigkeit gemeinsamer Entscheidungsfindung auf sozialpolitischem Gebiet noch gewachsen ist.“ 

 Lamping 2008, S. 611 
386  Bouvet 2008, S. 171 
387  Vgl. Lamping 2008, S. 615 
388  Vgl. Habermas, Derrida 2003, S. 805 
389  Reese-Schäfer 2007, S. 209; Die Geschichte der Arbeiterbewegung dient Reese-Schäfer als Beispiel für die Solidarität unter Fremden, 
 in diesem Falle unter Genossen.  
390  Vgl. Eder 2003, S. 115f. 
391  Vgl. Habermas 2001; In der wissenschaftlichen Debatte gibt es allerdings kein Konsens, ob die kollektive Identität aus dem  
 demokratischen Prozess hervorgeht, oder ob eine gemeinsame europäische Identität Voraussetzung für eine europäische Demokratie 

 und Öffentlichkeit ist. Vgl. Mittag 2006, S. 30 
392  Vgl. Thomas Risse, Marianne Van de Steeg, zitiert nach Kurpas 2008, S. 206 
393  Vgl. Habermas, Derrida 2003, S. 877 
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aus den Nachbarländern aufgreift.
394

 Eine europäische Öffentlichkeit ist eben keine projektive 

Vergrößerung der innerstaatlichen Öffentlichkeit:  

„Sie kann nur so entstehen, dass sich die intakt bleibenden Kommunikationskreisläufe 

der nationalen Arenen füreinander öffnen.“
395

  

Das zugrunde liegende Modell der sich in einer europäischen Öffentlichkeit vollziehenden 

europäischen Identität und Solidarität ist das einer Staatsnation nach dem französischen Vor-

bild. Sie beruht auf einem Bekenntnis zu einer politischen Willensgemeinschaft und ist keine 

Abstammungsgemeinschaft.
396

 Die von der Zugehörigkeit zur Nation getrennte Identität 

müsste jedoch utilitaristisch begründet werden. Was nützt es den Staatsbürgern, sich einer 

europäischen Gesellschaft anzuschließen?
397

 Eine mögliche Antwort könnte beispielsweise 

sein, dass die Herausforderungen der Globalisierung ein geeintes Europa erfordern.  

Sein offenes Nationenkonzept erleichtert es Frankreich prinzipiell, eine europäische Identität 

als eine Erweiterung der eigenen Identität aufzufassen. Europa kann somit zu einem neuen 

Raum für die eigene nationale Identität, Geschichte und Kultur werden. In der Tat gelang es 

Frankreich und vor allem der politischen Linken in der zweiten Hälfte der 1980er Jahre, das 

historische und kulturelle Erbe des Nationalstaats auf Europa zu übertragen und die zivilisato-

rische Mission von Frankreich auf Europa auszuweiten.
398

 Der Gaullismus erfuhr auf diese 

Art und Weise eine Europäisierung.
399

  

Frankreichs gewachsene Europaskepsis kann als eine unbewusste Reaktion auf den Verlust 

des universalistischen Gesellschaftsprojekts gesehen werden.
400

 Wäre Europa nach französi-

schem Vorbild geformt worden, dann wäre es eine Großmacht (Europe puissance) und die 

Politik wäre der Wirtschaft übergeordnet (Europe sociale). Die Exekutive würde dominieren 

und geographisch wäre Europa ein territorial definiertes und begrenztes Projekt.
401

 Das Ver-

mögen, die eigene Nation jenseits der Landesgrenzen zu sehen, hängt somit auch von der 

Vorstellung der Gemeinschaft jenseits dieser Grenzen ab.
402

 In der Regel wird diese von den 

französischen Eliten als ein größeres Frankreich gezeichnet.  

„Ces derniers [les dirigeants français] masquent une réalité politique sur laquelle ils 

échouent de plus en plus à exercer leur influence, s‟attribuent le mérite d‟une Europe 

                                                 
394  Vgl. Habermas 2001 
395  Habermas 2001 
396  Vgl. Habermas 1994, S. 13; vgl. Bouvet 2008, S. 172f. 
397  Vgl. Ferry 1994, S. 38ff.; vgl. Bouvet 2008, S. 172f. 
398  Vgl. Marcussen et al. 2001, S. 107; So schrieben sie 1991 in ihrem sozialistischen Projekt für das Jahr 2000: „Le XXIè siècle semble 

 menacer une manière traditionnelle de concevoir notre pays et sa place dans le monde. Mais la France n‟a jamais été une réalité achevée, 

 une donnée figée de la nature et de l‟histoire. (…) Il n‟existe pas une unité nationale ethnique mais une identité historique et culturelle. 
 (…) En France, le civisme républicain peut constituer le plus court chemin vers l‟universel. L‟attachement au sol, à une ethnie, à une 

 religion y compte moins que l‟adhésion aux valeurs universelles de l‟intelligence, illustrée par une grande tradition culturelle.“ Parti 

 Socialiste 1992, S. 100f. 
399  Vgl. Schubert 1989 
400  Vgl. Bossuat 2007, S. 24 
401  Vgl. Schild 2008, S. 7 
402  Vgl. Schild 2002b, S. 82f. 
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idéale qui n‟existe que dans leurs discours et privent en définitive ceux qu‟ils sont cen-

sés représenter de la possibilité de s‟approprier la réalité européenne. Leur impéritie 

alimente l‟euroscepticisme qu‟ils font mine de déplorer.“
403

 

2.5  Fazit: Europäisierung als Antwort auf die Globalisierung   

Das Ende des permissiven Konsenses hat zu einer Politisierung der Europäischen Integration 

geführt. In Frankreich wirkte das Referendum über den Vertrag von Maastricht wie ein Kata-

lysator. Die Politisierung hat die latenten Konfliktlinien über den Integrationsprozess auf die 

politische Tagesordnung gebracht. Die Konfliktlinie über die weitere Übertragung national-

staatlicher Souveränität hat sich ausdifferenziert. Die europapolitischen Konflikte verlaufen 

nun auch entlang der Rechts-Links-Achse der Politik sowie entlang universalistischer und 

anti-universalistischer Wertvorstellungen.  

Die Politisierung des Integrationsprozesses und die Zunahme an Konflikten erklären, warum 

politische Parteien sich europäisieren müssen. Angesichts der Überlagerung der Konflikte der 

Europäischen Integration mit denen der Globalisierung entspricht die Europäisierung von 

Parteien nicht nur einer normativen Forderung, sondern ist eine realpolitische Notwendigkeit. 

Der ökonomisch gesteuerte Prozess der Globalisierung verlangt in den Augen der Wähler 

nach einem sozialen Ausgleich. Ein allein an ökonomischer Effizienz orientierter europäi-

scher Integrationsprozess greift zu kurz, um den Erwartungen der Wählerschaft zu entspre-

chen. Die Prozesse der nationalen Öffnung – sei es auf europäischer oder globaler Ebene – 

betreffen sie inzwischen in ihrem alltäglichen (Arbeits-)leben und beeinflussen ihr Wahl- und 

Protestverhalten. Es muss im ureigenen Interesse der politischen Parteien liegen, die Europäi-

sche Union als ein Schutzschild gegen die Globalisierung darzustellen.  

Parteiübergreifend lässt sich jedoch auch ein Interesse beobachten, Wählererwartungen zu 

minimieren und die Folgen von Europäisierung und Globalisierung nicht zu thematisieren. 

Der politische Wettbewerb soll vor dem Hintergrund von Individualisierung und Volatilität 

der Wähler berechenbar bleiben. Diese bei den Regierungsparteien zu beobachtende Tendenz 

wird jedoch durch die Anti-Kartellparteien wie die rechtsextreme Front national und im ge-

ringeren Maße die linksextremen Parteien sowie die globalisierungskritische und soziale Be-

wegung herausgefordert.  

Das Dilemma der Regierungsparteien – Europa inklusive seiner Nebenfolgen zu verteidigen 

und den soziopolitischen Unterbau des Integrationsprozesses zu stärken – ist angesichts der 

realpolitischen Entwicklung der Europäischen Union und des Wertewandels weiter erschwert 

worden. Die Vertiefung des Integrationsprozesses wurde immer weiter hinausgezögert, wo-

hingegen die Erweiterung der Europäischen Union vollzogen wurde. Der Wertewandel hat 

                                                 
403  Autret 2008, S. 29f. 
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darüber hinaus dazu geführt, dass die Repräsentationsfunktion der Parteien und ihre Binde-

wirkung nachgelassen haben. Parteien haben sich professionalisiert, streben den Machterhalt 

an und haben sich von der Gesellschaft entfernt.  

Die Europäisierung von Parteien muss also unter erschwerten Bedingungen stattfinden. Trotz 

aller Nebenfolgen, die für sozialdemokratische Parteien wegen der dominierenden ökonomi-

schen Integration besonders schwer wiegen, müssen sie sich als Regierungspartei loyal zu 

dem Integrationsprozess verhalten. Gleichzeitig müssen sie jedoch für eine neue Ausrichtung 

des Integrationsprozesses eintreten. Der geringe parteipolitische Einfluss auf europäischer 

Ebene erschwert eine Strategie der Europäisierung. Die innerparteiliche Mauer des Wider-

standes ist schwer zu überwinden, wenn keine überzeugenden Argumente im Hinblick auf ein 

soziales Europa vorgebracht werden.  
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III.  Geschichte und Identität der Parti socialiste 

Der historische Neoinstitutionalismus betont die Bedeutung des Gründungsmoments einer 

Organisation für ihre gegenwärtige Entwicklung. Der Umgang eines Akteurs mit aktuellen 

Herausforderungen erklärt sich demnach mit dem historischen Pfad, den dieser einmal einge-

schlagen hat. Für die Parti socialiste sind ihre historische Entwicklung und die damit verbun-

denen sozialistischen Werte immer eine Referenz geblieben und haben ihre Wahrnehmung 

von Politik und Gesellschaft nachhaltig beeinflusst.
404

 

3.1  Die französischen Sozialisten und die historischen Besonderheiten  

3.1.1  Die soziale, politische und nationale Frage vor dem Ersten Weltkrieg 

Drei Fragen haben die Entstehung sozialdemokratischer Parteien in Europa beeinflusst: die 

soziale, die politische und die nationale Frage.
405

 Abhängig von der Einheit der Arbeiter- und 

Gewerkschaftsbewegung sowie den nationalen Rahmenbedingungen gaben die sozialdemo-

kratischen Parteien jedoch unterschiedliche Antworten. Wirkten diese Fragen somit einerseits 

identitätsstiftend für die Parteifamilie, haben sie andererseits auch zur Herauskristallisierung 

einzelner Typen der Sozialdemokratie beigetragen und ihnen eine nationale Prägung verlie-

hen.   

Die Zersplitterung der Arbeiterbewegung war in Frankreich außergewöhnlich groß.
406

 Ideolo-

gische Grundsatzfragen, die Beteiligung an bürgerlichen Regierungen und die Haltung zu den 

Gewerkschaften bildeten die Hauptstreitpunkte zwischen den zentralen Vertretern Jules 

Guesde, Édouard Vaillant und Jean Jaurès. Der Wunsch der Zweiten Internationale nach einer 

starken und vereinten sozialistischen Partei in Frankreich führte schließlich zur Einigung der 

französischen Arbeiterbewegung. 30 Jahre nach dem Gothaer Einigungsparteitag der deut-

schen Sozialdemokraten gründete sich 1905 die Section française de l’Internationale ouvrière 

(SFIO).   

Die Partei erbte die organisatorischen Besonderheiten des von Guesde geprägten Vorläufers 

mit einer Vielzahl an politischen Strömungen, einer dezentralen Organisationsstruktur und 

einem schwachen innerparteilichen Zusammenhalt.
407

 Die Zersplitterung der sozialistischen 

Bewegung war und blieb ein Merkmal der Partei. Die SFIO teilte sich nur zwei Jahre nach 

Parteigründung wieder in ihre verschiedenen Strömungen auf, die in der ständigen Verwal-

                                                 
404  „Les militants, les élus et les dirigeants, dans la façon dont ils gèrent les changements politiques et sociétaux, réagissent avec des  
 instruments et des cadres cognitifs largement modélés par l‟histoire de l‟institution partisane.“ Lefebvre, Sawicki 2006, S. 42 
405  Vgl. Bergounioux, Grunberg 1996, S. 59 
406  Vgl. hierzu ausführlich: von Oppeln 1986, S. 588, vgl. Fenske et al. 2003, S. 456, vgl. Kergoat 1997, S. 8ff. 
407  Vgl. Panebianco 1988, S. 96 



Europäisierung politischer Parteien? Optionen und Restriktionen am Beispiel der Parti socialiste von 1971 bis 2005 

71 

tungskommission der Partei proportional vertreten waren.
408

 Die Strömungen existierten ei-

genständig und versammelten sich bei den Kongressen getrennt. Die Parteiführung übte nur 

wenig Macht aus. Diese lag bei den Vorsitzenden der großen Föderationen und entsprach der 

Honoratiorenstruktur der SFIO. Das politische Zentrum der Partei befand sich – entsprechend 

der bedeutenden Rolle des Parlaments in der III. Republik – bei der parlamentarischen Frakti-

on unter der Führung von Jean Jaurès.
409

 Die schwachen Parteistrukturen drückten sich auch 

in den Mitgliederzahlen aus. Während die deutsche Sozialdemokratie vor dem Ersten Welt-

krieg rund 1.685.000 Mitglieder zählte, hatte die SFIO 1914 nur etwa 93.000 Anhänger.
410

  

Die soziale Frage stellte sich in Frankreich unter anderen Voraussetzungen als in Deutschland 

oder in Großbritannien. In Deutschland war die Arbeiterklasse eine anteilsmäßig starke Be-

völkerungsgruppe und die Gewerkschaften eine mächtige und vereinte Bewegung, die die 

politische Repräsentation durch die Sozialdemokratie akzeptierte. Die ab 1872 einsetzende 

Verfolgung der sozialistischen Organisationen und ihre ersten Wahlerfolge trugen zur Einheit 

der Bewegung bei. Das britische Modell wurde durch die frühen Kontakte der Gewerkschaf-

ten zum parlamentarischen System und zur liberalen Partei geprägt. Zu Beginn des 19. Jahr-

hunderts wuchs bei den britischen Gewerkschaften die Überzeugung für eine eigene parla-

mentarische Repräsentation, die 1906 zur Gründung der Arbeiterpartei führte. Im Gegensatz 

zur deutschen Sozialdemokratie fehlten ihr allerdings marxistische und revolutionäre Bezü-

ge.
411

  

Die industrielle Revolution setzte in Frankreich zwar früh ein, schritt aber nur langsam voran. 

Eine disziplinierte Arbeiterpartei konnte wegen des fehlenden industriellen take-off nicht ent-

stehen.
412

 Im Unterschied zu Großbritannien und Deutschland lehnten Arbeiter und Gewerk-

schaften darüber hinaus die Zusammenarbeit in einer Arbeiterpartei ab. Die französischen 

Arbeiter misstrauten der politischen Interessenvertretung. Die politische Auseinandersetzung 

war nicht nur gefährlich, wie die Revolution von 1848 und die Niederschlagung der Pariser 

Kommune 1871 gezeigt hatten, sondern auch ambivalent, weil die demokratischen Eliten des 

Bürgertums diese auch zu ihrem eigenen Nutzen vorantrieb.
413

 Die Niederschlagung der 

Kommune führte zu einer grundlegenden Enttäuschung der Arbeiter über die parlamentari-

sche Demokratie.
414

  

                                                 
408  Vgl. Caron, Favier 1991, S. 488 
409  Vgl. Portelli 1998, S. 11ff; Stephan 2001, S. 37 
410  Vgl. Bergounioux, Grunberg 1996, S. 37; 51 
411  Vgl. Grunberg 1997 17ff., Bergounioux, Grunberg 1996, S. 27–57 
412  Vgl. Hüser 2000, S. 19 
413  Vgl. Bergounioux, Grunberg 1996, S. 22 
414  Bei der Pariser Kommune handelte es sich zwar um keine Revolution der Arbeiter, aber für die Arbeiterschaft war die Erfahrung  

  traumatisch, weil 78,4 Prozent der verhafteten Kommunarden und 81,4 Prozent der Deportierten Arbeiter waren. Vgl. zu der  

 Einordnung und Bedeutung der Niederschlagung der Kommune Bergounioux, Grunberg 2005, S. 20, Kergoat 1997, S. 3ff; Portelli 
 1980b, S. 17, Noiriel 1986, S. 75; Grunberg 1997, S. 11  
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Nach der Niederschlagung der Kommune verteidigten Sozialisten und republikanische Radi-

kale gemeinsam die noch junge III. Republik gegen die Restauration der Monarchie.
415

 Erst 

als die republikanische Staatsform sich um 1880 durchsetzte und die soziale Frage auch in 

Frankreich an Bedeutung gewann, distanzierte sich die sozialistische Bewegung von den bür-

gerlichen Radikalen. Es gilt als allgemein anerkannt, dass die Natur des französischen Sozia-

lismus im republikanischen Radikalismus liegt.
416

 Der Partei fehlten sozialdemokratische 

Strukturen, da sie nicht in der Arbeiterschaft verankert und mit den Gewerkschaften verbun-

den war.
417

 Bergounioux und Grunberg warnen jedoch davor, die politische Identität der So-

zialisten losgelöst von ihrem Diskurs zu analysieren, mit dem diese sich selbst in die Traditi-

on des Sozialismus stellen. Die Abwesenheit sozialdemokratischer Strukturen reiche nicht 

aus, um der Parti socialiste den sozialistischen Charakter abzusprechen.
418

 

Nach der republikanischen Synthese um 1880 blieb der Stellenwert der Republik für die Ver-

folgung der sozialistischen Ziele länger als in anderen europäischen sozialdemokratischen 

Parteien umstritten. In Abgrenzung von den republikanischen Radikalen beanspruchten die 

Sozialisten die Vertretung einer sozialen Klasse, die sich nicht auf der Grundlage von parla-

mentarischen Mehrheiten oder Minderheiten bildete.
419

 Das 1848 in Abwesenheit von Partei- 

und Klassenidentitäten eingeführte allgemeine Männerwahlrecht war nicht unangreifbar, wie 

die in den Diskursen der Guesdisten immer wieder auftauchende Formel „mit dem Stimmzet-

tel oder dem Gewehr“
420

 zeigte.  

Die innerparteilichen Auseinandersetzungen zwischen Guesde, Vaillant und Jaurès über den 

Stellenwert der Republik erschwerten die Antwort auf die sich stellende demokratische Fra-

ge.
421

 Jean Jaurès führte 1908 auf dem Parteitag von Toulouse eine Synthese herbei, die einer-

seits die Teilnahme an Wahlen als eine wesentliche Aufgabe des Sozialismus sah, jedoch an-

dererseits den revolutionären Charakter der Partei bekräftigte.
422

 Jaurès löste die Konflikte 

zwischen der Arbeiterklasse und dem Bürgertum sowie zwischen den Anhängern der Repub-

lik und der alten Ordnung auf: Als offensives Element sah er den Klassenkampf und als de-

fensives Element die Verteidigung der Republik. Auf diese Weise ermöglichte Jaurès eine 

Integration der französischen Sozialisten in das politische System.
423

  

                                                 
415  Die 1877 von Jules Guesde gegründete Zeitung „L‟Égalité“ trug noch den Untertitel „republikanisch, atheistisch, sozialistisch“,vgl. 

 Bergounioux, Grunberg 2005, S. 25 
416  Vgl. Portelli 1998, S. 23; vgl. auch Goetschel, Morin 2007, S. 4 
417  Vgl. Portelli 1998, S. 17 
418  Vgl. Bergounioux, Grunberg 1992, S. 11 
419  Vgl. Kergoat 1997, S. 3 
420  „Par le bulletin ou par le fusil“: Bergounioux, Grunberg 2005, S. 21 
421  Vgl. Bergounioux, Grunberg 1996, S. 53 
422  Vgl. Bergounioux, Grunberg 2005, S. 23 
423  Vgl. Bergounioux, Grunberg 2005, S. 70; 78  
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Der sich seit 1890 bei den Sozialisten abzeichnende politische Reformismus triumphierte pa-

radoxerweise in dem Moment, als in der Arbeiterklasse die antiparlamentarischen Tendenzen 

einen wachsenden Erfolg erzielten.
424

 Für die französischen Gewerkschaften gab es keinen 

Grund, der sozialistischen Bewegung eine Führungsrolle zu überlassen. Sie reagierten auf die 

antiparlamentarischen Tendenzen in der Arbeiterschaft mit einer revolutionären Strategie, die 

keiner politischen Vermittlung bedurfte.
425

 Die Gewerkschaften misstrauten der Politik und 

verabschiedeten 1906 auf dem Kongress von Amiens die sogenannte Charte d’Amiens, die 

die Neugestaltung der Gesellschaft unabhängig vom parlamentarischen Sozialismus vorsah. 

Die Gründung einer sozialdemokratischen Partei nach deutschem Vorbild war damit ausge-

schlossen und der sozialistischen Partei fehlte durch die mangelnde Gewerkschaftsanbindung 

ein moderierendes und legitimierendes Element im Verhältnis zu den Parteimitgliedern und 

zur Arbeiterschaft.  

Neben der sozialen und demokratischen Frage wurde die sozialistische Bewegung Ende des 

19. Jahrhunderts mit der nationalen Frage konfrontiert, die die Sozialisten zu einem Ausgleich 

zwischen dem Internationalismus und den nationalen Realitäten herausforderte. Der Internati-

onalismus hatte die Parteien der sozialdemokratischen Bewegung seit ihren Ursprüngen zu 

Parteien sui generis gemacht.
426

 Der Internationalismus basierte auf der Annahme des Mar-

xismus, dass das Proletariat von nationalen Ressentiments frei sei, sobald es einmal von der 

Notwendigkeit des Klassenkampfes überzeugt sei.
427

 Die Sozialisten hielten zwar an ihrer 

internationalen Doktrin fest, die die Nationen zu einem vorübergehenden Phänomen erklärte, 

arrangierten sich jedoch mit der politischen Realität, die ihre Integration in das nationale poli-

tische System vorantrieb. Der Internationalismus der Sozialisten war demnach im eigentlichen 

Wortsinne „inter-national“.
428

 Jaurès versuchte den Widerspruch zwischen Internationalismus 

und Nation aufzulösen, indem er erklärte, dass ein wenig Internationalismus vom Vaterland 

entferne, viel Internationalismus aber wieder zurückführe.
429

  

Nach der Ermordung von Jean Jaurès am 31. Juli 1914 traten die französischen Sozialisten am 

2. August 1914 der Union sacrée bei. Im Moment der nationalen Gefahren und des Ausnah-

mezustands bekannten sie sich zu ihrer republikanischen Gesinnung: Aus der sozialistischen 

Bewegung waren in Europa nationale Parteien hervorgegangen, die ihre internationalen Ziel-

setzungen den politischen Realitäten unterordneten.
430

 Noch heute ist der Internationalismus, 
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verstanden als Solidarität zwischen sozialen Gruppen verschiedener Nationalstaaten, jedoch 

Wert und Praxis der Sozialisten zugleich.
431

  

„Le besoin de croire, de produire des espérances, de les renouveler, conforte 

l‟engagement, le déclenche pour parti, le stimule ensuite. La remarque vaut tout particu-

lièrement pour les tenants du socialisme démocratique qui doivent sans cesse justifier 

leurs pratiques réformistes en démontrant qu‟ils ne renoncent pas à des perspectives 

plus ambitieuses. L‟internationalisme remplit cette fonction compensatrice. Il maintient 

un lien avec des idéaux partagés qui font vibrer le militant.“
432

 

3.1.2  Die französischen Sozialisten vor der kommunistischen Herausforderung  

Die strukturellen Schwächen des französischen Sozialismus ebneten dem Kommunismus den 

Weg und machten letzteren nach dem Zweiten Weltkrieg bis zum Ende der 1970er Jahre zur 

dominierenden Kraft im linken Lager. Der französische Kommunismus sprach nicht nur Intel-

lektuelle und Linke an, sondern auch die Gewerkschaftsbewegung, die ihre revolutionären 

Ambitionen nicht aufgegeben hatte. Die Kommunisten dominierten die Gewerkschaften, in 

denen die Sozialisten zu einer Minderheit wurden.
433

 

Die Oktoberrevolution von 1917 hatte in Frankreich revolutionäre und internationalistische 

Identitäten geweckt.
434

 Viele vom Bolschewismus faszinierte Männer traten in der Folge der 

SFIO bei. Die Mitgliederzahl wuchs von etwa 57.000 zu Beginn des Jahres 1919 auf 180.000 

Anhänger am Ende des Jahres 1920. Im Dezember 1920 kam es allerdings auf dem Parteitag 

von Tours zur Spaltung der SFIO. Etwa zwei Drittel der Mitglieder wechselten zur Section 

française de l’Internationale communiste, mit 50.449 Parteimitgliedern fiel die SFIO in etwa 

wieder auf das Niveau aus dem Jahr 1919 zurück.
435

  

Das Verhältnis der Sozialisten zu den Kommunisten war in der Folge geprägt von Faszination 

und Ablehnung. Léon Blum hoffte 1920, dass es nur ein Familienstreit sei und dass die vom 

Weg Abgekommenen unter das gemeinsame Dach zurückkehrten.
436

 Er betonte die gemein-

samen Ziele von Kommunisten und Sozialisten.
437

 Die kommunistische Organisationsform 

des demokratischen Zentralismus wurde von den Sozialisten jedoch entschieden abgelehnt. 

Auch gab es in den 1920er Jahren immer eine antikommunistische Strömung, die sich vor 

allem gegen die stalinistische Politik richtete. Wegen des ursprünglichen Zusammengehörig-

keitsgefühls blieb das Verhältnis zum Kommunismus ambivalent.
438

 

Die Integration der SFIO in das politische System schritt nach der Abspaltung der Kommu-

nisten voran. Trotz des massiven Mitgliederschwunds wurde die SFIO ab 1928 wieder zur 

                                                 
431  Vgl. Devin 1996, S. 413 
432  Devin 1996, S. 418 
433  Vgl. von Beyme 1982, S. 93 
434  Vgl. Bergounioux, Grunberg 1996, S. 105 
435  Vgl. Portelli 1998, S. 14 und Brunet 2003, S. 1155 
436  Vgl. Winock 1999, S. 204 
437  Vgl. Bergounioux, Grunberg 2005, S. 522  
438  Vgl. Portelli 1998, S. 29 



Europäisierung politischer Parteien? Optionen und Restriktionen am Beispiel der Parti socialiste von 1971 bis 2005 

75 

wählerstärksten Partei der Linken. Die Mandatsträger waren zu einem großen Teil der SFIO 

treu geblieben. 1936 bildeten SFIO und die Radikalsozialisten (Parti républicain, radical et 

radical-socialiste) mit Unterstützung der Kommunisten die Volksfrontregierung.
439

 Die Front 

populaire blieb für Jahrzehnte eine Referenz für die Einheit der Linken und für die Möglich-

keit tiefgreifender sozialer Reformen. Auch zeigte sie, dass eine linke Politik mit der Akzep-

tanz des parlamentarischen Systems einhergehen konnte.
440

 Blum hatte hierfür die theoreti-

sche Grundlage geliefert und unterschied zwischen der Eroberung und der Ausübung der 

Macht.
441

 Diese Differenzierung erlaubte, die revolutionären Ambitionen der SFIO zu bewah-

ren und gleichzeitig die Integration in das politische System fortzusetzen.  

Nach Billigung des Hitler-Stalin-Pakts 1939 durch die kommunistische Partei stimmte die 

SFIO der Aufhebung der Abgeordnetenrechte der Kommunisten zu. Der Antikommunismus 

der Sozialisten erreichte mit dem Hitler-Stalin-Pakt einen Höhepunkt.
442

 Mit Beginn des 

Zweiten Weltkriegs und der Etablierung des Vichy-Regimes existierte die SFIO nur noch im 

Untergrund und ein Teil der sozialistischen Anhänger schloss sich den existierenden Wider-

standsgruppen an.
443

 Der Widerstand gegen das Vichy-Regime erlaubte den Sozialisten, die 

Ideen von Republik und Sozialismus erneut zu vereinen und die Verteidigung der Republik 

wurde zum vorrangigen Ziel.
444

 

Die Kommunisten zählten zu einer der einflussreichsten Gruppen der Résistance in Frank-

reich und waren für den Führer des Widerstands, General Charles de Gaulle, unumgänglich. 

Diese bedeutende Rolle im Widerstand erklärt die Attraktivität der Kommunisten nach dem 

Zweiten Weltkrieg. Darüber hinaus konnten sie nach Ablösung des Vichy-Regimes und durch 

das Herausdrängen der Kollaborateure viele Einzelgewerkschaften und Dachverbände unter 

ihre Kontrolle bringen, wie zum Beispiel die Confédération générale du travail (CGT). Die 

SFIO schloss hingegen die Parlamentarier, die 1940 für die Übertragung der Vollmachten auf 

Marschall Philippe Pétain gestimmt hatten, aus der Partei aus und erklärte sie für nicht wähl-

bar.
445

 Die SFIO musste nach der Befreiung Frankreichs ihr Verhältnis zur dominanten kom-

munistischen Partei neu bestimmen. Der Vorschlag, eine gemeinsame französische Arbeiter-

partei zu gründen, wurde im Juni 1945 von den Sozialisten abgelehnt.
446

 Sie wussten, dass ein 

Zusammenschluss sich allein zugunsten der Kommunisten ausgewirkt hätte.  
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Bis zum Ausscheiden der Kommunisten aus der Regierung im Mai 1947 bildeten diese ge-

meinsam mit der SFIO und der 1944 gegründeten christdemokratischen Partei Mouvement 

républicain populaire (MRP) die Regierung des tripartisme.
447

 Das Jahr 1947 war das Jahr 

der Entscheidungen: Mit Beginn des Kalten Kriegs kam es zum Bruch zwischen den Sozialis-

ten und den Kommunisten, obwohl eine Mehrzahl der Parteimitglieder diesen eigentlich nicht 

wollte. Nach dem Austritt der Kommunisten aus der Regierung beteiligte sich die SFIO bis 

1951 an den Regierungen der troisième force. Diese dritte Kraft bildeten alle Parteien, die die 

IV. Republik gegenüber der doppelten Opposition von Kommunisten und Gaullisten vertei-

digten.
448

 Die Sozialisten waren innerhalb der Koalition jedoch den Parteien der Mitte und der 

Rechten unterlegen und mussten konservative Entscheidungen mittragen.  

Léon Blum sprach sich nach dem Krieg für eine gründliche Überarbeitung des Parteipro-

gramms aus. Er scheiterte jedoch, weil sich die Partei gegen jede Form des Revisionismus 

wehrte.
449

 1946 wurde Guy Mollet, der Vertreter des militanten Flügels und Symbolfigur ei-

ner doktrinären Tradition, Generalsekretär der Partei. Ihm gelang es in den folgenden Jahren, 

die zentrale Autorität in der Partei zu werden und einen revolutionären Diskurs zu etablieren. 

Identitätsstiftend wurde ein starker Antikommunismus.  

Während viele europäische sozialdemokratische Parteien sich nach dem Krieg durch die 

Übernahme der Regierungsverantwortung ideologisch mäßigten,
450

 trug der Machterwerb bei 

den französischen Sozialisten zur Radikalisierung bei. Als Guy Mollet 1956 das Amt des 

Premierministers übernahm, wurde der molletisme zum Synonym für die Diskrepanz von Re-

gierungspraxis und -theorie.
451

 Ein großer Teil der Sozialisten lehnte vor allem Mollets Unter-

stützung des Algerienkriegs ab. Durch die Teilnahme Mollets als Minister in der Regierung 

der „Nationalen Einheit“ unter Charles de Gaulle 1958 wurde die Regierungspraxis stark dis-

kreditiert.
452

 

Von 1947 bis Anfang der 1960er Jahre hatte die SFIO die Hälfte ihrer Wählerschaft und mehr 

als drei Viertel ihrer Mitglieder verloren.
453

 Ende der 1950er Jahre hatten sich zahlreiche neue 

Clubs, Bewegungen und Parteien im linken politischen Spektrum gegründet. Der Kampf ge-

gen den Kolonialismus und gegen den Algerienkrieg hatten diese von der SFIO entfernt. Die 

kommunistische Partei bot für sie keine Alternative, weil sie deren Moskauhörigkeit ablehn-

ten. 1964 schlossen sie sich teilweise zur Convention des institutions républicaines (CIR) zu-

sammen, die einen gemäßigten Sozialismus vertrat und zu deren Führern François Mitterrand 
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zählte. Bei den Präsidentschaftswahlen 1965 vereinte sich ein Teil der nicht-kommunistischen 

Linken – wie die SFIO, die CIR und ein Teil der Radikalsozialisten – unter der Dachorganisa-

tion der Fédération de la gauche démocrate et socialiste (FGDS).
454

 Mitterrand erzielte als ihr 

Kandidat bei den Präsidentschaftswahlen 1965 einen Achtungserfolg gegenüber dem Präsi-

denten Charles de Gaulle.
455

  

Von der 68er-Bewegung konnten hingegen weder die Kommunisten, noch die FGDS unter 

Mitterrand politisch profitieren. Nach dem Sieg der Gaullisten bei den Parlamentswahlen vom 

Juni 1968 löste sich die FGDS auf.
456

 Für die extreme Linke bedeutete der Mai 1968 „eine 

glorreiche Stunde“.
457

 Die Mobilisierung und die Konfrontation auf der Straße wurden zu 

einer ihrer privilegierten Ausdrucksformen. Zu dieser extremen Linken gehörte beispielsweise 

die Parti socialiste unifié (PSU), die Marxisten, desillusionierte Sozialisten, linksgerichtete 

Katholiken und Anhänger des ehemaligen Premierministers Pierre Mendès-France anzog. Ein 

Teil ihrer Mitglieder um Michel Rocard trat 1974 der neu gegründeten Parti socialiste bei und 

setzte sich dort für die Idee der Selbstverwaltung (autogestion) ein, die innerhalb der PSU 

entwickelt worden war. Auch Mitglieder anderer linksextremer Parteien traten bis Anfang der 

1990er Jahre vereinzelt der PS bei, wie etwa Julien Dray von der Ligue communiste révolu-

tionnaire oder Jean-Christophe Cambadélis von der Parti communiste internationaliste, der 

400 weitere Anhänger mitbrachte.
458

  

Ende der 1960er Jahre blieb das Verhältnis zu den Kommunisten die zentrale Herausforde-

rung für die Sozialisten. Nach der Auflösung der FGDS leitete Guy Mollet auf den Parteita-

gen in Alfortville und Issy-les-Moulineaux im Mai und Juli 1969 die Neuausrichtung der 

SFIO ein. Der im Mai gegründeten Nouveau Parti socialiste (NPS) traten nach der verheeren-

den Wahlniederlage von Gaston Defferre bei den Präsidentschaftswahlen im Juli 1969 die 

Union des groupes et des clubs socialistes (UGCS) um Jean Poperen bei. Innerhalb der SFIO 

gab es verschiedene Ansätze zur Reform.
459

 Das 1966 gegründete Centre d’études, de 

recherches et d’éducation socialistes (CERES) unter der Leitung von Jean-Pierre Chevène-

ment und Didier Motchane befürwortete die Kooperation mit den Kommunisten. Das Centre 

d’études et de promotion (CEDEP) unter der Federführung von Pierre Mauroy strebte eine 

Umgestaltung der SFIO nach dem Vorbild der europäischen Sozialdemokratie an.  

Für die sozialistische Partei stellte sich damit am Ende der 1960er Jahre die Frage nach der 

politischen Ausrichtung – weiter links oder näher zur Mitte – und damit auch nach der Bünd-
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nisstrategie gegenüber den Kommunisten, der dominierenden Kraft im linken Lager. Der Vor-

sitzende der NPS Alain Savary befürwortete eine Annäherung von Sozialisten und Kommu-

nisten auf der Grundlage einer umfassenden ideologischen Debatte. Dieses Vorgehen wurde 

von François Mitterrand kritisiert. Er setzte sich für ein Bündnis von Kommunisten und Sozi-

alisten ohne offene ideologische Auseinandersetzung ein.
460

 Mitterrand wurde auf dem Partei-

tag von Épinay-sur-Seine 1971 von einer Minderheit der SFIO aus Notabeln um Pierre Mau-

roy und Gaston Defferre, den Anhängern des linken CERES-Flügels und den ehemaligen 

Mitglieder der CIR unterstützt. Es gelang ihm, gegen den Widerstand der alten Parteispitze 

die Führung der PS zu übernehmen.
461

 Nach seiner Wahl zum Vorsitzenden traten drei ent-

scheidende Veränderungen ein:  

- die Institutionen der V. Republik und die Präsidentschaftswahl wurden einer Neubewer-

tung unterzogen,  

- die Partei wurde zum Mittel der Machteroberung und war kein Selbstzweck mehr,  

- die leidenschaftlichen Beziehungen zwischen Kommunisten und Sozialisten wurden durch 

ein abgekühltes, pragmatisches und strategisches Verhältnis ersetzt.
462

  

3.1.3  Die französischen Sozialisten und die Synthese ihrer Widersprüche 

Die Identität der französischen Sozialisten kann anhand der Suche nach einem Ausgleich zwi-

schen carrierists und believern beschrieben werden. Diese Konfliktlinie ist – wie Panebianco 

gezeigt hat – nicht spezifisch für die französischen Sozialisten, jedoch wurde sie vor dem Hin-

tergrund der französischen Geschichte von diesen besonders schmerzhaft erlebt.
463

 Wegen der 

fehlenden zivilgesellschaftlichen und gewerkschaftlichen Verankerung der Partei kommt für 

Portelli der Ausgleich der Widersprüche einer Quadratur des Kreises gleich.
464

 Seit der Neu-

gründung der Partei 1971 wird bereits über das Ende der historischen Besonderheiten der Par-

tei diskutiert. 

Die Französische Revolution gilt als die Geburtsstunde der französischen Linken und hat ih-

ren revolutionären Charakter geprägt.
465

 Das Streben nach Kompromissen ist der revolutionä-

ren Kultur fremd und so fiel es den französischen Linken schwerer als ihren Schwesterpartei-

en in Großbritannien oder Deutschland, sich den jeweiligen politischen Rahmenbedingungen 

anzupassen. Der Begriff der Sozialdemokratie wurde vor diesem Hintergrund mit einem Ver-
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zicht auf revolutionäre Ambitionen oder auf eine besondere politische Gestaltungskraft ver-

bunden.  

„Elle [la culture de gauche en France] n‟est pas une culture social-démocrate. Le Parti 

socialiste a ainsi toujours vécu sous le regard soupçonneux voire accusateur de la cul-

ture de la gauche française. C‟est toujours par rapport à elle qu‟il a ressenti le besoin de 

se justifier pour conserver à ses propres yeux sa légitimité de gauche.“
466

 

Bei jeder Neuausrichtung oder -gründung vermied die Partei eine reformistische Orientierung 

und erklärte, dass ihr Ziel nicht die Reform der bestehenden Gesellschaft sei, sondern die 

Vorbereitung der Revolution, die die Gesellschaft von Grund auf erneuere.
467

 Für Winock 

leitet ein „revolutionäres Überich“ die Mitglieder und Führungskräfte der Partei. Auch wenn 

die Partei keine Revolution vorbereitete, so wolle sie doch den Glauben aufrecht erhalten, 

dass diese eine Option bleibe.
468

 

Der Revisionismus erfolgte in der PS immer versteckt und implizit. Er war in der Regie-

rungsverantwortung zu erkennen, wurde aber von der Mehrzahl der Parteikongresse zurück-

gewiesen. Dort bemühte man sich, die Geschlossenheit der Partei wieder über das Bekenntnis 

zu einer linken Politik herzustellen.
469

 Die für SFIO und PS charakteristische innerparteiliche 

Zersplitterung verringerte ihre Anpassungs- und Konfliktfähigkeit.
470

 Sowohl die Regierungs-

erfahrung als auch die Revision der Ideologie konnten die Geschlossenheit der Partei gefähr-

den.
471

 Die ideologischen Angebote bzw. kollektiven Anreize für die believer führten immer 

wieder zu Spannungen mit den selektiven Anreizen der carrierists.  

„Diese Doppelnatur erklärt das Spannungsverhältnis, das ihre ganze Geschichte kenn-

zeichnet: Als Wählerpartei kann die PS radikale Revisionen (1971, 1983) unternehmen, 

um ihren Einfluss zu bewahren, als Mitgliederpartei behält sie eine interne Arbeitswei-

se, die heute überholten Traditionen zugeschrieben wird.“
472

  

Schon vor der Regierungsübernahme 1981 hatten die Sozialisten auf lokaler Ebene Regie-

rungsverantwortung getragen und die lokalen Honoratioren waren stärker an ihrer Wieder-

wahl interessiert als an ideologischen Debatten. Nach 23 Jahren Oppositionszeit übernahm die 

Partei schließlich erstmals auf nationaler Ebene die Regierungsverantwortung.
473

 Zwar hatte 

sie schon in der III. und IV. Republik auf nationaler Ebene regiert, aber diese Erfahrungen 

hatten nicht zu einer Kultur des Regierens geführt. Bis zur politischen Wende 1984 wiesen die 

Sozialisten jegliche Anspielung auf eine derartige Kultur zurück und blieben in ihrem Kern 
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eine Oppositionspartei, die die Machtausübung begrenzen wollte.
474

 Erst nach der Wende von 

1984 akzeptierte sie ihre Rolle als Regierungspartei, aber das Spannungsverhältnis zwischen 

Ambitionen und Gewissensbissen – so Bergounioux und Grunberg – blieb bestehen und 

kennzeichnet die Partei bis heute:  

„D‟où une démarche cahotante très particulière, faite de pas en avant vers le pouvoir – 

l‟ambition – suivis par un retour aux sources exprimant le refus de toute révision doctri-

nale véritable – le remords.“
475

 

Die PS suchte einen Ausgleich zwischen ambition und remords, indem sie unterschiedliche 

Dimensionen der Identität bediente und koexistieren ließ: Die gemeinsame Identität, die nach 

außen getragen wurde; die substantielle Identität, die durch Werte, gemeinsame Regeln und 

Überzeugungen intern hergestellt wurde sowie die reflexive Identität, anhand derer sich die 

Organisation selbst vergewisserte.
476

  

Diese Selbstvergewisserung fand immer durch die Bekräftigung der revolutionären Ambitio-

nen der Partei statt.
477

 Der Diskurs spielte eine herausragende Rolle zur Herstellung der refle-

xiven Identität und reichte bis zum „verbalen Exzess“.
478

 Da die französischen Sozialisten 

nicht ihre Identität wie andere sozialdemokratische Parteien aus der Verankerung der Partei 

im Arbeitermilieu ziehen konnten, mussten sie über den Diskurs ihre Wähler mobilisieren und 

über symbolische Aktionen Präsenz zeigen.
479

  

Die substantielle Identität der Partei wurde über ihre gemeinsamen Regeln hergestellt. Vor-

rangig waren das Prinzip der innerparteilichen Demokratie und die Anerkennung der inner-

parteilichen Strömungen. Diese wurden in den Führungsgremien proportional repräsentiert. 

Ferner gehörte zur substantiellen Identität eine besondere Wertschätzung der Parteimitglieder, 

die die höhere Moral der Sozialisten verkörperten. Für diese stellte die PS trotz Schwierigkei-

ten, Krisen, Neugründungen und Regierungsbeteiligungen einen Ort der Legitimität dar. Die 

Parteimitglieder sahen sich selbst als Repräsentanten des engagierten Staatsbürgers.
480

  

Die gemeinsame Identität konnte nur ein charismatischer Führer herstellen. Er musste die 

existierenden Widersprüche in einer Synthese zusammenzuführen und die Einheit der Partei 

nach außen verkörpern.
481

 So erklärte Jean Jaurès Anfang des 20. Jahrhunderts den Klassen-

kampf zum offensiven Element und die Verteidigung der Republik zum defensiven Ele-
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481  Vgl. zur Bedeutung eines charismatischen Führers auch Sadoun 1993, S. 15 
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ment.
482

 François Mitterrand ersetzte hingegen das leidenschaftliche Verhältnis zu den Kom-

munisten durch ein strategisches und konnte mit einem revolutionären Diskurs gleichzeitig 

Hoffnungen auf einen Wandel der Gesellschaft aufrecht erhalten. Gegensätzliche Positionen 

ließ er nebeneinander stehen.
483

  

Die Widersprüche der Partei wurden zu einer ganz besonderen Form der Synthese zusam-

mengeführt, die unterschiedliche Identitäten auf unterschiedlichen Ebenen miteinander ver-

knüpfen konnte – häufig in Form von Formelkompromissen. Die Partei war Wähler- und Mit-

gliederpartei zugleich. Sie strebte nach der Macht, wollte aber der Ideologie treu bleiben. Die 

Synthese stellt somit etwas anderes als einen Kompromiss dar: 

„Or l‟entre-deux socialiste n‟est pas le centre, il ne désigne pas une politique moyenne 

et opportuniste, un mélange sans identité propre ; il n‟est même pas à équidistance de 

ses extrêmes ; il a la nature des produits hybrides où ne se reconnaissent plus les élé-

ments qui les composent.“
484

  

Die Debatte über das Ende der historischen Besonderheiten wird durch drei Daten struktu-

riert: Die Neugründung der Partei unter Vorsitz von Mitterrand, die Regierungspraxis seit 

1981 sowie das Ende des Ost-West-Konflikts. Hebt man die Bedeutung der historischen Tra-

ditionen in Frankreich hervor, dann konnte sich die PS 1971 nur in Anknüpfung an diese neu 

gegründet haben.
485

 Auch institutionell lässt sich mit Kontinuität argumentieren: Die Hälfte 

der Mitglieder der SFIO besaß 1968 ein Mandat, sodass die zahlreichen linken Clubs die 

SFIO nicht einfach ersetzen konnten. Die Wiedergeburt des Sozialismus fand demnach ent-

lang der Struktur der SFIO und ihrem ideologischen Erbe statt.
486

 Betrachtet man jedoch das 

Ausmaß des Wandels in Organisation, Strategie und Programmatik der Partei nach 1971, 

dann handelt es sich um eine neue Partei, die mit der SFIO nur noch wenig gemeinsam hat-

te.
487

  

Marc Sadoun datiert das Ende der historischen Besonderheiten auf das Jahr der Regierungs-

übernahme, weil der Sozialismus kaum an der Macht jene Konzepte und Formeln aufgegeben 

habe, die ihm einst Gestalt gegeben hätten.
488

 Die Sozialisten seien lange ein schwer einzu-

ordnendes Objekt der Geschichte gewesen, bis sie sich in der Anonymität der ordinären For-

mationen aufgelöst hätten.
489

 Auch Hugues Portelli sieht mit der Regierungsübernahme das 

Ende der historischen Besonderheiten. Die Partei ersetzte in der Folge ihren politischen Vo-

                                                 
482  Vgl. Bergounioux, Grunberg 2005, S. 70; 78.  
483  Vgl. Bergounioux, Grunberg 2005, S. 241 
484  Sadoun 1993, S. 171 
485  Vgl. von Schenck 1978, S. 377 
486  Vgl. Sawicki 2004, S. 37 
487  Vgl. Bell, Criddle 1984, S. 53ff.  
488  Vgl. Sadoun 1993, S. 167, vgl. auch von Beyme 1982, S. 14 
489  Vgl. Sadoun 1993, S. 167, vgl. auch von Beyme 1982, S. 20 
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luntarismus durch Pragmatismus.
490

 Moreau sieht das Ende des revolutionären Mythos – und 

damit einer zentralen historischen Besonderheit der PS – mit der Neufassung der Prinzipien-

erklärung der Partei, die auf dem Parteitag von Rennes 1990 verabschiedet wurde.
491

  

Alain Bergounioux und Gérard Grunberg erkennen noch immer Elemente der Kontinuität. Sie 

führen das bis heute ambivalente Verhältnis der Partei zur Macht auf den Grundkonflikt zwi-

schen der Gründung 1905 und der Synthese von Jaurès 1908 zurück. Dieser Gründungsmo-

ment beeinflusse die Orientierung der Partei bis heute. In diesem Moment sei die Art und 

Weise der Anpassung und der Integration der Sozialisten in das nationale politische System 

festgelegt worden.
492

 Für die Parti socialiste ergibt sich daraus laut Michel Winock eine dop-

pelte Schlussfolgerung: 

„Son histoire et sa mémoire l‟embarassent plus qu‟elles ne l‟aident dans le nouveau rôle 

qui lui est imparti, mais cette culture résiduelle qu‟elles lui donnent garde une fonction 

identitaire dont bien d‟autres formations politiques sont dépourvues.“
493

 

3.2  Die französischen Sozialisten als südeuropäische Nachzügler  

Die Entwicklung der europäischen Sozialdemokratie lässt sich in vier Phasen einteilen. Nach 

der Konstituierung bis zum Ende des Ersten Weltkriegs kam es in der folgenden Phase zur 

Abspaltung der Kommunisten und zu ersten Regierungsbeteiligungen. Nach dem Ende des 

Zweiten Weltkriegs setzte das „goldene Zeitalter“ der Sozialdemokratie mit dem Ausbau des 

Wohlfahrtsstaats ein. Mit dem ausbleibenden Wirtschaftswachstum in den 1970er Jahren kam 

es in der vierten Phase zu einer Debatte über den Niedergang der Sozialdemokratie. Das Ende 

des Ost-West-Konflikts und des real existierenden Sozialismus sowie die Folgen von Globali-

sierung und Europäisierung haben in den 1990er Jahren zu Neu- und Umorientierungen der 

europäischen Sozialdemokratie und einer möglichen fünften Phase geführt.
494

 

Der Vergleich der sozialdemokratischen Parteien in Europa zeigt, dass die französische sozia-

listische Partei einen eigenen Typus darstellt.
495

 In verschiedenen Typologien wurde sie als 

Partei der Oppositionssozialisten, als Klassenpartei oder als Partei des romanischen Typs be-

zeichnet. Wohingegen die Parti socialiste mit der Regierungsübernahme den Oppositionsso-

zialismus überwunden hat und sich auch nicht mehr als Klassenpartei versteht, kann man wei-

terhin von einem romanischen Typ sprechen.
496

 Gérard Grunberg unterscheidet drei Typen 

der europäischen Sozialdemokratie: die britische Labour Party, die deutschen Sozialdemokra-

                                                 
490  Vgl. Portelli 1998, S. 117ff. 
491  Vgl. Moreau 1998, S. 292 
492  Vgl. Bergounioux, Grunberg 2005, S. 521f. 
493  Winock 1999, S. 214 
494  Vgl. Merkel et al. 2006, S. 25 
495  Vgl. Merkel 1993, S. 63 
496  Vgl. Merkel 1993, S. 64  
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ten und die französische Parti socialiste. Dabei berücksichtigt er die jeweiligen Entstehungs-

bedingungen, das Verhältnis zu den Gewerkschaften und die Position im linken Lager.
497

  

Wolfgang Merkel differenziert diese Typologie weiter aus und unterteilt den Typus der deut-

schen Sozialdemokraten in den pragmatischen Koalitionstyp und den Wohlfahrtsstaatstyp. 

Neben den genannten Kriterien führen bei ihm die Ideologie und das Ausmaß der Regie-

rungsmacht zu dieser weiteren Unterscheidung. Er kommt auf Grundlage dieser Kriterien zu 

folgender Einteilung: 

Labour Typ 
Großbritannien 

Irland 

Pragmatischer Koalitionstyp 

Belgien 

Deutschland 

Finnland  

Niederlande 

Schweiz 

Wohlfahrtsstaatstyp 

Österreich 

Dänemark 

Norwegen 

Schweden 

Mediterraner Typ 

Frankreich 

Griechenland 

Italien 

Portugal 

Spanien 

Quelle: Merkel 1993, S. 67 

 

Der Labour-Typ, der pragmatische Koalitionstyp und der Wohlfahrtsstaatstyp haben sich nach 

dem Zweiten Weltkrieg parallel entwickelt, da sie vor ähnlichen Herausforderungen standen. 

Die Jahre des Wirtschaftswachstums riefen innerhalb der sozialistischen Bewegung Wider-

sprüche hervor, da die Anhebung des allgemeinen Lebensstandards und die Ausweitung der 

sozialen Sicherungssysteme die sozialen Gleichgewichte in der Gesellschaft verändert hatten. 

Die Arbeiterklasse gliederte sich weiter auf, da die Tätigkeiten im tertiären Sektor zunahmen 

und das Bildungsniveau anstieg.
498

  

Die sozialdemokratischen Parteien verstärkten nach 1945 ihren reformorientierten Kurs und 

schlossen ihre ideologischen Revisionen weitgehend ab. Die SPD in Deutschland erfuhr eine 

Serie von Wahlniederlagen in den 1950er Jahren und stand in der Zeit des Wirtschaftswun-

ders in Opposition zu einer erfolgreichen Regierungspolitik. Die absolute Mehrheit von 

CDU/CSU bei den Bundestagswahlen von 1957 führte auf dem Sonderparteitag von Bad Go-

desberg zum Ausgleich zwischen Revisionisten und den traditionellen Parteigängern. Die 

SPD verzichtete in der Folge auf die Bezüge zum Marxismus und akzeptierte den demokrati-

schen Pluralismus.
499

  

                                                 
497  Vgl. Grunberg 1997, S. 17 
498  Vgl. Bergounioux, Grunberg 1996, S. 185 
499  Vgl. Bergounioux, Grunberg 1996, S. 186ff. 
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„Politischer Liberalismus, gemischtwirtschaftliches System, keynesianische Steuerung, 

der Ausbau des Wohlfahrtsstaates waren das Erfolgsprogramm sozialdemokratischer 

Regierungen der ,goldenen„ Nachkriegsjahrzehnte.“
500

   

Mitterrands Erneuerung des französischen Sozialismus fand Anfang der 1970er Jahre zu ei-

nem Zeitpunkt statt, an dem das Erfolgsprogramm der etablierten Sozialdemokratie seine 

Wirkung verlor. Die französischen Sozialisten begannen hingegen in diesem Jahrzehnt erst, 

ihren Rückstand aufzuholen, der sie zu den Nachzüglern unter den Sozialdemokraten im 

Nachkriegseuropa gemacht hatte.
501

 Zwar zählt die SFIO nicht zu den klassischen südeuropäi-

schen Nachzüglern, da Frankreich einerseits kulturell gesehen süd- und nordeuropäische Re-

gionen vereint
502

 und die SFIO bereits in der IV. Republik an der Regierungsführung beteiligt 

war. Jedoch erlebte sie nach Gründung der V. Republik 1958 einen massiven Zerfall. Als 

Wissenschaftler wie Ralf Dahrendorf Anfang der 1980er Jahre vom „Ende des sozialdemo-

kratischen Jahrhunderts“ sprachen,
503

 steuerten die Sozialisten in Frankreich, Spanien und 

Griechenland gerade auf die Regierungsübernahme zu.  

3.3  Fazit: Eine internationalistische Partei und ihre nationale Prägung 

Die Analyse der Geschichte und Identität der Partei hat gezeigt, dass sie trotz internationaler 

Ausrichtung bis zum Ersten Weltkrieg eine nationale Prägung erfahren hat. Sie hat sich auf-

grund ihrer Entstehungsgeschichte, dem Verhältnis zu den Gewerkschaften, der Position im 

linken Lager, der Ideologie und der Regierungserfahrung zu einem von vier unterschiedlichen 

Typen der Sozialdemokratie in Westeuropa entwickelt.  

Wie auch andere sozialdemokratische Parteien suchte die Parti socialiste den Ausgleich zwi-

schen ihren politischen Ambitionen als Wählerpartei und den ideologischen Vorbehalten der 

Parteimitglieder. Ihre organisatorische Schwäche, die ideologische Fragmentierung und die 

Präsenz einer starken kommunistischen Partei haben jedoch dazu geführt, dass dieser Konflikt 

für sie besonders schwer wog. Der heterogenen Partei gelang es nur anhand einer für sie typi-

schen Form der Synthese eine innerparteiliche Geschlossenheit herzustellen. Der Diskurs und 

die Ideologie spielten für die parteiinterne Geschlossenheit eine große Rolle, stellten aber 

auch einen Weg dar, um der Konkurrenz im linken politischen Lager die sozialistische Identi-

tät unter Beweis zu stellen.  

Die Sozialisten des Südens kamen an die Macht als für die europäische Sozialdemokratie eine 

Zeit der Krise begann. Die auslösenden Faktoren der Krise – wie das Ende des Wirtschafts-

wachstums, der Wertewandel und die Ausdifferenzierung der Arbeiterklasse – trafen die So-

                                                 
500  Merkel 1993, S. 14 
501  Vgl. Merkel 1993, S. 74 
502  Vgl. Merkel 1993, S. 67, 254 
503  Vgl. Merkel 1993, S. 36ff. 
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zialisten des Südens umso stärker, da sie gerade erst begonnen hatten, eine Kultur des Regie-

rens zu entwickeln. Kamen die französischen Sozialisten 1981 mit einem stark ideologisch 

geprägten Programm an die Macht, so standen sie nur wenige Jahre später vor zentralen wirt-

schaftlichen, politischen und internationalen Herausforderungen. Die 1980er Jahre zeigten die 

Grenzen der nachfrageorientierten Politik auf, die Partei musste die Folgen der Regierungs-

praxis verarbeiten und das Ende des Ost-West-Konflikts änderte ihren internationalen Refe-

renzrahmen und verstärkte die Auswirkungen von Europäisierung und Globalisierung. 

IV.  Die Parti socialiste zwischen Prozessen der nationalen Öffnung und 

 Schließung 

Im Laufe ihrer Geschichte musste sich die europäische Sozialdemokratie wiederholt an ver-

änderte Rahmenbedingungen anpassen, sodass die Revision ihrer Doktrin für sie im Prinzip 

kein neues Phänomen darstellt.
504

 Die Anpassungsleistungen werden im Folgenden angesichts 

des Europäischen Integrationsprozesses und der parteipolitischen Entwicklung analysiert. Die 

Europäisierung der Parti socialiste stellt dabei einen interaktiven Prozess dar, denn die fran-

zösischen Sozialisten mussten sich nicht nur an eine neue Umwelt anpassen, sondern haben 

selbst zu deren Institutionalisierung beigetragen.  

Zunächst wird der Analyserahmen dargelegt und die Grundlagen der französischen und sozia-

listischen Europapolitik dargestellt. Die Analyse beginnt mit dem Aufstieg der Parti socialiste 

Anfang der 1970er Jahre. In sechs Zeitabschnitten wird bis zum Jahr 2005 die Europäisierung 

der Parti socialiste anhand des partei- und europapolitischen Kontexts, der Programmatik, des 

Parteienwettbewerbs, der Organisation sowie der transnationalen Beziehungen analysiert. Vor 

dem Hintergrund der beschriebenen Krisenerscheinungen der europäischen Sozialdemokratie 

sowie der nur schwach ausgeprägten Konflikt- und Anpassungsfähigkeit der französischen 

Sozialisten gewinnt die Europäisierung nicht nur als Antwort auf das Ende des permissiven 

Konsenses und auf die Auswirkungen der Globalisierung an Bedeutung, sondern auch als 

Motor der innerparteilichen Modernisierung: 

„La gauche française a besoin de l‟Europe, car celle-ci a facilité les nécessaires muta-

tions de celle-là. L‟Europe est, en somme la mesure de la modernisation et de 

l‟adaptation de la gauche.“
505

 

4.1  Analyserahmen für die Europäisierung von Parteien 

Die Forschung zum Zusammenhang von politischen Parteien und Europäischer Integration 

hat sich zunächst auf die europäische Ebene konzentriert.
506

 Die Zusammenschlüsse politi-

scher Parteien und die Entstehung eines europäischen Parteiensystems standen im Fokus. 

                                                 
504  Vgl. Merkel et al. 2006, S. 18f. 
505  Frank 2004, S. 470 
506  Vgl. Mair 2007, S. 154 
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Zwischen europäischen und nationalen Parteien vermutet Hix eine Arbeitsteilung: Europäi-

sche Parteien seien ein Gremium zur Interessendurchsetzung auf europäischer Ebene, wohin-

gegen nationale Parteien in vielerlei Hinsicht Träger des Europäischen Integrationsprozesses 

blieben.
507

 Auch die Europäische Kommission hat in ihrem Weißbuch zur Europäischen 

Kommunikationspolitik die Bedeutung der nationalen Ebene hervorgehoben und setzt bei der 

Vermittlung europäischer Themen auf einen Ansatz der Partnerschaft. Die europäischen Insti-

tutionen sollen mehr Präsenz vor Ort zeigen, gleichzeitig fordert sie jedoch auch die nationa-

len Parlamente und Parteien auf, sich an der politischen Kommunikation über europäische 

Themen zu beteiligen.
508

  

In der Forschung ist die Rolle nationaler Parteien und ihrer Europäisierung vor allem im Hin-

blick auf ihre programmatischen Veränderungen untersucht worden.
509

 Es gibt jedoch noch 

immer ungeklärte Fragen der Europäisierung von Parteien und Parteiensystemen. Auch fehlt 

eine Anbindung an theoretische Debatten wie zum Beispiel zu den Parteienwandeltheorien.
510

 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die Anzahl theoretisch basierter Studien zur Europäi-

sierung von Parteien im Vergleich zu anderen Forschungsgebieten der Europäisierung im 

Rückstand ist.
511

 

Das liegt zum einen daran, dass nationale Parteiensysteme lange Zeit relativ resistent gegen-

über europäischen Einflüssen waren. Politische Parteien wollten den Eindruck vermeiden, 

dass ihnen durch die europäische Politik die Hände gebunden seien. In der Folge verbannten 

und depolitisierten sie europapolitische Themen in ihrem Diskurs. Parteiensysteme blieben 

undurchdringbar für Einflüsse der Europäisierung, weil es die Parteien selbst so wollten.
512

 So 

diskutierten sie weiterhin in der nationalen Wahlarena Themen, die eigentlich längst in Brüs-

sel geregelt wurden.
513

 

Peter Mair revidierte jedoch seine anfängliche Einschätzung eines nur begrenzten Einflusses 

der Europäischen Integration auf die nationalen Parteiensysteme. Berücksichtigt man für die 

Analyse einzelne Parteien – und hier die Parteibasis und die Mitgliedern (party on the 

ground), die Parteiführung und den Parteiapparat (party in central office) sowie die Mandats-

träger und die Fraktion (party in public office)
514

 – dann erkennt Mair direkte und indirekte 

Effekte der Europäisierung. Auf nationaler Ebene (penetration) ist das Aufkommen neuer 

                                                 
507  Vgl. Hix, Lord 1997, S. 18 
508  Vgl. Kurpas 2008, S. 204f.; vgl. auch Weißbuch über eine europäische Kommunikationspolitik; KOM (2006) 
509  Vgl. Ladrech 2002a, S. 390; vgl. auch die Darstellung des Forschungsstands bei Mittag 2006, S. 13 
510  Vgl. Lehmkuhl 2007, S. 348, 350 
511  Vgl. Bulmer 1998, S. 55 
512  Vgl. Mair 2000, S. 47 
513  „More often than not, however, the debates are actually pursued the other way around, with the result that elections in each arena fail to 

 prove decisive. The voters have a voice, of course, but it tends to be on matters that sometimes cannot be decided in the particular arena 

 in question.” Mair 2000, S. 28 
514  Vgl. Mair 2007, S. 155, vgl. auch Ladner 2004, S. 227 
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anti-europäischer Parteien oder anti-europäischer Strömungen innerhalb von Parteien ein di-

rekter Effekt der Europäisierung. Als indirekten Effekt sieht Mair die Aushöhlung des natio-

nalen Parteienwettbewerbs und den begrenzten Handlungsspielraum der Politikgestaltung. 

Auf europäischer Ebene (institutionalization) beziehen sich der direkte Effekt auf die Entste-

hung und Konsolidierung von europäischen Parteien und der indirekte Effekt auf alternative 

Formen der politischen Repräsentation sowie eine Europäisierung des nationalen politischen 

Diskurses ohne maßgeblichen Einfluss der Parteien. Mair vermutet, dass sich die indirekten 

Effekte der Europäisierung als ausschlaggebend herausstellen könnten.
515

 

 Mechanism 

Impact Penetration Institutionalization 

Direct Emergence of new anti-European 

parties, or anti-European senti-

ments within existing political 

parties 

Creation and consolidation of pan-

European party coalitions  

Indirect Hollowing out of the national party 

competition, constraints on domes-

tic decision making, devaluation of 

national electoral competition  

Emergence of alternative and non-

partisan channels of representa-

tion, diffusion of “Europe” in 

domestic discourse 

Quelle: Mair 2007, S. 157 

Die direkten und indirekten Effekte der Europäisierung müssen für die Analyse in konkrete 

Indikatoren übersetzt werden. Diese lehnen sich an den Analyserahmen von Robert Ladrech 

an. Für die vorliegende Untersuchung werden seine Indikatoren einerseits verdichtet und an-

dererseits erweitert. So wird neben den folgenden fünf Indikatoren für jeden Zeitabschnitt der 

partei- und europapolitische Kontext betrachtet. Er gibt Aufschluss über die jeweilige Gele-

genheitsstruktur des Akteurs und die tatsächliche Entwicklung des Europäischen Integrati-

onsprozesses. Die hier aufgeführten fünf Indikatoren werden zudem auf vier reduziert, da die 

Beziehungen zwischen Partei und Regierung unter der Organisation subsummiert werden. 

Hierbei liegt der Fokus auf den Rahmenbedingungen für die innerparteiliche Willensbildung.  

1. Programmatik  

2. Parteienwettbewerb  

3. Organisation  

4. Beziehung zwischen Partei und Regierung  

5. Beziehungen jenseits des nationalen Parteiensystems.
516

  

Der programmatische Wandel (1.) zeigt sich in der europapolitischen Position der Partei und 

in der innerparteilichen Willensbildung. Expertenbefragungen haben gezeigt, dass die Bedeu-

tung der Europäischen Integration für Parteien von 1984 bis 1996 gewachsen ist und das Kon-

fliktpotential vor allem in Ländern, die europapolitische Referenden durchgeführt haben, ge-

                                                 
515  Vgl. Mair 2007, S. 159 
516  Ladrech 2002a, S. 396ff. 



Europäisierung politischer Parteien? Optionen und Restriktionen am Beispiel der Parti socialiste von 1971 bis 2005 

88 

stiegen ist.
517

 Mit gewachsener Bedeutung der Europäischen Integration haben sich auch die 

Positionen der politischen Parteien ausdifferenziert und lassen sich anhand der Strategien von 

exit, voice oder loyality fassen. Im Gegensatz zum Ausstieg (exit) aus dem Integrationsprozess 

fordert die Strategie der Mitsprache (voice) Einfluss auf die politische Ausgestaltung und 

Steuerung dieses Prozesses. Die Strategie der Loyalität (loyality) beruht in erster Linie auf 

dem Argument, dass der Integrationsprozess eine Notwendigkeit ist, an den sich die pro-

grammatischen Positionen der Partei anpassen müssen.
518

 Durch das erhöhte Konfliktpotential 

der zu wählenden Strategie ist das Entstehen anti-europäischer Strömungen innerhalb der Par-

tei ein möglicher direkter Effekt der Europäisierung.
519

 

Die Europäisierung des Parteienwettbewerbs (2.) kann dazu führen, dass Regierungsparteien 

die Europäisierung im Wahlkampf entweder bewusst unter Verschluss halten oder sie zum 

Gegenstand der politischen Auseinandersetzung machen. Wird die Europäisierung aus der 

politischen Debatte ausgeklammert, dann bedarf es hierzu einer gemeinsamen Strategie und 

Vereinbarung eines Kartells der Regierungsparteien. Es ist jedoch möglich, dass Anti-

Kartellparteien oder alternative, nicht parteigebundene Organisationen wie soziale Bewegun-

gen Europa zum Gegenstand des politischen Wettbewerbs machen. Für die politischen Partei-

en handelt es sich hierbei um einen direkten und indirekten Effekt der Europäisierung. Als 

direkter Effekt kann der Eintritt einer anti-europäischen Partei in den Wettbewerb gewertet 

werden. Als indirekter Effekt sind alternative Formen der Europäisierung des nationalen poli-

tischen Diskurses zu werten. Die aus Sicht der Parteien nicht mehr zu verhindernde politische 

Auseinandersetzung kann dann durch den Rechts-Links-Gegensatz der Politik oder durch die 

postmaterielle Konfliktlinie strukturiert werden.  

Die innerparteiliche Geschlossenheit sowie die Konfiguration des politischen Wettbewerbs 

sind zwei maßgebliche Faktoren für die Beantwortung der Frage, ob die Europäisierung die 

Zielerreichung einer Partei erleichtert. Die Frage ist, ob die Europäisierung sich erfolgreich in 

Wählerstimmen umsetzen lässt und sie daher für den politischen Wettbewerb genutzt werden 

kann. Parteiinterner Dissens wirkt sich nicht nur negativ auf die Wählerentscheidung aus, 

sondern kann auch zum Untergang der Partei führen. Der politische Wettbewerb hingegen 

                                                 
517  Die Expertenbefragungen wurden an der University of North Carolina, Chapel Hill, von 1984 bis 2002 durchgeführt: Vgl. Ray 1999; 

 vgl. auch Steenbergen, Marks 2007 
518  Vgl. Wagner 2008, S. 259 
519  Innerparteiliche Zerwürfnisse scheinen ein Charakteristikum für potentielle Regierungsparteien in der Opposition zu sein, die über keine 

 starke Parteiführung verfügen, um die europapolitische Auseinandersetzung einzudämmen. So konnte Laurent Fabius 2005 den  

 Europaskeptizismus an der Basis aufgreifen und sich von der offiziellen pro-europäischen Linie der Parteiführung absetzen. Charles 
 Pasqua und Philippe Séguin hatten in den 1990er Jahren eine ähnliche Strategie verfolgt. Vgl. Sauger 2008, S. 64 
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gibt Aufschluss darüber, wie die europapolitischen Positionen einer Partei wahrgenommen 

werden und ob eine politische Polarisierung sich zugunsten der Partei auswirken könnte.
520

 

Neben Programmatik und Parteienwettbewerb geben organisatorische Veränderungen (3.) 

Aufschluss über die Struktur der innerparteilichen Willensbildung und die Einbindung zentra-

ler Akteure,
521

 die als moralische Unternehmer zu einem Wandel beitragen können. Im Ein-

klang mit der Kartellparteienthese sind in westeuropäischen Parteien in den 1990er Jahren 

verstärkt direktdemokratische Elemente eingeführt worden. Diese haben auch die europapoli-

tische Willensbildung innerhalb der Partei verändert. Zu den zentralen Akteuren, die als mo-

ralische Unternehmer wirken können, zählen Europaverantwortliche im Parteivorstand sowie 

die Europaabgeordneten.
522

 Institutionelle Strukturen, Beteiligungsrechte und Wertschätzung 

ihres Engagements können Aufschluss über die Europäisierung der Partei geben.
523

  

Auch die Beziehungen zwischen Partei und Regierung (4.) können die Wahrnehmung und 

innerparteiliche Willensbildung eines Akteurs beeinflussen. Es kann zwischen der Regierung 

und der Parteiführung zu „push-pull“-Beziehungen kommen.
524

 Die Regierung kann durch die 

Partei zur Umsetzung maximaler Ziele aufgefordert werden (push). Oder sie wird zu minima-

len Positionen gedrängt (pull), da die Partei die Kontrolle über die nationale Politik behalten 

will. Divergenzen zwischen Partei und Regierung über europapolitische Themen können aber 

auch zu einer stärkeren Kontrolle der Partei führen, um die Regierungsarbeit nicht zu konter-

karieren.  

Die Beziehungen jenseits des nationalen Parteiensystems (5.) entsprechen den direkten Effek-

ten der Europäisierung und können vom bloßen Kontakt mit anderen Parteien über Koopera-

tion bis hin zur Integration führen.
525

 Die Intensivierung des Engagements in europäischen 

Parteienbündnissen kann auf ein gewandeltes Bewusstsein zurückgeführt werden, nachdem 

bestimmte Probleme auf nationaler Ebene nicht mehr gelöst werden können. Eine zunehmen-

de Sozialisation auf europäischer Ebene kann sich jedoch zu einem Konflikt entwickeln. Dem 

Rationalismus zufolge haben Akteure auf europäischer Ebene delegierte Autorität und orien-

                                                 
520  Vgl. Hooghe, Marks 2009, S. 19; François Bayrou hat beispielsweise die Strategie der Europäisierung gewählt, da er davon  
 ausgegangen ist, dass sie ihm Wählerstimmen einbringt. Er konnte sich auf diese Art und Weise auch von der nur verhaltenen  

 Europäisierung der rechten und linken politischen Parteien abgrenzen.  
521  „Ce type d‟investigation établit simplement que, dans certains cas, les élites administratives peuvent jouer un rôle d‟accélérateur ou de 
 frein dans la mise sur l‟agenda public de certains enjeux et dans leur traduction ou non-traduction en ,solutions‟ politiques.“ Sawicki, 

 Mathiot 1999, S. 6; vgl. auch die Studie von Sawicki über Laurent Fabius, in der er die persönlichen Eigenschaften von Fabius und die 

 Kreation einer „Marke“ als bedeutungsvoll für den Wandel der PS herausarbeitet: Sawicki 1994 
522  Vgl. zu weiteren Akteuren auch Stroh 2004, S. 24f. 
523  Gunter Jasmut hat den Einfluss der Europäischen Integration auf die deutschen Parteien untersucht und einen umfangreichen  

 Analysekatalog entwickelt. Zu diesem gehören beispielsweise die Beteiligungsrechte von europapolitischen Mandatsträgern und  
 Unionsbürgern, die Personalentscheidungen zur Europapolitik wie die Einrichtung neuer europaspezifischer Posten, die Bestimmung 

 der Kandidaten für die Europawahl oder die Besetzung von politischen Ämtern für andere europäische Organe, aber auch das  

 europapolitische Engagement der Parteien in nationalen Organen wie beispielsweise den nationalen Parlamenten; vgl. Jasmut 1995. Vor 
 dem Hintergrund der bedeutend schwächer organisierten französischen Parteien ist es schwierig, diese Informationen einzuholen und 

 umso wichtiger, in Form von Interviews zu überprüfen, ob organisatorische Strukturen eventuell überlagert werden.  
524  Vgl. Ladrech 2002a, S. 398 
525  Vgl. Niedermayer 2001, S. 436 
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tieren sich in ihren Handlungen an den nationalen Prioritäten. Sollten jedoch sozialisierende 

Effekte eintreten, dann kann es zu einer Verselbständigung und Entfernung von nationalen 

Prioritäten kommen. Diese Verselbständigung wird am anschaulichsten in der Beschreibung 

der „ständigen Vertreter“ in Brüssel, die zu „ständigen Verrätern“ werden.
526

  

Auch wenn die Forschungsdebatte immer wieder vergleichende Arbeiten mit einer hohen 

Fallzahl fordert,
527

 folgt die Analyse der Parti socialiste doch einer qualitativen Vorgehens-

weise, um der Frage nach der Wahrnehmung des Europäischen Integrationsprozesses über 

mehr als 30 Jahre nachgehen zu können.
528

 Für die vorliegende Untersuchung wurden Leitfa-

dengespräche mit ehemaligen und aktuellen Mitgliedern des Parteivorstands der Parti socia-

liste aus dem Bereich Internationale Beziehungen und Europäische Fragen, mit Europaabge-

ordneten, dem Generalsekretär der SPE, mit Wissenschaftlern und Experten sowie mit einigen 

wenigen Vertretern der rechten Parteien geführt und digital aufgezeichnet.
529

 Überraschend 

war, dass Fragen nach Fakten wie der erstmaligen Beteiligung der Europaabgeordneten an 

den journées parlementaires von keinem der Interviewpartner eindeutig beantwortet werden 

konnten. Auch die Arbeit der Commission Europe innerhalb des Internationalen Sekretariats 

ist nur schlecht dokumentiert und beruht auf der Erinnerung der verantwortlichen Sekretäre. 

Eine wirkliche Entwicklung kann daher in diesem Punkt nicht aufgezeigt werden. Für die 

Arbeit ist diese Feststellung bereits Teil des Ergebnisses, denn sie sagt auch etwas über die 

Struktur der Europadebatte innerhalb der Partei aus. 

Neben den Leitfadengesprächen wurde auf Dokumente aus den zwei zentralen Parteiarchiven 

der Parti socialiste zurückgegriffen.
530

 Hierzu zählen das Office Universitaire de Recherche 

Socialiste und die Fondation Jean-Jaurès. Ein Schwerpunkt des Quellenstudiums lag bei der 

Auswertung der parteiinternen Presse von 1971 bis 2005. Zwar wird die parteiinterne Presse 

jeweils von der vorherrschenden Strömung in der Partei dominiert und ist damit keine Quelle, 

die die ideologische Breite der Partei vollständig erfasst. Jedoch informiert sie über zentrale 

europapolitische Debatten oder Veranstaltungen. Über die punktuelle Analyse der Medienbe-

richterstattung konnten abweichende Meinungen oder Darstellungen zu den ausgewählten 

Ereignissen recherchiert werden.  

Für die Analyse wurde der Zeitraum von 1971 bis 2005 in sechs Zeitabschnitte unterteilt, die 

sowohl einen innerparteilichen als auch einen europapolitischen Wandel darstellen. In den 

1970er Jahren strebte die Partei nach Regierungsfähigkeit und betrachtete den europäischen 

                                                 
526  Vgl. Zürn, Checkel 2005, S. 1073 
527  Vgl. Graziano, Vink 2007, S. 17 
528  Vgl. Mair 2007, S. 162 
529  Bei der Operationalisierung der Fragestellung bringt Checkel es auf den Punkt: „Essentially, you need to read things and talk with 

 people.” Checkel 15.08.1998; vgl. die Liste der Interviewpartner im Anhang 
530  Vgl. die Liste der analysierten Dokumente im Anhang 



Europäisierung politischer Parteien? Optionen und Restriktionen am Beispiel der Parti socialiste von 1971 bis 2005 

91 

Einigungsprozess eher leidenschaftslos. Von 1981 bis 1984 unternahm die sozialistische Re-

gierung den Versuch, den Sozialismus in Frankreich zu realisieren und verfolgte das Ziel, ihre 

Werte zu bewahren. Mit dem Bruch des Linksbündnisses 1984 fand eine beispiellose Hin-

wendung nach Europa statt. Die nationalen Interessen Frankreichs wurden neu definiert und 

Europa zur Zukunft Frankreichs erklärt. Mit der Verabschiedung des Vertrags von Maastricht 

löste sich allerdings der lange vorherrschende permissive Konsens in Europa auf. Damit be-

gann auch für die Partei 1992 eine Phase der Neuorientierung, die zunächst durch franko-

französische Debatten auf die Partei beschränkt blieb. Zahlreiche Skandale hatten sie in die 

Krise und zum Wahldebakel von 1993 geführt. Der Regierungsantritt von Lionel Jospin 1997 

bildet eine weitere Zäsur. Jospin vertrat einen Politikansatz, mit dem er realistische Forderun-

gen mit einem politischen Voluntarismus verband. Prägend wurde seine strategische Hinwen-

dung zu Europa. Mit dem Amsterdamer Vertrag, der die Maastrichter left overs klären sollte, 

und der sich abzeichnenden Osterweiterung entwickelte sich jedoch ein alternativer Euro-

päismus in der Partei. Die Niederlage Jospins bei den Präsidentschaftswahlen 2002 gegen den 

rechtsextremen Kandidaten Jean-Marie Le Pen stürzte die Partei in eine neue Krise, die sich 

mit der Spaltung über den Europäischen Verfassungsvertrag noch verschärfte. 

4.2  Die europäische Identität Frankreichs und der Sozialisten bis 1971 

4.2.1  Frieden, Modernisierung und nationale Größe als Leitlinien der französischen  

 Europapolitik  

Die französische Europapolitik prägten drei nicht voneinander zu trennende Leitlinien: Sie 

war für Frankreich ein Weg zur Bewahrung des Friedens und zur Sicherheit vor Deutschland, 

zur Modernisierung des Landes und zur Herstellung der nationalen Größe. 

„Membership of the EU has derived from a strong sense of a lack of alternative. Euro-

pean integration has been viewed as the only available means of reaching France‟s pri-

mary foreign policy objective, i.e. grandeur on the international scence and national se-

curity through the reconciliation with Germany.”
531

 

Die Forderung nach Überwindung nationalstaatlicher Egoismen war in Intellektuellenkreisen 

bereits seit den 1920er Jahren diskutiert worden und erfuhr in der französischen Widerstands-

bewegung im Zweiten Weltkrieg eine Bestätigung.
532

 Die Aussöhnung mit Deutschland via 

Europa wurde insbesondere von kosmopolitisch denkenden Intellektuellen wie Joseph Rovan 

oder Alfred Grosser verlangt.
533

 Nach der Gründung der Bundesrepublik Deutschland wurde 

sie zur realpolitischen Notwendigkeit, um den Frieden sichern zu können. Der Christdemokrat 

                                                 
531  Sauger 2008, S. 62 
532  Léon Blum zog in seinem Buch A l‟échelle humaine, das er 1941 in Gefangenschaft schrieb, die Lehren aus dem Krieg und plädierte für 

 eine supranationale Organisation, die abweichende Staaten disziplinieren könne. A l‟échelle humaine sei für die Sozialisten ein  

 mythisches Buch geworden, das ihr europapolitisches Engagement legitimiert und vertieft habe, vgl. Frank 2004, S. 457 
533  Vgl. Schubert 1989, S. 548 
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und Anhänger eines föderalen Europas Robert Schuman legte 1950 den nach ihm benannten 

Schuman-Plan vor, um die deutsche Kohle- und Stahlindustrie in europäische Strukturen ein-

zubinden und dem außenpolitischen Druck der USA nachzukommen. Auch René Pleven 

beugte sich im selben Jahr dem Druck der USA sowie den Realitäten des Koreakriegs und 

schlug eine europäische Armee vor, die die deutsche Wiederbewaffnung ermöglichen sollte, 

jedoch im Jahr 1954 an der französischen Nationalversammlung scheiterte.
534

 Frankreich er-

lebte die erste große europapolitische Debatte, die besonders durch die Angst vor dem deut-

schen Nachbarn geprägt war. Dies zeigt, dass die Vorstellung einer bis Anfang der 1990er 

Jahre andauernden stillschweigenden Zustimmung zum Europäischen Integrationsprozess für 

Frankreich bereits in den 1950er Jahren relativiert werden muss.
535

 

Nach dem Zweiten Weltkrieg stellte sich dem agrarisch geprägten und protektionistisch orien-

tierten Frankreich auch die Herausforderung der Modernisierung seiner Wirtschaft. Das Land 

öffnete seine Grenzen nicht ohne Zögern der internationalen Konkurrenz und dem Wettbe-

werb.
536

 Die Regierung des Sozialisten Guy Mollet blieb skeptisch gegenüber einem europäi-

schen Binnenmarkt und zielte primär auf die Schaffung einer Gemeinsamen Agrarpolitik und 

der Europäischen Atomgemeinschaft (Euratom). Die Verhandlungen über die Römischen 

Verträge nahm Frankreich primär aus energiepolitischer Sicht wahr. Die Suezkrise und der 

Algerienkrieg hatten seine energiepolitische Abhängigkeit gezeigt und der Binnenmarkt wur-

de als Preis gesehen, der für eine europäische Atomgemeinschaft zu zahlen war. In der Grup-

pe der Juristen, die den Vertrag zur Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) ausarbeite-

ten, nahm der französische Repräsentant Georges Vedel nur an der ersten Sitzung teil. In sei-

nen Augen war allein der Euratom-Vertrag von Bedeutung. Die Grundlagen der europäischen 

Wirtschaftsintegration, die vier Grundfreiheiten des Binnenmarktes, wurden somit in Abwe-

senheit des französischen Repräsentanten verfasst.
537

 

Die Skepsis Frankreichs gegenüber dem Binnenmarkt erklärt sich auch damit, dass es der 

Regierung nicht gelungen war, ihre sozial-interventionistische Vorstellungen gegenüber dem 

ordoliberalen Modell der Deutschen zu behaupten. Das französische Verständnis des Wohl-

fahrtsstaates geht auf eine besondere politische Moderation der sozialen Frage durch den Staat 

zurück.
538

 Dieser garantiert die soziale Kohäsion in der Gesellschaft. Auf Drängen der Fran-

                                                 
534  Vgl. Poidevin 1990; vgl. zur Rolle der USA im europäischen Einigungsprozess Neuss 2000 
535  Vgl. Ross 2000, S. 87 
536  Vgl. Moreau Defarges 2007, S. 8; Die Zögerlichkeiten bestehen bis heute, wenn auch unter anderen Vorzeichen: „Astérix et son village 

 sont bien français, exprimant le rêve ou la nostalgie d‟une France immuable, vivant en autarcie et se débarrassant des troubles du monde 

 avec une gourde de potion magique.“ Moreau Defarges 2007, S. 15 
537  Vgl. Autret 2008, S. 26f. 
538  „Mit Bezug auf die in ihm [dem sozialen Republikanismus] zur Geltung kommenden Regulationsmuster könnte man die Entwicklung in 

 der Tat als Vollendung einer synthèse républicaine, nämlich als staatlich moderierte Zusammenführung weitgehend unabhängig  
  voneinander ausgebildeter wohlfahrtskultureller Strömungen bezeichnen: Denn unter der strengen Aufsicht eines ambitionierten  
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zosen wurden zwar sozialpolitische Regelungen in die Verträge aufgenommen, aber die deut-

sche Seite widersetzte sich einer regulativen, die Sozialsysteme harmonisierenden europäi-

schen Sozialpolitik.
539

 Neben der Einrichtung eines Europäischen Sozialfonds enthielt der 

EWG-Vertrag eher allgemeine sozialpolitische Forderungen und Erklärungen. Die Gemein-

schaftskompetenzen bezogen sich beispielsweise auf die Freizügigkeit der Arbeitnehmer und 

ihre soziale Sicherheit sowie auf die Gleichbehandlung von Mann und Frau. Wegen des Wirt-

schaftswachstums gehörten sozialpolitische Fragen allerdings nicht zu den Prioritäten.
540

 Es 

bleibt jedoch festzuhalten, dass es der französischen Regierung trotz einer von der französi-

schen Nationalversammlung verursachten Krise im Jahr 1954 gelungen war, eine zu liberale 

Orientierung des Binnenmarktes zu verhindern.
541

 

Neben der Sicherung des Friedens und der Modernisierung der Wirtschaft sollte Europa 

schließlich auch zur nationalen Größe Frankreichs beitragen. In außenpolitischer Hinsicht 

konnte Frankreich nach dem Zweiten Weltkrieg ungeachtet der Niederlage von 1940 zwar 

seinen Status als grande nation unter anderem durch einen Sitz als ständiges Mitglied im 

Sicherheitsrat der Vereinten Nationen bewahren, jedoch musste es deutliche Einbußen hin-

nehmen. Mit dem Einsetzen des Ost-West-Konflikts waren die Handlungsmöglichkeiten 

Frankreichs eingeschränkt, was als relativer Niedergang empfunden wurde. Insbesondere die 

Übermacht der USA, die sich unter anderem in dem „System von Jalta“ ausdrückte, wurde 

von Frankreich abgelehnt.
542

 Kommunisten und Gaullisten gehörten in der IV. Republik zu 

den schärfsten Kritikern des Europäischen Integrationsprozesses, da er aus ihrer Sicht die Un-

abhängigkeit des Landes in Gefahr brachte bzw. zu marktliberale Züge trug.
543

  

Mit seiner Wahl zum Staatspräsidenten im Jahr 1958 vollzog Charles de Gaulle einen europa-

politischen Kurswechsel, dem auch die parteiinternen Europa-Kritiker folgen mussten. De 

Gaulle revidierte seine ablehnende Haltung zum Integrationsprozess, da er erkannt hatte, dass 

Europa nicht nur die wirtschaftliche Modernisierung des Landes unterstützen, sondern auch 

Frankreichs Unabhängigkeit zwischen den Blöcken fördern konnte. Frankreich strebte nach 

einer Führungsrolle in Europa, die über die Kooperation mit Deutschland als Juniorpartner 

ermöglicht werden sollte. De Gaulle unterdrückte die europa-kritischen Stimmen seiner An-

                                                                                                                                                         
 Interventionsstaates werden in dieser Epoche [der trente glorieuses] solidarische, katholisch-paternalistische, syndikalistische und 

 assoziative Muster der kollektiven Vor- bzw. Fürsorge sozialrechtlich überformt und institutionell verallgemeinert.“ Bode 1999, S. 122f. 
539  Vgl. Wielgoß 2002, S. 74 
540  Vgl. von Oppeln 2008, S. 86 
541  Vgl. Kiersch 1982, S. 164ff; vgl. auch Autret 2008, S. 25: „Guy Mollet fit l‟impossible en 1957 pour arrondir les angles par trop  

 libéraux du traité CEE.“ Die Autorin vergleicht die Situation von Guy Mollet im Jahr 1956 mit der von Nicolas Sarkozy nach seiner 
 Wahl zum französischen Staatspräsidenten im Jahr 2007. Mollet habe wie Sarkozy in einer Situation handeln müssen, in der Frankreich 

 sich als Verursacher einer Krise gezeigt habe. Sie zieht also eine Parallele zwischen der Ablehnung der EVG 1954 in der  

 französischen Nationalversammlung und der Ablehnung des Europäischen Verfassungsvertrags 2005.  
542  Vgl. Schubert 1989, S. 546 
543  Diese Konvergenz in außen- und europapolitischen Fragen während der IV. Republik führte dazu, dass man von einem „roten“  

 Gaullismus der PCF sprach. Der CERES-Strömung innerhalb der PS wurde ein „rosafarbener“ Gaullismus nachgesagt. Vgl. Schubert 
 1989, S. 552 
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hänger und versuchte, die Europäische Gemeinschaft nach seiner gaullistischen intergouver-

nementalen Vorstellung zu formen. Die von ihm initiierten Fouchet-Pläne scheiterten jedoch. 

Er verhinderte allerdings die Direktwahlen zum Europäischen Parlament sowie den Übergang 

zu Mehrheitsentscheidungen im Ministerrat, wie es die Römischen Verträge eigentlich vorsa-

hen.
544

  

Die zweite europa-kritische französische Partei der IV. Republik, die Kommunisten, wandelte 

sich in den 1960er Jahren ebenfalls. Zwar änderten sie nicht ihre Haltung zum Integrations-

prozess, jedoch erkannten sie, dass die durch die Direktwahl des Präsidenten hervorgerufene 

Bipolarisierung des Parteiensystems eine Kooperation im linken Lager erzwingen würde. Die 

zentrale Differenz mit den nicht-kommunistischen Linken blieb die Europapolitik. Innerhalb 

der westeuropäischen kommunistischen Parteien gehörte die französische Partei zu den größ-

ten Kritikern des Integrationsprozesses und lehnte noch 1971 die Europäische Gemeinschaft 

als „Kleineuropa der monopolitischen Bourgeoisie“
545

 ab. An den Abstimmungen im Europä-

ischen Parlament (bzw. Versammlung) beteiligte sie sich trotz prinzipieller Ablehnung ab 

1973, um auf diesem Weg die französischen Interessen wahren zu können. Sollte eine Koali-

tion im linken Lager zustande kommen, mussten Sozialisten und Kommunisten diese Diffe-

renzen herunterspielen.
546

 

Die französische Europapolitik zeichnet eine Mischung aus Notwendigkeiten und großen Vi-

sionen aus. Dies führt dazu, dass sie bisweilen als unklar oder ambivalent wahrgenommen 

wird.
547

 Bis heute kommen Analysten zu dem Schluss, dass Frankreichs Streben nach Einfluss 

in Europa und seine spezifische Europavision nicht kompatibel seien mit seiner tatsächlichen 

Rolle.
548

 Es gehört zu den zentralen Widersprüchen der französischen Europapolitik, dass 

Frankreich regelmäßig ein starkes und unabhängiges Europa fordert, jedoch nicht bereit ist, 

die hierfür notwendigen nationalstaatlichen Kompetenzen auf die supranationale Ebene zu 

übertragen.
549

 Aus innenpolitischer Sicht werden die Widersprüche genährt von der Tatsache, 

dass in der Regel die französische Bevölkerung der Europäischen Integration aufgeschlosse-

ner gegenübersteht als die politischen Eliten. Diese müssen aus Rücksicht auf mögliche Koa-

litionspartner europapolitische Fragen unter Verschluss halten.  

                                                 
544  Die französischen Minister blockierten den 1960 von der Versammlung vorgelegten Entwurf zu allgemeinen unmittelbaren Wahlen des 

 Europäischen Parlaments auf Anweisung de Gaulles. Vgl. Brunn 2005, S. 209 
545  Trautmann 1982, S. 131, 135 
546  Vgl. Ross 2000, S. 89 
547  Vgl. Schubert 2004, S. 256 
548  Vgl. Seidendorf 2008, S. 33 
549  Vgl. Müller-Brandeck-Bocquet 2004, S. 111 
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4.2.2  Eine loyale und wenig sozialistische Europapolitik unter Guy Mollet 

Die Sozialistische Internationale verschrieb sich 1951 dem Ziel des Internationalismus. Der 

demokratische Sozialismus sei international, weil keine Nation allein ihre Probleme lösen 

könne. Die absolute nationale Souveränität müsse überwunden werden.
550

 Von diesem Be-

kenntnis zum Internationalismus kann jedoch noch keine grundsätzliche Zustimmung zum 

Europäischen Integrationsprozess abgeleitet werden. Die Sozialisten mussten vielmehr nach 

dem Zweiten Weltkrieg zunächst ihre politische Priorität als auch ihren territorialen Bezugs-

raum definieren.
551

  

Die Frage der Priorität lösten sie 1948, indem sie der Integration in Europa den Vorzug vor 

der Verwirklichung des Sozialismus gaben. Nach dem Europakongress von Den Haag fand 

der entscheidende Wandel statt, als das Comité pour les États-Unis socialistes d’Europe sich 

in Mouvement socialistes pour les États-Unis d’Europe umbenannte und den Aufbau Europas 

zu einer Priorität erklärte. Die Bewegung definierte sich weiterhin sozialistisch, aber sie 

machten ein sozialistisches Europa nicht mehr zur Vorbedingung für ihr Engagement.
552

  

Die Erfahrung des Zweiten Weltkriegs und die gewachsene Bedeutung der europäischen Idee 

in der französischen Widerstandsbewegung hatten erheblichen Einfluss auf diesen Strategie-

wechsel. Auch trug das Scheitern der universalistischen Strategie hierzu bei. Die Vereinten 

Nationen waren für die Sozialisten zunächst der geeignete Ort, um weltpolitisch und nicht nur 

europaweit agieren zu können. Jedoch offenbarte der beginnende Kalte Krieg und die daraus 

resultierende Blockade des Sicherheitsrats die Grenzen dieser universalistischen Strategie. 

Was zunächst nicht weltweit geregelt werden konnte, sollte nun in Europa umgesetzt werden. 

Die amerikanischen Gelder des Marshall-Plans erleichterten zudem die Rückbesinnung auf 

Westeuropa.
553

 Die Sozialisten sahen mit der Organisation für europäische wirtschaftliche 

Zusammenarbeit (OEEC) gute Rahmenbedingungen für eine Politik der sozialen Reformen 

und der planification, die eine liberale Ausrichtung Europas verhindern konnte. Die französi-

schen Sozialisten suchten hierfür die Kooperation mit den Briten im 1949 gegründeten Euro-

parat. Wegen der Enttäuschung über die französisch-britische Zusammenarbeit im Europarat 

und der geringen Akzeptanz ihrer sozialen Reformen in der OEEC stimmten die französi-

schen Sozialisten schließlich Jean Monnets funktionalem Ansatz der Europäischen Integration 

in Form einer Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS) zu.  

Die fehlende britische Beteiligung blieb jedoch für die französischen Sozialisten ein Manko 

und trug 1954 zur Ablehnung der Europäischen Verteidigungsgemeinschaft (EVG) bei, die 
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René Pleven 1950 vorgeschlagen hatte. Im Mittelpunkt stand die Sorge vor einer Wiederbe-

waffnung Deutschlands. Mit 53 gegen 50 Stimmen votierte eine knappe Mehrheit der sozia-

listischen Abgeordneten gegen die Aufnahme der EVG auf die Tagesordnung der National-

versammlung. Die Mehrheit der Abgeordneten widersetzte sich damit der offiziellen Linie der 

Partei und wurde entsprechend diszipliniert. Nach Aufhebung der Sanktionen 1955 erleichter-

te die Beteiligung Großbritanniens an der Westeuropäischen Union und dem Nordatlantikpakt 

(NATO) den Abweichlern die Zustimmung zur Integration Deutschlands in beide Verteidi-

gungsbündnisse. Auch François Mitterrand, der damalige Innenminister im Kabinett von Pier-

re Mendès-France, war zufrieden über den Antrag auf Nichtbehandlung in der Nationalver-

sammlung, da „die EVG nicht den Sturz einer Regierung provozieren dürfe, die noch so viel 

zu tun habe“.
554

 Da Mitterrand zuvor die EVG offiziell verteidigt hatte, machte er sich un-

glaubwürdig. Die Wurzeln seines europapolitischen Engagements werden daher differenziert 

bewertet.
555

 Eine mögliche Erklärung der vermeintlichen Widersprüche liefert die Differen-

zierung von Europa und der Europäischen Gemeinschaft: 

„Si tout est européen chez François Mitterrand, force est de constater qu‟il n‟y a en re-

vanche rien de ,communautaire‟.“
556

 

Die gemeinschaftliche Komponente des Europäischen Integrationsprozesses war Mitterrand 

zunächst fremd. Seine Vorstellung von Europa war die eines politischen Projekts, das Frank-

reich nutzen sollte.
557

 Mitterrand realisierte jedoch nicht, dass es abgesehen von den techni-

schen Dossiers, die im Rahmen der Europäischen Gemeinschaft behandelt wurden, einen 

starken Willen zur Integration und Solidarität unter den Mitgliedstaaten gab.
558

  

Die Römischen Verträge wurden von den Sozialisten mit Gleichgültigkeit angenommen, je-

doch begrüßten sie es, dass diese den Interessen der französischen Landwirte entsprachen, die 

französischen Kolonien berücksichtigten und die Einbindung Deutschlands sicherstellten.
559

 

Die Sozialisten hatten sich auf ein Europa des kleinsten gemeinsamen Nenners verständigt, 

das sie in der wirtschaftlichen Integration sahen. In dieser Haltung unterschieden sie sich in 

den 1950er Jahren maßgeblich von ihren britischen und deutschen Schwesterparteien, die 

europa-kritisch waren. Die französischen Sozialisten waren eine der wenigen sozialdemokra-

tischen Parteien in Europa, die sich „an der von den konservativ-liberalen Kräften vorange-

triebenen wirtschaftlichen und politischen Integrationen“ beteiligten.
560

 Auch innenpolitische 
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Zwänge hatten in der IV. Französischen Republik zu dieser pro-europäischen Haltung geführt. 

Die Kritik von Kommunisten und Gaullisten verstärkte bei den regierenden Parteien ihre Öff-

nung nach Europa.
 561 

 

Innerhalb der französischen Linken blieben jedoch erhebliche Bedenken sowohl gegen die 

Ausrichtung als auch das Prinzip des Integrationsprozesses. Europa ließ sich nicht vollständig 

in die linke politische Kultur integrieren. So sprach sich die republikanische Linke einerseits 

schon frühzeitig für Europa aus. Die Kommunisten und die extreme Linke hingegen waren 

vereint in der Ablehnung der Europäischen Integration. Die Sozialisten waren anfangs mehr 

internationalistisch als europäisch ausgerichtet und anschließend relativ zerstritten über die 

Europafrage.
562

 Offiziell verfolgte die SFIO jedoch eine pro-europäische Linie, die sie auch 

nach der Rückkehr de Gaulles an die Macht beibehielt.  

In der Opposition zu de Gaulles Europapolitik, wie zum Beispiel im Hinblick auf den briti-

schen Beitritt zur EWG, kam es zu einer Annäherung zwischen der SFIO und den Christde-

mokraten vom MRP. Die Priorität der SFIO lag in den 1960er Jahren weniger bei der sozialis-

tischen Ausrichtung Europas als bei deren institutioneller Gestaltung. Mollet wurde hierfür 

zunehmend kritisiert. Unter dem Pseudonym Jacques Mandrin bemängelt das CERES 1969 

den Formalismus der SFIO, der dazu beitrage, dass die SFIO die Fragen der Europäischen 

Integration – und hier vor allem der sozio-ökonomischen Realität – nicht stelle.
563

 Das starke 

europapolitische Bekenntnis Mollets hatte auch an der Basis Befürchtungen geweckt, dass die 

Partei sich zu sehr einem christdemokratischen Europa anpasse und die sozialistischen Ideale 

vernachlässige.
564

 Erst unter zunehmendem Druck der linken Bewegungen und der innerpar-

teilichen Kritik wurde der Diskurs von Mollet kritischer gegenüber einem liberalen Europa.
565

 

In den Jahren der 68er-Bewegung hatte die europäische Frage allerdings kaum Aktualität und 

spielte auch bei der Gründung der Nouveau Parti socialiste 1969 keine bedeutende Rolle.
566

  

In den 1960er und 1970er Jahren wurde schließlich der Internationalismus weit über die so-

zialistische Partei hinaus von der antikolonialen Bewegung getragen.
567

 Den Höhepunkt er-

reichte die französische Dritte-Welt-Debatte mit Publikationen wie L’Afrique Noire est mal 

partie von René Dumont (1966) oder Les Damnés de la Terre von Franz Fanon (1961) mit 
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einem Vorwort von Jean-Paul Sartre.
568

 Dieser Internationalismus der 1960er und 1970er Jah-

re trug auch eine antiamerikanische Stoßrichtung. Unter Bezug auf den Anti-Imperialismus 

wurde der Vietnam-Krieg verurteilt und die internationalen Klassen zum Kampf gegen den 

globalen Kapitalismus aufgerufen. In den 1960er und 1970er Jahren wuchs über den Interna-

tionalismus und die antikoloniale Bewegung eine Generation von Politiker heran, die die in-

ternationale Debatte in der späteren Parti socialiste maßgeblich prägte. Im Vergleich mit dem 

Tiersmondisme spielte die Europapolitik innerhalb der Parti socialiste in den 1970er Jahren 

nur eine untergeordnete Rolle. 

4.3  Europäisierung und das Streben nach Regierungsfähigkeit von 1971 

 bis 1981 

4.3.1  Parteipolitik: Taktische Bündnisse für den Wahlerfolg  

Die politische Linke stand in Frankreich Ende der 1960er Jahre vor großen Herausforderun-

gen. Die Einführung der Direktwahl des französischen Staatspräsidenten und das Wahlsystem 

führten zu einer Bipolarisierung des politischen Systems und es wurde deutlich, dass ein 

Machtwechsel nur durch eine geschlossene Linke möglich war. Diese Einsicht führte zum 

Einigungsparteitag von Épinay-sur-Seine, der als Geburtsstunde der Parti socialiste gilt. Der 

neue Parteivorsitzende François Mitterrand verkörperte die Aussöhnung mit den Institutionen 

der V. Republik
569

 und stellte eine Abkehr von der Politik seines Vorgängers Guy Mollet und 

dessen zentralistischem Führungsstil dar. 

In den folgenden vier Jahren verdoppelte sich die Zahl der Mitglieder der Parti socialiste, 

auch wenn ein Teil der SFIO- und Mollet-Anhänger aus der neu gegründeten Partei ausgetre-

ten waren.
570

 Die PS gewann ihre Anhänger nicht mehr nur in den Arbeitermilieus, sondern 

war wegen der Angleichung der Lebensstile und der zunehmenden Urbanisierung in allen 

Regionen und in allen Schichten attraktiv. Ihr gelang es, der Gefahr der Regionalisierung und 

Marginalisierung der ehemaligen SFIO entgegenzuwirken.
571

 Die sogenannten Assises de 

Socialisme setzten im Oktober 1974 die Vereinigung der Linken fort, mit der insbesondere die 

PSU unter Michel Rocard an die PS herangeführt werden sollte. Etwa 3000 Mitglieder und 

Gewerkschafter der Confédération française démocratique du travail (CFDT) traten der PS 

bei. Auch Jacques Delors, ein Vertreter des sozialen Katholizismus, zählte zu den neuen Mit-

gliedern der PS.
572
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In der Zwischenzeit war auch das Verhältnis von Sozialisten und Kommunisten neu bestimmt 

worden. Gemeinsam mit einem Teil der Radikalsozialisten war im Juni 1972 ein gemeinsa-

mes Regierungsprogramm verabschiedet worden, das zur Grundlage für Wahlabsprachen 

bzw. gemeinsame Kandidatenlisten bis 1977 wurde. Mitterrand versteckte seine Absichten 

nicht. Bereits 1972 erklärte er auf dem Kongress der Sozialistischen Internationale in Wien, 

dass es das Ziel sei, eine große sozialistische Partei auf Grundlage der kommunistischen Par-

tei zu schaffen. Von fünf Millionen kommunistischen Wählern könnten drei Millionen auch 

sozialistisch wählen.
573

 Die Splittergruppe der Radikalsozialisten stellte im Linksbündnis nur 

eine Minderheit dar. Sie hatten sich von den Radikalsozialisten als linksliberales Mouvement 

des radicaux de gauche (MRG)
574

 abgespalten und wurden zu einem langjährigen Koalitions-

partner der Sozialisten. 

Die von Mitterrand verkörperte Aussöhnung mit der V. Republik, deren präsidentielle Logik 

er anfangs noch abgeschwächt wollte, erfolgte ohne Einschränkungen. Die Festlegung eines 

geeigneten Präsidentschaftskandidaten wurde im Vergleich zur Programmatik immer bedeu-

tender.
575

 Mitterrand baute seine eigene Machtbasis aus, indem er versuchte seine Anhänger 

sowie die Strömungen um Jean Poperen, Gaston Defferre und Pierre Mauroy zu einen. Hie-

raus entstand die spätere mitterrandistische Strömung, die weniger auf ideologischen Grund-

lagen als auf den Erfolgsaussichten ihres Kandidaten beruhte.
576

  

Innerhalb der Partei zählten jedoch das marxistische CERES und die rocardiens zu den be-

deutendsten Strömungen. Inhaltlich standen sie sich diametral gegenüber. So setzte sich Ro-

card für einen Bruch mit den Kommunisten ein und wurde mit dem Konzept der autogestion 

verbunden, also der Selbstverwaltung im wirtschaftlichen und staatlichen Bereich.
577

 Das 

CERES sah den Machtzuwachs von Rocard hingegen als Rechtsruck der Partei und warf die-

sem eine Sozialdemokratisierung und Amerikanisierung der Partei vor.
578

 Auf dem Parteitag 

von Nantes sprach Rocard 1977 von den zwei rivalisierenden Kulturen innerhalb der Linken: 

Die erste sei das Erbe des Jakobinismus, weitergeführt durch den Guesdisme und verkörpert 

durch das CERES. Die Strömung sei zentralistisch und vertraue auf den Staat, um die Gesell-

schaft zu verändern. Die zweite Kultur berufe sich auf den Proudhonisme und übernehme die 

Idee der sozialen Revolution. Mit ihr identifizierten sich die Anhänger, christlich oder nicht, 

die von der PSU und der CFDT gekommen seien. Eine linke Regierung sollte im Sinne dieser 

deuxième gauche die Bedingungen schaffen, die den Gewerkschaften und Organisationen 
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erlaubten, den sozialen Wandel zu gestalten. Innerhalb der Partei stieß Rocard mit diesen 

Thesen wegen der Gefahr einer Spaltung auf Widerstand.
579

 

Mitterrand musste in den 1970er Jahren seine strategische Position zum CERES und den ro-

cardiens bestimmen. Bis zu den Assises de Socialisme im Jahr 1974 hatte das CERES die 

programmatische Linie der Partei bestimmt und die Verabschiedung des gemeinsamen Pro-

gramms mit den Kommunisten gefördert. Nach dem Beitritt der rocardiens wandte sich Mit-

terrand vom CERES ab. Auf dem Parteitag von Pau 1975 wurde das CERES aus der Partei-

führung ausgeschlossen, obwohl dessen Antrag 25 Prozent der Delegiertenstimmen erhielt. 

Die Anhänger von Mitterrand, von Mauroy und von Rocard bildeten gemeinsam die neue 

Parteiführung.
580

 Bereits beim Präsidentschaftswahlkampf 1974 hatte Mitterrand den Pragma-

tikern in seinem Team vor den Vertretern des CERES den Vorzug gegeben.
581

  

Die Neuauflage des Gemeinsamen Programms scheiterte 1977 an der Haltung der Kommunis-

ten, die fürchteten, das Linksbündnis nutze allein den Sozialisten. In der Tat lagen die Sozia-

listen bei den Parlamentswahlen 1978 mit 22,5 Prozent erstmalig vor den Kommunisten, die 

20,6 Prozent erreichten.
582

 Trotzdem bedeutete die Parlamentswahl 1978 nicht den sicher ge-

glaubten Wahlsieg, sodass Mitterrand seinen Kurs erneut änderte. Er rückte von Rocard ab 

und näherte sich bei dem Parteitag von Metz 1979 den Positionen des CERES an. Mitterrand 

sah die elektorale Notwendigkeit, das Linksbündnis fortzusetzen und hielt an ihr als Grund-

wert der PS fest. Das CERES war zwar mit 15 Prozent auf dem Parteitag von Metz deutlich 

geschwächt gegenüber den Ergebnissen von Pau 1975 (25 Prozent) und Nantes 1977 (24 Pro-

zent), aber es wurde wieder in die Parteiführung aufgenommen. Rocard, der mit 20 Prozent 

der Delegiertenstimmen ab 1979 die innerparteiliche Opposition vertrat, verbündete sich zu-

nächst mit den Anhängern Mauroys.
583

 Zwischen Rocard und Mitterrand entwickelte sich eine 

scharfe Konkurrenz. Beide wollten für die Präsidentschaftswahlen kandidieren. Zwar war 

Rocards Rückhalt in der Partei weniger groß als der Mitterrands, jedoch war er in der Öffent-

lichkeit sehr populär.
584

 Als Mitterrand seine Kandidatur offiziell ankündigte, zog Rocard 

zurück. Den Parteivorsitz übertrug Mitterrand an seinen Vertrauten Lionel Jospin. Die sehr 

heterogene Parti socialiste, so kann man abschließend zusammenfassen, wurde in den 1970er 

Jahren von dem gemeinsamen Wunsch der Übernahme der Regierungsverantwortung getra-

gen.  
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„Im Kielwasser des Erfolgs (…) wagt niemand, die Grundlagen dieses Erfolgs anzutas-

ten. Die Alternative wäre in der Tat ein Zurück in die Zersplitterung der sechziger Jah-

re, ein Zurück in den Mißerfolg und Niedergang.“
585

 

4.3.2  Europapolitik: Parallele Aufwertung intergouvernementaler und supranationaler 

 Institutionen  

Der europapolitische Kontext der 1970er Jahre wurde durch zwei Gipfeltreffen geprägt: in 

Den Haag 1969 und in Paris 1974. Der Gipfel in Den Haag griff unter dem Dreiklang Vollen-

dung, Vertiefung und Erweiterung die zentralen Streitfragen der 1960er Jahre auf. Mit einer 

definitiven Regelung zur Finanzierung sollte der Agrarmarkt vollendet werden, die Europäi-

sche Gemeinschaft durch eine Wirtschafts- und Währungsunion sowie eine politische Zu-

sammenarbeit in außenpolitischen Fragen vertieft und die Europäische Gemeinschaft um 

Großbritannien sowie Norwegen, Dänemark und Irland erweitert werden.  

Die Vollendung des Gemeinsamen Agrarmarktes hatte für Frankreich Priorität.
586

 Der Wer-

ner-Plan zur Einrichtung einer Wirtschafts- und Währungsunion, der eine Stärkung der euro-

päischen Institutionen vorsah, wurde von den Franzosen hingegen als „verfrühter institutio-

neller Krimskrams“
587

 bewertet.
 
Der Plan wurde zwar in modifizierter Form in Kraft gesetzt, 

jedoch durch die einsetzende Währungskrise konterkariert. Nachdem im August 1971 die 

Konvertabilität des Dollars in Gold aufgehoben worden war, versuchten die Europäer im Ap-

ril 1972 eine möglichst hohe Währungsstabilität über einen Wechselkursverbund, die soge-

nannte Währungsschlange, herzustellen.
588

 Zur Vertiefung der außenpolitischen Dimension 

des Integrationsprozesses war in Den Haag ferner die Europäische Politische Zusammenarbeit 

(EPZ) vereinbart worden. Pompidous Wunsch nach einem permanenten politischen Sekretari-

at für die Europäische Politische Zusammenarbeit (EPZ) in Paris lehnten die europäischen 

Partner jedoch ab. 

In Den Haag wurde nach Vollendung und Vertiefung auch der Weg für die Erweiterung frei 

gemacht. Nach siebenjähriger französischer Blockade des Beitritts von Großbritannien wur-

den Beitrittsverhandlungen aufgenommen, in deren Mittelpunkt der Finanzbeitrag der Briten 

stand. Vereinbart wurden eine sechsjährige Übergangsfrist für die Einführung der Gemeinsa-

men Agrarpolitik und ein Finanzbeitrag, der einer Übergangs- und Sicherheitsklausel unter-

lag.
589

 1973 traten schließlich neben Großbritannien auch Irland und Dänemark der Europäi-

schen Gemeinschaft bei. In Frankreich fand im April 1972 ein Referendum zur Norderweite-
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rung statt. Zwar stimmten 68 Prozent der Franzosen der Norderweiterung zu, jedoch lag die 

Wahlbeteiligung bei lediglich 36 Prozent. In der Folge verlangsamte Pompidou seinen euro-

papolitischen Ehrgeiz.
590

  

„Il n‟est pas impossible aussi que les milieux politiques français aient eu le sentiment 

d„être dépassés par la mécanique bruxelloise (adhésion britannique, UEM, négociations 

commerciales menées par la Commission) et qu‟ils aient éprouvé le sentiment de ne 

plus contrôler les Communautés.“
591

 

Eine Konstante der Europapolitik der ersten Hälfte der 1970er Jahre war das Misstrauen ge-

genüber den supranationalen Institutionen und der Wille, die nationale Kontrolle über den 

Integrationsprozess zu behalten. So sollte die Europäische Integration helfen, auf Ebene der 

Regierungen konkrete und drängende Probleme zu lösen. Die Partner Frankreichs, so hieß es 

im Kabinett von Pompidou, ordneten jedoch jeden Beschluss einer fortschreitenden Institu-

tionalisierung unter.
592

 In der Amtszeit von Pompidou wurde keine Einigkeit erzielt über die 

Einrichtung eines höheren Rats mit Beteiligung eines Vertreters der Europäischen Kommissi-

on sowie über die Direktwahlen des Europäischen Parlaments. Nach dem Tod von Pompidou 

im April 1974 wurde der bekennende Europäer Valéry Giscard d‟Estaing zum Staatspräsiden-

ten gewählt.
593

 Giscard definierte Frankreichs Öffnung für Europa neu und traf eine funda-

mentale Entscheidung: Europa sollte zur Zukunftsperspektive Frankreichs werden.
594

 

Für Giscard war im Gegensatz zu Pompidou die Europäische Integration nicht mehr nur eine 

Notwendigkeit, sondern eine Priorität.
595

 Giscard verfolgte zwei Ziele: Er strebte eine Anpas-

sung an die neuen ökonomischen Entwicklungen wie die Internationalisierung der Wirt-

schaftsbeziehungen an, für die der nationalstaatliche Rahmen zu klein geworden war. Zudem 

wollte er über die Öffnung Frankreichs nach Europa die französische Besonderheit einer star-

ken, unabhängigen Arbeiterbewegung in einem größeren Kontext auflösen. Sie sollte der poli-

tischen Elite nicht mehr die Politik vorschreiben können.
596

  

Bereits im Dezember 1974 wurde auf dem Gipfel von Paris entschieden, dass sich die Staats- 

und Regierungschefs wenigstens dreimal im Jahr treffen sollten. Für Gemeinschaftspolitiken 

sah die Vereinbarung auch die Teilnahme eines Vertreters der Kommission vor. Bewusst 

wurde mit der Einrichtung des Europäischen Rats eine Schwächung der Kommission in Kauf 

genommen. So sah Giscard den Europäischen Rat als die eigentliche Exekutive, wohingegen 
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die Kommission nur seine Verwaltungsstelle sei.
597

 Bei dem Gipfel wurde auch die Direkt-

wahl des Europäischen Parlaments beraten. Die französische öffentliche Meinung befürworte-

te seit etwa 1973 die Direktwahl des Parlaments und Giscard hatte sich schon in der Kampag-

ne für die Präsidentschaftswahl für die Direktwahl ausgesprochen. Allerdings gab es bei den 

politischen Parteien zahlreiche Vorbehalte.
598

 Giscard stimmte den Direktwahlen zu, nachdem 

er die gaullistische Forderung nach einem höchsten Gremium der Staats- und Regierungschefs 

durchgesetzt hatte. Um den Gegnern der Direktwahl entgegenzukommen, wurde zudem in 

einem nationalen Wahlkreis gewählt, um die Legitimität des nationalen Rahmens zu stär-

ken.
599

 Die Antipathien gegen ein europäisches Konkurrenzparlament blieben groß und dien-

ten Gaullisten und Kommunisten als Wahlkampfthema.  

Giscards Zustimmung zur Direktwahl des Europäischen Parlaments ging nicht mit einer Auf-

wertung seiner Kompetenzen einher. So wurden die Vorschläge des Tindeman-Reports zur 

Stärkung der Rechte und der Legitimität des Parlaments und der Kommission im Jahr 1975 in 

Frankreich sehr kritisch aufgefasst. Giscard stand einerseits unter innenpolitischem Druck, 

den Report abzulehnen, aber auch er selbst befürwortete nicht die Übertragung von weitrei-

chenden Kompetenzen auf das Europäische Parlament.
600

 Laut Gérard Bossuat wollte Giscard 

die zwei Pole Europas zusammenbringen: die Regierungen und die gemeinschaftlichen Insti-

tutionen und dabei die konföderale Linie Pompidous weiterführen.
601

 

Giscard setzte seine Europapolitik in enger Absprache mit dem ebenfalls 1974 gewählten 

deutschen Bundeskanzler Helmut Schmidt um. Die anhaltende Finanzkrise verstärkte den 

Bedarf nach einer Zone der Währungsstabilität in Europa. Für die Franzosen verband sich 

damit die Hoffnung, sich vom US-Dollar und dessen Schwankungen lösen zu können, um die 

Inflation zu bekämpfen.
602

 Auch die deutsche Politik wollte sich von der Abhängigkeit des 

Dollar lösen und der Verteuerung der D-Mark durch den Wertverlust des Dollars entgegen-

wirken.
603

 Die Grundzüge des Europäischen Währungssystems arbeiteten Giscard und 

Schmidt unter vier Augen und unter Umgehung der nationalen und der Brüsseler Bürokratien 

aus. Das Europäische Währungssystem sollte den europäischen Wechselkursverbund ablösen 

und bestand aus drei Elementen: einem Wechselkurs- und Interventionsmechanismus, einem 

umfassenden finanziellen Beistandssystem und der Europäischen Währungseinheit (ECU) als 

Referenzwert und Recheneinheit.
604

 Im Laufe der Verhandlungen geriet Giscard jedoch unter 

                                                 
597  Vgl. Brunn 2005, S. 205 
598  Vgl. Milza 2005, S. 246ff, vgl. auch Gerstlé 1998, S. 174ff. 
599  Vgl. Martin 2004, S. 11 
600  Vgl. Bossuat 2005, S. 148 
601  Vgl. Bossuat 2005, S. 157 
602  Vgl. Bossuat 2005, S. 151 
603  Vgl. Brunn 2005, S. 223 
604  Vgl. http://www.eu-info.de/europa/europaeisches-waehrungssystem (zuletzt abgerufen am 17.04.2009) 
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innenpolitischen Druck und wurde von dem Neo-Gaullisten Jacques Chirac des Ausverkaufs 

der französischen Interessen bezichtigt.
605

 Anfang 1979 kam es zu einer unverbindlichen Ab-

sichtserklärung, die Grenzausgleichsausgaben für landwirtschaftliche Erzeugnisse abzuschaf-

fen und Giscard stimmte der rückwirkenden Einführung des Europäischen Währungssystems 

zum 1. Januar 1979 im März des Jahres zu. 

Die Europapolitik von Giscard ist ferner durch die zwei Lomé-Abkommen vom 28. Februar 

1975 und vom 31. Oktober 1979 mit den AKP (Afrika-Karibik-Pazifik)-Staaten geprägt. 

Frankreich trieb diese Abkommen voran und verstand sich insbesondere als Interessenvertre-

ter des frankophonen Afrikas und der ehemaligen Kolonien. Gleichzeitig bekräftigte Frank-

reich den für sein Selbstverständnis wichtigen Missionsanspruch, wobei die Pflege der Bin-

dungen zur Dritten Welt eine wichtige Rolle spielte.
606

 Im Laufe seiner Amtszeit muss sich 

Giscard ferner mit den Beitrittsgesuchen der jungen Demokratien in Griechenland sowie in 

Spanien und Portugal auseinandersetzen. Dem Beitritt von Spanien und Portugal standen je-

doch die Interessen der französischen Landwirte im Südwesten entgegen. Gaullisten und 

Kommunisten unterstützten die Landwirte, sodass Frankreich von der Europäischen Gemein-

schaft forderte, entsprechende Programme aufzulegen, um die mediterranen Regionen der 

Europäischen Gemeinschaft auf die neue Konkurrenz vorzubereiten. Die anfängliche aktive 

Unterstützung Giscards wandelte sich so zu einer abwartenden Haltung. Den Beitritt Grie-

chenlands unterstützte Giscard jedoch, weil ein geographischer Ausgleich Richtung Süden in 

der Europäischen Gemeinschaft für Frankreich nützlich schien. Giscard schwebte eine medi-

terran-lateinische Gruppe vor, die unter dem Einfluss Frankreichs stehen sollte. Griechenland 

trat der Europäischen Gemeinschaft schließlich am 1. Januar 1981 bei.
607

  

Im Hinblick auf die Süderweiterung schwankte die PS zwischen „sozialistischer Bruderschaft 

und nationalen Interessen“.
608

 1978 hatte die Partei in der Nationalversammlung eine Erweite-

rung abgelehnt und Bedingungen für einen Beitritt formuliert. Noch 1982 sah der inzwischen 

zum französischen Staatspräsidenten gewählte Mitterrand einen Beitritt nicht in einer kurz- 

oder mittelfristigen Perspektive. Die südfranzösische Wählerklientel, die besonders kritisch 

gegenüber der Erweiterung und der landwirtschaftlichen Konkurrenz aus Spanien und Portu-

gal eingestellt war, sollte nicht abgeschreckt werden. Es wurde eine Vertiefung der Europäi-

schen Gemeinschaft vor der Erweiterung gefordert. Dem gegenüber standen jedoch traditio-

nelle Interessen Frankreichs an der Stärkung des Mittelmeerraums und den der PS ideologisch 

                                                 
605  Im sogenannten Appel de Cochin vom 6. Dezember 1978 bezeichnete Chirac die Partei Giscards, die UDF, als die Partei des Auslands. 
 Cochin ist der Name eines Krankenhauses in Paris, in dem Chirac nach einem Autounfall behandelt wurde. Vgl. Bossuat 2005, S. 147  
606  Vgl. Schubert 2004, S. 305 
607  Vgl. Bossuat 2005, S. 156 
608  Krell 2009, S. 331;  
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näher stehenden sozialistischen Parteien des Südens. Auch konnte die Erweiterung in den 

Augen der PS dazu führen, dass Frankreich nicht nur politisch, sondern auch geographisch 

eine zentralere Rolle in Europa einnimmt. Die Diskussion um die Süderweiterung wurde wäh-

rend der Präsidentschaft Giscards nicht mehr zu einem Abschluss geführt.
609

 

4.3.3  Programmatik: Bewahrung des nationalen Handlungsspielraums  

Der Übergang von der pro-europäischen SFIO unter Guy Mollet zur PS unter François Mitter-

rand war bereits von einer Demystifizierung Europas geprägt. Die Parteimitglieder der SFIO 

hatten ihr europapolitisches Engagement kritisch überprüft,
610

 sodass nicht die Differenzen 

über die Europapolitik zum Parteitag von Épinay und dem Erfolg Mitterrands führten, son-

dern die Bündnisfrage mit den Kommunisten.
611

 Diese beeinflusste die Europapolitik der PS 

in den 1970er Jahren maßgeblich. Die zentralen programmatischen Texte vor Regierungsan-

tritt waren neben dem gemeinsamen Regierungsprogramm das Programm Changer la vie von 

1972 und das Projet socialiste von 1980, die beide unter der Federführung des marxistischen 

CERES verfasst wurden. Bei dem Sonderparteitag zu Europa in Bagnolet entwickelte die PS 

1973 ihre europapolitischen Leitlinien, die bis zum Regierungsantritt 1981 Gültigkeit behiel-

ten.  

Der Bruch mit dem Kapitalismus, der im März 1972 in dem Programm Changer la vie gefor-

dert wurde, definierte den Rahmen für die Europapolitik.
612

 Innen- und Europapolitik wurden 

von nun an zusammengedacht. Die Umsetzung des Sozialismus in Frankreich sollte Modell 

für einen sozialistischen Wandel Europas sein. Mitterrand prägte die Formel, Europa werde 

entweder sozialistisch oder es werde kein Europa geben.
613

 Beobachter kritisierten diese 

rousseauistische Auslegung des europäischen Gemeinwillens, der für sie ein mangelndes De-

mokratieverständnis offenbarte.
614

 Die Europäische Integration wurde also nicht als Wert an 

sich betrachtet, auch nicht als ein politisch neutrales Ziel, sondern als ein auf den Sozialismus 

ausgerichteter Prozess. In dem Programm Changer la vie wurde zwar deutlich, dass die PS 

einen ausreichenden Handlungsspielraum für eigene Initiativen zur Verwirklichung des Sozia-

lismus in der Europäischen Gemeinschaft sah. Gleichzeitig appellierte sie jedoch daran, dass 

die europäischen Partner diesen Handlungsspielraum respektieren müssten, ohne dass damit 

die Mitgliedschaft in der Europäischen Gemeinschaft in Frage gestellt werde.
615

  

                                                 
609  Vgl. Krell 2009, S. 331ff; vgl. auch „Europe, les conditions du Parti socialiste“, 29. September 1978 und Mitterrands „110 propositions“ 

 im Präsidentschaftswahlkampf; abgedruckt in: Hohl 2008, S. 108f, 124 
610  Vgl. Lemaire-Prosche 1990, S. 39f. 
611  Vgl. Rüther – Hugues Portelli 23.03.2006 
612  Vgl. Mitterrand 1972, S. 184ff. 
613  „L‟Europe sera socialiste ou ne sera pas.“ Vgl. Lemaire-Prosche 1990, S. 45 
614  Vgl. Pfeifenberger 1978, S. 354 
615  „Le gouvernement de la gauche devra obtenir de ses partenaires européens le respect de la marge de manœuvre indispensable aux pays 

 membres pour conserver la maîtrise de leur politique nationale sans remettre en cause leur appartenance à la Communauté.“ Mitterrand 
 1972, S. 188 
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Die PS begrüßte die Norderweiterung der Europäischen Gemeinschaft, forderte aber die Eu-

ropäische Gemeinschaft durch den Beitritt Großbritanniens nicht zu einer Freihandelszone 

werden zu lassen. Sie war bereit, die Kompetenzen des Parlaments sukzessive zu erweitern 

und der Direktwahl zuzustimmen. Im gemeinsamen Regierungsprogramm mit den Kommu-

nisten vom 26. Juni 1972 war von der Direktwahl des Europäischen Parlaments allerdings 

keine Rede mehr. Der Zweiklang von Teilnahme am Integrationsprozess und nationaler 

Handlungsfreiheit wurde hingegen stärker herausgehoben.
616

 Die Kommunisten mussten je-

doch akzeptieren, dass die Sozialisten die Europäische Integration nicht in Frage stellten und 

ihre Regierungspolitik im Rahmen der Europäischen Gemeinschaft fortsetzen würden.
617

 

Kommunisten und Sozialisten einigten sich darauf, den Europäischen Wirtschafts- und Sozi-

alausschuss, ein beratender Ausschuss innerhalb der Europäischen Gemeinschaft, und den 

europäischen Ausgleich- und Garantiefonds für die Landwirtschaft zu demokratisieren, in 

ökonomischen, sozialen und politischen Teilsektoren Reformen zu bewirken und die budgetä-

ren Kontrollrechte des Europäischen Parlaments zu erweitern.
618

 

Jean-Pierre Chevènement forderte im Namen des CERES beim Parteitag von Grenoble 1973 

eine Klärung der europapolitischen Position im Rahmen einer Convention nationale, einem 

kleinen Parteitag.
619

 Dieser fand bereits im  Dezember 1973 statt und wurde zu einem 

Congrès extraordinaire aufgewertet. Die Einbindung der ganzen Partei in einen Kongress 

ging auf Unstimmigkeiten in der Parteiführung zurück.
620

 Das CERES vertrat die Auffassung, 

dass die Institutionen niemals neutral seien, sondern das existierende Kräfteverhältnis wider-

spiegelten.
621

 François Mitterrand und seine Unterstützer weigerten sich diese Aussage des 

CERES in ihren Antrag zu übernehmen, um nicht alte Konflikte wieder aufbrechen zu las-

sen.
622

 Diese Situation brachte Mitterrand im November 1973 dazu, sein Amt als Parteivorsit-

zender von der Klärung der Europafrage abhängig zu machen und mit seinem Rücktritt zu 

drohen.  

Die Frage der Institutionen stellte für die PS vor und nach dem Kongress von Bagnolet eine 

schwierige Gratwanderung dar. Es bestand Einigkeit darüber, die europäischen Politiken zu 

                                                 
616  Vgl. Mitterrand 1972, S. 331ff. 
617  Vgl. Frank 2004, S. 465 
618  Vgl. Trautmann 1982, S. 132 
619  „Malheureusement, le Marché commun tel qu‟il fonctionne aujourd‟hui n‟a pas été capable de surmonter ses contradictions internes et 

 les crises qu‟elles engendrent comme le soulignent la crise monétaire et agricole. En ce sens, il est urgent que l‟Europe des neuf se 

 donne des structures et un contenu social nouveaux. L‟approfondissement de la position du Parti sur l‟ensemble des problèmes relatifs à 
 l‟Europe fera également l‟objet d‟une Convention nationale dans le courant de l‟année 1974.“ Motion finale d‟orientation. In: Le Poing 

 et la Rose, Nr. 18, Juli 1973, S. 5. 
620  Vgl. Pierre Mauroy: Un congrès extraordinaire … Pourquoi ? In: Le Poing et la Rose, Nr. 22, spécial November 1973, S. 3. 
621  „Les institutions ne sont jamais neutres. Elles profitent à qui profite le rapport des forces entre classes sociales. La condition d‟une 
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 d‟une Assemblée européenne, nécessaire sans doute, ne saurait y suffire“. In: Le Poing et la Rose, supplément responsables, Nr. 22, 
 November 1973, S. 4. 
622  Le Poing et la Rose, supplément responsables, Nr. 22, November 1973, S. 4: „Sa rédaction risque de recréer la confusion et les  

 difficultés d‟interprétation que ce Congrès Extraordinaire a précisément pour objet de dissiper à travers l‟expression claire et  
 démocratique du choix de tous les militants.“  
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vertiefen und die Institutionen zu demokratisieren. Eine Stärkung dieser Institutionen sollte 

jedoch vom Inhalt der Politiken abhängen. Die PS befand sich in einer Zwickmühle zwischen 

ihren europäischen Partnern – hier vor allem der SPD – und den innenparteilichen Zwängen 

des CERES und auch dem kommunistischen Bündnispartner. Die PS koppelte deswegen die 

politischen Inhalte von den Institutionen ab und blieb bei letzteren relativ vage.
623

  

Die Beschlüsse des Parteitags von Bagnolet legten schließlich Leitlinien für die Europapolitik 

der Partei fest, die die nationale Eigenständigkeit betonten. Dies konnte Mitterrand im Hin-

blick auf den kommunistischen Bündnispartner willkommen sein.
624

 Die zentrale Problematik 

des Parteitags war die Frage, ob der Europäische Integrationsprozess die Einführung des So-

zialismus in Frankreich fördern oder behindern würde. Die Sozialisten formulierten in der 

Folge drei Bedingungen, an die sie ihre Unterstützung der Europäischen Integration knüpften: 

1. „Es muss sicher gestellt sein, dass Europa und seine Gemeinschaftspolitiken nicht 

zu einer Verschlechterung der Lebensbedingungen der Arbeiter zugunsten des Kapi-

tals führen.  

2. Es muss sicher gestellt sein, dass das zu schaffende Europa imstande bleibt sich in 

Richtung eines originären sozialistischen Modells (un modèle d’original de socia-

lisme) zu entwickeln, was eine wirkliche Unabhängigkeit gegenüber den zwei Blö-

cken und die Demokratisierung seiner Institutionen voraussetzt.  

3. Es muss sicher gestellt sein, dass die zu vereinbarenden Kompetenzübertragungen 

zugunsten der europäischen Institutionen nicht den Handlungsspielraum einer zu-

künftigen linken Regierung und der Umsetzung ihres Programms einschränken kön-

nen, von Erfolg oder Niederlage der Linken in Frankreich kann in der Tat die zu-

künftige Entwicklung Europas in Richtung des Sozialismus abhängen.“
625

 

Der abschließende Text des außerordentlichen Parteitags stellte klar, dass der Sozialismus in 

Frankreich keine Vorbedingung für Europa, und Europa keine Vorbedingung für den Sozia-

lismus sei. Die Beschlüsse von Bagnolet würden in den nächsten fünf Jahren im Rahmen des 

Programme commun definiert. Der Kampf für den Aufbau eines Europas der Völker sei nicht 

zu trennen vom Kampf um die politische Macht im nationalen Rahmen.
626

 Mitterrand appel-

lierte in seiner Rede daran, dass es für die Sozialisten Zeit sei, sich der Fakten bewusst zu 

werden. Der Entwurf Europas, über den die Sozialisten diskutierten, sei nun gemacht.
627

  

Die Vorstellung, dass Frankreich in der ersten Hälfte der 1970er Jahre von kapitalistischen 

Mächten eingekreist war, die jede Aktion einer linken Regierung bremsen könnten, war fest in 

                                                 
623  Vgl. Lemaire-Prosche 1990, S. 54f. 
624  Vgl. Friedrich 1974, S. 138 
625  Vgl. Le Poing et la Rose, supplément, Nr. 23, Dezember 1973, S. 9. 
626  „Il est nécessaire de rappeler pour éclairer l‟ensemble de ce texte qu‟au plan des engagements et du calendrier, les objectifs qui  

 précèdent, même quand ils impliquent d‟autres finalités, s‟inscrivent pour les cinq ans qui viennent dans les orientations du Programme 

 commun. Le combat pour la construction de l‟Europe des peuples est inséparable du combat pour la conquête de pouvoir politique dans 
 le cadre national. Mais sans attendre d‟avoir avec ses alliés de l‟union de la gauche la responsabilité du pouvoir en France, le Parti 

 socialiste entend provoquer, dans l‟ensemble des pays de la communauté, un vaste mouvement d‟opinion en faveur des objectifs que le 

  socialisme démocratique assigne à la construction européenne.“ In: Le Poing et la Rose, supplément, Nr. 23, Dezember 1973, S. 11. 
627  Intervention de François Mitterrand au Congrès: Le Poing et la Rose, supplément, Nr. 23, Dezember 1973, S. 12. 
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den Köpfen verankert.
628 

Hierzu trug einerseits der Staatsstreich in Chile bei, der den Sozialis-

ten die Schwierigkeiten vor Augen führte, ein sozialistisches Experiment in einem ungünsti-

gen Umfeld zu verwirklichen. Anderseits erhöhte das schwierige Verhältnis mit den deut-

schen Sozialdemokraten, die das gemeinsame Regierungsprogramm mit den Kommunisten 

ablehnten, die Sorge vor einer negativen Einschätzung der gemeinsamen Regierungsführung 

von Sozialisten und Kommunisten in Europa.
629

  

Der Parteitag von Nantes im Juni 1977 spiegelte schließlich einen europapolitischen 

Realismusschub wider, der unter dem Einfluss des pro-europäischen, sozialdemokratisch aus-

gerichteten Michel Rocard stattfand.
630

 Die Europäische Gemeinschaft wurde nun als eine 

Realität definiert, die kein Land und keine Partei verkennen könne. Sie habe zu wirtschaftli-

chen Beziehungen und Interdependenzen unter den Mitgliedstaaten geführt, sodass ein natio-

naler Rückzug eine nicht vorstellbare Hypothese sei. Trotz seiner Fehler und Unzulänglich-

keiten, bilde der Gemeinsame Markt einen unbestreitbaren Faktor der Expansion
631

 und wur-

de zu einem wesentlichen Mittel im Kampf der Arbeiter.  

Nach dem Scheitern der Neuauflage des gemeinsamen Programms mit den Kommunisten 

forderten die Sozialisten eine Vertiefung und Umsetzung ihrer europäischen Doktrin.
632

 Es 

gab Diskussionen über den Eurosozialismus, die jedoch ergebnislos blieben.
633

 Die unerwar-

tete Niederlage bei den Parlamentswahlen 1978 sowie die gewachsenen Ambitionen Michel 

Rocards für die Präsidentschaftswahlen 1981 veränderten schließlich das innerparteiliche 

Gleichgewicht zugunsten des CERES. François Mitterrand vertrat beim Parteitag von Metz 

1979 in dem von ihm unterstützten Antrag die Leitlinie „Tout le Traité de Rome et rien que le 

Traité de Rome“
634

, nach der die Zukunft der Europäischen Integration nicht durch einen wei-

teren Kompetenztransfer bestimmt werden sollte, sondern durch Ausgestaltung seines politi-

schen Inhalts in Richtung eines Europas der Arbeiter. Dabei gelte es drei politische Linien zu 

vereinen:  

„Faire l‟Europe sans défaire la France, restituer à la France son rôle aux dimensions eu-

ropéennes, respecter les obligations auxquelles nous avons souscrit tout en défendant 

bec et ongles les intérêts français, la grande majorité des militants le pense, le veut.“
635

  

Das CERES stellte bereits in einem Debattenbeitrag im Vorfeld des Kongresses von Metz 

klar, dass die europäische Ideologie, die die Europäische Integration a priori als Referenzrah-

men und Bedingung definiere, entzaubert werden müsse. Eine sozialistische Regierung in 

                                                 
628  Vgl. Lemaire-Prosche 1990, S. 49 
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Frankreich müsse sich sowohl auf eine europäische als auch auf eine mediterrane Strategie 

stützen. Die europäische Unterstützung reiche allein nicht aus, da sie aufgrund des historisch 

belasteten, konservativen Deutschlands, dessen ökonomische Interessen es an die Vereinigten 

Staaten bänden, blockiert sei. Es sei tödlich für die Linke, sich allein auf Europa zu begren-

zen.
636

 In seinem Antrag forderte das CERES, den Wahlkampf für die Europawahlen unab-

hängig von den europäischen sozialdemokratischen Parteien, die nicht den Bruch mit dem 

Kapitalismus gewählt hatten, zu organisieren.
637

  

Pierre Mauroy und seine Unterstützer wiesen in ihrem Antrag den chauvinistischen Bezug auf 

ein deutsches Europa als unvereinbar mit der sozialistischen Kultur zurück. Dies sei in Wahr-

heit ein bequemer Vorwand für diejenigen, die überhaupt kein Europa wollten.
638

 Mauroy und 

Rocard hatten vor dem Parteitag in einem gemeinsamen Debattenbeitrag klar gestellt, dass die 

Europäische Gemeinschaft nicht ohne die Beteiligung Deutschlands vorstellbar sei. Eine iso-

lationistische Einstellung der Linken führe zu einem „socialisme policier“.
639

  Rocard betonte 

in seinem Antrag auf dem Parteitag, dass die Römischen Verträge nur eine Etappe und kein 

Ziel an sich seien. Ferner sprach er sich für eine Strategie der Zusammenarbeit aus:  

„L‟Europe des travailleurs, si elle veut être autre chose qu‟un slogan, implique alors uns 

stratégie de confrontation et de dialogue avec l‟ensemble des forces qui représentent le 

monde du travail. Ce dialogue avec les social-démocraties d‟Europe du Nord, au-delà 

des discussions idéologiques auxquelles on ne voit pas aujourd‟hui d‟issue, peut débou-

cher sur des points d‟accord pour apporter une réponse commune aux problèmes con-

crets posés par la crise, le chômage et l‟évolution industrielle.“
640

  

Die Synthese wurde aus den Anträgen von Mitterrand und Chevènement gebildet. Nach Ro-

card ließen sich die zwei Kulturen des Sozialismus auch auf die Europapolitik übertragen. 

Eine konzentriere sich auf die Problemlösungsfähigkeit des Staates und der Verwaltung. Dies 

bringe Misstrauen gegenüber der europäischen Einigung und eine Tendenz zum Rückzug in 

nationale Gewissheiten mit sich. Darüber hinaus habe diese Position viele Parallelen mit den 

Kommunisten und halte an historischen Gewissheiten fest, von denen einige nach Rocard 

überholt seien. Der alternative Denkansatz beginne mit der Überprüfung der eigenen Traditi-

onen angesichts der aktuellen Herausforderungen. Hierbei handele es sich um einen Ansatz 

der den Prinzipien der Internationalität und der Selbstverwaltung folge.
641

 

Nach der Neubestimmung des innerparteilichen Kräfteverhältnisses fiel auch die Redaktion 

des Projet Socialiste pour les années 1980 in den Aufgabenbereich von Jean-Pierre 
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641  Vgl. Michel Rocard: L‟avenir nous le ferons ensemble, Le Poing et la Rose, Nr. 81, Mai 1979, S. 5. 
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Chevènement. Die Basis des Projekts bildete eine Befragung der Parteimitglieder, die sich 

auch zur Rolle Europas äußern sollten. Mit nur 30 Prozent der abgegebenen Antworten in 450 

befragten Sektionen stieß dieser Fragenkomplex auf ein geringes Interesse. Mit 63 Prozent der 

abgegebenen Antworten erreichten die Themen „Arbeit“ und mit 53 Prozent „Freizeit“ die 

höchsten Prozentsätze der Antworten und spiegelten damit das Interessenspektrum der Par-

teimitglieder wider.
642

 Im Projekt wurden im außenpolitischen Teil mit La France, l’Europe 

et le Monde die europapolitischen Ideen der 1970er Jahre aufgegriffen. Der Text enthielt ein 

allgemeines Bekenntnis zur Teilnahme am Europäischen Integrationsprozess und betonte des-

sen Notwendigkeit. Als Bedingungen für Europa definierten die Sozialisten das Erfordernis 

der Einstimmigkeit im Rat sowie die volle Anwendung der Römischen Verträge, bevor es zu 

weiteren Integrationsschritten komme. Die Schwerpunkte der Europapolitik lagen bei der 

Süderweiterung und der stärkeren Einbindung der Arbeiter und ihrer Interessen, die bisher im 

Rahmen der liberalen Wirtschaftspolitik am wenigsten berücksichtigt worden sein.
643

  

Mitterrand zog mit dem als „110 Vorschläge“ bezeichneten Programm in den französischen 

Präsidentschaftswahlkampf. Die innerparteiliche Allianz mit dem CERES führte dazu, dass 

Mitterrand die europapolitische Programmatik nur wenig konkretisieren konnte. Die strikte 

Anwendung der Römischen Verträge sah die Demokratisierung der europäischen Institutio-

nen, die Umsetzung der sozialen Dispositionen des Vertrags sowie die Schaffung eines Rats 

der Mittelmeeranrainer vor.
644

 Vor dem Beitritt Portugals und Spaniens sollten bestimmte 

Vorbedingungen beispielsweise im Bereich der Landwirtschaft oder Fischereipolitik erfüllt 

werden.
645

  

Die 110 Vorschläge Mitterrands emanzipierten sich allerdings von dem alleinigen Einfluss 

des CERES. Zwar war der Bruch mit dem Kapitalismus eine der grundlegenden Ideen, jedoch 

wurde in Vorschlägen zur Dezentralisierung, zur Selbstverwaltung und in Bezug auf die Drit-

te Welt auch der Einfluss der Strömung um Rocard deutlich. Insgesamt handelte es sich um 

eine Synthese linker Ideen, die trotz oder gerade wegen ihrer Widersprüche einem späteren 

Präsidenten Handlungsspielraum ließen. So wurde in den 110 Vorschlägen der internationale 

Kontext, der der Realisierung der Vorschläge im Wege stehen könnte, außer Acht gelassen.
646

 

Die Rolle Europas in der Welt mit der Forderung nach Unabhängigkeit und sozialistischer 

Ausrichtung blieb diffus und zeigte, dass die PS noch immer nicht die westeuropäische Integ-

rationsstruktur eindeutig bejahen konnte:  

                                                 
642  Vgl. Convention nationale, Le Poing et la Rose, supplément au numéro 78, Januar 1979, S. 23. 
643  Vgl. Guérot 1996, S. 278ff. 
644  Vgl. Document No 14: Les 110 propositions de François Mitterrand, 1981 (extraits). In: Hohl 2008, S. 124 
645  Vgl. Berstein 2001, S. 88 
646  Vgl. Berstein 2001, S. 90 
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„Mit dieser europapolitischen Selbstfesselung an ein sozialistisches Europa, an das die 

meisten der PS-Mitglieder allerdings selbst nicht glaubten, ging die Partei also 1981 in 

die Regierung.“
647

 

Die zögerliche Öffnung gegenüber Europa ist neben den innerparteilichen Diskussionen auf 

einen zweiten Grund zurückzuführen: der Dominanz der Dritte-Welt-Debatte in Frankreich. 

Kaum ein anderes Land hat sich so intensiv mit Fragen der Dritten Welt beschäftigt wie 

Frankreich. Dies ist zunächst kein sozialistisches Spezifikum, jedoch hat die PS 1981 erstmals 

in der V. Republik die Dritte-Welt-Debatte explizit in den Präsidentschaftswahlkampf einbe-

zogen,
648

 was eine erhöhte Sensibilität der Sozialisten belegt.
649

 Die Debatte schlug sich auch 

auf die Sicht Europas nieder, das zunehmend unter antiamerikanischer, anti-imperialistischer 

Sichtweise interpretiert wurde.
650

 Bei der Definition der Europapolitik führte die Dritte-Welt-

Debatte zu Widersprüchen und Europa konnte zu einem Szenario neben anderen werden: 

„Sowohl im Südpazifik als auch im Indischen Ozean hat Frankreich, wie schon seit län-

gerem in Afrika, die expansive Mission einer regionalen Ordnungs- und Interventions-

macht übernommen; Verpflichtungen, die nicht ohne weiteres mit einer vertieften Euro-

päischen Integration zu vereinbaren sind.“
651

  

Im intellektuellen Klima Frankreichs der 1970er Jahre zeichnete sich allerdings ein Wandel 

ab, der zunächst ohne Effekt auf die Politik blieb. Der Krise der 1970er Jahre folgte eine 

Neubewertung der Europäischen Integration. Die wirtschaftliche Situation, das Erscheinen 

des Buches „Der Archipel Gulag“ von Alexander Solschenizyn im Jahr 1974 und der Rück-

gang der Faszination des Marxismus ließen Europa in einem anderen Licht erscheinen. Auch 

wegen mangelnder Alternativen entschieden sich linke Intellektuelle wie Edgar Morin be-

wusst für Europa, das noch zuvor zu engstirnig gewesen war.
652

 

4.3.4  Parteienwettbewerb: Einfluss des Bündnisses mit den Kommunisten 

Die Wahlen in den 1970er Jahren zeigten den wachsenden Rückhalt der Sozialisten in der 

französischen Wählerschaft. Auch entwickelte sich das Linksbündnis zu ihrem Vorteil. Euro-

papolitisch ist im Hinblick auf den Parteienwettbewerb zunächst das Referendum im Jahr 

1972 über die Norderweiterung der Europäischen Gemeinschaft entscheidend. Vor dem Hin-

tergrund der laufenden Verhandlungen mit den Kommunisten erwies sich dieses als erste Be-

währungsprobe. Bei den Parlamentswahlen von 1973 und 1978, den Präsidentschaftswahlen 

von 1974 sowie den Europawahlen von 1979 spielten europapolitische Fragen keine heraus-

ragende Rolle. 1974 wurde allerdings erstmalig ein bekennender pro-europäischer Politiker 

                                                 
647  Guérot 1996, S. 284 
648  Vgl. von Krosigk 1993, S. 25 
649  Vgl. von Krosigk 1989, S. 36 
650  Vgl. Rüther – Hugues Portelli 23.03.2006 
651  Von Krosigk 1989, S. 43 
652  Vgl. Frank 2004, S. 465 
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zum Staatspräsidenten gewählt. Ferner zwang die Einführung der Direktwahlen zum Europäi-

schen Parlament die Parteien zur Auseinandersetzung mit Europa – sowohl auf nationaler als 

auch auf europäischer Ebene.  

Beim Referendum vom 23. April 1972 zur Norderweiterung der Europäischen Gemeinschaft 

forderte die PS wegen der laufenden Verhandlungen mit der kommunistischen Partei über das 

gemeinsame Regierungsprogramm zur Wahlenthaltung auf. Sie argumentierte, Pompidou und 

das System der Privilegien, des Missbrauchs und der Skandale nicht bejahen zu können. Sie 

wollten allerdings auch nicht die Erweiterung des Binnenmarktes verneinen. Es sei eindeutig, 

dass das Referendum eine Täuschung (artifice) sei und es sei offensichtlich, dass die Sozialis-

ten die demokratische Entwicklung der Europäischen Integration unterstützten. Das Links-

bündnis sei die einzige Kraft, um die Regierung zu bekämpfen. Das Bündnis bleibe mit dem 

Referendum möglich.
653

 Damit erkannten die Sozialisten in dem Referendum vorrangig ein 

Mittel des Staatspräsidenten, die Formierung des linken Lagers zu konterkarieren. Aus diesem 

Grund forderte Mitterrand, an diesem Referendum nicht teilzunehmen.
654

 In einem internen 

Positionspapier der PS vom März / April 1972 wurde jedoch auch deutlich, dass die Wahlab-

sprache mit den Kommunisten den Sozialisten keine andere Möglichkeit ließ: 

„Le sens de notre refus de vote: Il constitue la seule position commune possible de la 

gauche. (…) Les socialistes ne pouvaient pas demander aux communistes de voter OUI 

alors qu‟ils se sont opposés à l‟élargissement de la Communauté. Les communistes ne 

pouvaient pas demander aux socialistes de voter NON alors qu‟ils y sont favorables.“
655

 

Bei den folgenden nationalen Wahlen war das Linksbündnis erfolgreich. Die Wahlen von 

1973 bestätigten die PS auf ihrem neuen Kurs. Sie gewannen gemeinsam mit der MRG 20,71 

Prozent der Stimmen. Bei den Kommunalwahlen von 1977 erreichten sie fast die 30-Prozent-

Marke. Das enttäuschende Ergebnis der Parlamentswahlen von 1978 führten Parteivertreter 

auf den Streit im Linksbündnis zurück.
656

 Die Präsidentschaftswahlen von 1974 bedeuteten 

für die Sozialisten einen Achtungserfolg. Mitterrand unterlag im zweiten Wahlgang am 19. 

Mai 1974 mit 49,3 Prozent der Stimmen nur knapp seinem Herausforderer Giscard. Für die 

Wahl hatte sich Mitterrand von seinem Amt als Parteivorsitzender beurlauben zu lassen, um 

nicht als Kandidat der PS zu erscheinen. Diese hatte ihn auch nicht zuvor offiziell designiert, 

sondern ihm im Verbund mit den Kommunisten und der MRG, die das gemeinsame Pro-

gramm 1972 vereinbart hatten, die Kandidatur angetragen.
657

 Mitterrand war es damit gelun-

                                                 
653  Vgl. Le Poing et la Rose, Nr. 14, Mai 1973, S. 2. 
654  Vgl. Le Poing et la Rose, Nr. 14, Mai 1973, S. 2. 
655  Document: Le referendum: refus de vote – La position du Parti socialiste – arguments et ripostes; PS 40 RI, Dossier: Affaires  
 européennes: Référendum sur l‟entrée dans la C.E.E. de la Grande-Bretagne, de l‟Irlande et du Danemark, refus de vote PS, mars avril 
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656  Vgl. von Schenck 1978, S. 384f. 
657  Vgl. Kimmel 1975, S. 261ff. 
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gen, in seiner Person zwei Legitimitäten zu vereinigen: die des Parteivorsitzenden, der an die 

parteipolitische Willensbildung gebunden ist, und die des Präsidentschaftskandidaten, der 

gegenüber der Partei eine gewisse Autonomie besaß.
658

 

Die Außenpolitik war kein umstrittenes Thema im Wahlkampf, weil die Kandidaten sich in 

die Kontinuität de Gaulles stellten. So standen die akuten wirtschaftspolitischen Probleme 

sowie die Wirtschafts-, Finanz- und Gesellschaftspolitik des gemeinsamen Programms im 

Mittelpunkt des Wahlkampfs. Mitterrand konnte seine Wähler frankreichweit mobilisieren. 

Deutlich wurde auch das Ende des gaullisme populaire, weil die traditionell eher linksorien-

tierte Arbeiterschaft beispielsweise in den nördlichen Departements an der französisch-

belgischen Grenze, nicht mehr gaullistisch wählte.
659

 Das rechte und das linke Lager erreich-

ten eine gleichmäßigere Verteilung ihrer Wählerschaft in Frankreich (nationalisation des 

électorats).
660

 Mitterrand wurde vorrangig von Männern, der Jugend, den Arbeitern und der 

Stadtbevölkerung gewählt, die Landwirte hingegen waren eher konservativ-traditionalistisch 

orientiert und haben ebenso wie Frauen, ältere Leute, Unternehmer und praktizierende Katho-

liken für Giscard gestimmt.
661

 

Die sozio-demographische Zusammensetzung der Wählerschaft weist auf einen Wandel in 

den 1970er Jahren hin. Der Anstieg der Wählerschaft der Sozialisten ging einher mit dem 

Wandel der eher agrarisch und vom Handwerk geprägten französischen Gesellschaft zu einer 

urbanisierten und industrialisierten Gesellschaft mit einem starken tertiären Sektor. Auch der 

Wertewandel spielte eine Rolle: Konservative Werte wie Familie, Wertschätzung für etablier-

te Institutionen und gesellschaftliche Zwänge wurden durch einen kulturellen Liberalismus 

ersetzt. Toleranz, individuelle Freiheit und Selbstverwirklichung gewannen an Bedeutung. 

Die Wählerschaft der Sozialisten war damit in den mittleren Schichten (classes moyennes) zu 

finden: Lehrer und Wissenschaftler, Personal aus dem medizinischen Bereich, Sozialarbeiter, 

Techniker, mittlere Führungsschicht oder Büroangestellte. Es handelt sich vor allem um rela-

tiv junge Wähler mit einem relativ hohen Bildungsniveau.
662

  

1979 wurden erstmals die Europawahlen durchgeführt. Die Partei stimmte der Direktwahl aus 

zwei Motiven zu: dem Wunsch nach Demokratisierung der Institutionen und der Umsetzung 

der Römischen Verträge, in deren Artikel 138 bereits die Direktwahl thematisiert wurde. In-

nerhalb des Comité directeur stellte die Partei auch diese europapolitischen Argumente An-

fang 1976 in den Vordergrund.
663

 Ferner, so erklärte Mitterrand, müsse politische Verantwor-

                                                 
658  Vgl. Bergounioux 2001, S. 692 
659  Vgl. Kimmel 1975, S. 267ff. 
660  Vgl. Kimmel 1975, S. 271 
661  Vgl. Kimmel 1975, S. 272 
662  Vgl. Bréchon 2004, S. 176 
663  Vgl. Robert Pontillon: Large débat au Comité directeur. In: Le Poing et la Rose, Februar 1976, Nr. 47, S. 15. 
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tung übernommen werden gegen die Macht der Wirtschaft und des Kapitals. Es gelte ab so-

fort, den Arbeitern massiven Zutritt zu den Institutionen zu verschaffen und den Kampf zu 

internationalisieren.
664

 Das CERES blieb jedoch auch nach dem Beschluss des Comité direc-

teur weiter skeptisch, ob es sich nicht um ein innenpolitisches Manöver der Regierung hande-

le. Die Direktwahl verleihe dem Parlament eine vermeintliche Legitimität von der allein die-

jenigen Gebrauch machen könnten, die sich bereits dem Liberalismus verschrieben hätten und 

die sich als Gegner des Linksbündnisses und als Anwälte der atlantischen Interessen verstün-

den.
665

 Auch Pierre Joxe, ein enger Vertrauter Mitterrands und ehemaliges Mitglied der Con-

vention des institutions républicaines, blieb kritisch gegenüber der Direktwahl des Europäi-

schen Parlaments, da die Institutionen immer ein soziales Kräfteverhältnis ausdrückten. Das 

Europäische Parlament werde nur eine Fraktion des atlantischen Blocks und eine gescheiterte, 

wirtschaftliche Gemeinschaft repräsentieren.
666

 George Marchais, der Parteivorsitzende der 

PCF, argumentierte in Humanité ähnlich:  

„Nous repoussons catégoriquement ce projet parce qu‟il constituerait une très grave at-

teinte à la souveraineté et à l‟indépendance de la France. (…) Ce serait une assemblée 

dominée par une écrasante majorité de politiciens au service des trusts multinationaux. 

Ce serait une assemblée dans laquelle le poids de l‟Allemagne de l‟Ouest serait déci-

sif.“
667

 

Sozialisten und Kommunisten fanden in der Frage der Direktwahl des Europäischen Parla-

ments nicht zu einer gemeinsamen Linie. Robert Pontillon erklärt in Le Figaro zur Abstim-

mung in der Nationalversammlung, dass die sozialistischen Abgeordneten im Zweifelsfall 

unabhängig von der kommunistischen Position entscheiden würden. Zwar wollten diese das 

Linksbündnis nicht kompromittieren, jedoch seien sie auch nicht bereit, bei essentiellen Fra-

gen Konzessionen zu machen.
668

 Die französischen Kommunisten änderten 1977 überra-

schend ihre Position und stimmten schließlich den Direktwahlen des Europäischen Parlaments 

unter dem Vorbehalt zu, dass die Souveränität Frankreichs nicht verletzt würde und die Kom-

petenzen des Europäischen Parlaments nicht über die Festlegungen in den Römischen Verträ-

gen hinausgingen. Sie forderten gleichzeitig eine nationale Rückkoppelung der Europaabge-

ordneten durch obligatorische, jährliche Rechenschaftsberichte.
669

 

Die parteiinterne Debatte über Europa wurde zwischen 1978 und 1981 nahezu ausgesetzt. 

Mitterrand befand sich in einer Zwickmühle zwischen der pro-europäischen Strömung um 

                                                 
664  Vgl. François Mitterrand: Ma part de vérité. Les socialistes et le Parlement européen. In: Le Poing et la Rose, Februar 1976, Nr. 47, S. 
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Rocard und der linken anti-europäischen Strömung des CERES.
670

 Bei den Europawahlen 

1979 unterzeichnete die PS nicht die Wahlplattform mit den anderen sozialdemokratischen 

Parteien des Bundes sozialdemokratischer Parteien in der Europäischen Gemeinschaft, der 

seit Januar 1978 vom internationalen Sekretär der PS, Robert Pontillon, geleitet wurde.
671

 Sie 

weigerte sich ferner, die Fraktionsdisziplin im Europäischen Parlament anzuerkennen.
672

  

Gilles Martinet, der als einer der Mitbegründer der PSU zur PS gewechselt war, beurteilte die 

Ausweitung der demokratischen Kontrolle der gemeinsamen Politiken, die in der Wahlplatt-

form gefordert wurde, positiv. Inakzeptabel waren für ihn hingegen die meisten Passagen mit 

Bezug zur Rolle des Marktes, die wiederholte Benutzung des Begriffs „Europäische Integrati-

on“, ohne die Bedingungen zu formulieren, die diese wünschenswert machten sowie die Be-

hauptung, dass die Arbeiterbewegung eine ähnliche Konzeption der Sozialdemokratie und der 

sozialen Gerechtigkeit entwickelt habe. So schlug Martinet vor, bereits in der Einleitung da-

rauf zu verweisen, dass die sozialistischen Parteien ihre Differenzen nicht zu kaschieren ver-

suchten.
673

 Eine entsprechende Passage wurde in der Tat an den Anfang aller Dokumente ge-

setzt.
674

 

Im Comité directeur vom 8. Juli 1978 erklärte das CERES, dass die vom Bund entwickelte 

Plattform nicht im Geringsten die drei Bedingungen, die die PS in Bagnolet formuliert habe, 

erwähne.
675

 Pierre Guidoni, ebenfalls vom CERES und 1987 erster Europasekretär der Partei, 

hielt das Projekt einer gemeinsamen Wahlplattform für das einzige Thema, das die Einheit der 

Partei gefährden könne. Die Tragweite dieses Projekts werde von vielen unterschätzt. Das 

Programm stelle sowohl das Verhältnis zur eigenen Nation als auch die Grundprinzipien des 

Sozialismus in Frage.
676

 Die Prioritäten wurden deutlich formuliert: 

„Notre souci est d‟obtenir à cette date là le plus grand succès possible pour notre parti; 

d‟améliorer encore le rapport de force au sein de la gauche. Le moins qu‟on puisse dire 

est qu‟un tel programme n‟y contribuera pas.“
677

 

Die französischen Sozialisten lehnten die politische Kooperation einiger sozialdemokratischer 

Parteien im Norden mit den Christdemokraten oder Liberalen ab, die sich über europapoliti-

sche Fragen wie eine politische Union, die Wirtschafts- und Währungsunion oder die Ge-

                                                 
670  Vgl. Lemaire-Prosche 1990, S. 69 
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674  Vgl. Timmermann 1982, S. 93, vgl. den Text der Wahlplattform vom 06.06.1977 in: Bangemann 1978, S. 143ff. 
675  Vgl. Fondation Jean-Jaurès: Boîte 50 RI UPSCE, 1978-1979 Protokoll zum Comité directeur 8/7/1978 
676  Vgl. Pierre Guidoni: Note aux membres du Bureau exécutif. In: Fondation Jean-Jaurès: Boîte 7 EF 79 / 1-7; Dossier 2 
677  Pierre Guidoni: Note aux membres du Bureau exécutif. In: Fondation Jean-Jaurès: Boîte 7 EF 79 / 1-7; Dossier 2 



Europäisierung politischer Parteien? Optionen und Restriktionen am Beispiel der Parti socialiste von 1971 bis 2005 

116 

meinsame Agrarpolitik verständigt hatten. Es wurde innerhalb des Bundes darüber diskutiert, 

ob vorab Prinzipien für die politische Aktion festgelegt werden sollten. Eine Verständigung 

erschien so unmöglich.
678

 

Die Liste der Sozialisten wurde am 22. April 1979 verabschiedet. Bei der Erstellung der Liste 

berücksichtigte die PS die Repräsentation der verschiedenen Strömungen und Regionen.
679

 

Darüber hinaus wurde am 26. April 1979 ein gemeinsames Kommuniqué mit der MRG ver-

abschiedet und eine gemeinsame Liste vereinbart.
680

 Bei diesen ersten Europawahlen entstand 

der Eindruck, dass die französischen Parteien diese als Probelauf für die Präsidentschaftswah-

len 1981 – die eigentlich erstrangigen Wahlen – betrachteten.
681

 Die Liste der Kommunisten 

wurde von dem Parteichef und Präsidentschaftskandidaten Georges Marchais angeführt, die 

Liste der Sozialisten – gemeinsam mit der MRG – von François Mitterrand und die Liste der 

Gaullisten von Jacques Chirac. Spitzenkandidat der Liste des 1979 amtierenden Präsidenten 

war Simone Veil. Das Kräfteverhältnis der Parteien untereinander sollte nach der Parla-

mentswahl von 1978 und vor der Präsidentschaftswahl von 1981 ermittelt werden.
682

 So ver-

urteilte Mitterrand die Ankündigung der Präsidentschaftskandidatur von Georges Marchais, 

erklärte das Linksbündnis für beendet und warf der PCF eine sinnentleerte europapolitische 

Kampagne vor.
683 

 

In einer Sonderausgabe von Le Poing et la Rose vom Mai 1979 wurden die zwei zentralen 

Themen für die parteipolitische Auseinandersetzung vorgegeben: die Europäische Integration 

und die Innenpolitik.
684

 Pierre Mauroy warb für eine Politisierung Europas. Es sei keine Ent-

scheidung für oder gegen Europa, sondern für oder gegen eine rechte bzw. linke Ausrichtung 

der europäischen Politik.
685

 Mitterrand gab an, für ein Europa der Arbeiter kämpfen zu wol-

len. Institutionell unterstützte er die Direktwahl des Parlaments, jedoch solle auf europäischer 

Ebene weiterhin einstimmig entschieden werden, um Frankreich vor einem zu starken Euro-

päischen Parlament zu schützen. Nach wie vor wollte die PS nicht über die Römischen Ver-

träge hinausgehen.
686

 

Die extreme Linke warf den Sozialisten und Kommunisten im Wahlkampf vor, die internatio-

nale Perspektive aus den Augen verloren zu haben. Lutte ouvrière und die Ligue communiste 
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révolutionnaire setzten sich für die Vereinigten Sozialistischen Staaten von Europa ein.
687

 

Von Seiten der liberalkonservativen UDF wurde kritisiert, dass die Wahlen unter nationalen 

Gesichtspunkten interpretiert wurden. So schrieb Michel Pinton von der UDF in einem 

Kommentar für Le Monde im April 1979, dass nach dem Muster der quadrille bipolaire ge-

dacht werde. Aber die Stimmen von UDF und RPR sowie von PS und PCF sollten nicht zu-

sammen gezählt werden, denn es gebe keinen zweiten Wahlgang. Es herrschten andere 

Wahlmuster vor und damit auch eine Chance, über Europa zu reden und nicht über nationale 

Politik.
688

 Mitterrand hingegen sah keinen Grund, die Innen- von der Europapolitik zu tren-

nen. Die Wähler sollten in der Europawahl auch eine Möglichkeit sehen, ihre Unzufriedenheit 

mit der Innenpolitik auszudrücken. Allerdings wies auch er darauf hin, dass es keinen zweiten 

Wahlgang gebe und es aus diesem Grund keinen Sinn mache, im ersten Wahlgang kleine Lis-

ten zu unterstützen, die die fünf Prozent Hürde nicht überschreiten würden.
689

 

FRANKREICH % Sitze 

Union pour la France en Europe (Simone Veil, UDF) 27,61 26 [25] 

Liste socialiste avec la participation des radicaux de gauche (François Mitterrand, PS) 23,53 21 [22]
690

 

Liste présentée par le Parti communiste français (George Marchais, PCF) 20,52 19 

Défense des intérêts de la France en Europe (Jacques Chirac, RPR) 16,31 15 

   

Wahlbeteiligung  60,7 % 

Quelle: Journal Officiel de la République Française  

Mit 27,61 Prozent und 25 Abgeordneten lag die Liste des amtierenden Präsidenten vorn. Die 

anti-europäische Kampagne mit dem Appel de Cochin seines Gegners im rechten Lager, Jac-

ques Chirac, hatte sich nicht bezahlt gemacht. Die Liste erreichte lediglich 16,31 Prozent der 

Stimmen und 15 Sitze. Die Legitimität Giscards wurde damit gegenüber den präsidentiellen 

Ambitionen von Chirac gestärkt. Mit 23,53 Prozent und 22 Abgeordneten erreichten die Sozi-

alisten zwar ein respektables Ergebnis, blieben jedoch hinter den Ergebnissen der Parlaments- 

und Kantonalwahlen von 1978 zurück. Der Anteil der MRG wurde auf etwa 2,1 Prozent ge-

schätzt.
691

 Die Kommunisten erreichten 20,52 Prozent der Stimmen und 19 Mandate. Die ge-

ringe Mobilisierung der Wähler wurde also als eine zentrale Ursache für die fehlenden Stim-

men gesehen. Für Mitterrand bestand die Gefahr, dass seine Führungsrolle parteiintern in Fra-

ge gestellt und über eine mögliche Kandidatur von Michel Rocard spekuliert wurde.
692

 Bei 

                                                 
687  Vgl. o. A. 08.05.1979a 
688  Vgl. Pinton 17.04.1979 
689  Vgl. o. A. 25.05.1979 
690  Der Conseil d‟Etat änderte die Ergebnisse am 22. Oktober 1979, da einige professions de foi als Stimmzettel gezählt wurden, sodass die 

 PS einen Sitz mehr, die UDF einen Sitz weniger bekam. Vgl. Boksenbaum 1984a, S. 83; 116 
691  Vgl. Jean Poperen: Les enseignements du scrutin. In: Le Poing et la Rose, Nr. 82, Juni 1979, S. 4. 
692  Vgl. Martin 2004, S. 13, vgl. auch Laurens 13.06.1979 
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der Bilanzierung der Wahlen ging Jean Poperen auch auf die besondere Rolle der Linken in 

Frankreich ein: 

„Notre difficulté à identifier le combat pour l‟Europe à un combat de gauche tient en-

core au poids d‟un certain héritage idéologique que doit supporter le mouvement socia-

liste en France. Durant des années, le courant dit de la « petite gauche », qui a joué un 

rôle politique mais surtout idéologique appréciable vers les années 60, s‟est, pour 

l‟essentiel, aligné sur l‟analyse communiste de l‟Europe, le présentant comme une en-

treprise de la Droite, entièrement dominée par l‟impérialisme américain. Beaucoup des 

militants ou de sympathisants de l‟actuel Parti socialiste se sont formés dans cet envi-

ronnement idéologique.“
693

 

Der Convention nationale nach den Wahlen am 24. Juni 1979 blieben Mauroy und Rocard 

fern. In ihrer Abwesenheit wurde ein Kommuniqué verabschiedet. Dies forderte, sich anzu-

strengen, um den Aufbau eines alternativen Europas, eines Europas der Arbeiter, als ein Ziel 

der Sozialisten aufzunehmen. Die Existenz eines direkt gewählten Parlaments helfe dabei.
694

 

Mauroy kritisierte hingegen die Kampagne der Partei, die von einem zweideutigen und zöger-

lichen Diskurs getragen worden sei. Dieser habe unter tiefgreifenden Widersprüchen gelitten: 

„Le double langage a dérouté l‟opinion et démobilisé les militants.“
695

  

Insgesamt gaben 37 Prozent der französischen Europaabgeordneten, die 1979 gewählt wur-

den, ihr Mandat im Laufe der ersten Legislaturperiode auf.
696

 François Mitterrand trat sein 

Mandat nie an. Darüber hinaus gaben allein zehn von 15 Abgeordneten der Liste von Jacques 

Chirac im Jahr 1980 ihr Mandat nach dem Rotationsprinzip ab.
697

 Unter Berücksichtigung 

aller gewählten Abgeordneten haben 24 das Europäische Parlament im Laufe der Legislatur-

periode zugunsten eines Ministeramtes verlassen, darunter fünf französische Sozialisten nach 

dem Wahlsieg Mitterrands.
698 Elf Abgeordnete entschieden sich für ein nationales Mandat, 

darunter sechs französische Sozialisten. Zwei Abgeordnete bevorzugten ein lokales Mandat, 

darunter Pierre Mauroy im März 1980. Zu den zwei Abgeordneten, die im Laufe ihres Man-

dats zu Botschaftern ernannt wurden, gehörte 1981 der Sozialist Gilles Martinet. Die hohe 

Fluktuation in der französischen Delegation drückt die relativ geringe Wertschätzung für das 

Mandat eines Europaabgeordneten aus und unterstreicht den nationalen Charakter der ersten 

Europawahlen. Der Vergleich mit allen Abgeordneten des Europäischen Parlaments zeigt 

allerdings, dass es keine französische Besonderheit war. 

                                                 
693  Rapport de Jean Poperen au Comité directeur du 16 juin 1979 sur le bilan des élections européennes. In: Le Poing et la Rose, spécial 

 responsables, Nr. 4, 19. Juni 1979, S. 7-9. 
694  Vgl. Convention nationale du 24 juin 1979, Les communiqués adoptés: Les élections européennes: La crise en France, Le Poing et la 
 Rose, Juli-August 1979, Nr. 83, S. 2-3. 
695  Convention nationale du 24 juin 1979, „Vers un débat approfondi et rigoureux“, Tribune du Courant B, Le Poing et la Rose, Juli-August 

 1979, Nr. 83. 
696  Vgl. Beauvallet 2007, S. 88; vgl. zu der Analyse aller Abgeordneten des Europäischen Parlaments Boksenbaum 1984a, S. 116ff. 
697 Die anti-europäisch eingestellten Gaullisten wollten mit dem Rotationsprinzip die Arbeit des Europäischen Parlaments schwächen, vgl. 

 Marrel, Payre 2006, S. 69 
698  Vgl. zum Folgenden: Boksenbaum 1984a, S. 116ff. 
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4.3.5  Organisation: Proportionale Repräsentation der Strömungen  

Der dominierende Einfluss des CERES in den 1970er Jahren schlug sich auch in den organi-

satorischen Strukturen nieder. Ziel war es, die PS zu einer mitgliederstarken, gut organisierten 

und in der Arbeiterschaft verankerten Partei zu machen. Darüber hinaus sollte der mit Guy 

Mollet verbundene zentralistische Führungsstil beendet und mit der Honoratiorentradition der 

PS gebrochen werden. Aus diesem Grund kehrte die PS am Parteitag von Épinay zu einer 

proportionalen Repräsentation ihrer innerparteilichen Strömungen zurück.
699

  

Bis heute durchzieht das Prinzip der Proportionalität die lokalen Sektionen, die 

departementalen Föderationen und die nationale Führungsebene. Im Vorfeld der nationalen 

Parteitage werden sogenannte Beiträge (contribution) und Anträge (motion) eingereicht. Wo-

hingegen erstere der Debatte dienen, wird über letztere abgestimmt. Die innerparteiliche Wil-

lensbildung erfolgt von der lokalen zur nationalen Ebene.
700

 Anhand der Abstimmungsergeb-

nisse der lokalen, betrieblichen oder universitären Sektionen wird die Anzahl der Delegierten 

für den Parteitag in den Föderationen bestimmt. Abhängig von der Mitgliederzahl der jeweili-

gen Föderationen und der Stimmen für die Anträge werden Delegierte zum nationalen Partei-

tag entsandt.
701

 

Erreicht eine Strömung beim nationalen Parteitag mindestens fünf Prozent der Delegierten-

stimmen, dann wird sie im Verhältnis zu ihrem Stimmgewicht in den Gremien repräsentiert. 

Zu den Gremien auf nationaler Ebene gehören das Direktionskomitee (Comité directeur), das 

alle zwei Monate zusammentritt und das Parlament der Partei bildet. Es wird vom Konvent 

(Convention nationale) kontrolliert, einem kleinen Parteitag, an dem je ein Delegierter aus 

einer Föderation teilnimmt. Das Comité directeur wählt das Exekutivbüro (Bureau exécutif), 

das die Beschlüsse des Comité directeur in wöchentlichen Sitzungen umsetzen soll. Das Bu-

reau exécutif bildet jedoch nicht die Regierung der Partei, denn das eigentliche Machtzentrum 

ist das Nationalsekretariat (Secrétariat national).
702

 Dieses wird nach dem Mehrheitsprinzip 

bestellt. Die proportionale Repräsentation endet somit an der Führungsspitze der Partei. Dies 

gilt als die „entscheidende Bruchstelle“
703

 in der Organisation der PS. 

Der Erste Sekretär Mitterrand nutzte die Möglichkeit, Minderheitenströmungen aus dem Na-

tionalsekretariat auszuschließen, um seine Macht in der Partei zu sichern.
704

 Ferner baute er 

parallel zum Nationalsekretariat einen Beraterstab mit Vertrauten auf, die nur ihm verantwort-

                                                 
699  Die Convention des institutions républicaines hatte 1971 diese Form der Repräsentation zur Bedingung für ihren Beitritt gemacht. Vgl. 

 Stephan 2001, S. 35ff. 
700  Vgl. Murswieck 1999, S. 105 
701  „C‟est au niveau de la section, l‟unité de base du PS, que se joue l‟essentiel du congrès. C‟est en effet dans les sections que se déroulent 

 les étapes les plus importantes pour convaincre les adhérents et établir les réseaux politiques de conquête du pouvoir au sein de 
 l‟appareil. C‟est le courant qui détient le plus de sections, et donc de fédérations, qui l‟emportera.“ Desmeuliers 2005, S. 292 
702  Vgl. Stephan 2001, S. 40 
703  Stephan 2001, S. 42 
704  Vgl. Stephan 2001, S. 40 



Europäisierung politischer Parteien? Optionen und Restriktionen am Beispiel der Parti socialiste von 1971 bis 2005 

120 

lich waren. Entscheidungen, die im Nationalsekretariat in Abwesenheit Mitterrands getroffen 

wurden, konnten von diesem Beraterstab zurückgenommen werden.
705

 Die Mehrheitskoalition 

kontrollierte darüber hinaus die partei-eigene Presse sowie die Finanzen der Partei. Vor allem 

das bis Ende der 1980er Jahre funktionierende System der illegalen Parteienfinanzierung kam 

der Mehrheitskoalition um Mitterrand zugute. 

In den 1970er Jahren wurden die nationalen Führungsinstanzen gestärkt. Dies zeigte sich auch 

an der Nominierung der Kandidaten für die Wahlen.
706

 Die Parteiführung vereinbarte Bünd-

nisse und traf Wahlabsprachen, sie sicherte den einzelnen Strömungen je nach Anteilsstärke 

aussichtsreiche Wahlkreise für ihre Kandidaten zu und ermöglichte verdienten Technokraten 

ohne Parteikarriere Zugang zu einem politischen Mandat oder Amt. Auch wenn die Willens-

bildung von der lokalen zur nationalen Ebene erfolgte, so dominierte bei der Politikformulie-

rung doch die nationale Ebene:  

„Alle Kommissionen, Studiengruppen u.ä., die Einfluß auf die programmatische Ent-

wicklung der Partei nehmen können, konzentrieren sich in Paris, so daß praktisch nur 

Mitglieder der Pariser Region an den theoretisch allen zugänglichen Treffen teilnehmen 

konnten.“
707

 

Die Strömungen (courant) wurden erst 1978 formal anerkannt und durften seitdem eigene 

Mitteilungsblätter verteilen und Sitzungen abhalten, die jedoch allen Mitgliedern offen stehen 

mussten.
708

 Die proportionale Repräsentation der innerparteilichen Strömungen galt als eine 

demokratische Errungenschaft und führte zu einer hohen Integrationsfähigkeit der Partei, 

denn – um die Macht innerhalb der Partei zu erhalten bzw. zu bewahren – mussten Koalitio-

nen aus den jeweiligen Strömungen gebildet werden.
709

 Die Pluralität der Strömungen war für 

die Partei konstituierend.
710

 Jede dieser Strömungen hatte ihre eigene Kultur, Organisation 

und Führungsfigur. Jedes Parteimitglied gehörte erst einer Strömung, dann der Partei an.
711

 

Dies hatte zur Folge, dass ideologische Debatten vermieden wurden, um das innerparteiliche 

Gleichgewicht nicht aufzuheben. Jede Vereinheitlichung wurde in Frage gestellt, wenn eine 

Strömung ihren Einfluss bedroht sah. Aufgrund der Rivalität der Strömungen innerhalb der 

Partei wurden auch Neuzugänge kritisch gesehen, da mit ihnen Mehrheiten verändert werden 

konnten. Angesichts der niedrigen Mitgliederzahlen in den Sektionen war es relativ einfach, 

das Mehrheitsverhältnis durch Neuzugänge „umzudrehen“.
712

 Der vertikale Aufbau der Partei 

wurde somit zunehmend durch die horizontale Struktur der Strömungen überlagert und politi-

                                                 
705  Vgl. Stephan 2001, S. 43 
706  Vgl. Stephan 2001, S. 40 
707  Stephan 2001, S. 43 
708  Vgl. Stephan 2001, S. 39 
709  Vgl. Stephan 2001, S. 55 
710  Vgl. von Schenck 1978, S. 379 
711  Vgl. Portelli 1998, S. 68f. 
712  von Schenck 1978, S. 380ff. 
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sche Inhalte wurden durch die Führungsfiguren und potentiellen présidentiable der Strömun-

gen personalisiert.
713

 

Für die Europäisierung der Partei war die herausragende Rolle der Strömungen ein Hindernis. 

Europapolitische Debatten wurden ausgeklammert, um das Kräftegleichgewicht nicht zu ver-

ändern. Die dominierende Koalition wollte ihre Macht sichern, wozu die Europafrage nicht 

beitragen konnte. Mitterrands Kurswechsel zwischen dem CERES und den rocardiens in 

den 1970er Jahren zeigte die zweitrangige Bedeutung der Europafrage. Diese wirkte nicht 

strukturierend auf die Partei und die Strömungen.  

Auch im Internationalen Sekretariat im Parteivorstand spiegelte sich das innerparteiliche 

Kräfteverhältnis wider. Es wurde zwar mit international ausgewiesenen Experten besetzt, un-

terlag jedoch auch den Kurswechseln auf den Parteitagen. Dem internationalen Sekretär und 

mitterrandiste,
714

 Robert Pontillon, wurde 1973 entsprechend der innerparteilichen Rolle des 

CERES, ein Vertrauter Chevènements zur Seite gestellt. Didier Motchane kümmerte sich um 

die Beziehungen zur Dritten Welt. 1975 wurde Motchane aus der Parteiführung ausgeschlos-

sen und musste das Sekretariat an den mitterrandiste Lionel Jospin übergeben. Erst nach der 

Unterstützung der Kandidatur Mitterrands konnte Motchane 1981 wieder in das Sekretariat 

als Verantwortlicher für kulturelle Fragen einziehen.
715

 Die Einrichtung eines Sekretariats für 

die Beziehungen zur Dritten Welt unterstreicht – unabhängig von der Repräsentation des 

Kräfteverhältnisses – die hohe Bedeutung des Tiersmondisme in der Partei. 

Robert Pontillon sicherte hingegen die Kontinuität in der Europapolitik. Er kümmerte sich seit 

1948 im Parteivorstand der SFIO um die internationalen Beziehungen und stand in Kontakt 

mit nahezu allen Parteiführern der Sozialistischen Internationale.
716

 Auch wenn Pontillon we-

gen seiner pro-europäischen Haltung, seiner als atlantisch angesehenen Position in Verteidi-

gungsfragen sowie seiner Freundschaft mit den Parteiführern der Sozialdemokratie des Nor-

dens den Ruf eines droitier hatte, war seine Erfahrung im internationalen Bereich für Mitter-

rand unersetzlich.
717

  

Jospin war die dritte entscheidende Figur im Internationalen Sekretariat der 1970er Jahre. Mit 

seiner Übernahme des Sekretariats für die Beziehungen zur Dritten Welt waren die Kritiker 

des internationalen Kurses der PS aus der Parteiführung ausgeschlossen.
718

 Jospin war poli-

tisch durch den Antikolonialismus geprägt. Zwar war sein Vater Mitglied der SFIO, jedoch 

                                                 
713  Vgl. Stephan 2001, S. 62 
714  Pontillon unterstützte 1971 beim Parteitag von Épinay im Namen der Vertreter der Convention des institutions républicaines die Wahl 
 von François Mitterrand. 
715  Vgl. auch Portelli 1983, S. 140; vgl. World Biographical Information System Online, Quelle: Henry Coston: Dictionnaire de la politique 

 française. Tome IV. 1982. 
716  Vgl. World Biographical Information System Online, Quellen: Henry Coston: Dictionnaire de la politique française. Tome II 1972, 

 Tome III 1979, Tome IV 1982; Thierry Pfister: Les socialistes. 1977; vgl. auch Pennetier, Maitron 1997 
717  Vgl. World Biographical Information System Online, Quelle: Thierry Pfister: Les socialistes. 1977. 
718  Vgl. Portelli 1983, S. 139f. 
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trat Jospin der SFIO wegen ihrer Haltung zum Algerienkrieg nicht bei, sondern engagierte 

sich unter anderem in der PSU. Erst im Sommer 2001 wurde publik, dass er in den 1960er 

Jahren auch Mitglied einer trotzkistischen Organisation war. Jospin gehörte zu den sogenann-

ten sabras, die der PS erst mit ihrer Neugründung beitraten und sich vor allem durch ihre 

Treue zu Mitterrand auszeichneten.
719

 Als Jospin 1979 von Pontillon die Leitung des Interna-

tionalen Sekretariats übernahm wurden die Beziehungen zur Dritten Welt wieder in das Sek-

retariat integriert. Im Januar 1981 folgte er Mitterrand als Parteivorsitzender nach.
720

 

4.3.6  Transnationales: Differenzen zwischen der Sozialdemokratie in Nord- und  

 Südeuropa 

Die internationalen Beziehungen der sozialdemokratischen Parteien wurden historisch gese-

hen innerhalb der Sozialistischen Internationale organisiert. Mit Verabschiedung der Römi-

schen Verträge wurde 1957 ein Verbindungsbüro der sozialdemokratischen Parteien der EWG 

eingerichtet. Der Hauptakzent der in dem Büro organisierten Parteien lag auf der Stärkung der 

Institutionen, die die Marktmechanismen flankieren sollten. Auch sollte es die Verbindung 

zwischen den sozialdemokratischen Parteien der EWG und der Fraktion in der Europäischen 

Versammlung sicherstellen.
721

 In den 1960er Jahren dominierte die funktionale Methode der 

Integration. Ideologische Debatten und Doktrinen wurden durch das Streben nach der Erfül-

lung notwendiger Funktionen ersetzt. Die Sozialdemokraten der 1960er Jahre verhielten sich 

in erster Linie loyal zum Europäischen Integrationsprozess und übten nur wenig Kritik: 

„Im Nachhinein kann man nur darüber staunen, in welch starkem Maße die Sozialde-

mokraten in den 60er Jahren ihre Kritik an strukturellen Mängeln und Fehlentwicklun-

gen der Gemeinschaft zugunsten der Erwartung in den Hintergrund treten ließen, daß 

die ökonomischen Sachzwänge unaufhaltsam in Richtung auf eine verstärkte Integration 

drängen.“
722

  

Die PS von Épinay grenzte sich von der SFIO und ihrem europapolitischen, antikommunisti-

schen und proatlantischen Kurs ab. Sie war nicht bereit zu einem westlichen, gemäßigten Dis-

kurs beizutragen, da eine Vielzahl der Mitglieder der neu gegründeten PS durch den Antiko-

lonialismus sozialisiert worden war. Das CERES, die Anhänger von Jean Poperen und auch 

einige Anhänger Mitterrands standen dem Verbleib der PS in der Sozialistischen Internationa-

le ablehnend oder gleichgültig gegenüber. Diese wurde in ihren Augen durch die Sozialdemo-

kratie des Nordens dominiert, die das Bündnis der französischen Sozialisten mit den Kommu-

nisten kritisierte.
723

 Die PS betrieb deswegen eine zweigleisige internationale Politik, die be-

                                                 
719  Vgl. Stephan 2001, S. 90 
720  Vgl. World Biographical Information System Online, Quelle: Thierry Pfister: Les socialistes. 1977; Henry Coston: Dictionnaire de la 
 politique française. Tome III 1979, Tome IV 1982. 
721  Vgl. Bossuat 2004, S. 43 
722  Timmermann 1982, S. 88 
723  Vgl. Portelli 1998, S. 103ff. 
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reits anhand der Aufteilung des Sekretariats in Internationales und Beziehungen zur Dritten 

Welt gezeigt wurde. Wohingegen Pontillon die Beziehungen mit der Sozialistischen Internati-

onale pflegte, kümmerte sich Motchane um die „fortschrittlichen und anti-imperialistischen“ 

Bewegungen in Lateinamerika, Afrika und Asien.
724

 

Der Grundkonflikt der Sozialistischen Internationale lässt sich exemplarisch an der deutschen 

Sozialdemokratie und der Parti socialiste zeigen. Die SPD war in den 1970er Jahren in der 

Regierungsverantwortung für ein Land, das ökonomisch immer bedeutender wurde. Sie war 

strukturell gestärkt durch ihre Mitgliederzahl, ihre finanzielle Basis und ihre Organisation und 

pflegte privilegierte Beziehungen zu den Gewerkschaften. Die PS hingegen befand sich in der 

Opposition und war auf den – vor allem europapolitisch – unberechenbaren kommunistischen 

Bündnispartner angewiesen. Ihre organisatorische und finanzielle Basis war schwach, die 

Beziehungen zu den Gewerkschaften nur geringfügig ausgeprägt und die Mitgliederzahl im 

Vergleich noch immer niedrig. Hinzu kamen die intensiven innerparteilichen Auseinanderset-

zungen.
725

 Die Spaltung der Sozialistischen Internationale erfolgte mit anderen Worten in 

einen  „eher konservativ-staatstragend ausgerichteten sozialdemokratischen Flügel Mittel- 

und Nordeuropas und in einen eher systemverändernd-progressiven Flügel Südwesteuro-

pas.“
726

 

Die Spaltung setzte sich auch in dem Bund sozialdemokratischer Parteien der Europäischen 

Gemeinschaft fort, der im April 1974 gegründet worden war und sich als Regionalorganisati-

on der Sozialistischen Internationale verstand. Der Bund hatte zum Ziel, die Direktwahlen 

zum Europäischen Parlament vorzubereiten.
727

 Er war finanziell von der sozialdemokrati-

schen Fraktion in der Europäischen Versammlung abhängig. Im Vergleich mit den großen 

wirtschaftlichen Interessenverbänden waren die politischen Parteien Nachzügler. Erstere hat-

ten sich teilweise schon im Umfeld der Verabschiedung der Römischen Verträge auf europäi-

scher Ebene organisiert. Die Gewerkschaften folgten erst 1973 mit der Gründung des Europä-

ischen Gewerkschaftsbundes.
728 

Mit der Erweiterung der Europäischen Gemeinschaft und des Bundes um die europa-

kritischen linken Parteien Großbritanniens und Dänemarks sowie der ideologischen Neuaus-

richtung der PS verlor der Bund an Kohärenz. Darüber hinaus führten die einsetzende Wirt-

schaftskrise und die steigenden Arbeitslosenzahlen zu unterschiedlichen Reaktionen der Par-

teien innerhalb des Bundes. Auch innerparteiliche Auseinandersetzungen in den 1970er Jah-

                                                 
724  Vgl. Portelli 1983, S. 138f. 
725  Vgl. Kiersch 1979, S. 144 
726  Kiersch 1979, S. 132 
727  Vgl. Timmermann 1982, S. 85; 1976 gründete sich die „Europäische Volkspartei“ (EVP), die aus der „Europäischen Union der  

 Christlichen Demokraten“ hervorgegangen war sowie die „Föderation der Liberalen und Demokratischen Parteien der Europäischen 

 Gemeinschaft“; 1984 gründete sich die „Europäische Koordination der Grünen Parteien“; vgl. Maurer, Mittag 2006, S. 169 
728  Vgl. Brunn 2005, S. 212f. 
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ren trugen zur Entwicklung zentrifugaler Tendenzen bei.
729

 Eine europa-kritische Grundströ-

mung war am stärksten zu beobachten in Großbritannien, Dänemark und Griechenland sowie 

im CERES-Flügel der PS. Sie kritisierten, dass der Gemeinsame Markt zum Feld für die Inte-

ressen der „Großbourgeoisie“ geworden sei und die Organe der Gemeinschaft unter dem 

Deckmantel neutraler, technokratischer Institutionen zu schwach und politisch unfähig seien, 

sich dem Druck des Kapitals zu widersetzen. Diese Interpretation führte sie zu einem Rück-

zug in den Nationalstaat und zu unterschiedlichen Zielen: Die britische Arbeiterpartei ging bis 

zur Forderung nach dem Austritt aus der Europäischen Gemeinschaft. Die griechischen Sozia-

listen setzten sich für einen Sonderstatus Griechenlands ein, während das CERES den Status 

Quo akzeptierte und nationale Transformationskonzepte entwickelte.
730

 

Die südeuropäischen Sozialisten distanzierten sich von den Sozialdemokraten des Nordens 

und trafen sich außerhalb des Bundes. Zentrale Divergenzen bestanden in Fragen der Markt-

wirtschaft, dem institutionellen Ausbau der Europäischen Gemeinschaft und vor allem im 

Verhältnis zu den Kommunisten. Letztere hatten vor dem Hintergrund des Eurokommunis-

mus ihre Bereitschaft erklärt, den Prozess der Europäischen Integration mitzutragen oder – 

wie im Falle der französischen Kommunisten – zumindest nicht zu unterlaufen. Die Sozial-

demokraten des Nordens und vor allem die SPD sprachen sich aus grundsätzlichen Erwägun-

gen gegen eine Kooperation aus. Der Wandel der kommunistischen Parteien sei nur ein takti-

sches Manöver. Sie befürchteten, die Regierungsbeteiligungen der Kommunisten könnten die 

intergouvernementale und supranationale Entscheidungsfindung beeinträchtigen.
731

 

Mitterrand hatte sich bereits im Mai 1975 mit den Führern der südeuropäischen sozialisti-

schen Parteien von Portugal, Spanien, Griechenland, Italien und Belgien getroffen. Er wollte 

sein Modell der Zusammenarbeit mit den Kommunisten als beispielhaft für einen Teil der 

Staaten Europas herausstellen.
732

 Am 24. und 25. Januar 1976 fand eine Konferenz der sozia-

listischen Parteien Südeuropas in Paris statt, bei der Mitterrand noch einmal betonte, dass der 

Sozialismus des Südens eine spezifische Entwicklung erfahren könne.
733

 Das eigene Bewusst-

sein der südeuropäischen Sozialisten hat sich allerdings bis Anfang der 1980er Jahre gewan-

delt. Bei einem Treffen im August 1981 auf Rhodos ging es weniger um die Schärfung eines 

radikalen, sozialistischen Profils als um Abstimmung in Fragen, die die Mittelmeer-Region 

betrafen.
734

  

                                                 
729  Vgl. Timmermann 1982, S. 89 
730  Vgl. Timmermann 1982, S. 91f. 
731  Vgl. Timmermann 1982, S. 94 
732  Vgl. von Schenck 1978, S. 388f. 
733  Vgl. Fondation Jean Jaurès, Boîte 7 EF 79 / 1-7, Dossier 4: Documentation élections européennes 1976-1979 
734  Vgl. Timmermann 1982, S. 95 
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Das Ende des Wirtschaftswachstums in den 1970er Jahren und die steigende Zahl der Arbeits-

losen beeinflussten die Einschätzung des Integrationsprozesses und führten zur Notwendig-

keit, sich auf wirtschafts- und sozialpolitischem Gebiet abzustimmen. Die Prioritäten änderten 

sich in der zweiten Hälfte der 1970er Jahre, und es wurde eine konsequente Wirtschaftspolitik 

mit Strukturmaßnahmen und sozialen Interventionen gefordert. Auf dieser Ebene kam es zur 

Annäherung von SPD und PS, die in einer Reihe bilateraler Gespräche und Arbeitsgruppen 

gemeinsame Konzepte erarbeiteten. Erstmals in der Geschichte beider Parteien wurde 1976 

auf dem Tiefstand ihrer Beziehungen ein Austausch auf bilateraler Ebene in Form von Ar-

beitsgruppen etabliert.
735

  

Auch hatte im Rahmen des Bundes im Vorfeld der Europawahlen 1979 eine Reihe von Fach-

konferenzen zu Wirtschafts- und Sozialfragen stattgefunden. Der Vorsitzende des Bundes 

Robert Pontillon erklärte, dass zur Überraschung der Teilnehmer die Haltungen zu konkreten 

Fragen näher beieinander lägen als ursprünglich vermutet. Auch setzte sich innerhalb der so-

zialdemokratischen Parteien der Europäischen Gemeinschaft die Einsicht durch, dass nationa-

le und regionale Unterschiede anerkannt und zur Voraussetzung der Zusammenarbeit gemacht 

werden sollten. Das galt auch für das Verhältnis zu den Kommunisten.
736

 Es gelang jedoch 

nur, eine politische Erklärung im Juli 1978 und einen Wahlaufruf im Januar 1979 zu verab-

schieden, aber keine gemeinsame Wahlplattform.
737

  

Joop Den Uyl, Nachfolger Pontillons in der Präsidentschaft des Bundes, verfolgte das Ziel, 

dem Bund eine politische Ausrichtung zu geben und die unterschiedlichen Meinungen zu-

sammenzuführen. Lionel Jospin wollte hingegen 1980 einen zu großen Handlungsspielraum 

des Bundes verhindern. So sollte Den Uyl nicht im Namen des Bundes den europäischen In-

stitutionen einen Aktionsplan zur Beschäftigung in der Welt vorlegen.
738

 Die Einschätzung 

des Föderalisten Carl J. Friedrich, nach der die Kooperation unter politischen Parteien ein 

wichtiger Wegbereiter für den Integrationsprozess sei, trifft auf die 1970er Jahre nicht zu. Die 

nationalen Zwänge überlagerten die europäischen Opportunitätsstrukturen, auch wenn es zur 

Annäherung mit den Sozialdemokraten des Nordens kam. Heinz Timmermann kommt in sei-

ner Analyse zu dem Schluss, dass die europäische Diskussion unter den Sozialdemokraten 

dazu beigetragen habe, bestimmte Parteien wie insbesondere die französischen und italieni-

schen Sozialisten in pro-europäischer Richtung zu beeinflussen. Jedoch blieben die sozialde-

                                                 
735  Vgl. Timmermann 1982, S. 96f; vgl. auch die Analyse bei Wielgoß zu den „Kommunikationsversuche[n] als  
  Krisenbekämpfungsmittel“, Wielgoß 2002, S. 164ff. 
736  Vgl. Timmermann 1982, S. 97ff. 
737  Vgl. Moschonas 2005, S. 531, vgl. auch Timmermann 1982, S. 95: Den französischen Bedenken wurde in diesen Dokumenten  
 Rechnung getragen: Jede weitere Übertragung von Kompetenzen auf EG-Organe sollte der Zustimmung nationaler Parlamente und 

 Regierungen unterliegen sowie die Erweiterung der Europäischen Gemeinschaft von Übergangsfristen und -bestimmungen abhängig 

 gemacht werden. 
738  Vgl. Bossuat 2004, S. 45 
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mokratischen Parteien in der Europäischen Gemeinschaft auf die nationalen Systeme fixiert 

und achteten auch im Rahmen des Bundes und der Fraktion im Europäischen Parlament auf 

ihre Autonomie. Solange sie Konflikte durch Ausklammerung regelten blieb der Handlungs-

spielraum laut Timmermann für eine gemeinsame Politik auf europäischer Ebene außeror-

dentlich gering.
739

   

„Non seulement les socialistes n‟ont pas su diriger le processus de construction de la 

Communauté européenne mais ils ont donné d‟eux-mêmes, notamment pendant les an-

nées 1970, l‟image d‟une famille politique divisée et à engagement « européiste » incer-

tain.“
740

 

4.3.7  Fazit: Europa zwischen nationaler Bündnisstrategie und Sozialismus  

Den Übergang von der SFIO zur PS von Épinay führte zu einem kritischeren Umgang mit 

Europa. Die an Bedingungen geknüpfte Zustimmung zum Europäischen Integrationsprozess, 

das sogenannte „Ja, aber“, wurde zur Grundlage der europapolitischen Leitlinie der PS. Der 

Sonderparteitag der PS in Bagnolet stellte 1973 klar, dass der Europäische Integrationsprozess 

nicht den nationalen Handlungsspielraum einschränken durfte. Mitterrand hatte jedoch mit 

seinem Rücktritt gedroht, wenn nicht ein grundsätzlich loyales Bekenntnis zur Europäischen 

Integration aufrecht erhalten würde. Die sogenannte Strategie der Mitsprache (voice), die eine 

sozialistische Neuausrichtung des Integrationsprozesses forderte, ließ er parallel gewähren. 

Einen Ausstieg (exit) aus dem Integrationsprozess verlangte allerdings selbst das CERES 

nicht. In der Folge wurden die Aussagen des Parteitags von Bagnolet nicht mehr in Frage ge-

stellt, da die Parteiführung das Konfliktpotential erkannt hatte.
741

  

Nach außen nahm die Partei eine grundsätzlich pro-europäische Rolle ein, die sozial er-

wünscht und zur Fortsetzung des Integrationsprozesses notwendig war. Die innerparteiliche 

Debatte über die Direktwahl des Europäischen Parlaments zeigt das loyale Bekenntnis der 

Sozialisten zum Europäischen Integrationsprozess. Sie hätten auch gegen die Kommunisten 

für die Direktwahl gestimmt. In Anlehnung an Checkels Überlegungen zur europäischen So-

zialisation kann man von dem Mechanismus des „role playing“ sprechen. Das Innenleben der 

Partei war jedoch wesentlich komplizierter als die Fassade, die sie nach außen aufrecht er-

hielt.
742

  

Das Konfliktpotential der Europapolitik existierte sowohl inner- als auch zwischenparteilich. 

Innerparteilich repräsentierte vor allem das CERES eine Gefahr für die europapolitische Ge-

schlossenheit. Die Entstehung dieser europa-kritischen Strömung stellt jedoch keinen direkten 

Effekt der Europäisierung dar, da die Identität des CERES auf einer Mischung aus Marxismus 

                                                 
739  Vgl. Timmermann 1982, S. 109f. 
740  Moschonas 2005, S. 531 
741  Vgl. Rüther – Maurice Braud 17.03.2006 
742  Vgl. Rüther – Gérard Fuchs 13.03.2006 
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und Gaullismus und nicht auf der Europakritik beruhte. Europapolitische Positionen – ob kri-

tisch oder befürwortend – waren gerade für die Strömungen der PS nie strukturierend.
743

 An-

geregt durch den Antikolonialismus und die Dritte-Welt-Debatte innerhalb der PS fanden die 

Thesen des CERES in der ganzen Partei Gehör und erreichten auch in den Medien sowie in 

akademischen Kreisen große Aufmerksamkeit.
744

 Mit der kritischen Haltung gegenüber Euro-

pa war beim CERES auch eine Kritik am amerikanischen Imperialismus verbunden, als des-

sen Verbündeter Deutschland galt. Die institutionelle Entwicklung spielte in der Europakon-

zeption des CERES nur eine untergeordnete Rolle. Im Vordergrund standen die politischen 

Inhalte – vor allem die industrielle Entwicklung und die Unabhängigkeit Frankreichs.
745

 Die 

offizielle Anerkennung der Strömungen und die Präsidentialisierung der Partei trugen maß-

geblich zur Abhängigkeit der Europapolitik von innerparteilichen Auseinandersetzungen bei. 

Eine offene ideologische Debatte hätte das bei den Parteitagen hergestellte funktionale 

Gleichgewicht ins Wanken bringen können.  

Dieser innerparteiliche Erklärungsfaktor für die Europapolitik wurde durch das Bündnis mit 

den Kommunisten noch verstärkt. Im Rahmen des gemeinsamen Regierungsprogramms konn-

te nur ein europapolitischer Minimalkonsens gefunden werden. Darüber hinaus führte die 

Stärke der Kommunisten dazu, dass die PS ihre Programmatik radikalisierte, um Wähler-

stimmen von den Kommunisten abzuwerben. Schließlich machte sich auch das CERES im-

mer wieder zum Sprachrohr der Kommunisten und nutzte den Druck außerhalb der Partei, um 

seine Position innerhalb der Partei zu verbessern.
746

 Das Referendum über die Norderweite-

rung der Europäischen Gemeinschaft 1972 machte das Dilemma der Sozialisten deutlich. Sie 

wollte weder Ja, noch Nein sagen – das „Ja, aber“ drückte sich dieses Mal in dem Aufruf zur 

Wahlenthaltung aus.  

Die sozialdemokratisch orientierten Politiker Pierre Mauroy und Michel Rocard zählten zu 

den Kritikern dieser an inner- und zwischenparteilichen Konflikten ausgerichteten Europapo-

litik. Anstelle der Doppelzüngigkeit (double langage) forderten sie die Sozialisten zu einem 

klaren europapolitischen Bekenntnis auf. Welche Kosten und welcher Nutzen waren für die 

Sozialisten in den 1970er Jahren mit einer normativen Europäisierung verbunden? Das primä-

re Ziel der Regierungsfähigkeit und die Präsidentschaftskandidatur Mitterrands wären in Ge-

fahr gewesen. Mitterrands Strategie beruhte gerade auf dem Bündnis mit dem europa-

kritischen CERES sowie mit den Kommunisten. Die Situation der Krise Ende der 1960er und 

Anfang der 1970er Jahre wurde mit einer bewussten Abkehr von einer europäisierten SFIO, 

                                                 
743  Vgl. Rüther – Gérard Fuchs 13.03.2006 
744  Vgl. Bell, Criddle 1994, S. 124 
745  Vgl. Lemaire-Prosche 1990, S. 157ff. 
746  Vgl. Bell, Criddle 1994, S. 125 
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deren Politik als zu wenig sozialistisch beurteilt wurde, gelöst. Die inner- und zwischenpartei-

lichen Bündnisse gingen zwar auf Kosten der europapolitischen Debatte, die ausgeklammert 

wurde, brachten jedoch den Nutzen des Wahlerfolgs mit sich. Der kurze europapolitische 

Realismusschub in Nantes unter Einfluss von Michel Rocard wurde 1979 gestoppt, da Mitter-

rand seine Präsidentschaftskandidatur gefährdet sah.  

Die Sozialisten waren allerdings beunruhigt, weil es ihnen anlässlich der Europawahlen nicht 

gelungen war, ihre potentielle Wählerschaft zu mobilisieren. Jean Poperen führte dies darauf 

zurück, dass das ideologische Klima den europa-kritischen Kommunisten und den in den lin-

ken Bewegungen der 1960er Jahre entwickelten Ideen förderlich war. Den Sozialisten sei es 

nicht gelungen, ihrer Europapolitik ausreichend linke Akzente zu verleihen. Die Sozialisten 

bemühten sich also um eine Lesart der Europapolitik entlang der politischen Rechts-Links-

Achse. Die Ergebnisse der Europawahlen zeigen, dass die Kommunisten ihre Rolle als Pro-

testpartei wahren konnten. Kleinere Parteien, die sich als Anti-Kartellparteien hätten profilie-

ren können, zogen nicht in das Europäische Parlament ein. Europa-kritische Stimmen wurden 

sowohl im rechten als auch im linken Lager von potentiellen Regierungsparteien – der PCF 

und der RPR – vertreten. 

Bei der Suche nach moralischen Unternehmern, die eine Europäisierung der Partei hätten för-

dern können, kann beispielhaft auf François Mitterrand und Robert Pontillon verwiesen wer-

den. Mitterrands Drohung mit seinem Rücktritt vom Parteivorsitz sowie Pontillons politisches 

Wirken zeigen ihre grundsätzlich pro-europäische Haltung. Mitterrand musste jedoch seinen 

Führungsanspruch in der Partei in den 1970er Jahren erst durchsetzen und vereinte die mitter-

randistes nicht auf der Basis eines politischen Bekenntnisses, sondern seiner persönlichen 

Ambitionen. Pontillon hingegen wirkte auf europäischer Ebene an einer in Ansätzen zu er-

kennenden Europäisierung mit – vor allem in der zweiten Hälfte der 1970er Jahre. Jedoch 

wurde sein Handlungsspielraum durch die beschriebenen inner- und zwischenparteilichen 

Restriktionen eingeschränkt. Seine Charakterisierung als droitier deutet darauf hin, dass er 

nicht in der Position war, die Mehrheit der Partei hinter sich zu vereinen. Weder Mitterrand 

noch Pontillon konnten also als moralische Unternehmer in der Partei wirken. 
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4.4  Europäisierung und die Bewahrung sozialistischer Identität von 1981 

 bis 1984 

4.4.1  Parteipolitik: Das Experiment des socialisme à la française  

Der Zeitraum von 1981 bis 1984 ist durch den socialisme à la française und sein Scheitern 

geprägt. Getragen von der vague rose, dem Wahlerfolg der Sozialisten bei den Präsident-

schafts- und Parlamentswahlen, setzten die Sozialisten zentrale politische Ideen aus der Op-

positionszeit um: die Verstaatlichungen im Wirtschaftssektor, eine nachfrageorientierte Wirt-

schaftspolitik sowie die Dezentralisierung des Staates. Die Jahre von 1981 bis 1984 können 

als ein entscheidender Moment in der Geschichte des französischen Sozialismus betrachtet 

werden. Sie veränderten nicht nur die politischen Ideale der Partei, sondern auch ihre Rolle.
747

 

Die Regierungszeit kann für den hier untersuchten Zeitraum in drei Phasen eingeteilt werden: 

erstens die Umsetzung der Reformen von Mai 1981 bis Juni 1982, zweitens die Reformpause 

und Sparpolitik von Juni 1982 bis März 1983 und drittens die rigorose Sparpolitik von März 

1983 bis Juli 1984.
748

  

Die Reformvorhaben der ersten Phase bis Juni 1982 waren durch eine keynesianische Wirt-

schaftspolitik und die Verstaatlichung der größten Industriekonzerne und Banken des Landes 

geprägt. Die Kaufkraft sollte durch eine nachfrageorientierte Umverteilungspolitik gesteigert 

und der Mindestlohn, die Renten und Beihilfen erhöht werden. Während Geringverdiener 

durch die Wirtschafts- und Sozialpolitik begünstigt und Arbeitnehmerrechte gestärkt wurden, 

mussten Besserverdienende und Unternehmer mehr Abgaben leisten. Das Gesetz über die 

Verstaatlichungen war das Herzstück der Regierungspolitik. Im westeuropäischen Vergleich 

stellten die Verstaatlichungen einen „beispiellosen Akt strategisch geplanter, sozialistischer 

Wirtschaftspolitik“
749

 dar. Nach Österreich wurde der verstaatlichte Sektor Frankreichs zum 

zweitgrößten in Europa. Im Gegensatz zu Österreich, wo die Verstaatlichungen nach dem 

Zweiten Weltkrieg von einer großen Koalition getragen wurden, setzten die französischen 

Sozialisten ihre Politik gegen den Widerstand der Opposition und ein zunehmend neoliberales 

Klima zu Beginn der 1980er Jahre durch.
750

 Diese neoliberale Wende ging von den USA und 

den sogenannten reagonomics aus, die auch die Wirtschaftspolitik in Großbritannien und 

Deutschland beeinflussten.
751

  

                                                 
747  Vgl. Bergounioux 2001, S. 691 
748  Vgl. Stephan 2001, S. 73f.; vgl. Schäfer 1989, S. 120f. 
749  Merkel 1993, S. 260 
750  Vgl. Merkel 1993, S. 260; vgl. zu den Kontroversen um das Gesetz zu den Verstaatlichungen Schäfer 1989, S. 124ff.; vgl. zu den 

 Verstaatlichungen auch Margairaz 2001 
751  Vgl. Uterwedde 2005, S. 178; vgl. Stephan 2001, S. 75, vgl. Guérot 1996, S. 322  
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Neben dem Gesetz zur Verstaatlichung wurde das Gesetz zur Dezentralisierung zum zweiten 

entscheidenden Reformprojekt, das am 2. März 1982 in Kraft trat. Die exekutiven Funktionen 

des Präfekten gingen auf den gewählten Präsidenten des conseil général über und die Regio-

nen erhielten neben den Gemeinden und Departements den Status einer Gebietskörperschaft. 

Damit wurde ein wichtiges Anliegen Mitterrands sowie der PS umgesetzt. Von hoher Bedeu-

tung für die Sozialisten waren ferner die Abschaffung des Staatssicherheitsgerichtshofs im 

August und der Todesstrafe im Oktober 1981.
752

  

Die zweite Phase der Reformpause und Sparpolitik von Juni 1982 bis März 1983 hatte sich 

bereits Ende 1981 angekündigt. Im Dezember 1981 hatte Wirtschaftsminister Jacques Delors 

eine Pause der Reformen gefordert, um die Unsicherheit der Unternehmer nicht zu vergrö-

ßern, was jedoch von Premierminister Pierre Mauroy zunächst abgelehnt wurde. Ein wach-

sendes Außenhandelsdefizit (50,6 Milliarden Francs 1981 zu 93,3 Milliarden Francs 1982)
753

 

sowie die zunehmende Schwäche des Francs führten im Juni 1982 schließlich innerhalb von 

neun Monaten zu einer zweiten Abwertung des Francs im Europäischen Währungssystem.
754

 

Die französische Regierung konnte den Francs nicht unbegrenzt weiter abwerten, da dieser 

im Europäischen Währungssystem nicht frei schwanken durfte. Eine Weiterführung der sozia-

listischen Wirtschaftspolitik hätte den Austritt aus dem Europäischen Währungssystem be-

deutet.  

Die Bekämpfung der Inflation wurde zum obersten Ziel, das durch die Sparpolitik erreicht 

werden sollte. Dieser plan de rigueur wurde sowohl von der Parteibasis, von lokalen Funkti-

onsträgern, den Gewerkschaften als auch dem Koalitionspartner kritisiert. Die kommunisti-

sche Partei machte mit fünf Millionen Flugblättern gegen die Sparpolitik mobil. Premiermi-

nister Mauroy musste in der Nationalversammlung die Zustimmung zum Gesetz mit der Ver-

trauensfrage erzwingen. Im Hinblick auf die Kommunalwahlen im Frühjahr 1983 forderten 

Partei und Fraktion, die finanziellen Hilfen für Unternehmer durch neue Rechte der Arbeit-

nehmer auszugleichen. Neben den Verstaatlichungen und der Dezentralisierung wurden die 

nach dem Arbeitsminister benannten Auroux-Gesetze zum weiteren Eckpfeiler der Regie-

rungspolitik und bis Dezember 1982 verabschiedet. Sie stärkten die Arbeitnehmerrechte so-

wie die Verhandlungsmöglichkeiten in Betrieben.
755

 

Dem ersten Sparplan sowie der Bekämpfung der Inflation folgte die Erkenntnis, dass Frank-

reich als Mitgliedsstaat der Europäischen Gemeinschaft und des Europäischen Währungssys-

                                                 
752  Vgl. Schäfer 1989, S. 33ff., vgl. zur Bilanz der ersten Regierungsphase Schäfer 1989, S. 140f. 
753  Vgl. Guérot 1996, S. 322 
754  Bei den Verhandlungen der Finanzminister im Rahmen des EWS in Brüssel wurde gleichzeitig die Aufwertung der D-Mark ‚ 
 beschlossen. Der Franc verlor gegenüber der D-Mark 9,6 Prozent an Wert. Mauroy betonte im Hinblick auf Spekulationen in der  

 Öffentlichkeit, dass die französische Regierung und der Staatspräsident vom Verlauf der Verhandlungen in Brüssel keineswegs  

 überrascht worden seien und nun überstürzt gehandelt hätten. Vgl. Schäfer 1989, S. 141 
755  Vgl. Schäfer 1989, S. 141ff.; vgl. Stephan 2001, S. 76 
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tems seine Wirtschaftspolitik nicht losgelöst von seinen europäischen Nachbarn gestalten 

konnte.
756

 Als sich im Februar 1983 die dritte Abwertung des Francs abzeichnete, wurden 

vermehrt Stimmen nach dem Rückzug Frankreichs aus dem Europäischen Währungssystem 

laut. Mauroy hatte eine weitere Abwertung von sich gewiesen, jedoch beschloss der Minister-

rat in Brüssel, der vom 19. bis zum 21. März 1983 tagte, die neuerliche Abwertung.
757

 Der 

französische Staatspräsident und die französische Regierung standen vor der Entscheidung, 

ihre Politik nachhaltig zu verändern oder das Europäische Währungssystem zu verlassen, was 

eine politische Isolierung Frankreichs bedeutet hätte. Mitterrand entschied sich im März 1983 

für eine grundlegende Kehrtwende. Diese Kehrtwende gilt als historisch, da sie einen nach-

haltigen Paradigmenwechsel gegenüber der seit 1958 praktizierten etatistischen Wirtschafts-

politik bedeutete. In der Folge trugen alle Regierungen der Linken und Rechten diese Wende 

mit.
758 

 

Die Kehrtwende eröffnete die dritte Phase der Regierungszeit mit der rigorosen Sparpolitik 

(austérité) von März 1983 bis Juli 1984. Am 22. März erklärte Mauroy den Rücktritt seiner 

Regierung, die er jedoch kurz darauf neu bildete. Die Wirtschafts- und Sozialpolitik wurde zu 

einem besonderen Anliegen Mitterrands. So wurden die entsprechenden Ministerien von Jac-

ques Delors und Pierre Bérégovoy mit der Kabinettsumbildung zu Superministerien aufge-

wertet. Pierre Mauroy verlor hingegen an Einfluss und Vertrauen.
759

 Er rechtfertigte die poli-

tique d’austérité mit der anhaltenden Krise und der Wirtschaftspolitik der Nachbarländer, die 

die Politik der Regierung in ihre dritte Phase geführt habe. Chevènement und das CERES 

warfen ihm vor, dass er die Sparpolitik nicht mehr als ein befristetes Zwischenspiel betrachte, 

sondern zur Grundlage der Politik mache. Innerhalb der Partei geriet das CERES jedoch zu-

nehmend in die Isolation, da die Partei die Regierung und Mitterrand unterstützen wollte.  

Das Abrücken vom Bild eines Etat producteur stellte jedoch innerhalb der PS einen zentralen 

Bestandteil ihres Programms und ihrer Identität in Frage. Die Identitätskrise wurde 1983 und 

1984 durch die Schulpolitik noch verschärft: Das Gesetz zum Status der Privatschulen sollte 

ein großes Vorhaben der Sozialisten verwirklichen und eine laizistische und öffentliche 

Schulbildung garantieren. Im Oktober 1983 begannen die Auseinandersetzungen um das Pro-

                                                 
756  Auf dem 12. Kongress der Europäischen Sozialistischen Parteien im November 1982 in Paris wurde der französischen Regierung eine 

 protektionistische Wirtschaftspolitik vorgeworfen, vgl. Schäfer 1989, S. 143; 151f. 
757  Durch die gleichzeitige Aufwertung der D-Mark verlor der Franc gegenüber der Mark acht Prozent an Wert, vgl. Schäfer 1989, S. 164 
758  Vgl. Uterwedde 2005, S. 178f, siehe auch die tabellarische Übersicht zu den bisherigen und den neuen Grundorientierungen der  

 französischen Wirtschaftspolitik ab 1983. Merkel nennt vier Erklärungsfaktoren für das Ende der keynesianischen Wirtschaftspolitik: So 
 hätten wirtschaftliche Akteure erstens Lernprozesse durchlaufen, die den Verhaltensannahmen der keynesianistischen Theorie wider

 sprachen. Beispielsweise kalkulierten Akteure konjunkturbelebende Maßnahmen des Staates direkt ein und reduzierten ihre eigenen 

 Bemühungen. Zweitens zeigten keynesianische Maßnahmen bei einer Kombination von steigender Arbeitslosigkeit, hohen  
 Inflationsraten und stagnierendem Wachstum nicht die beabsichtigte Wirkung. Drittens warf die rapide Internationalisierung der  

 Kapital- und Gütermärkte Probleme für eine nationale keynesianische Strategie in einem Land auf. Viertens schränkte die  

 Hochzinspolitik der führenden Wirtschaftsmächte schließlich die nationale Zinssouveränität ein. Vgl. Merkel 1993, S. 21ff. 
759  Vgl. Stephan 2001, S. 78; vgl. Schäfer 1989, S. 164ff. 
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jekt und es folgte „die wohl härteste und folgenschwerste Auseinandersetzung der gesamten 

fünfjährigen Regierungszeit der Sozialisten“.
760

 Diese hatten mit dem Rückzug des Gesetzes 

eine doppelte Identitätskrise zu bewältigen: Der in den 1970er Jahren neu formulierte Glaube 

an die Verstaatlichungen als Motor für Wachstum, Beschäftigung und soziale Gerechtigkeit 

sowie der Wille, einen geeinten öffentlichen Schuldienst zu schaffen, wurden unwiderruflich 

in Frage gestellt.
761

  

Nach dem Scheitern des Privatschulgesetzes und der Niederlage bei den Europawahlen im 

Juni 1984 trat die Regierung Mauroy am 17. Juli 1984 zurück. Mit dem Rückzug Mauroys 

schieden auch die Kommunisten aus der Regierung aus. Laurent Fabius, der neue Premiermi-

nister und enge Vertraute Mitterrands, verhandelte zwar mit der PCF über eine Regierungsbe-

teiligung, jedoch lehnten die Kommunisten ab. In der Folge entzogen sie der Regierung von 

Fabius die parlamentarische Unterstützung, sodass diese sowohl von rechts als auch von links 

angegriffen wurde.
762

 Das Ende des sozialistischen Experiments in Frankreich und der darauf 

folgende wirtschaftstheoretische Paradigmenwechsel trug entscheidend zu der Debatte um das 

„Ende des sozialdemokratischen Jahrhunderts“ bei.
763

 

4.4.2  Europapolitik: Pragmatischer Politikansatz bis zur Kehrtwende 1983/84 

Die französische Europapolitik spielte bis zur französischen Ratspräsidentschaft in der Euro-

päischen Gemeinschaft in der ersten Jahreshälfte 1984 gegenüber den sozialistischen Refor-

men nur eine untergeordnete Rolle. Die französische Bevölkerung erwartete von der sozialis-

tischen Regierung innenpolitische Erfolge in der Wirtschafts- und Sozialpolitik, die Europäi-

sche Integration war kein zentrales Anliegen. Wenn internationale Themen in den ersten Jah-

ren der Amtszeit Mitterrands eine Rolle spielten, dann vor allem in Bezug auf die Dritte Welt, 

wie bei Mitterrands Rede in Cancun im Oktober 1981, oder auf den Nahen Osten, wie bei 

seiner Rede in der Knesset im März 1982. Die Europäische Integration hingegen war in den 

beginnenden 1980er Jahren durch die sogenannte Eurosklerose und durch einen allgemeinen 

Europa-Pessimismus blockiert. Die Reform der gemeinsamen Agrarpolitik sowie die briti-

schen Beitragszahlungen harrten weiter einer Klärung. Der erste Diskurs Mitterrands, der ne-

ben seiner Unterstützung zur Stationierung der Euromissiles im Rahmen des Nato-

Doppelbeschlusses seine europapolitische Vision verdeutlichte, war die Rede vor dem deut-

schen Bundestag im Januar 1983.
764

 

                                                 
760  Schäfer 1989, S. 179 
761  Vgl. Bergounioux, Grunberg 2005, S. 331f. 
762  Vgl. Schäfer 1989, S. 196f. 
763  Vgl. Merkel et al. 2006, S. 17 
764  Vgl. Saunier 2003, S. 444, vgl. Du Réau 2001, S. 290 
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Zwar legte die Regierung bereits im Oktober 1981 ein europapolitisches Memorandum vor 

und zeigte durchaus „beste Absichten“,
765

 jedoch fand diese Initiative wenig Beachtung und 

lief dem Zeitgeist zuwider. Erstmalig stellte Mitterrand sein Projekt eines europäischen Sozi-

alraums vor, für das er später beanspruchte, es aus der Taufe gehoben zu haben.
766

 Auch un-

terbreitete er Vorschläge für neue zu vergemeinschaftende Politikfelder im Energie-, Techno-

logie- und Industriebereich. Zur Industriepolitik legte die französische Regierung im Septem-

ber 1983 ein zweites Memorandum vor. Darüber hinaus schlug sie eine stärkere Hinwendung 

der Europäischen Gemeinschaft zur Dritten Welt vor. Den Großteil ihres politischen Gestal-

tungswillens konzentrierten Partei und Regierung jedoch auf eine Reform der Gemeinsamen 

Agrarpolitik.
767

 

Premierminister Pierre Mauroy wollte mit der Europapolitik der Vorgängerregierungen bre-

chen und wählte eine pragmatische Strategie. Es sollten konkrete, kleine Schritte unternom-

men und die wirtschaftlich-soziale Dimension der Gemeinschaft gestärkt werden. Gegenüber 

einer Aufwertung der gemeinschaftlichen Institutionen blieben die Sozialisten skeptisch. Mit-

terrand erklärte, dass Frankreich sich nicht zu sehr auf das Abenteuer der Europäischen Uni-

on, wie sie die Genscher-Colombo-Initiative vorsah, einlassen sollte.
768

 Diese Initiative, die in 

der Phase der französischen Abwesenheit auf der europapolitischen Bühne vom deutschen 

Außenminister Hans-Dietrich Genscher mit seinem italienischen Kollegen Emilio Colombo 

im Oktober 1981 vorgebracht wurde, sah  die Einführung von Mehrheitsentscheidungen im 

Rat vor und wurde zur Verhandlungsgrundlage für die „Feierliche Deklaration zur Europäi-

schen Union“, die der Europäische Rat in Stuttgart im Juni 1983 verabschiedete. 

Die europapolitischen Vorschläge der Sozialisten standen in einem „krassen Widerspruch zur 

europäischen Orthodoxie jener Zeit, die ganz auf (neoliberaler) Marktschaffung ausgerichtet 

war.“
769

 Selbst der Europastaatsminister Chandernagor erklärte im Februar 1982, dass die 

Franzosen angesehen würden wie Luftikusse (hurluberlus) und ein Europäischer Sozialraum 

wie Sand in den Augen (poudre aux yeux) wahrgenommen werde.
770

 Erst mit der Politikwen-

de im März 1983 kam es zu einer weitreichenden Wiederbelebung der europäischen Idee, die 

nicht mehr nur die wirtschaftlich-soziale, sondern auch die politische Dimension umfasste.
771

 

Das Scheitern der sozialistischen Wirtschaftspolitik im März 1983 hatte somit auch Rückwir-

                                                 
765  Lemaire-Prosche 1990, S. 78 
766  „François Mitterrand liked to claim paternity of the idea of ,social Europe‟, which he launched in 1981.“Milner 2005, S. 105 
767  Vgl. Guérot 1996, S. 303ff.; Die von den französischen Sozialisten als neoliberal kritisierte Europäische Gemeinschaft  ist gerade im 
 Agrarbereich protektionistisch und ist zu einem Entwicklungshemmnis in Afrika geworden: „Es nicht besonders nachvollziehbar und 

 unter normativen Gesichtspunkten absolut unverständlich, dass die Europäische Union durch ihren Agrarprotektionismus in Afrika 

 höheren Schaden anrichtet als sie durch ihre Entwicklungshilfe auch nur entfernt ausgleichen könnte.“ Reese-Schäfer 2007, S. 200 
768  Vgl. Lemaire-Prosche 1990, S. 79 
769  Müller-Brandeck-Bocquet 2004, S. 60 
770  Vgl. Lemaire-Prosche 1990, S. 79 
771  Vgl. Lemaire-Prosche 1990, S. 82 
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kungen auf die Europapolitik. Die Prioritätensetzung der französischen Sozialisten wurde 

anhand der Frage des Verbleibs im Europäischen Währungssystem auf die Probe gestellt und 

zugunsten Europas entschieden.  

Die Kehrtwende vom März 1983 führte auch zu neuen Akzenten in der Europapolitik Mitter-

rands. Zunächst blieb Mitterrand jedoch zurückhaltend. Die Erklärung zur Europäischen Uni-

on im Juni 1983 trug er zwar mit, aber die vorgeschlagene Einführung von Mehrheitsent-

scheidungen im Rat beurteilte er weiterhin skeptisch.
772

 Das folgende Gipfeltreffen von Athen 

im Dezember 1983 blieb ergebnislos. Innerhalb der sozialistischen Partei setzte sich die Ein-

sicht durch, dass sie nun selbst aktiv werden müsse, um Europa für die Verwirklichung der 

eigenen Ziele zu nutzen.
773

  

Im ersten Halbjahr 1984 übernahm Frankreich die Ratspräsidentschaft der Europäischen Ge-

meinschaft. Für Mitterrand war dies der Anlass, seine europapolitischen Ambitionen zu ver-

deutlichen und dem deutsch-französischen Motor neue Impulse zu geben. Damit waren ver-

schiedene Ziele verbunden. Mitterrand wollte außenpolitisch die Erfolge erzielen, die den 

Sozialisten innenpolitisch verwehrt blieben. Er befand sich 1984 auf einem Tiefstand seiner 

Popularität und hoffte, über die Europapolitik sein präsidiales Image aufwerten zu können. 

Die europapolitischen Initiativen sollten gleichzeitig die Modernisierung der französischen 

Wirtschaft vorantreiben und auf diese Art und Weise auch Wähler der politischen Mitte an-

sprechen. Schließlich konnten mithilfe einer aktiven Europapolitik auch die incertitudes 

allemandes aufgefangen werden. Die pazifistische Bewegung, die in Deutschland im Rahmen 

des Nato-Doppelbeschlusses entstanden war, hatte in Frankreich die Sorge vor einem Abdrif-

ten der Bundesrepublik in neutralistische Tendenzen aufkommen lassen.
774

 

Bereits im Januar 1983 gab es anlässlich der Feiern zum 20. Jahrestag des Elysée-Vertrags 

sowie anlässlich Mitterrands viel beachteter Rede vor dem deutschen Bundestag Anzeichen, 

dass Mitterrand und der deutsche Bundeskanzler Helmut Kohl zu den privilegierten deutsch-

französischen Beziehungen zurückkehren würden. Diese deutsch-französische Clearing-

Funktion, der Ausgleich zwischen deutschen und französischen Interessen, die die supranati-

onalen und intergouvernementalen Eckpunkte im Integrationsprozess verkörperten, beein-

flusste maßgeblich Mitterrands folgende Europapolitik.
775

 Seine Rede vor dem Europäischen 

Parlament im Mai 1984 machte seine neuen europapolitischen Ambitionen deutlich. Obwohl 

die französischen Sozialisten im Europäischen Parlament zuvor die Stuttgarter Erklärung und 

den Spinelli-Entwurf, mit dem auch das Europäische Parlament die Gründung einer Europäi-

                                                 
772  Vgl. Müller-Brandeck-Bocquet 2004, S. 65ff. 
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775  Vgl. Müller-Brandeck-Bocquet 2004, S. 67f. 



Europäisierung politischer Parteien? Optionen und Restriktionen am Beispiel der Parti socialiste von 1971 bis 2005 

135 

schen Union vorschlug, abgelehnt hatten, bekannte sich Mitterrand zu beiden Dokumenten 

und rückte damit von seiner eigenen Position des Stuttgarter Gipfels ab. Bemerkenswert war 

besonders Mitterrands Befürwortung von Mehrheitsentscheidungen im Rat. Er signalisierte, 

dass er im Gegensatz zur PS in den 1970er Jahren und seinem Wahlprogramm bereit war, 

über die bestehenden Verträge hinauszugehen.
776

  

Der Gipfel von Fontainebleau im Juni 1984 unter französischer Ratspräsidentschaft führte für 

Mitterrand zu einem Erfolg, da dieser die schwelende Frage des britischen Beitragsrabatts 

klären und den Beitritt von Spanien und Portugal zur Europäischen Gemeinschaft für das Jahr 

1986 festlegen konnte. Dieser Erfolg, so erkannte auch Mitterrand, basierte auch auf der soli-

den deutsch-französischen Vorarbeit und Abstimmung.
777

 Mitterrand akzeptierte also mit sei-

ner Politikwende im März 1983 und deren Umsetzung in praktische Politik im ersten Halbjahr 

1984 ein europäisches Engagement, das nicht ohne Rückwirkungen auf etablierte außenpoliti-

sche Positionen von nationaler Unabhängigkeit und mondialer Mission Frankreichs bleiben 

konnte.
778

 

Zwar hielt auch Mitterrand an einer tendenziell intergouvernementalistischen Sichtweise der 

Europäischen Gemeinschaft fest, die vor allem Frankreichs Unabhängigkeit bewahren sollte. 

Jedoch war er in weit größerem Maße als seine Vorgänger bereit – im Interesse einer Vertie-

fung der Europäischen Integration und der Umsetzung der französischen Politikziele vor al-

lem im Bereich der Sozialpolitik und bei der Währungsunion – die institutionellen Strukturen 

der Europäischen Gemeinschaft zu verändern.
779

 Von großer Bedeutung war hierfür ein Mili-

eu aus überzeugten Europäern, das sogenannte milieu décisionnel communautaire français.
780

 

Dieses Milieu setzte sich aus seinen persönlichen Beratern zusammen, wie beispielsweise 

Henri Nallet, Elisabeth Guigou oder Pierre Morel sowie den hohen Beamten in den Ministeri-

en und den Ministern.
781

 Mitterrand wurde relativ schnell bewusst, dass seine europapoliti-

schen Initiativen des Jahres 1981 wie beispielsweise der Vorschlag eines europäischen Sozial-

raums nur ein geringes Echo auslösten. Der Britenrabatt und die Reform der Gemeinsamen 

Agrarpolitik erschienen den europäischen Partnern wesentlich drängender.  

„Il y a ainsi, pendant toutes ces années 1981-1984, une sorte de grand jeu d‟échange 

d‟intérêts réciproques ce qui n‟a rien bien entendu rien d‟inhabituel dans les négocia-
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tions bruxelloises, mais qui traduit bien cette mise à jour communautaire du projet so-

cialiste.“
782

 

4.4.3  Programmatik: Schweigen der Partei in der Europapolitik 

Die Partei stand am Anfang der 1980er Jahre unter dem Eindruck der gewonnenen Präsident-

schafts- und Parlamentswahlen, die sie in eine bis dato unbekannte Lage brachten. In den par-

teiinternen Debatten war die Suche nach einer geeigneten Rolle der Partei gegenüber Regie-

rung und Staatspräsident von herausragender Bedeutung. Beim Parteitag von Valence im Ok-

tober 1981 interpretierte die Partei ihre Rolle noch als Motor und Impulsgeber, im Oktober 

1983 in Bourg-en-Bresse hingegen als Transmissionsriemen der Regierungspolitik. Europa-

politisch oszillierte sie zwischen dem Willen zur Wahrung der Autonomie und der Notwen-

digkeit, der Regierungspolitik zu folgen.
783

  

Nach wie vor gab es eine starke Dritte-Welt-Strömung innerhalb der Partei. Außenpolitisch 

wollte die Partei mit den unmoralischen Praktiken der Vorgängerregierungen brechen und 

beispielsweise Waffenverkäufe verhindern, die Beziehungen mit Regimen wie Chile oder 

Südafrika beenden und Solidarität mit Ländern wie Algerien oder anderen Ländern des Sü-

dens erklären. Gerne hätten die Sozialisten die in Paris residierenden Oppositionsführer in 

deren Heimatländern an die Macht gebracht.
784

 In dieser Vorstellung, so der außenpolitische 

Berater Mitterrands Hubert Védrine, seien der tatsächliche Zustand der Welt im Jahr 1981, 

historische Fakten, die Realisierbarkeit und die Positionen der französischen Partner ignoriert 

und die Realpolitik verurteilt worden. Die Haltung der PS zur Europäischen Integration, zu 

den Beziehungen mit den USA, mit der Sowjetunion oder Deutschland sei weniger klar gewe-

sen, abgesehen von den Texten, die Mitterrand in weiser Voraussicht habe beschließen lassen, 

zum Beispiel im Hinblick auf die Verteidigung.
785

 

Der erste Parteitag der Parti socialiste nach dem Wahlsieg fand vom 24. bis 26. Oktober 1981 

in Valence statt. Die Ausgangslage war für die Partei neu: Die vorangegangen Regierungser-

fahrungen der Linken waren entweder durch Koalitionen mit Vertretern der politischen Mitte 

bzw. Rechten geprägt oder waren nur von kurzer Dauer wie beispielsweise die Volksfrontre-

gierung. Die Wahlen von 1981 gaben der Partei den größten Handlungsspielraum und Ein-

fluss ihrer Geschichte.
786

 Der Euphorie nach dem Wahlsieg folgten jedoch bald Probleme und 

Widersprüche zwischen den Grundsätzen der PS aus Oppositionszeiten und dem Pragmatis-

mus der Regierung. Die Unterstützung der Regierungspolitik verlangte allerdings eine inner-
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parteiliche Geschlossenheit. So stellte sich trotz bestehender Gegensätze eine Einheitsdyna-

mik ein. Sie wurde darin deutlich, dass den Delegierten des Parteitags erstmals ein Einheitsan-

trag vorgelegt wurde. Die einzelnen Strömungen verzichteten also darauf, anhand der ver-

schiedenen Anträge gegeneinander zu konkurrieren und ihr Kräfteverhältnis zu messen.
787

  

Der gemeinsame Antrag wurde von den mitterrandistes und dem CERES vorgelegt. Erstmalig 

war in einem Antrag die Rede von der Suche nach Kompromissen.
788

 Rocard verzichtete trotz 

Kritik am Vorgehen der Parteiführung auf einen eigenen Antrag. Die Europäische Gemein-

schaft spielte in dem Einheitsantrag kaum eine Rolle. Es wurde vor allem die Notwendigkeit 

der Unabhängigkeit Europas betont. Gefordert wurden ferner die Schaffung eines europäi-

schen Sozialraums und der Ausbau gemeinsamer Politiken. Der Dritte-Welt-Ansatz dominier-

te weiterhin die internationalen Beziehungen der Partei, sodass eurozentristische Perspektiven 

zurückgewiesen wurden.
789

  

Im Mittelpunkt des Parteitags stand neben den wirtschaftlichen Reformen vor allem die Rolle 

der Partei. Diese glaubte sie, als Motor und Impulsgeber der Regierung (force de proposition 

et d’impulsion)
790

 gefunden zu haben. Über das Verhältnis der Partei zum Staatspräsidenten 

wurde allerdings nichts gesagt. Bergounioux führt dies darauf zurück, dass das Verhältnis zu 

Mitterrand eher persönlicher als institutioneller Natur gewesen sei.
791

 Wegen der dominieren-

den Rolle des französischen Staatspräsidenten erschien Kritik an der Außenpolitik nicht op-

portun, sodass sich die Partei „in Schweigen und Indifferenz in Sachen Europa“
792

 flüchtete. 

Auch wollte sie einen Streit mit den Kommunisten in sensiblen europapolitischen Fragen ver-

hindern. Ein gemeinsames Kommuniqué zur Außenpolitik von PS und PCF befasste sich 

1982 beispielsweise mit der Lage in Polen, Lateinamerika, Südafrika und El Salvador, aber 

nicht mit der Europäischen Gemeinschaft.
793

 Die Partei machte sich zum „chambre d‟écho des 

orientations gouvernementales“,
794

 das heißt sie gab keine Impulse, sondern folgte der Regie-

rungspolitik.  

Die Partei wurde sich ihrer Rolle als „passiver Beobachter“
795

 im Frühjahr 1982 bewusst. Im 

Mai 1982 forderte sie bei einer Konferenz, besser informiert und stärker in die Entschei-

dungsprozesse einbezogen zu werden. Von der Abwertung des Francs und der Einführung 

des Sparplans wurde sie jedoch überrascht. Innerparteilich regte sich durchaus Widerstand. 

Das Comité directeur beschloss jedoch im September 1982, dass die Partei nun ihre Rolle als 
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Erklärer der Regierungspolitik wahrnehmen müsse.
796

 Die Abwertung des Francs wurde als 

notwendige Maßnahme zur Umsetzung der eigenen Wirtschaftspolitik dargestellt. Auch wenn 

die Partei selbst mehrheitlich für eine Weiterführung der sozialistischen Wirtschaftspolitik 

eintrat, was zum Austritt aus dem Europäischen Währungssystem geführt hätte, machte sie 

sich ab Juni 1982 zum Sprachrohr der Regierung und verteidigte die Sparpolitik, ohne jedoch 

von der Regierung über den Kurswechsel in der Wirtschaftspolitik konsultiert worden zu sein 

oder diesen zu befürworten.
797

  

In der zweiten Jahreshälfte 1982 befasste sich fast jede Ausgabe der parteiinternen Zeitschrift 

Le Poing et la Rose, die von der mitterrandistischen Mehrheitsströmung dominiert war, mit 

der Sparpolitik. Die Partei kritisierte die Währungspolitik der USA und betonte die Rolle des 

Europäischen Währungssystems zur Stärkung Europas und der europäischen Wirtschaft. 

Wirtschaftspolitisch fand also eine Hinwendung zu Europa statt. Allerdings stand die Partei-

führung vor der Schwierigkeit, diesen Politikwechsel den Parteimitgliedern erklären zu müs-

sen. Jospin gestand im Comité directeur vom November 1982 ein, dass entgegen der in 

Valence formulierten Motor und Impulsfunktion der Partei das Bureau exécutif dem Staats-

präsidenten nicht seine Politik vorschreiben könne. Es entspreche nicht der Realität, das Bu-

reau exécutif zu einer ungeschriebenen Institution der V. Republik machen zu können.
798

  

Die folgsame Haltung der Partei wurde von der Regierung kritisiert. So erklärte Außenminis-

ter Claude Cheysson in einem Interview im Frühjahr 1983, dass die europapolitischen Refle-

xionen der Partei nicht weit genug reichten.
799

 Die Europaangelegenheiten spielten bei den 

Sitzungen des Parteivorstands keine Rolle. Von 188 Sitzungen des Parteivorstands befassten 

sich zwischen Mai 1981 und Juli 1984 nur sechs mit Europaangelegenheiten, von 1984 bis 

1986, nach dem Gipfel von Fontainebleau und der Neubelebung der Europapolitik, sogar nur 

noch eine.
800

 Der zentrale Impuls für die Europapolitik ging also nicht von der Partei, sondern 

vom Staatspräsidenten aus.
801

  

Dieser traf im März 1983 die Entscheidung zum Verbleib im Europäischen Währungssystem. 

Jean-Pierre Chevènement, Laurent Fabius und Pierre Bérégovoy sowie der Kommunist Char-

les Fitermann plädierten für einen zumindest vorübergehenden Austritt aus dem Europäischen 

Währungssystem, um an der eigenen Wirtschaftspolitik festhalten zu können. Pierre Mauroy, 

Michel Rocard und Jacques Delors hingegen sprachen sich für einen Verbleib im Europäi-

                                                 
796  Vgl. Schäfer 1989, S. 149f.; vgl. Bergounioux 2001, S. 698 
797  Vgl. Guérot 1996, S. 327 
798  Vgl. Guérot 1996, S. 330 
799  Vgl. Lemaire-Prosche 1990, S. 95 
800  Vgl. Lemaire-Prosche 1990, S. 91f.; Die Sitzungen des Comité directeur bzw. Bureau exécutif fanden statt am: 1.7.81; 16.12.1981; 
 20.1.1982; 25.5.1982; 14.3.1983; 7.12.1983 und 1.1.1986 
801  Jacques Delors weist jedoch auf das Handeln Mitterrands im Rahmen eines „lebenden Organismus“ hin; es habe Auseinandersetzungen 

 innerhalb der Regierung und der Partei gegeben. Entgegen der Annahme vieler politischer Beobachter habe es sich nicht nur um  
 persönliche Rivalitäten gehandelt, vgl. o. A. 2001b, S. 506 
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schen Währungssystem aus und damit für eine Abkehr von der nachfrageorientierten Politik 

der Sozialisten.
802

 Mitterrand ließ zunächst verschiedene Optionen offen. So hatte er im Feb-

ruar 1983 noch erklärt: 

„Je suis partagé entre deux ambitions, celle de la construction de l‟Europe et celle de la 

justice sociale. Le SME est nécessaire pour réussir la première et limite ma liberté pour 

la seconde.“
803

 

Die sukzessiven Abwertungen des Francs verdeutlichten das Scheitern der sozialistischen 

Wirtschaftspolitik der ersten Jahre Mitterrands. Jede dieser Abwertungen hat innerhalb des 

Europäischen Währungssystems zu langen, teilweise für Frankreich erniedrigenden Verhand-

lungen geführt.
804

 Für die französischen Sozialisten war der internationale Kontext verant-

wortlich für die gescheiterte Wirtschaftspolitik. In einer Kontinuitätslinie dieses Denkens kri-

tisierte Pierre Mauroy nach der Entscheidung für den Verbleib im Europäischen Währungs-

system am 1. April 1983 die konservative Politik der europäischen Partner, die Frankreich 

gezwungen habe, zur Sparpolitik überzugehen.
805

 Der Parteivorstand schlug in Absprache mit 

Mitterrand vor, das Ausmaß des Wandels rhetorisch zu minimieren. Hierfür wurde der Aus-

druck der parenthèse gewählt. Die Ziele des Sozialismus wurden als unverändert erklärt.
806

 

Auch wenn die Parteiführung um innerparteiliche Geschlossenheit bemüht war, wurde vor 

allem im Umfeld des CERES Kritik an dem Politikwandel formuliert und Anfang 1983 unter 

dem Pseudonym Jacques Mandrin in Buchform veröffentlicht.
807

 Jean-Pierre Chevènement 

bat ab Februar 1983, von seinen Pflichten als Minister entbunden zu werden. Dieser Rücktritt 

wurde allerdings erst mit der Kabinettsumbildung unter Mauroy umgesetzt. 

Die Identitätskrise der Partei ging in erster Linie auf den wirtschaftspolitischen Paradigmen-

wechsel und das Scheitern des socialisme à la française zurück und nicht auf die Europapoli-

tik. Trotzdem wurde die Entscheidung zum Verbleib im Europäischen Währungssystem ein 

Wendepunkt für eine Neubewertung Europas, die von Mitterrand und der Regierung ausging. 

Unter dem Eindruck der Entscheidung vom März 1983 zum Verbleib im Europäischen Wäh-

rungssystem fand im Oktober 1983 der Parteitag in Bourg-en-Bresse statt. Lionel Jospin ver-

folgte das Ziel eines gemeinsamen Bekenntnisses zur Regierungspolitik, das jedoch von An-

hängern Rocards sowie vom CERES kritisiert wurde. Von den rocardiens hatte sich im Rah-

men des Kongresses um Alain Richard und Marie-Noëlle Lienemann die Bewegung AGIR A 

gauche pour l’initiative, la responsabilité et la solidarité abgespalten. Sie kritisierte das 

                                                 
802  Vgl. zur Haltung Mitterrands Bergounioux, Grunberg 2005, S. 329, vgl. auch Bergounioux 2001, S. 699 
803  Du Réau 2001, S. 292 
804  Vgl. Asselain 2001, S. 412 
805  Auch in den Kommentaren der französischen Presse wird auf den Druck des Auslands verwiesen. Alain Vernholes schreibt in Le  

 Monde, dass die Sparbeschlüsse in erster Linie den Stempel der deutschen Regierung trügen. Vgl. Schäfer 1989, S. 167 
806  Vgl. Bergounioux 2001, S. 700 
807  Vgl. die ausführliche Analyse zu Jacques Mandrin „Le socialisme et la France“ bei Schäfer 1989, S. 157ff. 
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Schweigen der rocardiens nach der Übernahme der Regierungsverantwortung und forderten 

ein klares Bekenntnis zu den wirtschaftlichen und sozialen Reformen. Zu ihren zentralen 

Ideen gehörten die autogestion und Europa.
808

   

Beim Parteitag wurde über drei Anträge abgestimmt. Ein einheitlicher Antrag wie noch in 

Valence war also nicht möglich. Der Mehrheits-Antrag um Parteichef Jospin und die mitter-

randistische Strömung, der sich die Strömungen B (Mauroy) und C (Rocard) bereits im Vor-

feld angeschlossen hatten, einen Antrag des CERES und einen dritten im Namen von AGIR 

von Marie-Noëlle Lienemann und Alain Richard. Der Mehrheitsantrag um Jospin, Mauroy 

und Rocard sollte die neue Geschlossenheit der Partei demonstrieren. Auch der Antrag von 

Lienemann und Richard wich inhaltlich kaum von diesem ab. Sie betonten jedoch die im 

Mehrheitsantrag geforderte Unterstützung der Regierungspolitik noch stärker.
809

 Der Antrag 

des CERES hingegen distanzierte sich von dem wirtschaftspolitischen Kurs. Die PS solle sich 

nicht damit zufrieden geben, die Krise zu verwalten. Die Regierung dürfe sich nicht durch die 

Wirtschaftspolitik anderer Staaten irritieren lassen, die wirtschaftspolitische Unabhängigkeit 

Frankreichs müsse durch protektionistische Maßnahmen und gegebenenfalls einen Austritt 

aus dem Europäischen Währungssystem geschützt werden.
810

 Das CERES verfolgte weiterhin 

den pragmatischen Ansatz der Europapolitik. Es forderte die Vergemeinschaftung weiterer 

Politiken, um die Europäische Gemeinschaft gegen amerikanische und japanische Konkurrenz 

zu schützen. In Ansätzen wurde jedoch auch die Notwendigkeit einer politischen Integration 

erkannt, sodass eine Synthese mit dem Mehrheitsantrag möglich war. 

Die Strömung AGIR bekannte sich im Gegensatz zu den rocardiens – und zum CERES – zu 

einer Stärkung der europäischen Institutionen und schreckte damit nicht vor einem politisch-

institutionellen Ansatz zurück. Die Strömung trug von 1983 bis 1986 in der Analyse von Ge-

neviève Lemaire-Prosche zum Bild einer weitreichenden Europäisierung der Partei bei. Sie 

habe an erster Stelle am „europäischen Wetteifern“ (surenchère européenne) der PS teilge-

nommen.
811

 Mit 4,7 Prozent der Delegiertenstimmen beim Parteitag von Bourg-en-Bresse 

erreichte AGIR zwar nicht das nötige Quorum von fünf Prozent, um in den Parteigremien 

repräsentiert zu werden, jedoch überließen die rocardiens ihnen Plätze in den Parteigremien. 

Der Mehrheitsantrag auf dem Parteitag wurde zum Ausdruck eines neuen europapolitischen 

Bewusstseins und einer ganzheitlichen Sicht des Integrationsprozesses, der nicht nur unter 

wirtschaftlichen, sondern auch unter politischen und erstmalig auch sicherheitspolitischen 

                                                 
808  Vgl. zum Ansatz der neo-rocardiens: Lemaire-Prosche 1990, S. 153ff., vgl. auch Bergounioux 2001, S. 701f.; Auf dem Parteitag in 

 Bourg-en-Bresse trat Rocard in der Tat kaum in Erscheinung, sodass man sogar mutmaßte, ob dieser überhaupt anwesend gewesen sei. 
 Vgl. Schäfer 1989, S. 178 
809  Vgl. Guérot 1996, S. 347; Jospin sprach von einer „Super-Unterstützung der Regierung“, vgl. Schäfer 1989, S. 170 
810  Vgl. Schäfer 1989, S. 171 
811  Vgl. Lemaire-Prosche 1990, S. 155 
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Aspekten analysiert wurde.
812

 In Bourg-en-Bresse kam die Partei somit zur Überzeugung, 

dass Europa nicht nur Freihandelszone sein, sondern auch Instrumente und Lösungen für so-

zialistische Forderungen bieten konnte.
813

 Anstelle des Minimalkonsenses über einen pragma-

tischen Europaansatz trat die Vorstellung von Europa als kulturellem Muss, als Ausdruck von 

Modernität und Fortschritt (Lionel Jospin) und als Hoffnungsträger (Laurent Fabius). Es sei 

Aufgabe der Partei, dieses Europa auch der Bevölkerung näher zu bringen.
814

 Auf dem Partei-

tag von Bourg-en-Bresse wurden die Grundlagen gelegt, dass Europa sich in den folgenden 

Jahren zum Leitmotiv der Sozialisten entwickeln konnte.
815

 De facto trat an die Stelle eines 

sozialistischen Europas die Idee eines Europas als „Modernisierungsmotor für Frankreich“.
816

  

Die Frage nach der Rolle der Partei blieb wie in Valence von herausgehobener Bedeutung. 

Die Partei war bereits von ihrem selbst formulierten Anspruch als Impulsgeber abgerückt. In 

Bourg-en-Bresse sprach sie von einer Funktion als Transmissionsriemen, das heißt sie ver-

stand sich als Vermittlerin der Regierungspolitik. Lionel Jospin war es gelungen, die Partei 

auf Einigkeit und Solidarität mit der Regierung zu verpflichten. Damit gab sie ihre Vision auf, 

in der sie sich selbst als eine Vorwegnahme eines Zustandes der Demokratie und der kom-

menden Gesellschaft sah.
817

 Im Hinblick auf die französische Ratspräsidentschaft und die 

Teilnahme an den Europawahlen 1984 wurde der Europadiskurs in der Partei selbständiger 

und selbstbewusster. Die Partei solidarisierte sich zwar mit der Regierung, suchte aber nach 

einer eigenen Position. So verabschiedete das Comité directeur im März 1984 eine Resoluti-

on, in der es betonte, dass die Partei nicht nur die Regierungspolitik erläutern, sondern mit 

einem Aufruf an soziale Gerechtigkeit auch eigene Akzente setzen wollte. Sie forderte die 

Regierung auf, bei der Modernisierung der Wirtschaft sehr wachsam zu bleiben.
818

 

4.4.4  Parteienwettbewerb: Europawahlen als Wendepunkt für das französische  

 Parteiensystem  

Den Sozialisten gelang es nicht, ihren Wahlerfolg aus dem Jahr 1981 dauerhaft zu festigen. 

Bis 1984 verloren sie wegen ihrer wirtschaftspolitischen Wende und dem Schulgesetz Unter-

stützung in der Bevölkerung. Das Jahr 1984 markiert einen Wendepunkt für die französische 

Parteienlandschaft. Es kam unter anderem zum Aufstieg der rechtsextremen Front national 

bei den Europawahlen. 

                                                 
812  Vgl. Guérot 1996, S. 351f. 
813  Vgl. Guérot 1996, S. 340f. 
814  Vgl. Guérot 1996, S. 354f. 
815  Vgl. Lemaire-Prosche 1990, S. 102 
816  Wielgoß 2002, S. 69 
817  Vgl. Guérot 1996, S. 342; vgl. Schäfer 1989, S. 178; vgl. Bergounioux 2001, S. 691f. 
818  Vgl. Comité directeur vom 10-11. März 1984, Resolution finale. In: Le Poing et la Rose, spécial responsables, Nr. 195, 17. März 1984, 
 S. 1f. 
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Im Mittelpunkt des Wahlkampfs hatte 1981 die Bilanz des amtierenden Präsidenten Valéry 

Giscard d‟Estaing gestanden, die aufgrund der steigenden Arbeitslosigkeit und der wirtschaft-

lichen Situation in den Augen der Wähler negativ ausfiel. Zwar blieb Giscard als Person bis 

zum Ende des Wahlkampfs beliebter als Mitterrand, jedoch entsprachen dessen „110 Vor-

schläge“ den Vorstellungen der Wähler. Die Beschäftigungssituation, die soziale Gerechtig-

keit und die Inflation waren zentrale Gegenstände der politischen Auseinandersetzung.
819

 Der 

Antikommunismus, der für die politische Rechte bis 1981 eine zentrale Stütze im Wahlkampf 

gewesen war, stand 1981 erstmals hinter der zentralen Thematik der Arbeitslosigkeit zu-

rück.
820

 Mit Mitterrands Wahlsieg war die politische Rechte erstmals seit 1945 vollständig 

von den Positionen der Macht verbannt.
821

 

Mitterrand hatte zuvor angekündigt, im Falle eines Sieges die Nationalversammlung aufzulö-

sen und Neuwahlen auszuschreiben. PS und PCF gingen ein Wahlbündnis ein und führten 

Gespräche über eine kommunistische Regierungsbeteiligung, die jedoch das Abrücken der 

PCF von den Positionen der Sowjetunion verlangte.
822

 Es sollte sich im Laufe der 1980er und 

1990er Jahre herausstellen, dass die Präsidentschaftswahlen von 1981 die erste Etappe des 

Niedergangs der kommunistischen Partei darstellten, da sie gegenüber den letzten nationalen 

Wahlen bereits fünf Prozent Wählerstimmen verloren hatte.
823

 Zusammen mit der MRG er-

reichte die PS bei den Parlamentswahlen im Juni 1981 insgesamt 38,3 Prozent der Stimmen 

und mit 285 von 491 Sitzen die absolute Mehrheit. Die Kommunisten kamen auf 16,1 Prozent 

der Stimmen und 44 Sitze.
824

  

Die PS stellte zwar die größte Fraktion in der Nationalversammlung, bot jedoch trotzdem den 

Kommunisten mit vier Ministerien die Regierungsbeteiligung an und setzte damit das eigent-

lich gescheiterte Linksbündnis um. Erstmalig seit 1947 waren wieder kommunistische Minis-

ter an der Regierung beteiligt. Die PS konnte so trotz aller Differenzen ihren Willen am Fest-

halten des Linksbündnisses demonstrieren. Sie profitierte von der Einbindung der kommunis-

tischen Wählerschaft und der CGT-Anhänger bei der Umsetzung ihrer Reformprojekte und 

sie beugte der Gefahr vor, dass die Kommunisten in der Opposition Zulauf gewannen.
825

 

Die Euphorie nach dem Wahlsieg war nur von kurzer Dauer. Der sich seit 1982 abzeichnende 

Trend des Stimmenverlusts der Linken zugunsten der Rechten bestätigte sich bei den Kanto-

                                                 
819  Vgl. Bréchon, Denni 2008, S. 38f. 
820  Vgl. Martin 2000, S. 230 
821  Die traditionellen moralischen und sozialen Grundlagen der politischen Rechten seien überholt worden durch die Entwicklung der 
 Gesellschaft in den letzten 25 Jahren. Hierzu gehören zum Beispiel die Urbanisierung, der Eintritt der Frauen in den Arbeitsmarkt, der 

 Ausbau des dritten Beschäftigungssektors, das steigende Bildungsniveau, die De-Christianisierung sowie die anti-autoritäre Ideologie. 

 Vgl. Martin 2000, S. 217f. 
822  Vgl. Schäfer 1989, S. 118 
823  Vgl. Bréchon, Denni 2008, S. 38 
824  Zu den Wahlergebnissen vgl. Stephan 2001, S. 103f.; vgl. auch Bréchon 2004, S. 156f. 
825  Vgl. Stephan 2001, S. 104 
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nal- und Kommunalwahlen im März 1983. Die Stimmen der Kommunisten gingen nur zu 

einem Teil an die Sozialisten.
826

 Mitterrands Beliebtheit war beachtlich gesunken und hatte 

sich auf einem Tiefstand stabilisiert. Diese Unzufriedenheit war vor allem auf die rigorose 

Sparpolitik zurückzuführen, die die Konsequenz von Mitterrands Entscheidung für den Ver-

bleib im Europäischen Währungssystem war. Es wurde deutlich, dass die zwei Prioritäten der 

politischen Linken – der Abbau der Arbeitslosigkeit und die Erhöhung der Kaufkraft – nicht 

zu erfüllen waren.
827

 Die wachsende Unzufriedenheit der linken Wählerschaft war auch bei 

den Europawahlen zu erkennen. Zwar hatte die PS in etwa ihr Ergebnis von 1979 halten kön-

nen, jedoch gelang es ihr kaum, ihre Wähler zu mobilisieren. Die Wahlenthaltungen waren 

vor allem in der linken Wählerschaft besonders zahlreich. Dies wurde unter anderem auf die 

Kritik an der Regierungspolitik der Linken zurückgeführt.
828

 

Zunächst verhalf der Europawahlkampf 1984 der PS jedoch, mehr Selbstbewusstsein in der 

Europadebatte zu entwickeln.
829

 Im Gegensatz zu der ersten Europawahl konnten sich die 

sozialdemokratischen Parteien der Europäischen Gemeinschaft 1984 auf ein gemeinsames 

Manifest einigen. Am 9. März 1984 wurde das Manifest, das unter Leitung des internationa-

len Sekretärs der PS Jacques Huntzinger erarbeitet worden war, verabschiedet.
830

 Das Mani-

fest des Bundes hatte für die französischen Sozialisten jedoch keine große Bedeutung. Sie 

benutzen das Manifest oder die Materialien des Bundes kaum. Der Wahlkampf hatte einen 

nationalen Charakter und konzentrierte sich auf nationale französische Interessen. So standen 

die Verteidigung der Regierungspolitik und die Beschäftigungssituation im Vordergrund. Die 

Erholung der französischen Wirtschaft sollte und konnte nur über Europa gesichert werden. 

Modernisierung wurde laut Guérot zum meistgebrauchte Wort im Wahlkampf.
831

  

Im Beschluss des Comité directeur vom 10. und 11. März 1984 wurde betont, dass die Kam-

pagne für die Europawahlen nicht zu trennen sei von dem Bemühen der Sozialisten, die Re-

gierungspolitik zu erklären. Sie sei die Gelegenheit, um die Franzosen davon zu überzeugen, 

dass die linke Regierungspolitik kohärent sei und die politischen und wirtschaftlichen Ent-

scheidungen in einer Kontinuitätslinie stünden.
832

 Lionel Jospin erklärte, dass es in der Regie-

rungspolitik der Sozialisten keine Wende gegeben habe, wie die Presse schreibe. Der Wille 

zur Modernisierung und das Festhalten an sozialistischen Werten seien konform mit dem so-

zialistischen Projekt von 1980 und den 110 Vorschlägen von 1981. Es gebe keinen Sozialis-

                                                 
826  Vgl. Bréchon 2004, S. 158 
827  Vgl. Bréchon, Denni 2008, S. 40 
828  Vgl. Bréchon 2004, S. 158f. 
829  Vgl. Lemaire-Prosche 1990, S. 95 
830  Vgl. Bossuat 2003, S. 49 
831  Vgl. Guérot 1996, S. 389ff, vgl. das Comité directeur vom 10.-11. März 1984, Resolution finale. In: Le Poing et la Rose, spécial  

  responsables, Nr. 195, 17. März 1984, S. 8. 
832  Vgl. Comité directeur vom 10-11. März 1984, Resolution finale. In: Le Poing et la Rose, spécial responsables, Nr. 195, 17. März 1984, 
 S. 3. 
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mus vor und nach 1981. Die Europäische Integration könne sich nur mit sozialistischen Ideen 

konsolidieren: Europa werde sich diesen Ideen annähern oder es zerfalle zu Ruinen. Die poli-

tische Rechte spiele hingegen, so Jospin, eine Komödie, indem sie während des Wahlkampfs 

eine Einheit zwischen RPR und UDF präsentiere, die sich spätestens nach den Wahlen bei der 

Fraktionszugehörigkeit im Europäischen Parlament auflöse.
833

  

Die programmatischen Texte der PS appellierten an das authentische europäische Engage-

ment der Partei, das diese auf ihr internationalistisches Erbe zurückführte. Sie betonte, dass 

Mitterrand bereits Mitglied der Regierung Guy Mollet gewesen sei, als die Römischen Ver-

träge 1957 unterzeichnet worden sein.
834

 Europa wurde somit aus zwei Perspektiven wahrge-

nommen: Die Partei erklärte sich loyal mit dem Integrationsprozess. Dieser wurde wieder zu 

einem Wert an sich, wie die nachlassenden Bezüge auf das sozialistische Europa zeigen. Die 

Partei hatte jedoch weiterhin ein Interesse daran, Europa als politischen Konflikt zu definie-

ren.
835

 

Die Sozialisten forderten eine Wiederbelebung Europas. Diese sollte sich konkret in einem 

europäischen Sozialraum, in gemeinsamen Politiken, in einer Reform der Gemeinsamen Ag-

rarpolitik sowie in einem europäischen Kulturraum niederschlagen. Die Schaffung einer poli-

tischen Union, wie sie mit der Erklärung von Stuttgart vorgeschlagen worden war, wurde 

kaum diskutiert. Die PS erklärte, dass institutionelle Reformen nicht das Wundermittel seien, 

um die Gemeinschaft wiederzubeleben, sondern auch einen Vorwand darstellten, um sich 

hinter institutionellen Reformen zu verstecken, anstatt konkrete politische Maßnahmen zu 

vereinbaren.
836

 Die Institutionen seien erst die Krönung einer Politik, die auf konkreten Be-

mühungen und dem politischen Willen der Sozialisten beruhe.
837

 

Bei der Aufstellung der Liste der Kandidaten für die Europawahl wurden erneut die verschie-

denen Strömungen und Regionen berücksichtigt. Ferner musste die Parteiführung wenigstens 

einem Teil der Mandatsträger im Europäischen Parlament die Wiederwahl ermöglichen. Au-

ßerdem gab es eine Frauenquote von 30 Prozent. Gemäß dem Ergebnis des Parteitags von 

Bourg-en-Bresse im Oktober 1983 gehörten zum Beispiel 77 Prozent, das heißt 64 Kandida-

ten, dem Courant 1 an (Jospin – Mauroy – Rocard). 18 Prozent kandidierten für das CERES 

und 5 Prozent für die rocardiens. 17 Kandidaten der Liste waren ehemalige Europaabgeord-

                                                 
833  Vgl. Lionel Jospin: L‟Europe que nous voulons: efficacité, justice, liberté. In: Le Poing et la Rose, Nr. 108, 1. Juni 1984, S. 1f. 
834  Vgl. „La volonté de la France une chance pour l‟Europe“, in: Le Poing et la Rose, Nr. 108, 1. Juni 1984, S. 6 
835  „The PS continued to portray Europe in terms of a conflict between the forces of progress and the Right, a conception which had been 

 transcended by Mitterrand‟s espousing the European cause in key speeches such as that to the German Bundestag in January 1983, or 
 that to the Strasbourg Assembly in May 1984.“ Cole 1996, S. 74 
836  Vgl. „La volonté de la France une chance pour l‟Europe“, in: Le Poing et la Rose, Nr. 108, 1. Juni 1984, S. 6ff. 
837  Vgl. „Les socialistes français au parlement européen a propos du ,rapport Spinelli‟“, in: Le Poing et la Rose, spécial responsables, No. 
 192, 25. Februar 1984, S. 4. 
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nete.
838

 Die vom Comité directeur vorgeschlagene Liste wurde auf der Convention nationale 

am 24. und 25. März 1984 verabschiedet. Die Liste wurde vom Parteivorsitzenden Lionel 

Jospin angeführt. 

Bei den Europawahlen erreichte die Liste der Sozialisten mit 20,75 Prozent der Stimmen und 

20 Abgeordnetenmandaten etwa drei Prozent weniger als 1979. Die gemeinsame Liste von 

UDF und RPR erzielte mit 43,02 Prozent etwa das Ergebnis aus dem Jahr 1979, als sie ge-

trennt voneinander kandidierten. Besonders auffällig war das Wahlergebnis der Kommunis-

ten, das sich mit 11,2 Prozent der Stimmen im Vergleich zu 1979 nahezu halbiert hatte. Dafür 

gewann die Front national einen Stimmenanteil von 10,95 Prozent. Die Rolle der europapoli-

tischen Protestpartei, die 1979 PCF und RPR wahrgenommen hatten, ging auf sie über.
839

 

Quelle: Journal Officiel de la République Française  

Von den 20 sozialistischen Abgeordneten erfüllten nur drei ihr Mandat nicht bis zum Ende 

der Legislaturperiode. Lionel Jospin wurde 1988 Minister und Jean-Paul Bachy nahm im sel-

ben Jahr ein nationales Mandat als Abgeordneter der Nationalversammlung an. Roger 

Fajardie verstarb im August 1987. Insgesamt 27 Prozent der französischen Europaabgeordne-

ten haben ihr Mandat im Laufe der zweiten Legislaturperiode abgegeben, wobei dies im Ver-

gleich mit der ersten Legislaturperiode bereits einen Rückgang um zehn Prozentpunkte bedeu-

tet.
840

 

Bei der Analyse des Wahlergebnisses gab Lionel Jospin an, dass die PS als Regierungspartei 

von allen Seiten angegriffen worden sei. Unter dieser Voraussetzung sei immerhin ein ähnli-

ches Ergebnis wie 1979 erzielt worden. Der Verlust an Wählerstimmen mache sich vor allem 

bei den Kommunisten bemerkbar, sei aber auch auf die hohe Zahl der Wahlenthaltungen zu-

rückzuführen: „Jamais la démobilisation de l‟électorat de la gauche n‟avait atteint un pareil 

niveau“.
841

 Ursel Schäfer relativiert allerdings diese von den Linken auch in späteren Wahlen 

vorgebrachte Erklärung. Breite Schichten ihrer Wählerschaft hätten sich bewusst abgewandt 

                                                 
838  Vgl. Boksenbaum 1984b, S. 16; „Le rapporteur [Jean Poperen im Comité directeur, CR] a tenu à souligner que compte-tenu de ces  
 impératifs, des camarades tout à fait dignes de nous représenter au Parlement Européen se trouvaient écartés, mais qu‟il avait fallu 

 chercher avant tout la plus grande représentativité possible.“, vgl. Comité directeur vom 10-11. März 1984, Resolution finale. In: Le 

 Poing et la Rose, spécial responsables, Nr. 195, 17. März 1984, S. 7. 
839  Vgl. Schäfer 1989, S. 195 
840  Vgl. Beauvallet 2007, S. 88f. 
841  Secteur élections: Commentaires des résultats des élections européennes du 17 juin 1984. In: Le Poing et la Rose, spécial  
 responsables, Nr. 208, 23. Juni 1984, S. 2. 

FRANKREICH % Sitze 

Union de l‟opposition pour l‟Europe et la défense des libertés  (Simone Veil, UDF, RPR) 43,02 41 

Liste socialiste pour l„Europe (Lionel Jospin, PS) 20,75 20 

Liste présentée par le Parti communiste français (Georges Marchais, PCF) 11,2 10 

Front d‟opposition nationale pour l‟Europe des patries (Jean-Marie Le Pen, FN) 10,95 10 
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und von den Enttäuschten der Regierungspolitik seien überdurchschnittlich viele Wähler zur 

Opposition – und vor allem zur Front national – abgewandert.
842

   

Im Comité directeur vom 30. Juni und 1. Juli 1984 stand die Mobilisierung der Wähler für die 

Wahlen im Jahr 1986 im Mittelpunkt. Lionel Jospin fragte in seinem Redebeitrag nach den 

klassischen Themen der Linken. Die Sparpolitik müsse durch symbolische Maßnahmen in 

Richtung soziale Gerechtigkeit begleitet werden. Bertrand Delanoë betonte in seinem Beitrag 

vor allem die hohe Bedeutung der Arbeit, ein zentraler Faktor der Glaubwürdigkeit für die 

Sozialisten. Didier Motchane forderte im Gegensatz zu Lionel Jospin – der Linie des CERES 

folgend – einen Politikwechsel.
843

 Die Anhänger von Rocard sprachen sich hingegen für die 

dauerhafte Weiterführung der Wirtschaftspolitik und ein Ende der Reformpause, der soge-

nannten parenthèse, aus.
844

 Die PS, so resümiert Lemaire-Prosche, pflegte in der Folge einen 

doppelten Diskurs – einen nationalen Diskurs, der an der sozialistischen Ethik festhielt und 

einen neutralistischen Diskurs über Europa. So wurde die wirtschaftspolitische Wende aus 

dem Jahr 1983 als ein Zeichen des Realismus gesehen, ohne den Sozialismus in Frankreich in 

Frage zu stellen.
845

 Ob die Partei den Widerspruch wahrgenommen habe? Vielleicht, so Le-

maire-Prosche, aber der Widerspruch sei selten thematisiert worden, weil er niemanden ge-

stört habe.
846

  

Im Hinblick auf die Entwicklung des französischen Parteiensystems haben die Europawahlen 

von 1984 eine Scharnierfunktion.
847

 Mit dem Machtwechsel von 1981 löste sich die bis dato 

vorherrschende quadrille bipolaire auf. Im linken Lager hatte der Niedergang der kommunis-

tischen Partei begonnen. An die Stelle der quadrille bipolaire trat im linken Lager eine domi-

nierende PS und im rechten Lager eine dominierende RPR. Die UDF war mit der Wahlnieder-

lage Giscards geschwächt aus den Wahlen von 1981 hervorgegangen. Das rechte politische 

Lager wurde allerdings durch die Front national herausgefordert, die mit der Europawahl 

1984 einen ersten Erfolg erreichte. Ihre Stärke war auch eine Konsequenz der Schwäche der 

sozialistischen Regierungspolitik. Diese war bei der Reduktion der Arbeitslosigkeit geschei-

tert und konnte das aufkommende Thema der Einwanderung nicht politisch auffangen.  

Während die Zeit von 1962 bis 1981 von relativer politischer Stabilität ohne Machtwechsel 

von links nach rechts geprägt gewesen war, begann mit dem Jahr 1981 eine Phase politischer 

Machtwechsel und Kohabitationen. Trotzdem kam es gerade in zwei Politikfeldern bei den 

potentiellen Regierungsparteien zu Konvergenz: in der Wirtschafts- und in der Europapolitik. 

                                                 
842  Vgl. Schäfer 1989, S. 194f. 
843  Vgl. Comité directeur du 30.6.1984 et du 1.7.1984. In: Le Poing et la Rose, spécial responsables, Nr. 210, 7. Juli 1984, S. 1ff. 
844  Vgl. Comité directeur du 30.6.1984 et du 1.7.1984. In: Le Poing et la Rose, spécial responsables, Nr. 210, 7. Juli 1984, S. 12. 
845  Vgl. Lemaire-Prosche 1990, S. 101, 105  
846  Vgl. Lemaire-Prosche 1990, S. 115f. 
847  Vgl. zum Folgenden Martin 2000, S. 14ff. 
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Auch hier bildet das Jahr 1984 wieder ein Scharnier. Die Sozialisten akzeptierten mit ihrer 

wirtschaftspolitischen Wende de facto den Wirtschaftsliberalismus.
848

 Die Neo-Gaullisten 

hingegen wurden durch die gemeinsame Liste mit der UDF unter Führung von Simone Veil 

„europäisiert“. Vor 1981 hatte nur die UDF sich offen zur Europäischen Integration bekannt. 

Mit den Wahlen von 1984 stellte sich zwischen den Regierungsparteien ein europapolitischer 

Konsens ein.  

„Par la suite, tous les gouvernements qui se sont succédé ont œuvré en direction du dé-

veloppement de la construction européenne (…) quels qu‟aient pu être les propos de 

campagne électorale moins euro-enthousiastes de Jacques Chirac en 1995, ou de Lionel 

Jospin en 1997. Il est également très significatif que l‟arrivée à la présidence du RPR de 

Philippe Séguin ait nécessité l‟abandon de son discours anti-européen : Seuls des euro-

convaincus, des euro-convertis, ou des euro-résignés, peuvent accéder à la direction des 

partis de gouvernement français depuis 1984.“
849

 

4.4.5  Organisation: Dominanz des französischen Staatspräsidenten 

Mit Übernahme der Regierungsverantwortung und der Wahl des ehemaligen Parteivorsitzen-

den zum Staatspräsidenten musste die Partei ihr institutionelles Verständnis der V. Republik 

neu definieren sowie ihre Rolle im Beziehungsgeflecht zwischen Präsident, Premierminister 

und Fraktion bestimmen. Gleiches galt gegenüber den Europaabgeordneten in Straßburg bzw. 

Brüssel. 

Die Sozialisten akzeptierten das Prinzip der „republikanischen Monarchie“ mit einem starken 

Staatspräsidenten und einem geschwächten Parlament.
850

 Die Außen-, Sicherheits- und Euro-

papolitik wird seit Charles de Gaulle als domaine reservé des Präsidenten betrachtet. Dies 

geht auf die hohe Wertschätzung de Gaulles für die Außenpolitik zurück. Neben der tatsächli-

chen Ausübung der Macht trugen auch die diplomatische Tradition und die Indifferenz der 

Bevölkerung bei internationalen Fragen dazu bei, dass sich dieses Privileg des Präsidenten 

entwickeln konnte.
851

 Laut Verfassung zählt die konkrete Ausgestaltung der Außen-, Sicher-

heits- und Europapolitik allerdings zu den geteilten Machtbefugnissen von Staatspräsident 

und Premierminister.
852

 Mitterrand erklärte in einer Nachricht an das Parlament am 8. Juli 

1981: 

„J‟ai dit à plusieurs reprises que mes engagements constituent la charte de l‟action gou-

vernementale. J‟ajouterais, puisque le suffrage universel s‟est prononcé une deuxième 

fois, qu‟ils sont devenus la charte de votre action législative.“
853

 

                                                 
848  Die Sozialisten gaben nicht nur ihre Politik der Verstaatlichungen auf und akzeptierten die Legitimität der Existenz des privaten Sektors 
 – sowohl in der Wirtschaft als auch in der Schule, sie stimmten auch der Einführung des Privatfernsehens und damit dem Ende des 

 Staatsmonopols für das Fernsehen zu, vgl. Martin 2000, S. 307ff. 
849  Martin 2000, S. 314f. 
850  Vgl. Kimmel 2001 
851  Vgl. Du Roy 2000, S. 7 
852  Vgl. Müller-Brandeck-Bocquet 2004, S. 20f; vgl. zu einer detaillierten Analyse auch: Cohen 2007  
853  Mitterrand zitiert nach Elgie, Griggs 1991, S. 20 
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Mitterrand stärkte jedoch die europapolitische Kompetenz der Regierung, indem er als erster 

Staatspräsident der V. Republik an eine Tradition der IV. Republik anknüpfte und einen Eu-

ropaminister ernannte. André Chandernagor war zwar ministre délégué, jedoch signalisierte 

der Präsident hiermit, dass er erste europapolitische Akzente setzen wollte. Chandernagor galt 

als pro-europäisch und war über die SFIO zur PS gekommen.
854

 Im Dezember 1983 wurde 

Chandernagor von Roland Dumas abgelöst, der die französische Ratspräsidentschaft vorberei-

ten sollte. Er war ein vollwertiger Minister (ministre en plein exercice).
855

 Christian Krell 

warnt jedoch davor, die Ernennung eines Europaministers als ein Zeichen der Europäisierung 

überzubewerten, da auch Europakritiker in das Kabinett eingebunden wurden.
856

 

Der Wahlsieg 1981 war in erster Linie ein Sieg von Mitterrand, der von ihm geprägten partei-

internen Strategie und der mitterrandistes. Den Zugang zur Macht verdanken die Parteimit-

glieder vor allem ihm. Die Parteiführung (Lionel Jospin), die Fraktionsspitzen in Nationalver-

sammlung (Pierre Joxe) und Senat (Claude Estier) sowie das Amt des Präsidenten der Natio-

nalversammlung (Louis Mermaz) besetzte Mitterrand mit seinen Vertrauten. Für die Partei 

blieb Mitterrand der „heimliche Parteiführer“.
857

 Kein Sozialist vor ihm verfügte über eine 

derartige Autorität und Machtfülle.
858

 Zwar kritisierten die Parteimitglieder die Präsidentiali-

sierung der Partei, jedoch nahmen sie Mitterrand lange von dieser Kritik aus. Dies zeigt auch 

die moralische Autorität, die Mitterrand über die Partei besaß und damit als nahezu unan-

greifbar galt. Erst im Laufe der zweiten Amtszeit nahm die Kritik an ihm zu.
859

 Potentielle 

Konflikte wurden beispielsweise in der Europapolitik deutlich, in der Staatspräsident und Par-

tei unterschiedliche Ziele verfolgten. Ersterer wollte sich als europäischer Staatsmann profi-

lieren, letztere die sozialistischen Wähler ansprechen.
860

 

Im Hinblick auf das Verhältnis von Staatspräsident, Premierminister, Fraktion und Partei ver-

lief die Trennlinie anders als noch in der IV. Republik zwischen den beiden Köpfen der Exe-

kutive sowie der Partei und der Fraktion:  

„Aujourd‟hui, c‟est le gouvernement qui constitue cette entité partiellement extérieure 

au parti et qu‟il convient à la fois d„aiguillonner et de contrôler.“
861

 

Die Dominanz der Exekutive drückt sich in der Vorrangstellung des Präsidenten aus. Zudem 

zeigt sie sich in dem rationalisierten Parlamentarismus. Dieser ermöglicht dem Regierungs-

                                                 
854  Vgl. Du Réau 2001, S. 287 
855  Vgl. Müller-Brandeck-Bocquet 2004, S. 60ff. 
856  Vgl. Krell 2009, S. 318 
857  Vgl. Kimmel 1991, S. 336 
858  Vgl. Bergounioux, Grunberg 2005, S. 337; Mitterrand hielt am Ende seiner Amtszeit die Institutionen der V. Republik für gefährlich, 

 seine Amtsführung nahm er jedoch selbst von der Kritik aus: „A la fin de son second mandat, François Mitterrand déclarera que ces 

 institutions étaient dangereuses avant lui et le redeviendraient après lui.“ Bréchon, Denni 2008, S. 45 
859  Vgl. Bergounioux, Grunberg 2005, S. 338f. 
860  Vgl. zu den Spannungen zwischen Präsident und Partei Cole 1996, S. 78 
861  Bergounioux, Grunberg 2005, S. 336; Konsequenterweise wurde einem Minister satzungsgemäß nicht das Recht zugesprochen, Mitglied 
 des Bureau exécutif der Partei zu sein, vgl. Bergounioux 2001, S. 694 
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chef, die Mehrheitsfraktion zu disziplinieren, indem ein Gesetz als angenommen gilt, wenn 

kein Misstrauensantrag gestellt wird (Artikel 49.3). Die Fraktionen gelten in Frankreich ge-

genüber der Exekutive als schwach und unter der Dominanz der Partei stehend. Bei Konflik-

ten zwischen Fraktion und Partei entscheidet der Parteivorstand.
862

 Von der Regierung wird 

die Fraktion oft nur kurzfristig über Gesetzesentwürfe informiert.  

Die Regierungspolitik nach dem Wahlsieg 1981 wurde innerhalb der Expertengruppen im 

Elysée-Palast sowie in den Ministerialkabinetten formuliert. Auch die schlechte personelle 

Ausstattung verhinderte eine aktive Rolle der Fraktion: Die 1981 gewählten 285 sozialisti-

schen Abgeordneten verfügten über 17 Mitarbeiter und etwa ein Dutzend Sekretärinnen.
863

 

Die Dominanz der Parteien über die Fraktionen stellt innerhalb der westlichen Demokratien 

eher eine Ausnahme dar.
864

 Durch die Stärkung der politischen Parteien in der V. Republik ist 

es diesen gelungen, die Fraktionen zu kontrollieren, was sich am deutlichsten in der Abstim-

mungsdisziplin zeigt, die für die V. Republik ein Novum war und zur Stabilität des Regie-

rungssystems beigetragen hat. Außerdem sind Abgeordnete für ihre Wiederwahl auf die Un-

terstützung der Partei angewiesen, was zu ihrer Disziplinierung beiträgt.
865

   

Im Verhältnis von Fraktion und Partei darf jedoch nicht übersehen werden, dass letztere durch 

die Regierungsübernahme eine personelle Schwächung erfuhr und sich auch hier die Domi-

nanz der Exekutive zeigte. Die Parteielite zog in das Kabinett ein und der Parteiapparat wurde 

der zweiten Garde überlassen.
866

 Diejenigen, die innerhalb der Partei blieben, waren loyale 

mitterrandistes oder wurden sukzessive in die Regierungsarbeit eingebunden, um parteiinter-

nen Widerstand nicht aufkommen zu lassen.
867

  

Der intensiven Programmdiskussion innerhalb der Parteien entsprach keine institutionelle 

Verbindung zur Exekutive, um die Umsetzung der Programmatik in Regierungshandeln über-

prüfen zu können. Während der ersten Amtszeit Mitterrands trafen sich der Präsident sowie 

                                                 
862  Vgl. Murswieck 1999, S. 112; Als Instrumente der Kontrolle nennen Lefebvre und Sawicki die Fédération nationale des élus socialistes 

 et républicains (FNESER) und das zentralisierte illegale Finanzsystem URBA, das die Eigenfinanzierung der Gewählten verhindern 
 sollte. Vgl. Lefebvre, Sawicki 2006, S. 60 
863  Vgl. Schäfer 1989, S. 173; Vgl. Stephan 2001, S. 74f. 
864  Vgl. Helms 1999, S. 22 
865  Nicht nur die Stabilisierung des Parteiensystems hat hierzu beigetragen, sondern auch die innerparlamentarischen Ressourcen, vgl. 

 Messerschmidt 2005a, S. 61; vgl. auch die Dissertation Messerschmidt 2005b 
866  Vgl. Stephan 2001, S. 74 
867  Vgl. Elgie, Griggs 1991, S. 22f; Es fand somit eine Politisierung der hohen politischen Verwaltung statt. Zahlreiche Sozialisten gingen 

 in die Kabinette der Minister. Jedoch konnte die anfängliche Vermutung, dass mit Mitterrand die Zivilgesellschaft in den Staatsapparat 

 Einzug erhalte, nicht bestätigt werden. Der mit Beginn der V. Republik einsetzende Prozess der Durchdringung der Politik mit  
 Bürokraten (fonctionnarisation) setzte sich ungehindert fort. Vgl. Bergounioux, Grunberg 2005, S. 333. Erklärten sich in den  

 Ministerien und Ministerialkabinetten von 1981 bis 1986 noch 60 Prozent als Parteimitglieder, so waren es von 1988 bis 1993 nur noch 

 42 Prozent. 67 Prozent hielten die Mitgliedschaft in der Partei für sekundär, um Zugang zu den Ministerialkabinetten zu bekommen. 
 Zentral für den Zugang zu Ministerien und Ministerialkabinetten seien persönliche Kontakte mit dem Minister bzw. mit dem Direktor 

 des Kabinetts. Die Mitarbeit in der Partei und ihren Expertenkommissionen wurde nur von 25 Prozent als ausschlaggebend eingeschätzt, 

  wobei immerhin 53 Prozent an den Expertenkreisen (cercles d‟expertise) teilnahmen. Vgl. zur Anlage der Studie und zu den  
 Ergebnissen Sawicki, Mathiot 1999 
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die Regierungs-, Fraktions- und Parteichefs wöchentlich, um die Politik zu koordinieren.
868

 

Auch wenn damit der Partei ein höherer Stellenwert eingeräumt wurde als üblicherweise in 

bürgerlichen Kabinetten, stellte dies jedoch keine institutionalisierte Zusammenarbeit dar. Der 

Zugang zur Exekutive blieb darüber hinaus der Parteiführung vorbehalten, die ihrerseits nur 

einen Teil des Meinungsspektrums innerhalb der Partei repräsentierte. Während der Koordi-

nationstreffen sei informell über Europa gesprochen worden, aber es habe keine Meinungs-

verschiedenheiten oder eine Initiative der PS gegeben, wie sich der damalige Generalsekretär 

des Elysée-Palasts, Jean-Louis Bianco, erinnert.
869

 Zusammenfassend lässt sich sagen, dass in 

der ersten Amtszeit Mitterrands alle Entscheidungs- und Einflusswege auf die Exekutive und 

vor allem auf den Staatspräsidenten zuliefen. 

Es gab jedoch Versuche, die Zusammenarbeit von Regierung und Partei durch Seminare zu 

verbessern. Das erste fand im April 1982 statt, das letzte im September 1991.
870

 Für die Euro-

papolitik war das Seminar in Maison Laffitte im Juli 1982 einschlägig. Die Parteiführung 

formulierte den Wunsch, stärker an der Europapolitik beteiligt zu werden, ohne dabei in die 

Kompetenzbereiche des Staatspräsidenten einzugreifen. Der zuständige Sekretär Jacques 

Huntzinger schlug im Juli 1982 eine Arbeitsgruppe vor, die sich aus Vertretern der Regierung 

und der Partei zusammensetzen sollte, um einen Bericht zur Europapolitik zu verfassen. Al-

lerdings verlief diese Initiative im Sande.
871

 

Das Seminar sei gescheitert, so Huntzinger, und er habe kein weiteres dieser Art organisiert. 

Es habe Desinteresse, wenn nicht sogar Misstrauen der Minister gegenüber einer gemeinsa-

men Arbeit mit der Partei gegeben. Die Minister hätten bürokratische Zwänge der Europapoli-

tik berücksichtigen müssen und eine Politik gemacht, die weit entfernt von der PS und den 

Vorstellungen eines sozialen Europas gewesen sei. Dies habe viele Parteimitglieder desillusi-

oniert. Allerdings seien die Parteimitglieder froh gewesen, dass ein Austausch überhaupt 

stattgefunden habe. Jedoch gab es auch Desinteresse auf Seiten der Führungspersönlichkeiten 

der Partei. In den parteiinternen Sitzungen habe man – außer während der Kampagne für die 

Europawahlen – kaum über Europa gesprochen. So sei es zu einer wachsenden Kluft zwi-

schen der Parteiführung und der Regierung gekommen, die nicht nur in den internationalen 

Beziehungen zu beobachten gewesen sei.
872

 

                                                 
868  Vgl. Stephan 2001, S. 75; vgl. Murswieck 1999, S. 107; vgl. Bergounioux 2001, S. 694. Zu diesen Koordinationstreffen zählte am 
 Dienstagmorgen ein Frühstück von Partei-, Regierungschef und Staatspräsident; am Dienstagabend ein Treffen von Partei-, Regierungs- 

 und Fraktionschef sowie ein Mittagessen am Mittwoch zwischen den zuletzt genannten und dem Staatspräsidenten, vgl. Schäfer 1989, 

 S. 173 Am Donnerstag traf sich der enge Kreis der mitterrandistes mit dem Staatspräsidenten, vgl. Bergounioux 2001, S. 694 
869  Vgl. Bianco bei Krell 2009, S. 333 
870  Vgl. Bergounioux, Grunberg 2005, S. 336 
871  Vgl. Guérot 1996, S. 320f, vgl. Lemaire-Prosche 1990, S. 96f. 
872  Vgl. Rüther – Jacques Huntzinger 07.04.2006 
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Der mitterrandiste Jacques Huntzinger hatte das Internationale Sekretariat von Lionel Jospin 

am Parteitag von Valence 1981 übernommen.
873

 In seinem Rechenschaftsbericht (rapport 

statutaire) vor dem Kongress von Bourg-en-Bresse 1983 gab Huntzinger an, dass die Aktivi-

täten des Sekretariats sich bis 1983 enorm erweitert hätten. So sei ein neues Informationsbe-

dürfnis innerhalb der Partei zu beobachten, auch habe die Partei auf internationaler Ebene 

neue Bereiche zu verantworten. Huntzinger appellierte jedoch daran, die Führungskräfte und 

Parteimitglieder besser über die internationale Politik zu informieren und auszubilden. Er for-

derte, hier für die Zukunft ein neues Betätigungsfeld für die Partei zu etablieren.
874

 

Als Huntzinger das Sekretariat übernahm, blieb Alain Barrau als nationaler Delegierter für 

europapolitische Fragen verantwortlich für die Europapolitik und hielt die Verbindung zum 

Europäischen Parlament.
875

 Neben Huntzinger und Barrau spielte auch Gérard Jaquet eine 

wichtige Rolle bei der Definition der Europapolitik, da er den Vorsitz in der Delegation der 

französischen Sozialisten im Europäischen Parlament von 1979 bis 1984 inne hatte.
876

  

Der Vorsitzende der Delegation wurde immer aus der Mehrheitsströmung der Partei rekrutiert 

und so war auch Jaquet ein Vertrauter Mitterrands.
877

 Die sozialistischen Abgeordneten im 

Europäischen Parlament waren wie die Fraktion in der Nationalversammlung an die Parteidis-

ziplin gebunden. Darüber hinaus bestimmte die Parteizentrale der PS in Paris über die Verga-

be der Listenplätze und Mandate.  

In der ersten Legislaturperiode von 1979 bis 1984 übte die Partei eine direkte Kontrolle über 

ihre Europaabgeordneten aus, die auch zum Konflikt mit dem Staatspräsidenten führen konn-

te. Im Gegensatz zu Mitterrand mussten sich die französischen sozialistischen Europaabge-

ordneten auf Anweisung des Parteivorsitzenden Jospin im Februar 1984 bei der Abstimmung 

über den Spinelli-Entwurf dreimal enthalten und stellten sich damit gegen ihre sozialdemokra-

tischen Schwesterparteien. So kam es zu einer Situation, in der der Europaabgeordnete Jac-

ques Moreau ein Projekt kritisierte, das er zu einem wesentlichen Teil selbst verfasst hatte.
878

 

                                                 
873  Vgl. Rapport statutaire, Relations internationales; Jacques Huntzinger, secrétaire national adjoint aux relations internationales. In: Le 

 Poing et la Rose, Nr. 103, Juni 1983, S. 43. 
874  Vgl. Rapport statutaire, Relations internationales; Jacques Huntzinger, secrétaire national adjoint aux relations internationales. In: Le 
 Poing et la Rose, Nr. 103, Juni 1983, S. 43. 
875  Barrau hatte in der Folge zahlreiche Mandate und Funktionen auf europäischer, nationaler, regionaler und lokaler Ebene inne. So war er 

 von 1986 bis 2001 nationaler Delegierter der Partei für Europa, von 1999 bis 2001 Vorsitzender der  Delegation für Europa in der 
 französischen Nationalversammlung und ist seit 2002 in der Verwaltung des Europäischen Parlaments tätig. Vgl. Hébrard 2008, S. 201, 

 vgl. auch World Biographical Information System Online, Quelle: Henry Coston: Dictionnaire de la politique française. Tome IV. Paris 

 1982, S. 112.  
876  Vgl. Rüther – Jacques Huntzinger 07.04.2006; vgl. auch World Biographical Information System Online: Der 1916 in Malakoff 

 geborene Jaquet war promovierter Mediziner und engagierte sich im Zweiten Weltkrieg im Widerstand und am Wiederaufbau der 

 sozialistischen Partei. Nach dem Krieg übernahm er Ministerämter, war Mitglied in der Versammlung des Europarates und der  
 Versammlung der Europäischen Gemeinschaft. Auch war er Präsident des Verbindungsbüros der sozialdemokratischen Parteien der 

 Europäischen Gemeinschaft. Darüber hinaus hatte er den Vorsitz der Gauche européenne inne, der Nachfolgeorganisation des von 

 André Philip gegründeten Mouvement socialiste pour les Etats Unis d‟Europe. In dieser Funktion erklärte er 1963 auf einem Kongress 
 der Gauche européenne, dass die sozialistischen Strömungen sich mithilfe der Unterstützung der Kommunisten einen sollten.  

 Mitterrand machte ihn in den 1970er Jahren zur Nummer drei der Partei – hinter sich selbst und Pierre Mauroy.  
877  Vgl. Lemaire-Prosche 1990, S. 139 
878  Vgl. Lemaire-Prosche 1990, S. 139 
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Mitterrand begrüßte hingegen bei seiner Rede im Europäischen Parlament im Mai 1984 den 

Spinelli-Entwurf. 

Die enge Bindung an die Partei führte dazu, dass die Europaabgeordneten in der Regel inhalt-

lich nicht von der Linie der Partei abwichen. Zwar gingen sie vor allem bei der Forderung 

nach Stärkung der institutionellen Komponente des Integrationsprozesses weiter als die Partei 

in Paris, jedoch sicherte der Vorsitzende der sozialistischen Delegation im Europäischen Par-

lament den Konsens mit der Parteiführung. Der direkte Einfluss auf das Abstimmungsverhal-

ten ließ allerdings ab 1984 nach. Die Erstellung der Liste wurde in den folgenden Wahlen das 

zentrale Mittel zur Kontrolle der Abgeordneten.
879

 So erklärte Jean-Pierre Cot, Vorsitzender 

der Delegation der französischen Sozialisten im Europäischen Parlament von 1989 bis 1994: 

„Since 1984, there has not been one occasion when the central party has had to impose 

its views upon the European party.“
880

 

Innerhalb des Internationalen Sekretariats gab es laut Huntzinger eine Kommission 

Communautés européennes, die aus nationalen und europäischen Abgeordneten, Parteimit-

gliedern, Mitgliedern der Ministerialkabinette und Experten zusammengesetzt war, um Dossi-

ers zur Europapolitik zu erarbeiten und zu vertiefen.
881

 Trotz der Existenz dieser Kommission 

kam Huntzinger im Rückblick zu dem Schluss, dass die Europaabgeordneten sich immer an 

der Peripherie der Partei befunden hätten. Sie blieben unter sich und man habe sie selten in 

den Instanzen der Partei gesehen.
882

 Auch die Europaabgeordneten hatten den Eindruck, nicht 

von der Partei gehört zu werden und beobachteten eine mangelnde Koordination. Geneviève 

Lemaire-Prosche führt die mangelnde Koordination und Marginalisierung der Europaabge-

ordneten darauf zurück, dass die Parteiführung bei der Erstellung der Wahlliste die Absicht 

verfolgt habe, parteiinterne Kritiker von den Entscheidungszentren der Partei – die nicht im 

Europäischen Parlament gesehen wurden – fernzuhalten. So sei es nicht erstaunlich, dass man 

in Straßburg einen höheren Anteil an rocardiens und néo-rocardiens finde.  

„En les ,regroupant„ dans une formation politique extérieure à Paris – mais totalement 

dépendante du parti – n‟était-ce pas au fond une manière honorable de canaliser, limiter, 

voire ,maîtriser‟ l‟expression européiste – ou contestataire – de ces socialistes… et aussi 

l‟évolution européiste du parti ?“
883

  

4.4.6  Transnationales: Niedergang der Sozialdemokratie? 

Innerhalb der Sozialdemokratie verursachte der durch Ronald Reagan in den USA und Marg-

ret Thatcher in Großbritannien ausgelöste Paradigmenwechsel in der Wirtschaftspolitik eine 

                                                 
879  Vgl. Cole 1996, S. 79f. 
880  Jean-Pierre Cot zitiert nach: Cole 1996, S. 79 
881  Vgl. Rapport statutaire, Relations internationales; Jacques Huntzinger, secrétaire national adjoint aux relations internationales. In: Le 

 Poing et la Rose, Nr. 103, Juni 1983, S. 43. 
882  Vgl. Rüther – Jacques Huntzinger 07.04.2006 
883  Lemaire-Prosche 1990, S. 139 
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Krise. Ein großer Teil der sozialdemokratischen Parteien befand sich von Ende der 1970er 

Jahre bis Mitte der 1990er Jahre in der Opposition und konzentrierte sich auf die zu erzielen-

den Wahlerfolge, wobei die parteipolitische Identität vernachlässigt wurde. In diesem Zeit-

raum entstand mit den grünen Parteien Konkurrenz im linken Lager.
884

 

Aus verschiedenen ideologischen Richtungen wurde mit dem Niedergang der Sozialdemokra-

tie argumentiert. So sprach Ralf Dahrendorf vom „Ende des sozialdemokratischen Jahrhun-

derts“, da mit dem ausbleibenden Wirtschaftswachstum die Finanzierung des Wohlfahrtsstaa-

tes in Zukunft unmöglich werde. Die Sozialdemokratie habe mit dem Auf- und Ausbau des 

Sozialstaates ihre historische Aufgabe erfüllt.
885

 Aus marxistischer Sicht hingegen wurde der 

Niedergang der Sozialdemokratie auf das Scheitern zurückgeführt, die Gesellschaft zu verän-

dern. Die sozialdemokratischen Politiker seien zu Managern des Konsenses geworden und 

hätten für den Wahlerfolg die Verwässerung ihrer Programmatik in Kauf genommen. Die 

Sozialisten Südeuropas, die in den 1970er und 1980er Jahren Wahlerfolge erzielten, hätten als 

Regierungsparteien reagonomics mit einem sozialistischen Anstrich verfolgt.
886

 Bevor der 

verstärkte Einfluss der Europäischen Integration auf die nationalen Politiken mit der Einheit-

lichen Europäischen Akte und dem Vertrag von Maastricht  spürbar wurde, setzte demnach 

bereits eine Niedergangsdebatte ein. Ein Bewusstsein für den Bedarf einer verstärkten Koor-

dination und Präsenz auf supranationaler Ebene entstand jedoch noch nicht. Die transnationa-

len Beziehungen im Rahmen des Bundes der Sozialdemokratischen Parteien der Europäischen 

Gemeinschaft stagnierten – wie auch in anderen transnationalen Parteibündnissen. Einen qua-

litativen Wandel brachten erst die Vorbereitungen zum Vertrag von Maastricht.
887

 

In einem Arbeitspapier des Bundes der Sozialdemokratischen Parteien zu den Europawahlen 

1984 kamen die Autoren zum Schluss, die Zusammenarbeit in den Kommissionen und Ar-

beitsgruppen habe besser funktioniert als 1979. Dies führten sie auf einen besseren Kontakt 

zwischen den Mitgliedsparteien und ihren Repräsentanten zurück. Trotzdem, so wurde in dem 

Arbeitspapier festgehalten, hätten einige Repräsentanten kein richtiges Mandat von ihrer Par-

tei bekommen bzw. hätten diese mangelndes Interesse gezeigt.
888

 Inhaltlich blieben Divergen-

zen. So lehnten die Niederländer, Dänen und Iren die Formulierung Huntzingers ab, wonach 

die nukleare Abschreckung Garant des Friedens bleibe. Die Iren bestanden auf ihre Neutrali-

tät, die Dänen lehnten die Formulierungen zu einer politischen Union ab und andere Sozial-

demokraten kritisierten die Präferenzen für die Gemeinsame Agrarpolitik. Eine zentrale Kon-

                                                 
884  Vgl. Ladrech 2000, S. 38 
885  Vgl. Merkel 1993, S. 36ff; vgl. auch Dahrendorf 1987 
886  Vgl. Merkel 1993, S. 39f. 
887  Vgl. Maurer, Mittag 2006, S. 170 
888  Vgl. Fondation Jean Jaurès, Boîte 50 RI UPSCE, Élections européennes 1984, Dossier: Clôture de la campagne électorale 1984, vom 6. 
 November 1984 
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fliktlinie zeichnete sich zwischen den Regierungs- und Oppositionsparteien innerhalb des 

Bundes ab.
889

 Nichtsdestotrotz konnten die Parteien ein gemeinsames Manifest verabschieden 

und gaben am 1. Juni 1984 darüber hinaus eine gemeinsame Erklärung ab.
890

 Die Briten be-

hielten sich jedoch vor, die Erklärungen zum Europäischen Währungssystem sowie zur Stär-

kung des Europäischen Parlaments zu ignorieren. Letzteres galt auch für die Dänen. 

4.4.7  Fazit: Die double langage als Grundlage der parteipolitischen Europapolitik 

Der Zeitraum von 1981 bis 1984 war durch die Umsetzung der für die Sozialisten zentralen 

wirtschaftlichen und sozialen Reformen geprägt, deren Scheitern 1983 zu einer Kehrtwende 

in der Wirtschafts- und Europapolitik führte. Die Partei stand seit 1981 vor der Herausforde-

rung, ihre Rolle im Verhältnis zur Fraktion und zur Exekutive zu definieren. Das institutionel-

le Gefüge der V. Republik, Mitterrands Amtsverständnis sowie seine moralische Autorität 

über die Partei machten ihn zur unangefochtenen Leitfigur. Hatte er in den 1970er Jahren 

noch seinen Führungsanspruch durchsetzen müssen, so wurde mit dem Wahlsieg seine Auto-

rität nicht mehr hinterfragt.  

Ausgangspunkt für die Kehrtwende in der Europapolitik war die wirtschaftliche Lage Frank-

reichs. Es wurde eine Debatte über den sozialistischen Dirigismus in der Wirtschaftspolitik, 

deren „Achterbahnfahrt“
891

 sowie den wirtschaftlichen Protektionismus geführt.
892

 Auch die 

zwei Minderheitenströmungen innerhalb der Partei, das CERES und AGIR, positionierten 

sich zu den Wirtschafts- und Sozialreformen und erst in der Konsequenz zur nationalen Öff-

nung bzw. Schließung des Landes. Der europapolitische Aspekt ermöglichte jedoch 1984 ei-

nen ersten Wahlerfolg der Front national. Der Parteivorsitzende Jean-Marie Le Pen sprach 

sich für eine Schließung Frankreichs aus, für den Schutz der nationalen Wirtschaft und für die 

Begrenzung der Zuwanderung. Eine neue Konfliktlinie entlang universalistischer bzw. anti-

universalistischer Werte hielt Einzug in das französische Parteiensystem.  

Die Parti socialiste akzeptierte die europapolitischen Konsequenzen der Kehrtwende „intel-

lektuell“.
893

 Mitterrand wirkte in dieser Hinsicht als moralischer Unternehmer, weil er das 

grundsätzlich loyale Verhalten der Partei zum Integrationsprozess einforderte. Die bestehen-

den Zögerlichkeiten und die fehlende Überzeugung in Teilen der Partei wollte er jedoch nicht 

zum Gegenstand der Debatte machen. Für Mitterrand habe es keinen Sinn gemacht, so der 

spätere Europasekretär der Partei Gérard Fuchs, eine Debatte zu eröffnen, die die Partei hätte 

                                                 
889  Vgl. Bossuat 2004, S. 50 
890  Vgl. Déclaration des Leaders de l‟Union des Partis Socialistes de la C.E.E., In: Le Poing et la Rose, spécial responsables, Nr. 206, 9. 

 Juni 1984, S. 2. 
891  “its economic policy roller coaster” Ross 2000, S. 90 
892  So sei beispielsweise Fabius immer auf der Linie der Industrie und der Unternehmensführer gewesen. 1983 sei es um die Frage  

 des Protektionismus gegangen. Vgl. Rüther – Elisabeth Guigou 11.04.2006a 
893  Vgl. Rüther – Gérard Fuchs 13.03.2006 
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spalten können. Er traf die pro-europäischen Entscheidungen und die Partei habe sie akzep-

tiert.
894

 Nach Henri Nallet, ebenfalls späterer Europasekretär, vertraute die Partei Mitterrand 

die Europapolitik an und es war ohne Frage, dass sie Mitterrand nicht kontrollieren würde. 

Seine Autorität wurde respektiert.
895

  

Mitterrand entschied sich anstelle einer ideologischen Debatte für ein pragmatisches Vorge-

hen.
896

 Der double langage und seinem strategischen Geschick war es zu verdanken, dass es 

nicht zu einer europapolitischen Spaltung innerhalb der Partei kam. Er ließ den Parteivorsit-

zenden Jospin die Idee der parenthèse entwickeln, nach der ab einem bestimmten Zeitpunkt 

die Phase der Sparpolitik wieder beendet werden könnte. Die Partei musste somit nicht von 

den Zielen abrücken, die sie im Mai 1981 zum Wahlsieg geführt hatten.
897

 Mitterrands strate-

gisches Vorgehen beruhte auf dem Ausgleich der Widersprüche zwischen Idealismus und 

Pragmatismus, der ihm seine Macht und eine mögliche zweite Amtszeit sichern sollte.
898

  

In der Konsequenz reklamierte Mitterrand das Thema der Europapolitik für sich und ließ kei-

ne europapolitische Debatte innerhalb der Partei aufkommen.
899

 So konnte in der Partei kein 

Lernprozess einsetzen, der zu einer Differenzierung zwischen einem werteorientierten Euro-

pabekenntnis und einem gemeinschaftlich-europäischen pragmatischen Handeln geführt hätte, 

wie ihn die Regierung ab 1981 durchlaufen hatte. Das gescheiterte Seminar in Maison Laffitte 

machte die Kluft zwischen dem pragmatischen Handeln der Regierung und den Vorstellungen 

der Partei deutlich. Ebenso wie sein Vorgänger Pontillon erfüllte Huntzinger zwar alle Vo-

raussetzungen eines moralischen Unternehmers, war aber nicht in der Position, eine Brücke 

zwischen Parteiführung, Parteibasis und Regierung zu schlagen.  

4.5  Europäisierung und die Neudefinition nationaler Interessen von 1984 

 bis 1992 

4.5.1  Parteipolitik: Hochkonjunktur des Liberalismus und Sinnentleerung der Politik 

Der Zeitraum von 1984 bis 1992 war für die Parti socialiste durch drei große Herausforde-

rungen geprägt: Der Übergang von einer Oppositions- zu einer Regierungskultur, die Entideo-

logisierung der französischen Politik und die internationale Zeitenwende 1989/90. Der Über-

gang von einer Oppositions- zu einer Regierungskultur und die Aufgabe der sozialistischen 

Werte war zunächst innerhalb der Partei stillschweigend akzeptiert worden, aber die strategi-

schen und ideologischen Neubestimmungen am Ende der 1980er Jahre ließen parteiinternen 

                                                 
894  Vgl. Rüther – Gérard Fuchs 13.03.2006 
895  Vgl. Rüther – Henri Nallet 05.04.2006 
896  Vgl. Rüther – Alain Bergounioux 19.04.2006 
897  Vgl. Bergounioux 2001, S. 700 
898  „Time, dès le 17 mai 1982, va jusqu„à écrire que cette contradiction délicate entre la doctrine socialiste et le pragmatisme politique, le 

 fait que Mitterrand sait ajouter l‟eau du réalisme au vin idéologique de son gouvernement, montre qu‟il pense déjà en termes d‟un 

 double mandat.“ o. A. 2001a, S. 322 
899  Ross spricht von “Europe by stealth” Ross 2000, S. 88 
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Widerstand entstehen. Dieser wurde umso größer, je mehr die moralische Autorität Mitter-

rands nachließ. Auch trugen die zahlreichen Affären und Skandale der Partei zu ihrer Diskre-

ditierung bei. und verschärften die einsetzende Vertrauens- und Repräsentationskrise bzw. 

bedingten diese.
900

 Die Teilnahme Frankreichs am Golfkrieg 1991 entwickelte sich zu einem 

Katalysator für die Auseinandersetzung mit der veränderten Weltlage nach 1989/90 und der 

zukünftigen Rolle der grande nation. 

Premierminister Laurent Fabius symbolisierte die Abkehr vom sozialistischen Regierungskurs 

seit 1981. Mauroy war im Juli 1984 nach der Niederlage bei den Europawahlen und den mas-

siven Protesten gegen das Schulgesetz zurückgetreten. Fabius ergriff die Initiative zur Neu-

orientierung der Partei. Wirtschaftspolitisch verfolgte er eine économie mixte und vollzog den 

1983 eingeleiteten Politikwechsel, der zu einer Phase der Hochkonjunktur des Liberalismus 

führte. Mitte der 1980er Jahre konvertierte nahezu die gesamte classe politique zu liberalen 

Positionen.
901

 Das Verhältnis von Staat und Wirtschaft wurde neu bestimmt. Auch in der 

französischen Gesellschaft kam es zu neuen Deutungsmustern, da vor dem Hintergrund eines 

zunehmenden ökonomischen Individualismus die Solidarität neu definiert werden musste. Bis 

dahin hatte die staatliche Moderation der sozialen Frage zur Kohäsion beigetragen.
902

 1988 

formierte sich in Frankreich erstmals eine bedeutende Bewegung der Arbeitslosen, aus der die 

Association pour l’emploi, l’info et la solidarité des chômeurs et travailleurs précaires her-

vorging.
903

 Es folgten verschiedene Bewegungen gegen soziale Stigmatisierung dem Beispiel 

der Arbeitslosen – wie etwa Droit au logement oder Droit devant. Im Jahr 1989 wurde zur 

200-Jahr-Feier der Französischen Revolution und anlässlich des G7-Treffens in Versailles ein 

Gegengipfel organisiert, bei dem die Schulden der Länder der Dritten Welt sowie die globalen 

Ungleichheiten verurteilt wurden.
904

 Diese Bewegungen bereiteten den Boden für massive 

Proteste gegen die Sozialreformen von Premierminister Alain Juppé im Jahr 1995 sowie die 

globalisierungskritische Bewegung.
905

 

Anstelle des republikanischen Vorsorgestaates, der sich als universell verstand, griff die Re-

gierungspolitik nur noch korrigierend bei sozialen Ungleichheiten ein.
906

 Ziel der PS für die 

Parlamentswahlen 1986 war es, möglichst geschlossen aufzutreten und ihre Verluste mög-

lichst gering zu halten. Durch die Einführung des Verhältniswahlrechts wurde die Front nati-

                                                 
900  Andrew Knapp hält das Wort einer Krise für die falsche Bezeichnung. Es suggeriere, dass es einen Anfang und ein Ende gebe; es gebe 

 allerdings kein Anzeichen für ein Ende der Krise in Frankreich. Vgl. Knapp 2004, S. 342 
901  Vgl. Schubert 2004, S. 352f; vgl. auch: Richard 2006, S. 157: „le libéralisme, la culture politique certes pas la plus massivement 
  répandue mais la plus prégnante au sein des classes dirigeantes depuis deux siècles et probablement la plus décisive dans l‟histoire 

 nationale“; vgl. zur Rezeption des Liberalismus in Frankreich auch Hayward 2008 
902  Vgl. Bode 1999, S. 140 
903  Vgl. Ross 2000, S. 110 
904  Vgl. Ancelovici 2008, S. 83 
905  Vgl. zu den sozialen Bewegungen Ancelovici 2008, S. 80ff. 
906  Vgl. Bode 1999, S. 140 
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onal gestärkt, womit Mitterrand beabsichtigte, die gemäßigte Rechte zu schwächen. So zog 

die Front national mit 9,8 Prozent der Stimmen in die französische Nationalversammlung ein. 

Dennoch erreichte das Wahlbündnis von Gaullisten und Liberalen (RPR und UDF) 42 Pro-

zent der Stimmen, sodass Mitterrand als Premierminister Jacques Chirac ernennen musste. 

Die erste Kohabitation der V. Republik wurde zu einer vorgezogenen Wahlkampagne für die 

Präsidentschaftswahlen 1988 und gestaltete sich hyperconflictuelle.
907

 Dies galt nur mit Ein-

schränkungen für die Außen- und Sicherheitspolitik, der domaine réservé des französischen 

Staatspräsidenten. Zwar forderte Chirac Mitsprache bei der Gestaltung der Außenpolitik, aber 

Mitterrand beharrte auf seiner Vorrangstellung.
908

 Europapolitisch wurde Chirac ohnehin 

Ambitionslosigkeit vorgeworfen.
909

 

Die Wiederwahl Mitterrands zum Staatspräsidenten 1988 und die von ihm herbeigeführten 

Neuwahlen der Nationalversammlung beendeten die erste Kohabitation und ermöglichten den 

Sozialisten, eine Minderheits-Regierung zu bilden. Die PS öffnete sich der politischen Mitte, 

nachdem das Bündnis mit den Kommunisten seit 1984 gescheitert war. Premierminister Mi-

chel Rocard band sechs Minister der UDF und 14 parteilose Persönlichkeiten ein.
910

 Rocard 

wie auch seine Nachfolger Edith Cresson und Pierre Bérégovoy hatten im Vergleich zu Mau-

roy und Fabius einen größeren Handlungsspielraum, da Mitterrand sich nach der Erfahrung 

der Kohabitation stärker aus der Tagespolitik zurückzog. Einige Beobachter sahen jedoch in 

der doppelköpfigen Exekutive von Mitterrand und Rocard eine Fortsetzung der vorangegan-

genen Kohabitation, weil das Verhältnis der Sozialisten untereinander sehr angespannt war 

und Rocard sich seiner prekären und politisch unsicheren Situation bewusst war.
911 

 Im Par-

lament hatte sich unter Rocard eine konstruktive Diskussionskultur entwickelt, die auch das 

Verhältnis von Regierung und Opposition betraf.
912

 

Die Teilnahme Frankreichs am Golfkrieg und die sinkende Popularität führten zum Ende der 

Regierung Rocard. Von Mai 1991 bis März 1992 folgte Edith Cresson als erste Frau im Amt 

des Premierministers.
913

 Sie war eine treue Anhängerin Mitterrands, wurde aber in der Öffent-

lichkeit und in der Partei wegen ihrer früheren Managertätigkeiten als Vertreterin der Indust-

rie wahrgenommen. Sie verhielt sich in der politischen Kommunikation ungeschickt und un-

                                                 
907  Ardant, Duhamel 1991, S. 8; vgl. zum Verlauf der Kohabitation Schäfer 1989, S. 241ff., vgl. zu den Differenzen zwischen RPR und 
 UDF Christadler 1987 
908  Vgl. Schäfer 1989, S. 258; Mitterrand machte sein Verständnis der eigenen außenpolitischen Vorrechte bereits deutlich, als er den von 

 Chirac vorgeschlagenen Jean Lecanuet für das Amt des Außenministers wegen dessen parteipolitischen Profils nicht ernannte. Er be
 stand auf die Ernennung eines neutralen Fachmannes. In der zweiten Kohabitation war Mitterrand allerdings bereit, mit Alain Juppé 

 einen ausgewiesenen Parteipolitiker des RPR zu ernennen. Vgl. Tümmers 2006, S. 69; 84  
909  Vgl. Müller-Brandeck-Bocquet 2004, S. 80 
910  Vgl. Müller-Brandeck-Bocquet 2004, S. 82 
911  Vgl. Müller-Brandeck-Bocquet 2004, S. 82 
912  Vgl. Stephan 2001, S. 123 
913  Vgl. Stephan 2001, S. 130ff. 
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diplomatisch, sodass sich ihre Ernennung als Fehlentscheidung herausstellte.
914

 Im April 1992 

folgte ihr Pierre Bérégovoy im Amt nach. Bérégovoy hatte Anfang der 1980er Jahre die Spar-

politik vertreten und verkörperte ebenfalls nicht den von Teilen der Partei geforderten Links-

kurs der Regierung. Zudem musste er sein Amt antreten, als in Frankreich die Rezession ein-

setzte und die Arbeitslosigkeit stieg. In der Regierung Bérégovoys riefen neben seiner Spar-

politik vor allem Personalentscheidungen Kritik hervor. Mit der Rückkehr des umstrittenen 

Bernard Tapie in die Regierung im Dezember 1992 weitete sich die anfängliche Kritik des 

linken Parteiflügels auf alle Strömungen aus. 

Zahlreiche Affären und Skandale, in die die Partei verwickelt war, förderten die Regierungs-

umbildungen und wurden zum Ausdruck einer politischen und gesellschaftlichen Krise.
915

 

Vor allem die Offenlegung der illegalen Parteifinanzierung der PS seit 1972 – wie auch ande-

rer Parteien – sorgte für Aufruhr. Mangelndes Unrechtbewusstsein und die beschlossene Am-

nestie verschärften diese noch. Im März 1988 wurde in Frankreich das erste Gesetz zur Par-

teienfinanzierung erlassen und alle entsprechenden Delikte vor März 1988 wurden von der 

Strafverfolgung ausgenommen. Das zweite Gesetz zur Parteienfinanzierung vom Januar 1990 

führte mit einem weiteren Amnestiegesetz zu einer Debatte über die moralische Integrität der 

Regierung Rocard.
916  

Laurent Fabius wurde dagegen im Winter 1992 vorgeworfen, eine Einführung von HIV-Tests 

für Blut- und Plasmakonserven im Jahr 1985 hinausgezögert zu haben. Zwar wurde er freige-

sprochen, blieb jedoch moralisch diskreditiert. Gegen Premierminister Bérégovoy wurden 

wegen eines zinslosen Kredits aus dem Jahr 1986 Untersuchungen eingeleitet. Er nahm sich 

am 1. Mai 1993 das Leben. Über Staatspräsident Mitterrand wurden seine zuvor verschwie-

gene Krebserkrankung und seine uneheliche Tochter sowie illegale Abhöraktionen von Jour-

nalisten zwischen 1982 und 1988 bekannt. 

Innerhalb der Partei formierte sich seit dem Amtsantritt von Rocard Widerstand. Einzelne 

Parteimitglieder kritisierten Rocards fehlendes Projekt für die Legislaturperiode, andere sahen 

wegen des Kurses der Öffnung die politische Identität der PS bedroht. Innerhalb der mitter-

randistischen Strömung gründete sich eine neue linke Strömung – die Nouvelle école socialis-

te – um Julien Dray und Jean-Luc Mélenchon. Die innerparteilichen Konflikte erreichten 

1990 bei dem Parteitag von Rennes ihren Höhepunkt. Es kristallisierten sich immer mehr 

Strömungen und Untergruppen in der Partei heraus, mit deren Hilfe sich einzelne Parteiper-

                                                 
914  Vgl. Stephan 2001, S. 133ff. 
915  Vgl. Stephan 2001, S. 109ff. 
916  Vgl. Stephan 2001, S. 126; vgl. hierzu auch Ruß 2000; vgl. die Wahrnehmung der PS: „Dans un climat délétère pour la vie publique, 
 elle [l‟opinion] a mal compris une loi d‟amnistie qui, pourtant, excluait les parlementaires et sanctionnait l‟enrichissement personnel.“ 

 In: Stratégie et programme: Un congrès de renouveau, premières propositions pour un contrat de législature – Texte présenté par le 

 Comité directeur – premières propositions pour un contrat de législature, In: Vendredi, numéro extraordinaire du Poing et la Rose, Nr. 
 145, 28. Mai 1992, S. 10. 
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sönlichkeiten profilieren wollten, um die Nachfolge Mitterrands anzutreten. Die Strömung der 

mitterrandistes zerbrach und seine beiden Vertrauten Lionel Jospin und Laurent Fabius kan-

didierten gegeneinander. Ihre Anträge standen sich in einer unüberbrückbaren Pattsituation 

gegenüber.
917

  

Der Parteitag von Rennes im Jahr 1990 wurde zum Sinnbild für die Präsidentialisierung und 

die persönlichen Rivalitäten in der Partei. Es kam zur „Entauratisierung der (…) einst 

,vergötterten„ Linken“.
918

 Auch Mitterrands Einfluss ließ nach. Bereits 1988 hatte sich die 

Partei von ihm emanzipiert, als sie nicht den von ihm favorisierten Laurent Fabius zum Nach-

folger Jospins, sondern Pierre Mauroy zum Parteivorsitzenden wählte. Dies deutete auf ein 

Auseinanderbrechen der mitterrandistischen Strömung hin.
919

 Mitterrand verlor nicht nur die 

Autorität über die Partei, sondern auch seine Aura als „Übervater der Franzosen“.
 920

  

Frankreich erlebte während der 1980er Jahre eine Zeit der Normalisierung seiner historischen 

Besonderheiten. Die wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Realitäten Frankreichs glichen 

sich denen anderer hochentwickelter Industriegesellschaften an.
921

 Mit dem Übergang in eine 

postmoderne Ära in den 1980er Jahren verloren die ideologischen Auseinandersetzungen an 

Bedeutung. Laut Olivier Duhamel war ein großer Teil der Franzosen in sozialer Hinsicht so-

zialistisch, ökonomisch liberal, institutionell republikanisch und kulturell konservativ gewor-

den.
922

 Der von François Furet, Jacques Juillard und Pierre Rosanvallon gewählte Buchtitel 

der „Republik der Mitte“ macht dies deutlich: 

„Ce que nous sommes en train de vivre c‟est tout simplement la fin de l‟exceptionnalité 

française. Du fait d‟une histoire à nulle autre pareille, marquée par l‟essor précoce de 

l‟État et parsemée des révolutions, la France, jusqu‟à une date récente, a occupé dans le 

concert des nations une place singulière, qu‟elle l‟a voulue exemplaire.“
923

  

Mit der 200-Jahr-Feier der Französischen Revolution wies Régis Debray jedoch diesen An-

griff auf das revolutionäre Erbe eines „konsenssüchtigen, traditionsblinden Globalliberalen 

vom Schlage Furets“
 924

 zurück. Die Normalisierung der französischen Politik hatte angesichts 

der nur schwach ausgebildeten Sinnstiftung „von unten“ politisch kulturelle Konsequenzen. 

Die Abschwächung der revolutionären Idee und der Wegfall der äußeren Bedrohung nach 

dem Ende des Ost-West-Konflikts hatten in den Augen der Parti socialiste das politische Le-

                                                 
917  Der Antrag von Mauroy-Mermaz-Jospin erhielt 28,9 % der Stimmen, von Fabius 28,8 %, von Rocard 24,3 %, von Chevènement 8,5 %, 
 von Poperen 7,2 %, von Dray 1,4 % und von Lienemann 0,7 %. Vgl. Stephan 2001, S. 159f. 
918  Schubert 2004, S. 295 
919  Vgl. Stephan 2001, S. 152f. 
920  Stephan 2001, S. 137 
921  Vgl. Schubert 2004, S. 319 
922  „Dans une formule frappante, en 1985, Olivier Duhamel perçut un début de consensus chez les Français. Pour reprendre les termes de 
 Duhamel un grand nombre de Français sont socialement socialistes (…), économiquement libéraux, institutionnellement républicains, et 

 culturellement conservateurs.“ Kesselmann 1989, S. 72 
923  Furet et al. 1988, S. 11   
924  Christadler 1999, S. 43  
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ben banalisiert.
925

 Die ideologischen Auseinandersetzungen waren auch immer ein Mittel zur 

Legitimation der Politik gewesen.
926

  

Auf dem außerordentlichen Parteitag am Arche de la Défense im Dezember 1991 versuchte 

sie deshalb, die großen internationalen Umbrüche, den Untergang des Kommunismus sowie 

den politisch kulturellen Wandel nachzuvollziehen. Mit dem Projekt des Nouvel Horizon vom 

Arche de la Défense ersetzte die Partei wirtschaftliche und soziologische Erklärungsfaktoren 

durch kulturelle Konfliktlinien und politisch-moralische Fragen.
927

 Als Antwort auf das nach-

lassende Wirtschaftswachstum und die sich daraus ergebenden sozialen Folgen wählten die 

Sozialisten Anfang der 1990er Jahre eine Rückkehr zu ihren republikanischen Wurzeln und 

Werten.
928

 Der Historiker und Intellektuelle Furet blieb hingegen skeptisch gegenüber der 

Reaktivierung republikanischer Werte, die er als eine Flucht vor den wirtschaftlichen und 

ideologischen Herausforderungen Anfang der 1990er Jahre bezeichnete.
929

 

Im Konkreten verfolgte die versuchte Wiederbelebung der Debattenkultur drei Ziele: die 

Glaubwürdigkeit der Partei zu erhöhen, kollektive Zukunftsorientierung und Sinnstiftung in 

einem „Zeitalter der Leere“ zu bieten und die Intellektuellen aus ihrer selbst gewählten Isolie-

rung herauszulocken.
930

 Bereits im Januar 1991 sorgte allerdings Mitterrands Entscheidung 

für die französische Teilnahme am Golfkrieg für eine Spaltung innerhalb der Partei. Verteidi-

gungsminister Jean-Pierre Chevènement bot im Januar 1991 seinen Rücktritt an und quer 

durch die verschiedenen Strömungen bildeten sich neue Konfliktlinien in der Partei, die sich 

in der Haltung zum Nouvel Horizon und in der Neugründung von Strömungen niederschlu-

gen.
931

 Die Wiederbelebung der ideologischen Debatten durch den Parteitag am Arche de la 

Défense, der den 1983 stillschweigend vollzogenen Politikwechsel mit dem politischen Dis-

kurs versöhnen sollte, war gescheitert.  

Die Professionalisierung der Politik war einer der Gründe, warum die Intellektuellen sich zu-

nehmend aus der Politik zurückgezogen hatten.
932

 Innerhalb der Parti socialiste hatte die Pro-

fessionalisierung und Entideologisierung in den 1980er Jahren mit dem Wechsel von Pierre 

Mauroy zu Laurent Fabius eingesetzt. Im Gegensatz zu Mauroy, der die Tradition der Parti 

socialiste als Mitglieder- und Arbeiterpartei verkörperte, repräsentierte Fabius den Techno-

                                                 
925  Vgl. Parti Socialiste 1992, S. 28 
926  „Das intellektuelle Getöse und der Charme der Gestikulation, der das politische Debattieren und Handeln in Frankreich meistens um
 gab, war nie bloß unnützer Zierrat, sondern fungierte stets als ein wichtiges Mittel der Legitimation für die von den konkurrierenden 

 politisch-intellektuellen Eliten offerierten Politikangebote.“ Schubert 2004, S. 315 
927  Vgl. Bock 1992, S. 112 
928  Vgl. Stephan 2001, S. 150 
929  Vgl. Christadler 1999, S. 44f.  
930  Vgl. Bock 1992, S. 107 
931  „Trotz der gut durchdachten Belebungskampagne um das Projet 2000 und trotz der ideologischen Offenheit (oder auch gerade wegen 

 derselben) war die Freude an der politischen Diskussion und an der Gestaltung einer besseren Gesellschaft in den Reihen der Mehrheit 

 der PS nicht zurückgekehrt, sondern die sozialistische Militanz war in die Randzonen der Partei abgewandert.“ Bock 1992, S. 109 
932  Vgl. Schubert 2004, S. 331f. 
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kraten, den grand bourgeois, der übermäßig begabt und mit Diplomen dekoriert war. Ar-

beitsminister Jean Auroux sprach von der gauche bistro und der gauche techno, die zwei un-

terschiedliche Schulen repräsentiere, wobei erstere der letzteren unterlegen sei.
933

 Die traditi-

onellen Werte der militants und die Ideologie verloren in den 1980er Jahren an Bedeutung,
934

 

während sich die Partei zur Regierungspartei wandelte. Die Anhänger von Fabius waren dem-

entsprechend in überdurchschnittlich hohem Maße Mandatsträger.
935

 Die Sozialisten erreich-

ten 1990 das Ende des von Mitterrand geprägten Zyklus von Épinay.
936

 Die strategische 

Komponente von Épinay – ein Linksbündnis mit den Kommunisten – sowie die ideologische 

Komponente – eine marxistisch und keynesianische Politik – hatten sich überholt. Was blieb, 

war die politische Dimension des Wahlerfolges, die es zu bewahren galt.  

4.5.2  Europapolitik: Vollendung des Binnenmarkts und Gründung der Europäischen 

 Union 

Der neue Elan in der Europapolitik des französischen Staatspräsidenten und der Regierung 

seit 1984 bot eine gute Gelegenheit, die verlorene Mobilisierungsfunktion der Wirtschafts- 

und Sozialreformen der Regierung Mauroy zu ersetzen. Mitterrand und die Sozialisten erklär-

ten Europa jetzt zum politischen Horizont der französischen Nation. Der Niedergang der 

kommunistischen Partei sowie die Konversion der Gaullisten zum Liberalismus und zur Eu-

ropäischen Integration trugen dazu bei, dass der Europäische Integrationsprozess zu einer 

zentralen Frage des politischen Lebens in Frankreich wurde. Während im Präsidentschafts-

wahlkampf 1981 noch intensiv um die soziale Ausrichtung der Republik zwischen links und 

rechts gestritten worden war, kam es mit dem Politikwechsel vom März 1983 und vor dem 

Hintergrund einer weltweit einsetzenden neoliberalen Wende zu einer Europäisierung der 

französischen Politik unter nationalen Vorzeichen.
937

  

War die französische öffentliche Meinung in den frühen 1980er Jahren noch relativ gleichgül-

tig gegenüber dem Europäischen Integrationsprozess, so setzte Mitte der 1980er Jahre ein 

regelrechter „Europa-Boom“ ein, der vor den Wahlen im Jahr 1988 seinen Höhepunkt erreich-

                                                 
933  Vgl. Sawicki, Mathiot 1999, S. 8; Die Technokratisierung der Politik kommt für Sawicki und Mathiot einer Sozialisation der  

 Regierungs- und Kabinettsmitglieder gleich: „Tout en constatant qu„à partir de 1982-1983 la politique de l‟emploi se technicisait du fait 

 de la multiplication des dispositifs mis en œuvre pour traiter ,socialement‟ le chômage, nous avons été amenés à mettre en évidence que 
 cette évolution résultait moins de l‟arrivée aux positions de responsabilité sectorielle d‟acteurs correspondant aux caractéristiques  

 ordinaires du technocrate, que d‟un processus de conversion d‟un personnel déjà en place à de nouveaux objectifs et à de nouveaux

  modes d‟action.“ Diese Hypothese kann laut Sawicki und Mathiot auf weitere Politikfelder ausgeweitet werden.  
934  Vgl. hierzu Sawicki 1994; vgl. zu dem neuen Kommunikationsstil: „Après Mauroy et son lyrisme de tribune du peuple de gauche, voici 

 venu Fabius et son verbe mesuré, sans emphase, pédagogue, lisse, poli.“ Favier, Martin-Roland 1991, S. 172; vgl. auch den Übergang zu 

 den „élites expertes“ bei Lefebvre, Sawicki 2006, S. 84ff. 
935  Vgl. Sawicki 1994, S. 36: Im Vergleich der Anhänger von Jospin, Poperen, Rocard und Fabius, die beim Parteitag von Rennes 1990 

 einen eigenen Antrag einreichten, wird deutlich, das nur 18,9 Prozent innerhalb der Strömung von Fabius kein Mandat ausübten, wohin

 gegen 40,5 Prozent der Anhänger Jospins, 51,4 Prozent der Anhänger Poperens und 41,8 Prozent der Anhänger von Rocard keine 
 Mandatsträger waren. 
936  Vgl. Grunberg 1993, S. 185; Dieses Argument diente bereits Michel Rocard, seine Politik der Öffnung zur politischen Mitte zu  

 rechtfertigen. Vgl. Bock 1992, S. 110 
937  Vgl. Richard 2006, S. 164ff. 
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te und in kaum einem anderen europäischen Land seinesgleichen fand.
938

 Die politische Ein-

heit sollte nun postnational hergestellt werden. In den späten 1980er Jahren wurden in Frank-

reich viele Denkmuster, die zu Zeiten de Gaulles auf Frankreich beschränkt geblieben waren, 

auf Europa übertragen.
939

 Bezeichnend für diesen „Euro-Gaullismus“ war in erster Linie der 

neue geopolitische Raum, in dem die gaullistischen Ideen verwirklicht werden sollten. Öko-

nomische Stärke durch Protektionismus, die Förderung der (sicherheits-)politischen Unab-

hängigkeit, der Rang in der Welt und die Strahlkraft der Kultur waren nun nicht mehr allein 

auf Frankreich bezogen, sondern auf Europa.
940

 Das Scheitern der französischen Wirtschafts-

politik war ein Schlüsselmoment für die Europäisierung der nationalen französischen Identität 

und trug dazu bei, eingespielte nationalstaatliche Politikmuster infrage zu stellen.
941

 Die Ver-

wirklichung der gaullistisch inspirierten Zwecksetzungen via Europa schien in den 1980er 

Jahren greifbar. Der 1988 vorgelegte Cecchini-Bericht hatte eine günstige Entwicklung der 

europäischen Wirtschaft und des Arbeitsmarktes prognostiziert. Darüber hinaus verloren die 

Supermächte in den 1980er Jahren an Einfluss.
942

 Die französischen Bürger wurden unter 

Hinweis auf den positiven Zielhorizont 1992 zu einer nationalen Kraftanstrengung ermuntert 

und Europa wurde zum Garant der französischen Zukunft erklärt. Ohne Europa drohe Frank-

reich der Niedergang.
943

 

„Offenkundig hatte die in allen politischen Lagern mit einem ausgeprägten Hang zur 

Übertreibung verbreitete Manie, den Teufel eines französischen Niedergangs an die 

Wand zu malen, ihre Motivbasis darin, eine self-destroying prophecy zu formulieren, 

um alle Kräfte zu mobilisieren, die eine negative Entwicklung verhindern konnten.“
944

  

Während über den europäisierten Gaullismus an tradierte Denkmuster angeknüpft wurde, 

wurde gleichzeitig über die Normalisierung der französischen Politik debattiert. Der Anspruch 

an die universelle Geltung des eigenen Zivilisationsmodells sollte ad acta gelegt werden. Die 

französische Gesellschaft sollte sich mental und kulturell erneuern und von ihren Blockaden 

befreien, zum Beispiel über die Liberalisierung der Wirtschaftspolitik. Dieser Befreiungs-

schlag wurde jedoch auch zu einer Belastungsprobe des gesellschaftlichen Zusammenhalts.
945

 

Für Frankreich ergab sich daraus laut Klaus Schubert ein spezifisches Identitätsrisiko: Der 

Verlust des Anspruches auf grandeur und mission der französischen Nation habe das franzö-

sische Selbstbewusstsein stärker als andere Nationen getroffen, die derartige Ansprüche gar 

                                                 
938  Im Jahr 1988 war z. B. der Anteil französischer Studierender, die an einem Austauschprogramm (Erasmus oder Comet) teilnahmen so 
 hoch wie in keinem anderen Mitgliedsstaat der Europäischen Gemeinschaft, vgl. Benoit 1997, S. 11; Nicolaus Sauger führt die  

 ungewöhnlich hohe Zustimmung zu Europa auch auf die Kohabitation zurück. Die von den zentralen Regierungsparteien getragene 

 Regierungsverantwortung habe zu dem allgemeinen Konsens über Europa beigetragen. Vgl. Sauger 2008, S. 65 
939  Vgl. Schubert 2004, S. 335; 349 
940  Vgl. Schubert 1989, S. 557, vgl. auch Schubert 2004, S. 385 
941  Vgl. Schild 2003, S. 34 
942  Vgl. Schubert 2004, S. 338; 385 
943  Vgl. Schubert 1989, S. 552, vgl. auch Schubert 1988 
944  Schubert 2004, S. 338 
945  Vgl. Schubert 2004, S. 332 
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nicht erst formulierten.
946

 Die französische Bevölkerung schwankte in den 1980er Jahren zwi-

schen den Ungewissheiten der Postmoderne und der Europaeuphorie.
947

 

Die entstandenen Unsicherheiten stärkten die Front national. Der neue Europadiskurs blieb 

allerdings nicht ohne Wirkung auf die rechtsextreme Partei. Sie warnte nicht mehr allein vor 

kultureller Überfremdung in Frankreich, sondern wollte auch die europäische Identität vertei-

digen. Lediglich die Kommunisten verweigerten sich dem neuen euro-gaullistischen Konsens. 

Sie befanden sich unaufhaltbar im Niedergang und konnten der Massenarbeitslosigkeit kein 

neues Politikkonzept entgegensetzen.
948

 

Im Juni 1985 legte die Europäische Kommission ihr Weißbuch zur Vollendung des seit den 

Römischen Verträgen angestrebten Binnenmarktes vor. Der Europäische Rat von Mailand 

beschloss im selben Monat die Einsetzung einer Regierungskonferenz. Mit der 1986 unter-

zeichneten Einheitlichen Europäischen Akte wurde das Ziel der Vollendung des Binnenmark-

tes bis 1992 bekräftigt. Zudem wurde die seit dem Luxemburger Kompromiss von 1966 blo-

ckierte Entscheidungsfindung im Ministerrat reformiert und der Übergang zur qualifizierten 

Mehrheitsentscheidung ermöglicht. Das Europäische Parlament wurde durch das Verfahren 

der Zusammenarbeit gestärkt und die Europäische Politische Zusammenarbeit, deren Grund-

lagen 1969 auf dem Gipfeltreffen von Den Haag gelegt worden waren, vertraglich festge-

schrieben. Ferner wurde eine Zusammenarbeit in der Wirtschafts- und Währungspolitik ver-

einbart. Auch plädierte das von Jacques Delors vorgelegte Weißbuch für eine gemeinsame 

Währung.
949

  

Zusätzlich erhielt die Europäische Gemeinschaft neue Zuständigkeiten in Politikfeldern wie 

Soziales, Forschung, Technologie und Umwelt. In der Sozialpolitik wurde der qualifizierte 

Mehrheitsentscheid im Bereich der Arbeitsumwelt und des Schutzes der Gesundheit und Si-

cherheit am Arbeitsplatz eingeführt. In allen anderen sozial- und arbeitsrechtlichen Politikfel-

dern blieb es jedoch beim Einstimmigkeitsprinzip. Ferner wurde eine Grundlage für die Ent-

wicklung des Dialogs der Sozialpartner auf europäischer Ebene geschaffen. Schließlich wur-

den auch die Strukturfonds aufgestockt, deren Umfang sich bis 1993 verdoppelte. Die Euro-

päischen Sozialfonds, die mit den Strukturfonds eng verzahnt waren, wurden ebenfalls refor-

miert. Auf diese Art und Weise sollten die für die armen Mitgliedsländer erwarteten negativen 

Folgen des Binnenmarktes aufgefangen werden.
950

 

                                                 
946  Vgl. Schubert 2004, S. 333 
947   Vgl. Ivaldi 2006, S. 53 
948  Vgl. Schubert 1989, S. 555f.; vgl. zur PCF Richard 2006, S. 165 
949  Vgl. Bossuat 2005, S. 174 
950  Vgl. von Oppeln 2008, S. 88; vgl. auch Wielgoß 2002, S. 75f. 
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Während Mitterrand im Bereich der Forschungs- und Technologiepolitik Erfolge erzielte, 

konnte er sich gegen den Wirtschaftsliberalismus vor allem der Briten und Deutschen in der 

Sozialpolitik nicht durchsetzen: „Ein gemeinsamer, europaweit gültiger Erlass von sozialpoli-

tisch relevanten Vorschriften war nicht einmal angedacht.“
951

 Dies führte zur Kritik der PS. 

Ihr ging die Ausgestaltung der neuen Politikfelder Forschung und Technologie nicht weit ge-

nug. Vor allem bemängelte sie jedoch die unzureichenden Ergebnisse im Bereich der Sozial-

politik. Auch Mitterrand hatte sich ein besseres Ergebnis gewünscht und sprach von einem 

„compromis de progrès“.
952

  

Im Juni 1985 wurde auch der Vertrag zum Beitritt von Spanien und Portugal zur Europäi-

schen Gemeinschaft unterzeichnet. Vor dem Hintergrund der Erweiterung sprach sich die PS 

für ein Europa à géometrie variable aus, indem politische Projekte, die nicht die Zustimmung 

aller Mitgliedstaaten finden, von einer kleineren Gruppe umgesetzt werden könnten.
953

 Nach-

dem in der Assemblée nationale im November 1985 über den Beitritt Spaniens und Portugals 

abgestimmt worden war, betonte die PS, der Beitritt sei eine Herausforderung gewesen, derer 

sich die Sozialisten und François Mitterrand durch eine gute Verhandlungsführung gestellt 

hätten. Im Gegensatz zu den vorangegangenen Beitritten hätten die Sozialisten darauf bestan-

den, dass der Beitritt nicht um jeden Preis erfolgen sollte.
954

 Gerade Frankreich hatte bei den 

Fragen von Fischerei und Weinbau hart verhandelt, um den innenpolitischen Druck vor den 

1986 anstehenden Parlamentswahlen abmildern zu können.  

„In Frankreich entstand damals eine Debatte über die Kosten der Europäischen Gemein-

schaft-Mitgliedschaft, denn das Land wurde erstmals zu einem Nettozahler der Gemein-

schaft. Die Süderweiterung – das war jedem klar – würde diese ,unbefriedigende Ent-

wicklung„ noch verstärken.“
955

 

Nach dem Sieg bei den Präsidentschaftswahlen 1988 knüpfte Mitterrand für seine Ratspräsi-

dentschaft in der Europäischen Gemeinschaft an sein Memorandum aus dem Jahr 1981 an. Er 

forderte einen europäischen Sozialraum und die Stärkung der Forschungs- und Technologie-

politik. So wurde unter französischer Ratspräsidentschaft am 9. Dezember 1989 in Straßburg 

die Gemeinschaftscharta der sozialen Grundrechte verabschiedet, in der soziale Mindestan-

forderungen festgelegt wurden. Großbritannien lehnte diese trotz fehlender Rechtsverbind-

lichkeit ab. Die Charta fand in Form des Sozialprotokolls Einzug in den Vertrag von Maast-

richt. Dieses ermöglichte den Erlass zusätzlicher sozialpolitischer Maßnahmen, die jedoch 

                                                 
951  Müller-Brandeck-Bocquet 2004, S. 74 
952  Müller-Brandeck-Bocquet 2004, S. 78 
953  Vgl. L‟Union européenne – déclaration du Parti socialiste, In: PS Info, Le Poing et la Rose, spécial responsables, Nr. 252, 6. Juli 1985, 
 S. 5ff. 
954  Vgl. Secteur Relations Internationales: Élargissement de la C.E.E. à l‟Espagne et au Portugal – un défi en voie d‟être gagné. In: PS Info. 

 Le Poing et la Rose, spécial responsables, Nr. 265, 7. Dezember 1985, S. 4ff. 
955  Müller-Brandeck-Bocquet 2004, S. 79 
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nicht für Großbritannien gelten sollten.
956

 Die PS sah in dem Sozialprotokoll einen Ausgleich 

zur Marktorientierung der Einheitlichen Europäischen Akte.
957

 

Die Priorität der französischen Ratspräsidentschaft lag wegen der sich abzeichnenden Deut-

schen Einheit bei der Schaffung der Wirtschafts- und Währungsunion. Bereits im Juni 1989 

stimmte der Europäische Rat in Madrid dem sogenannten Delors-Plan zu. Lediglich die Bri-

ten lehnten ihn ab. Der Plan sah über drei Stufen die Einführung der Wirtschafts- und Wäh-

rungsunion und einer gemeinsamen Währung vor. Frankreich hoffte über die Wirtschafts- und 

Währungsunion einen Teil der Kontrolle über Geld- und Bankwesen zurückzuerlangen, die 

innerhalb des Europäischen Währungssystems bei den Deutschen lag. Verschiedene Geldpoli-

tiken in Europa sollten wieder möglich und eventuell dem ständigen Streben der Bundesbank 

nach Preisstabilität ein Ende gesetzt werden.
958

 

Mitterrand drängte den zögernden deutschen Bundeskanzler Helmut Kohl zur Eile, da die 

Entwicklungen in Mittel- und Osteuropa eine verstärkte Einbindung der Bundesrepublik er-

forderten.
959

 Mit dem Mauerfall am 9. November 1989 wurde diese Einbindung zur Priorität 

der französischen Europapolitik. Gleichzeitig löste der Mauerfall in Europa eine regelrechte 

Euphorie aus: Im Osten entwickelte sich ein starker europäischer Ehrgeiz und in der öffentli-

chen Meinung im Westen eine große Sympathie und ein Wille zur Öffnung nach Osten.  

Auf die europäischen Ambitionen der mittel- und osteuropäischen Staaten reagierte Mitter-

rand in seiner Neujahrsansprache vom 31. Dezember 1989 mit dem Vorschlag einer europäi-

schen Konföderation. Sie sollte das gesamteuropäische Gefüge bilden, in der eine in ihren 

Strukturen gefestigte westeuropäische Gemeinschaft und ein lockerer Verbund von mittel- 

und osteuropäischen Staaten inklusive Russlands, zusammenarbeiten könnten. Im Juni 1991 

erklärte er in Prag, dass ein Beitritt der mittel- und osteuropäischen Länder noch Jahrzehnte 

dauern werde und beabsichtigte, die sich im Untergang befindende Sowjetunion einzubinden. 

„Il rendait ainsi le projet doublement irrecevable pour des pays qui sortiraient de 

l‟emprise soviétique et cherchaient l‟arrimage le plus rapide à l‟Union européenne. 

C‟est là qu‟est née à l‟Est l‟image d‟une France hostile à l‟élargissement dont elle n‟a 

pas véritablement su se défaire depuis.“
960

 

Auch gegenüber der Deutschen Einheit verhielt sich Mitterrand zurückhaltend. Kohls Vorstel-

lung eines 10-Punkte-Plans zur Deutschen Einheit sorgte für Verstimmungen. Beim Treffen 

des Europäischen Rats in Straßburg vom 8. bis 9. Dezember 1989 musste Deutschland der 

Wirtschafts- und Währungsunion zustimmen. Es wird von einer eisigen Atmosphäre berichtet, 
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in der Kohl einer nahezu tribunalartigen Befragung ausgesetzt wurde.
961

 Mitterrand reiste 

seinerseits noch im Dezember 1989 in die DDR, was als eine unangebrachte Aufwertung ei-

nes Regimes im Niedergang interpretiert wurde. Erst Anfang Januar 1990 nach einer Aus-

sprache in Mitterrands Landsitz in Latché stellte sich wieder ein Gleichklang in den politi-

schen Initiativen Deutschlands und Frankreichs ein. So forderten Kohl und Mitterrand im Ap-

ril 1990 in einem gemeinsamen Brief, neben der bereits beschlossenen Regierungskonferenz 

zur Wirtschafts- und Währungsunion eine zweite zur politischen Union einzuberufen. Im De-

zember 1990 brachten Kohl und Mitterrand in einem weiteren Brief die Unionsbürgerschaft 

und die Kooperation in den Bereichen Justiz und Inneres ins Gespräch.  

Die Europäische Gemeinschaft wurde zur ersten Säule der neu geschaffenen Europäischen 

Union, die ferner auf den Säulen der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) 

sowie der Zusammenarbeit in der Innen- und Justizpolitik beruhte. Die Beschlüsse zur Wirt-

schafts- und Währungsunion waren innerhalb der ersten Säule angesiedelt. Nie zuvor in der 

Geschichte souveräner Staaten hatten diese freiwillig auf die Kontrolle über ihre nationalen 

Währungen verzichtet. Die Teilnehmerländer der Wirtschafts- und Währungsunion vereinbar-

ten die Einrichtung einer Europäischen Zentralbank, die nach deutschem Vorbild politisch 

unabhängig und über die Stabilität der Währung wachen sollte. Ferner setzte die Teilnahme 

an der Wirtschafts- und Währungsunion die Erfüllung der sogenannten Maastrichter Kriterien 

voraus.
962

 Für Frankreich hatte die Währungsunion oberste Priorität, um der Vorherrschaft der 

D-Mark zu entkommen und weltwirtschaftlich konkurrenzfähig zu bleiben. Daher war Frank-

reich bereit, eigene wirtschaftspolitische Positionen gegenüber Deutschland aufzugeben. So 

zog Frankreich sein Vorhaben eines gouvernement économique, das durch politische Ent-

scheidungen die Unabhängigkeit der Europäischen Zentralbank abschwächen sollte, zurück. 

„Dieses ,Nachgeben„ Frankreichs Deutschland gegenüber wird dann in der sog. Post-

Maastricht-Debatte für heftigste Polemik und das Psycho-Drama des Maastricht-

Referendums sorgen.“
963

  

Die zweite und dritte Säule wurden im Gegensatz zur ersten intergouvernemental angelegt. 

Mitterrand wünschte sich zwar eine außenpolitische Stärkung Europas, jedoch sollte sicherge-

stellt werden, dass die europäischen Staats- und Regierungschefs in Form des Europäischen 

Rats die zentrale Entscheidungsinstanz waren. Die Konstruktion der drei Säulen macht den 

Kompromiss-Charakter zwischen der supranationalen und der intergouvernementalen Integra-

tion in Europa deutlich. Auf ein Bekenntnis zur europäischen Finalität – ob Bundesstaat oder 

                                                 
961  Vgl. Müller-Brandeck-Bocquet 2004, S. 94 
962  Die Maastrichter Kriterien sind: eine maximale Inflationsrate von höchstens 1,5 Prozent über der Rate des preisstabilsten  
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Staatenbund – konnte man sich nicht einigen. Nichtsdestotrotz bedeutete die Unterzeichnung 

des Vertrags von Maastricht einen qualitativen Sprung in der Integrationsgeschichte.  

4.5.3  Programmatik: Europa als Frankreichs Zukunft, aber nicht als heilige  

 Vorhersehung 

Die Parti socialiste vollzog bei den Parteitagen in Toulouse 1985 und Lille 1987 die Wende 

in der Europapolitik nach. Die Parteitage in Rennes 1990 und Bordeaux 1992 verdeutlichten 

hingegen die Entideologisierung und Präsidentialisierung der Partei. Mit dem außerordentli-

chen Parteitag am Arche de la Défense 1991 wollte die Partei eine programmtische und ideo-

logische Antwort auf den vollzogenen Wandel des französischen Sozialismus geben, erzielte 

allerdings kaum eine Breitenwirkung.  

 

Die Parteitage von Toulouse 1985 und Lille 1987 als Ausdruck der Europaeuphorie 

Europa gewann nach dem gescheiterten sozialistischen Experiment ab 1984 innerhalb der 

Partei und der Gesellschaft eine politisch-kulturelle Mobilisierungsfunktion: Es sollte die An-

passung der Wirtschaftspolitik legitimieren und die Glaubwürdigkeit der Partei über die Ver-

bindung von Europa, Modernisierung und sozialem Fortschritt wieder herstellen. Ein breites 

Bekenntnis zur Modernisierung sollte auch die innerparteiliche Geschlossenheit ermögli-

chen.
964

  

Im Dezember 1984 fand eine Convention nationale zum Thema Modernisierung und sozialer 

Fortschritt statt. Dort gab es erste Anzeichen, dass die ökonomischen Konfliktlinien der 

1970er Jahre sich zu wandeln begannen und neue Konfliktgegenstände entstanden.
965

 Dieser 

Modernisierungsdiskurs ergriff auch die Repräsentanten des linken Parteiflügels wie Jean 

Poperen und Jean-Pierre Chevènement. Letzterer hatte 1984 den politischen Club République 

moderne gründete und benannte 1986 das CERES in Socialisme et République um.
966

 

Der reine Modernisierungsdiskurs zeigte jedoch bald Verschleißerscheinungen,
967

 sodass die 

Modernisierung zunehmend über Europa erfolgen sollte. Als gelungenes Beispiel der Moder-

nisierung wurden die europäische Forschungsinitiative Eureka (European Research 

Coordination Agency) und die Trägerrakete Ariane gewertet, mit denen das Forschungseuropa 

für die PS konkrete Formen annahm.
968

 Der französische „High Tech-Colbertismus“
969

 konn-

te also durch anspruchsvolle Programme auf europäischer Ebene umgesetzt werden. Die PS 

führte damit ihre Modernitäts- und Fortschrittsdebatte über Europa fort und griff auch die von 
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der politischen Rechten in Frankreich eingeführte Verfallsdebatte auf, die den französischen 

Niedergang bei ausbleibender Modernisierung prophezeite.
970

  

Europa konnte aus dem Einflussbereich Rocards und seiner sozialdemokratischen Vorstellung 

von Europa herausgelöst werden.
971

 Jegliche Spekulationen über eine Sozialdemokratisierung 

der Partei im Umfeld des Parteitags von Toulouse im Oktober 1985 wies diese von sich: 

„Den Parteitag in Toulouse als ,kleines Bad Godesberg‟ zu sehen [so Jacques Delors], 

überschätzt sicher seinen Stellenwert für die weitere Entwicklung der PS; das Thema 

der ,Sozialdemokratisierung‟ wurde allenfalls gestreift.“
972

 

Die Parteitage in Toulouse 1985 und Lille 1987 fanden jeweils ein Jahr vor den Parlaments- 

bzw. Präsidentschaftswahlen statt. Die Stärkung des innerparteilichen Zusammenhalts blieb 

das leitende Motiv. Für die Parlamentswahlen 1986 war mit einem Sieg des rechten Lagers zu 

rechnen. Aus diesem Grund appellierte der Premier secrétaire Lionel Jospin in Toulouse an 

einen einheitlichen Antrag für den Parteitag. Dies sei politisch opportun, da die PS von links 

und rechts angegriffen werde. Rocard und Chevènement widersetzten sich jedoch diesem 

Streben nach Geschlossenheit. Rocard forderte mehr Klarheit (lucidité) in den Debatten.
973

 

Das CERES wollte hingegen an einer sozialistischen Wirtschaftspolitik festhalten.
974

 

In dem Leitantrag forderte die Partei die Vergemeinschaftung weiterer Politikfelder in Euro-

pa. Hierzu zählten vor allem Forschung und Technologie sowie die Sozialpolitik. Institutio-

nelle Aspekte fanden kaum Erwähnung.
975

 Der Übergang zum qualifizierten Mehrheitsent-

scheid, der im Rahmen der Einheitlichen Europäischen Akte vorgesehen war, wurde nahezu 

nicht kommentiert. Die Einheitliche Europäische Akte wurde ohne wirkliche Debatte inner-

halb der PS angenommen. Erst in späteren Dokumenten kritisierte die PS ihre liberale Aus-

richtung.
976

 

Der darauffolgende Parteitag von Lille 1987 fand während der Kohabitation statt. In dieser 

partiellen Oppositionsphase kam es zu einer intensiven Auseinandersetzung mit der Europa-

politik. Krell führt dies auf die Möglichkeit der parteipolitischen Profilierung in einem Poli-

tikfeld zurück, das der Premierminister aus dem gegnerischen politischen Lager nicht beset-

zen wollte bzw. konnte, da es zur domaine réservé des sozialistischen Staatspräsidenten zähl-
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te.
977

 Bell und Criddle sehen in dem Appell an Europa und Modernisierung ein konsensfähi-

ges Thema. Es sei nicht im Interesse der Partei gewesen sei, vor den Wahlen ideologische 

Probleme zu thematisieren, sodass der Parteitag von geringem Interesse gewesen sei. Jedoch 

habe es einen nahezu nicht wahrgenommenen Wandel gegeben: Die Partei habe ihre revoluti-

onäre Rhetorik aufgegeben, um eine Regierungspartei werden zu können.
978

  

In der zweiten Hälfte der 1980er Jahre verließen die Sozialisten ihre auf die Gemeinschaftspo-

litiken konzentrierte Europavision und machten sich zum Verfechter der europäischen Unab-

hängigkeit. Die Existenz eines starken Frankreichs wurde zur Voraussetzung für ein unabhän-

giges Europa.
979

 So wurde in Anlehnung an euro-gaullistische Sichtweisen ein unabhängiges 

und starkes Europa gefordert – in außen- und zunehmend auch in sicherheitspolitischer Hin-

sicht. Hier wurde eine französische Vorstellung auf Europa übertragen, um die verloren ge-

gangene Handlungsfähigkeit auf nationaler Ebene zu kompensieren.  

Auch die Interpretation der Einheitlichen Europäischen Akte und des Binnenmarktes wurde 

konkretisiert. Mithilfe der vergemeinschafteten Politikfelder wie Handel, Industrie, Landwirt-

schaft oder Technologie sollte Europa Geschlossenheit nach außen demonstrieren und Frank-

reich ermöglichen, die Herausforderungen des Binnenmarktes zu bestehen.
980

 In der Bewer-

tung des Europäischen Währungssystems wurde die deutsche Finanz- und Währungspolitik 

als Ursache für die Schwierigkeiten Frankreichs, das 1986 und 1987 wieder von einer Abwer-

tungswelle betroffen war, herausgehoben. Für das Europäische Währungssystem sollten neue 

Ziele und Mechanismen definiert werden. Die vorrangige Orientierung an der Geldwertstabi-

lität sollte um eine gemeinsame Wirtschaftspolitik ergänzt werden.
981

 

Der bis 1992 zu realisierende Binnenmarkt wurde zwar zur Mobilisierung genutzt, jedoch 

spielte die Idee des Marktes nur eine untergeordnete Rolle. In den Vorstellungen der Sozialis-

ten war der Binnenmarkt ein politischer Bereich, in dem weitere Politikfelder vergemein-

schaftet werden konnten. Er wurde als Schritt zu einem europäischen Sozialraum gewertet.
982

 

Die Forderung nach einem sozialen Europa hatte die Programmatik der PS seit ihrer Neu-

gründung durchzogen. Während damit in den 1970er Jahren noch ein Gegenvorschlag zum 

bestehenden Integrationsprozess gemeint war, orientierte man sich Mitte der 1980er Jahre an 

den Gegebenheiten und agierte pragmatischer, teilweise sogar technokratisch. Das in den 
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1970er Jahren geforderte sozialistische Europa wurde nun durch die Forderung nach einem 

sozialen Europa ersetzt,
983

 ohne dass dieser Begriff genauer definiert werden konnte.
984

 

Für den Leitantrag des Parteitags von Lille 1987 wurde Mitterrands Formel übernommen: „La 

France est notre patrie – l‟Europe notre avenir“.
985

 Die Debattenbeiträge verbanden die mobi-

lisierende und hoffnungsvolle Rolle Europas mit der Gefahr des Niedergangs und führten 

damit die Debatten des Parteitags von Toulouse weiter. So hieß es in dem Beitrag von Jospin 

und seinen Anhängern, dass man ganz die europäische Karte spielen müsse, Chevènement 

und seine Anhänger wollten Frankreich über Europa wieder seine mondiale Rolle zurückge-

ben, Rocard forderte mit seinen Unterzeichnern, dass Europa das Herzstück der sozialisti-

schen Projekte sein müsse. Alle Debattenbeiträge sprachen von der Verunsicherung der fran-

zösischen Gesellschaft. Jospin ging davon aus, dass Frankreich zweifle (la France 

s’interroge). Chevènement sprach von einer Faszination des Niedergangs, dem Verlust an 

Selbstvertrauen und einem kulturellen und moralischen Kampf, den die Sozialisten führen 

müssten. Bei Rocard ist die Rede von sozialer Gewalt und dem Gesetz des Stärkeren.
986

  

Auch die Suche nach der französischen Identität wurde bei dem Parteitag deutlich. So hieß es 

in dem nationalen Leitantrag für den Parteitag, die französische stehe zur europäischen Identi-

tät nicht in einem gegensätzlichen, sondern in einem komplementären Verhältnis.
987

 An der 

„Flucht nach Europa“
988

 beteiligte sich auch das zu Socialisme et République konvertierte 

CERES:  

„Quel est le sens de la construction européenne ? Pourquoi la voulons-nous peut-être 

plus que d‟autres ? Pourquoi ce désir d‟Europe, cette passion d‟Europe qui existe en 

France et qui n‟existe peut-être pas au même degré dans d‟autres pays de la communau-

té ? Parce que nous sentons bien que c‟est dans cette fin du XXième siècle le meilleur 

moyen d‟exister toujours, de continuer à être les acteurs de l‟histoire. Parce que nous 

sentions que c‟est le moyen d‟échapper au déclin et à la servitude qui accompagne iné-

vitablement le déclin.“
989

 

Pierre Guidoni gab hiermit der ideologischen Mäßigung des ehemaligen CERES Ausdruck.
990

 

Mit der Hinwendung zu Europa ging für die PS auch ein Wandel des sozialistischen Selbst-

verständnisses einher. So erklärte Laurent Fabius beim Parteitag von Toulouse 1987, dass der 

Sozialismus über Europa modernisiert und die PS zur ersten wirklich europäischen Partei 
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987  „Ainsi, l‟identité de la France et celle de l‟Europe, loin d‟être des notions contradictoires, peuvent se révéler complémentaires, si nous 

 savons voir loin et tenir bon.“, vgl. Motion nationale d‟orientation, adoptée: Rassembler pour gagner – Comprendre la réalité. In: Le 
 Poing et la Rose, Nr. 119, Juni 1987, S. 10. 
988  Guérot 1996, S. 437 
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Frankreichs werden müsse. Kein Problem, mit dem die Sozialisten sich auseinandersetzten, 

könne künftig ohne einen europäischen Ansatz gelöst werden.
991

 

 

Der Parteitag von Rennes im März 1990 und das Ende des Ost-West-Konflikts  

Das Jahr 1989 markiert nicht nur welt-, sondern auch parteipolitisch eine Zäsur. Die beispiel-

lose Europaeuphorie, der die französische Gesellschaft und die Parti socialiste ergriffen hatte, 

wurde auf eine Bewährungsprobe gestellt. Der bis dahin gültige westeuropäisch geprägte 

Interpretationsrahmen für die Europapolitik wurde zum Auslaufmodell und forderte die Partei 

auf, „Europa neu zu denken.“
992

   

Auf den Fall der Berliner Mauer reagierte die Partei zunächst mit Ratlosigkeit.
993 

In den da-

rauf folgenden Jahren war die Position der Partei gegenüber den Umbrüchen in Osteuropa und 

der deutschen Wiedervereinigung wenig klar. Sie begrüßte die Überwindung des Systems von 

Jalta, dessen Ablehnung Teil des außenpolitischen Konsenses der V. Republik war. Ideolo-

gisch feierten die Sozialisten den Sieg über den Kommunismus. Von den eigentlichen Ent-

scheidungszentren, in diesem Fall die deutsch-französischen Initiativen von Mitterrand und 

Kohl, war die Partei jedoch abgekoppelt.
994

  

Die innerparteilichen Konflikte sowie die Skandale und Affären der Partei drängten die Euro-

papolitik nach Jahren intensiver Beschäftigung in den Hintergrund.
995

 Der Parteitag von Ren-

nes im März 1990 war – wie die Parteitage von Épinay 1971 und Metz 1979 – von personel-

len Querelen überschattet. In dem Antrag von Lionel Jospin, Pierre Mauroy und Louis Mer-

maz forderten diese dazu auf, nicht einen Kongress gegen Regierung, Partei und Parteifüh-

rung zu machen, sondern diese zu unterstützen.
996

 Die Partei müsse sich jedoch weiterentwi-

ckeln und zu einer besseren Debattenkultur beitragen. Auch die Strömung um Laurent Fabius, 

der unter anderen von Pierre Bérégovoy, Jack Lang oder Pierre Joxe unterstützt wurde, for-

derte zu einer tiefgreifenden Debatte auf, die schon seit 1981 nicht mehr stattgefunden ha-

be.
997

  

Europapolitisch stellte sich der Antrag von Jospin hinter die vom Staatspräsidenten getragene 

Europapolitik und bekräftigte den Vorschlag Mitterrands zu einer europäischen Konföderati-

on mit den Ländern Mittel- und Osteuropas. Auch Rocard und seine Anhänger forderten, Eu-
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ropa auf einer neuen – möglicherweise konföderalen – Basis aufzubauen.
998

 Bei Jean-Pierre 

Chevènement und seinen Unterstützern von Socialisme et République bewirkte der Umsturz 

in Osteuropa ein Umdenken: Das neue Europa sollte in ihren Augen in Form einer Konföde-

ration der Völker und demokratischen Nationen organisiert werden. Die Vision eines kleinen 

liberalen Binnenmarktes erscheine plötzlich ein wenig engstirnig und die Obsession von 

1992, für die man so viele Dinge geopfert habe, ein wenig fehlgeleitet.
999

 Die Strömung um 

Fabius widmete dem Umbruch in Mittel- und Osteuropa nur einen Absatz und sprach sich für 

eine Vertiefung der Europäischen Gemeinschaft sowie eine Konföderation aus.
1000

 Fast alle 

Anträge hatten gemeinsam, dass sie eine Vertiefung des Integrationsprozesses vor der Erwei-

terung in Richtung Osten forderten.
1001

 Im Hinblick auf die Osterweiterung kommt Guérot zu 

dem Schluss:  

„Es ist interessant und auffällig zugleich, in welchem Maße sicherheitspolitische, stra-

tegische Erwägungen und Überlegungen betreffend Osteuropa und die sicherheitspoliti-

sche Architektur Gesamteuropas im Diskurs der PS zu diesem Zeitpunkt fehlten.“
1002

 

Deutschland wurde zwar in allen Anträgen als Unsicherheitsfaktor angedeutet, war jedoch 

kein leitendes Thema. Lediglich der Antrag von Marie-Noëlle Lienemann erwähnte ausdrück-

lich ein deutsches Recht auf Wiedervereinigung. Sie war auch die einzige, die nicht nur von 

einer Konföderation sprach, sondern von einer möglichen Osterweiterung.
1003 

 

Die Europabegeisterung der zweiten Hälfte der 1980er Jahre wurde relativiert. Fabius präzi-

sierte unter Rückgriff auf den Parteitag von Lille 1987, dass Europa zwar die Zukunft sei, 

aber nicht die Heilige Vorhersehung (L’Europe est notre avenir, elle n’est pas la Sainte Pro-

vidence).
1004

 Europa sei nicht die magische Lösung für alle Probleme. Es gelte zu klären, wie 

kompatibel das Vorgehen der Sozialisten mit dem Aufbau einer europäischen Gemeinschaft 

sei, die dem Einfluss der konservativen Regierungen und der Marktkräfte unterliege:  

„Bref, nous n‟agissons pas pour on ne sait quelle Communauté molle, bureaucratique et 

mercantile, mais pour une Europe forte, conforme aux intérêts de la France et à notre 

conviction de gauche.“
1005

  

In der Sozialpolitik forderte Fabius auf europäischer Ebene Mehrheitsentscheidungen sowie 

Fortschritte in den Bereichen Ausbildung und Forschung. Rocard schloss sich diesen Forde-
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1005  Motion 5: Égalité. In: Le Poing et la Rose – Motions nationales d‟orientation – Congrès de Rennes, 15.-18. März 1990, Nr. 130, Januar 
 1990, S. 119. 
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rungen an. Die Strömung um Jospin verwies auf die bereits verabschiedete Sozialcharta und 

verlangte, mit der Wirtschafts- und Währungsunion auch die Rechte der Arbeitnehmer zu 

stärken. Chevènement hielt die Sozialcharta hingegen für ein Papier ohne Konsequenzen. Sei-

ne Strömung setzte sich für die Vergemeinschaftung weiterer Politikfelder ein. Die Strömung 

um Mélenchon und Dray, die spätere Gauche socialiste, widmete sich am intensivsten der 

Sozialpolitik. Dem freien Kapitalverkehr müsse eine steuerliche Harmonisierung gegenüber-

gestellt werden. Ähnlich wie Rocard forderten sie eine bessere Koordination auf europäischer 

Ebene, beispielsweise durch die Gründung einer transnationalen Partei.
1006

   

Auf dem Parteitag von Rennes wurde auch die neue Prinzipienerklärung (déclaration de 

principe) der Partei angenommen und die noch aus dem Jahr 1968 stammende Erklärung 

überarbeitet. In Lille hatte man 1987 keine Einigung über eine neue Prinzipienerklärung erzie-

len können. Streitpunkt war und blieb die Europäische Gemeinschaft, die die Strömung Socia-

lisme et République nicht erwähnt wissen wollte. Mit den aktuellen Entwicklungen in Osteu-

ropa war die Europäische Integration in ihren Augen mehr und mehr zu hinterfragen.
1007

 Die 

Partei solle lediglich von Europa und nicht von der Europäischen Gemeinschaft sprechen. 

Dieses Europa solle den Mitgliedstaaten, die Mittel geben, um die Herausforderungen der 

Zukunft zu bestehen.
1008

 Dieser Gedanke wurde schließlich übernommen, jedoch um die Aus-

sage ergänzt, dass die Europäische Gemeinschaft – solange sie sich nicht auf einen einfachen 

Markt reduzieren lasse – eine treibende Kraft Europas sei. Die Sozialisten erklärten ferner, die 

Europäische Integration weiter vorantreiben zu wollen.
1009

  

 

Die Verhandlungen zum Vertrag von Maastricht und der Golfkrieg 

Nach Abschluss des Parteitags von Rennes im März 1990 wurden die europapolitischen Er-

eignisse – wie etwa die deutsch-französische Initiative zur Gründung einer politischen Union 

vom April 1990 – nicht weiter diskutiert. Als das Bureau exécutif im November 1990 eine 

europapolitische Erklärung zu den im Dezember 1990 beginnenden Regierungskonferenzen 

verabschiedete, nahmen die Anhänger Chevènements aus Protest nicht an der Abstimmung 

teil. Alistair Cole bezeichnet diese Erklärung jedoch als „the party‟s fullest statement of Eu-

ropean policy for almost twenty years.“
1010

  

                                                 
1006  Vgl. Wielgoß 2002, S. 78f. 
1007  Vgl. Proposition de déclaration de principes présentée à la demande de Pierre Mauroy par une Commission de réécriture. In: Le Poing et 

 la Rose, Nr. 128, Dezember 1989, S. 5. 
1008  Vgl. hierzu den Redebeitrag von Gérard Fuchs: „Alors, je voudrais sur ce point tenter de faire avancer un débat qui sera, je crois, l‟un 

 des grands débats des années qui viennent. Oui, les nations existent particulièrement en Europe et nous les voyons en ce moment revivre 

 à l‟Est. Oui, les nations représentent les communautés historiques et culturelles fondamentales de notre continent, mais pour autant, je 
 prétends avec fermeté qu‟elles ne représentent pas là non plus le terme d‟une histoire qui devrait là encore, on ne sait pourquoi 

 s‟arrêter.“ In: Le Poing et la Rose, Nr. 133, November 1990, S. 30. 
1009  Vgl. Déclaration de principe adoptée. In: Le Poing et la Rose, Nr. 130, Januar 1990, S. 3f. 
1010  Cole 1996, S. 78; vgl. auch Jarreau 23.11.1990 
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Die interne Debatte der Partei ging in den Jahren 1990 und 1991 „relativ schnell wieder zur 

Normalität über“.
1011

 Auch Jean-Pierre Chevènement gab an, die Verhandlungen über den 

Vertrag von Maastricht nicht im Detail verfolgt zu haben. Er habe die Bedeutung des Textes 

erst später entdeckt und es hätten sich ihm „die Haare auf dem Kopf gesträubt“.
1012

  

Im Gegensatz zur Europapolitik führte der Konflikt zwischen dem Irak und Kuwait zu einer 

tiefen Spaltung der Partei. Seit der ersten Januarhälfte 1991 wurde Mitterrands Beschluss zur 

Beteiligung französischer Truppen an den Kriegshandlungen der UNO-Streitkräfte im Irak 

öffentlich diskutiert. Auch innerhalb der Parti socialiste kam es zu Auseinandersetzungen. 

Chevènements Rücktritt als Verteidigungsminister im Januar 1991 führte zur Spaltung seiner 

Strömung Socialisme et République.  

„Die Beteiligung Frankreichs am Krieg gegen den Irak an der Seite der USA war ge-

messen an der Auseinandersetzung zwischen Partei und Regierung vergleichbar mit der 

wirtschaftspolitischen Wende 1982/83 und sorgte für schwere Störungen zwischen der 

Partei und ihrer ehemals unbestrittenen Führungsfigur Mitterrand.“
1013

 

Erst der Golfkrieg machte der PS die Tragweite und Notwendigkeit der deutsch-französischen 

Initiative zur Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik deutlich. Im Dezember 1991 äu-

ßerte sich die PS in der neu gegründeten Parteizeitschrift Nouvelles internationales zu den 

Verhandlungen zum Vertrag von Maastricht und begrüßte die Schaffung der Gemeinsamen 

Außen- und Sicherheitspolitik, die Wirtschafts- und Währungsunion, die Demokratisierung 

des Europäischen Parlaments und die Vereinbarungen zum sozialen Europa.
1014

  

 

Der Nouvel Horizon als ideologische Antwort auf die weltpolitischen Umbrüche 

1990 kam es – kurz nach dem Parteitag von Rennes und parallel zu den europapolitischen 

Initiativen für den späteren Vertrag von Maastricht – zur Erarbeitung des neuen sozialisti-

schen Projekts, das dem französischen Sozialismus eine langfristige Orientierung geben soll-

te. Es gab Anhörungen mit Experten und eine breit angelegte innerparteiliche Diskussion, die 

im Dezember 1991 am Arche de la Défense zum Abschluss geführt wurde. Die Debatten 

konnten jedoch nicht die Desorientierung nach dem Parteitag von Rennes, die Irritationen 

über den Golfkrieg sowie die allgemein konstatierte Repräsentationskrise auffangen.  

Von 1990 bis 1991 verlor die PS 30.000 Mitglieder. Der Einladung des Projektverantwortli-

chen Michel Charzats zu einer Debatte in der Pariser Föderation folgten 14 von 6000 Perso-

nen. Dem linken Flügel gab der Zustand der Partei Anlass, sich neu zu formieren. So tagten 

parallel zu den parteiinternen Debatten unzufriedene Parteimitglieder, um die Linke neu zu 

                                                 
1011  Guérot 1996, S. 504 
1012  Jean-Pierre Chevènement zitiert nach Krell 2009, S. 348  
1013  Stephan 2001, S. 129 
1014  Vgl. Guérot 1996, S. 509 
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gründen. Auch gab es Treffen des transcourant, dessen Anliegen es seit 1985 war, den Ein-

fluss der Strömungen zu verringern. Auch Jacques Delors beteiligte sich an diesen Treffen. Er 

lehnte den consensus mou in der Partei ab und befürwortete eine Weiterentwicklung der PS 

zur Sozialdemokratie. Hierfür suchte er Anleihen bei der christlichen Soziallehre.
1015

  

Im Mittelpunkt des Programms Nouvel Horizon stand die gesellschaftliche Erneuerung ange-

sichts der internationalen Veränderungen. Das Programm wurde laut Guérot zum Ausdruck 

der durch Europa bedingten Sozialdemokratisierung der Partei.
1016

 Von nun an kreuzten sich 

die Schicksale von Frankreich und Europa, vom französischen und europäischen Sozialismus. 

Ob es um die wirtschaftliche Entwicklung ging, um soziale Garantien, um die Steuerung von 

Bevölkerungsbewegungen oder den Umweltschutz: „L‟Europe constitue l‟espace pertinent 

pour mieux maîtriser l‟avenir.“
1017

  

Neu war die Bereitschaft der französischen Sozialisten, Europa die Mittel zu geben, um seine 

Ziele zu verwirklichen. Sie wollten Souveränität in Politikfeldern wie Währungs- und Vertei-

digungspolitik gemeinsam ausüben – wenn auch nicht aufgeben, wie Guérot bemerkt.
1018

 In 

institutioneller Hinsicht sprachen sie sich für eine Ausweitung von Mehrheitsentscheiden im 

Rat und das Mitentscheidungsrecht für das Europäische Parlament aus. Auch sollte das Euro-

päische Parlament ein Recht auf Gesetzesinitiative bekommen. Schließlich sollte die politi-

sche Union die gemeinsame Identität Europas fördern.  

Die Debatten über das Programm zeigten aber auch kritische Bewertungen der aktuellen eu-

ropapolitischen Entwicklungen. In der Einschätzung der Parteimitglieder kam es vor allem im 

deutsch-französischen Verhältnis zu einem Ungleichgewicht. Kritisiert wurde, dass die Wirt-

schafts- und Währungsunion zu einem von Deutschland dominierten Europa führen könnte. 

Die Sozialisten seien in einem Dilemma, weil sie wirtschaftliche Entwicklungen nicht mehr 

durch staatliche Eingriffe steuern könnten.
1019

 In Bezug auf die Lage der Partei lehnten die 

Parteimitglieder die Führungskämpfe an der Parteispitze ab, die die innerparteiliche Debatte 

blockierten. Die „Verkopften“ (grosses têtes) – hiermit waren die Absolventen der grandes 

écoles wie der Ecole nationale d’administration gemeint – dominierten die Partei. Dies zeige 

sich in den langen Texten, die fast niemand mehr lese.
1020

  

Jean-Pierre Chevènement äußerte Zweifel an den Ambitionen der PS: Das neue Programm 

verliere sich im Nebel. Das neue Denksystem sei so komplex, dass es dazu dienen könne, die 

                                                 
1015  Vgl. Bock 1992, S. 108 
1016  Vgl. (Guérot 1996, S. 509) 
1017  Parti Socialiste 1992, S. 172; 155 
1018  Vgl. Guérot 1996, S. 511ff; vgl. auch Parti Socialiste 1992, S. 184 
1019  Vgl. die Synthese der einzelnen Arbeitsgruppen zum Projekt in: Vendredi, Spécial „Projet“, Supplément à Vendredi, Nr. 107, 28. Juni 

 1991, S. 5. 
1020  Vgl. die Synthese der einzelnen Arbeitsgruppen zum Projekt in: Vendredi, Spécial „Projet“, Supplément à Vendredi, Nr. 107, 28. Juni 
 1991, S. 6. 
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eigene Ohnmacht zu theoretisieren und ein Alibi für die Passivität zu geben.
1021

 Julien Dray 

kam einige Jahre später beim Kongress von Brest 1997 auf den Nouvel Horizon zurück: Man 

solle nicht wieder den Fehler machen, den Kapitalismus in einem Moment für unüberwindbar 

zu erklären, in dem die anti-kapitalistischen Kräfte an Bedeutung gewinnen würden.
1022

  

Auch wenn die Parteimitglieder mit 81 Prozent der Stimmen sich für den Abschlusstext Nou-

vel Horizon aussprachen, so war die Tragweite des Textes sowohl innerhalb als auch außer-

halb der Partei fraglich. Das Programm fand in den Medien relativ wenig Beachtung, da diese 

sich auf die Skandale der Regierung sowie die sinkenden Popularitätswerte von Edith Cresson 

und François Mitterrand konzentrierten. Von allen Parteiprogrammen seit 1971 sei der ange-

nommene Text das bis dato am wenigsten in der Öffentlichkeit kommentierte Dokument, 

meinte Hans Manfred Bock.
1023

  

Der Parteitag habe, so Bell und Criddle, vor dem Hintergrund der vordergründig wenig stritti-

gen Themen wie Europa und der Ablehnung der Front national vor allem die Ämter innerhalb 

der Partei neu verteilt: Fabius wurde Parteivorsitzender und Rocard virtueller Präsident-

schaftskandidat.
1024

 Sowohl inner- als auch zwischenparteilich blieben die Probleme der PS 

jedoch ungelöst. Die Differenzen, die der Parteitag hätte klären sollen, kamen in den parteiin-

ternen Debatten der Jahre 1993 und 1994 wieder zum Vorschein – als ob der Parteitag nicht 

stattgefunden hätte, so Alain Bergounioux.
1025

 Darüber hinaus zeigten die Niederlagen bei den 

Regional- und Kantonalwahlen im Jahr 1992, dass die öffentliche Meinung den Sozialisten 

weiter kritisch gegenüberstand und der Kurswechsel der Partei die Wähler nicht überzeugt 

hatte. So erklärte Daniel Vaillant im April 1992: 

„On voit bien par ailleurs que le Congrès réussi de l‟Arche n‟a pas modifié la donne, 

que les changements qui ont suivi n‟ont pas non plus traduit un changement dans 

l‟opinion publique.“
1026

 

 

Der Parteitag von Bordeaux ein Jahr vor den Parlamentswahlen 1993  

Beim außerordentlichen Parteitag von Bordeaux im Juli 1992 sollte ein Jahr vor den Parla-

mentswahlen ein sogenannter Vertrag für die nächste Legislaturperiode verabschiedet werden. 

Darüber hinaus war eine Kommission eingesetzt worden, die über organisatorische Reformen 

der Partei beraten hatte. Die Vorbereitungen liefen bereits als Mitterrand im Juni 1992 das 

Referendum über den Vertrag von Maastricht ankündigte. Der vom Parteivorstand im Mai 

                                                 
1021  Vgl. die Debatten der Partei, abgedruckt in: Vendredi, supplément zur Nr. 125, 2. Heft, 15. Dezember 1991, S. 3f. 
1022  Vgl. die Debatten der Partei, abgedruckt in: Vendredi, supplément zur Nr. 125, 2. Heft, 15. Dezember 1991, S. 8.; vgl. Conseil national 

 vom 27. September 1997. In: L‟hebdo des socialistes, 10. Oktober 1997, S. 11. 
1023  Vgl. Bock 1992, S. 113 
1024  Vgl. Bell, Criddle 1994, S. 129 
1025 Vgl. Rüther – Alain Bergounioux 19.04.2006 
1026  Daniel Vaillant beim Comité directeur, 11.-12.04.1992, OURS – Intervention de Daniel Vaillant, S. 1. 
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1992 vorgelegte Text wurde also noch in der Perspektive der Parlamentswahlen von 1993 

verfasst.  

Europapolitisch sollte dem Vertrag von Maastricht eine neue Richtung gegeben und dieser 

weiterentwickelt werden, hieß es in dem Leitantrag des Parteivorstandes.
1027

 Der Vertrag sei 

kein Ziel an sich, sondern nur ein Werkzeug, dessen Wirksamkeit davon abhänge, wer mit 

ihm arbeite. Nach Mitterrands Ankündigung stand der Parteitag jedoch ganz im Zeichen des 

Referendums. Die Partei verfolgte nun das Ziel, den Vertrag von Maastricht bekannt zu ma-

chen. Sie wollte vor allem die Arbeiter und Wähler der unteren sozialen Schichten anspre-

chen, die als besonders europa-kritisch galten. Das Hauptargument in der Kampagne sollte 

das soziale Europa sein.  

Parteiintern wurde der politische Charakter der neu geschaffenen Europäischen Union her-

ausgestellt, der den wirtschaftlichen Integrationsprozess dominieren sollte. Europa wurde 

auch als Instrument beschrieben, um Deutschland endgültig einzubinden und auf diese Weise 

den Frieden zu garantieren.
1028

 Erneut wurde auf dem Parteitag ein Einheitsantrag präsentiert, 

von dem sich allerdings Socialisme et République und die Gauche socialiste distanzierten. 

Jean-Pierre Chevènement stellte zwar keinen eigenen Antrag, verurteilte jedoch in einem Bei-

trag die Politik der Sozialisten seit 1983. Der Liberalismus in Europa lasse den Sozialisten 

keinen Handlungsspielraum.
1029

  

Die Parteiführung stellte in Bordeaux fest, dass der Anti-Maastricht-Flügel in der Partei noch 

ein marginales Problem sei, aber die Ablehnung des Vertrags sich zu einem Flächenbrand in 

der Partei ausbreiten und einen grundsätzlichen Richtungsstreit auslösen könnte.
1030

 Der Par-

teitag von Bordeaux, der als ein Parteitag der Sammlung (rassemblement) gewertet wurde, 

lief Gefahr, existierende Differenzen lediglich zu verschleiern. Die erneuten Untersuchungen 

zur illegalen Parteifinanzierung gegen den ehemaligen Schatzmeister Henri Emmanuelli hat-

ten den innerparteilichen Zusammenhalt gefördert. Rocard wurde darüber hinaus mit seiner 

Rede auf dem Parteitag von Bordeaux endgültig zum designierten Nachfolger von Mitterrand 

für die Präsidentschaftswahl.
1031

 

Während die sozialistische Regierung Anfang der 1990er Jahre eine intensive Europapolitik 

betrieb, befand sich die Partei in einem „außenpolitischen Dornröschenschlaf“
1032

 – unabhän-

gig davon, dass in dieser Zeit die Weichen für den Europäischen Integrationsprozess neu ge-

                                                 
1027  Stratégie et programme: Un congrès de renouveau, premières propositions pour un contrat de législature – Texte présenté par le Comité 
 directeur – premières propositions pour un contrat de législature – cinq repères pour continuer à avancer, In: Vendredi, numéro  

 extraordinaire du Poing et la Rose, Nr. 145, 28. Mai 1992, S. 28ff. 
1028  Vgl. Guérot 1996, S. 534ff. 
1029  Vgl. Bergounioux, Grunberg 2005, S. 385 
1030  Vgl. Guérot 1996, S. 537 
1031  Vgl. Stephan 2001, S. 165 
1032  Guérot 1996, S. 515 
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stellt wurden. Die Partei war durch innerparteiliche Konflikte blockiert, wie der Parteitag von 

Rennes gezeigt hatte. Auf die Parteimitglieder wirkte diese politique politicienne abschre-

ckend. Die Vertrauens- und Repräsentationskrise machte sich damit nicht nur in der Gesell-

schaft, sondern auch innerhalb der Partei bemerkbar. Der Zustand der Partei trug dazu bei, 

dass sich neue innerparteiliche Strömungen formierten. 

4.5.4  Parteienwettbewerb: Nachlassende Bindung der Wähler an die Partei  

Die Europaeuphorie der 1980er Jahre machte sich vor allem bei den Präsidentschaftswahlen 

1988 bemerkbar. Ein pro-europäisches Bekenntnis war für die Kandidaten eine unabdingbare 

Voraussetzung im Wahlkampf.
1033

 Mitterrand strebte danach, „Vater Europas“
1034

 zu werden 

und konnte aus seinem europapolitischen Engagement einen Vorteil ziehen. Jacques Chirac 

erklärte hingegen die Einheitliche Europäische Akte zu seinem Erfolg. Sie sei nur ein Stück 

Papier gewesen, so Alain Juppé, bis Chirac an die Regierung gekommen sei.
1035

  

Die Kohabitation wirkte sich für die politische Rechte negativ auf den Wahlkampf aus. Die 

Amtsführung, die Zerstrittenheit im rechten politischen Lager und die aufstrebende rechtsext-

reme Front national schwächten sie. Gaullisten und Liberale traten bei den Präsidentschafts-

wahlen 1988 erneut gegeneinander an: Raymond Barre, der zwar seine organisatorische Un-

abhängigkeit betonte, aber von der UDF getragen wurde, kandidierte ebenso wie Jacques Chi-

rac, der von der RPR unterstützt wurde.
1036

 Wie bereits 1981 konnte Mitterrand von dieser 

Konstellation profitieren. Zudem war es ihm gelungen, seine Popularität während der Kohabi-

tation zu steigern, sodass Michel Rocard seine Kandidatur hatte zurückziehen müssen.
1037

  

Mitterrand bereitete bereits im Wahlkampf eine Kooperation der Sozialisten mit den Anhä-

ngern Barres vor. Er stellte sich als Präsident aller Franzosen dar und verzichtete auf sozialis-

tische Symbole und Vokabular. Der Wahlkampf stand unter dem Motto des vereinten Frank-

reichs (La France unie) und erstmals wurde nicht mehr um abweichende Gesellschaftsentwür-

fe und Grundsatzfragen gestritten.
1038

 Mitterrand hatte auch kein klares Programm, sondern 

machte einen Brief an alle Franzosen (Lettre à tous les Français) zur Grundlage seines Wahl-

kampfs. Dort erklärt er die Europäische Integration zu einer seiner Prioritäten.
1039

 Die Partei 

profitierte von Mitterrands Popularität und führte einen Wahlkampf für die majorité 

                                                 
1033  Vgl. Benoit 1997, S. 7f. 
1034  Vgl. Schubert 1989, S. 553  
1035  Vgl. Benoit 1997, S. 10 
1036  Vgl. Schäfer 1989, S. 264 
1037  Vgl. Lévêque 1997, S. 197 Mitterrands Beliebtheitswert stieg von 1985 mit 33 Prozent auf 56 Prozent 1988, wohingegen Chiracs Wert 

 von 54 Prozent 1986 auf 46 Prozent 1988 sank. vgl. Stephan 2001, S. 187f. 
1038  Vgl. Hüser 2000, S. 28 
1039  Vgl. Bréchon, Denni 2008, S. 42; „J‟en appelle à la volonté nationale, au sens de la grandeur, à notre capacité d‟union au service des 

 grandes causes, et l‟Europe en est une.“ Document No 15: François Mitterrand: Lettre à tous les Français, abgedruckt in: Hohl 2008, S. 
 126 
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présidentielle, mit der sie auch die Öffnung zur politischen Mitte akzeptierte, was ein Novum 

seit 1971 war.
1040

 

Im ersten Wahlgang überraschten das schlechte Abschneiden des kommunistischen Kandida-

ten André Lajoinie mit nur 6,8 Prozent der Stimmen sowie das beachtliche Ergebnis von Jean-

Marie Le Pen mit 14,4 Prozent.
1041

 In den zweiten Wahlgang zogen erwartungsgemäß Mitter-

rand und Chirac ein. Das Wahlergebnis Mitterrands von 54 Prozent zeigte die Existenz einer 

„génération Mitterrand“.
1042

 Die Zustimmung ging über das traditionelle linke Lager hinaus 

und erreichte auch Anhänger der Kommunisten, der extremen Linken, der ökologischen Be-

wegung und sogar von Barre und Le Pen. Mitterrand gelang es jedoch nicht, die Dynamik der 

Präsidentschafts- auf die Parlamentswahlen zu übertragen. Nach Auflösung der Nationalver-

sammlung wurde die linke Wählerschaft bei den Neuwahlen nicht durch den Kurs der Öff-

nung zur Mitte mobilisiert und Premierminister Michel Rocard konnte nach den Wahlen nur 

eine Minderheitsregierung bilden.
1043

  

Die Präsidentschaftswahlen hatten 1988 einen intensiven Wahlzyklus für die Partei eröffnet, 

dem eine Reihe erst- und vor allem zweitrangiger Wahlen folgte. Hierzu zählen neben den 

Parlamentswahlen 1988, die Kantonalwahlen im selben Jahr sowie die Kommunalwahlen 

1989. Den vorläufigen Abschluss bildeten die Europawahlen im Juni 1989. Sie stießen auf-

grund der vorherigen Wahlen auf relatives Desinteresse und registrierten einen Rekord bei der 

Wahlenthaltung. 51,3 Prozent der Wahlberechtigen nahmen nicht an der Abstimmung teil. 

Vor allem Bürger, die sozial benachteiligt waren oder wenig Interesse an der Politik zeigten, 

blieben den Wahlen fern. Unter den Nichtwählern wurden erneut mehr Anhänger der politi-

schen Linken als der politischen Rechten vermutet, sodass von einer spezifischen Schwierig-

keit des „peuple de gauche“ die Rede war.
1044

 Staatschef Mitterrand hingegen ließ kurz vor 

der Europawahl im Mai 1989 erstmals den Empfangssaal im Elysée-Palast mit der Trikolore 

und der Europaflagge schmücken, um seinen Anspruch als „Vater Europas“ zu untermau-

ern.
1045

 

Ziel der Sozialisten war es, sich über ein soziales Europa von den liberalen Vorstellungen der 

politischen Rechten abzugrenzen: „L‟Europe sera sociale ou ne sera pas“.
1046

 Im Wahlkampf 

nahm die PS beispielsweise Bezug auf die Europäische Sozialcharta. Europa wurde zum neu-

                                                 
1040  Vgl. Stephan 2001, S. 106; vgl. Schäfer 1989, S. 267 
1041  Vgl. Bréchon, Denni 2008, S. 42f. 
1042  Vgl. Lévêque 1997, S. 197; vgl. Stephan 2001, S. 187 
1043  Vgl. Bréchon 2004, S. 161f. 
1044  Vgl. Habert 1996, S. 160ff. 
1045  Vgl. von Krosigk 1989, S. 35 
1046  Manifeste socialiste pour l‟élection européenne. Introduction de Laurent Fabius. In: PS Info. Le Poing et la Rose, spécial  
 responsables, Nr. 405, 13. Mai 1989, S. 1. 
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en Horizont für die politische Linke, was ihr Wahlslogan Vers la nouvelle terre zeigte.
1047

 Die 

PS bemühte sich, die Europawahlen als politische Auseinandersetzung zu definieren. So erin-

nerte der Spitzenkandidat Laurent Fabius:  

„Sous les professions de foi européennes, que trouve-t-on en effet sinon l‟éternelle con-

frontation entre la gauche et la droite ?“
1048

  

Die Sozialisten sprachen sich für eine Stärkung der Institutionen und eine verbesserte demo-

kratische Kontrolle durch das Europäische Parlament aus. Nach der Analyse Guérots blieben 

die Sozialisten jedoch einer intergouvernementalen Vorstellung Europas verpflichtet, da sie 

sich weiterhin auf die zu vergemeinschaftenden Politikfelder konzentrierten. In dem Wahl-

programm der französischen Sozialisten erklärten sie die Fragen nach Konföderation oder 

Föderation für überflüssig: Wenn sich die Mitgliedstaaten über die politischen Ziele geeinigt 

hätten, könne man auch mit Mehrheiten entscheiden.
1049

  

Ähnlich wie in den Jahren 1979 und 1984 fiel die innerparteiliche Debatte über die Inhalte des 

Manifests kurz aus.
1050

 Die Verantwortlichen der Partei gingen im April 1989 selbst auf die 

fehlende Debatte ein. Sie führten diese auf den intensiven Wahlkalender der Jahre 1988 und 

1989 zurück – vor allem auf die kurz vor den Europawahlen stattfindenden Kommunalwah-

len.
1051

 Kritische Stimmen kamen bei der Convention nationale vor den Wahlen unter ande-

rem von Jean-Pierre Chevènement und Marie-Noëlle Lienemann. Chevènement appellierte an 

die Sozialisten, für ihre europapolitischen Vorstellungen zu kämpfen. Europa sei zu wichtig, 

um es den Europäisten zu überlassen.
1052

 Marie-Noëlle Lienemann forderte vergeblich, im 

Manifest auf die „Vereinigten Staaten von Europa“ und eine europäische verfassungsgebende 

Versammlung Bezug zu nehmen. Der Antrag von Gérard Fuchs, der sich für eine Stärkung 

des Bundes der sozialdemokratischen Parteien in der Europäischen Gemeinschaft aussprach, 

wurde hingegen angenommen.
1053

 

99 Prozent der Wahlberechtigten stimmten für das Manifest, aber nur 73 Prozent für die vor-

geschlagene Liste.
1054

 Diese war die eigentliche Herausforderung für die Partei. Die Liste 

wurde von Laurent Fabius angeführt und nicht wie üblich vom Parteivorsitzenden. Mit einem 

                                                 
1047  So der Wahlslogan, vgl. z.B. auch Conférence européenne des travailleurs, 20. Mai 1989, Intervention de Laurent Fabius. In: PS Info. 

 Le Poing et la Rose, spécial responsables, Nr. 407, 27. Mai 1989, S. 4. 
1048  Laurent Fabius: 18 juin 1989: Quelle Europe? In: Le Poing et la Rose. PS info. Spécial responsables. Nr. 410, 17. Juni 1989, S. 1. 
1049  Vgl. Guérot 1996, S. 478f; Vgl. auch: Manifeste socialiste pour l‟élection européenne. In: PS Info. Le Poing et la Rose, spécial  

 responsables, Nr. 405, 13. Mai 1989, S. 15. 
1050  Vgl. Lemaire-Prosche 1990, S. 117 
1051  „Aurions-nous eu deux mois supplémentaires, les sections et les militants auraient pu être davantage impliqués, c‟eût été mieux ! Mais 

 n‟oublions que, jusqu‟à la fin mars, beaucoup d‟entre nous étaient encore occupés à gérer les heureux résultats des Municipales.“ In: 

 Convention nationale 22.-23. April 1989 – Intervention de Gérard Fuchs: Rapport sur le projet de manifeste. In: PS Info. Le Poing et la 
 Rose, spécial responsables, Nr. 404, 29. April 1989, S. 6. 
1052  Vgl. Jean-Pierre Chevènement – Débat général. In: Convention nationale 22.-23. April 1989, In: PS Info. Le Poing et la Rose, spécial 

 responsables, Nr. 404, 29. April 1989, S. 9. 
1053  Vgl. Convention nationale 22.-23. April 1989 – Intervention de Gérard Fuchs: Rapport de la commission des résolutions. In: PS Info. Le 

 Poing et la Rose, spécial responsables, Nr. 404, 29. April 1989, S. 10. 
1054  Vgl. Convention nationale 22.-23. April 1989 – Résultats du vote indicatif. In: PS Info. Le Poing et la Rose, spécial responsables, Nr. 
 404, 29. April 1989, S. 2. 
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erfolgreichen Abschneiden bei den Wahlen konnte Fabius seinen Anspruch auf den Vorsitz 

geltend machen und seine présidentiabilité unter Beweis stellen.
1055

 Als Präsident der Natio-

nalversammlung wollte er sich ferner für ein besseres Verhältnis von nationalen und europäi-

schen Abgeordneten einsetzen.
1056

  

Für die weiteren Plätze waren die einzelnen Strömungen sowie die Regionen zu berücksichti-

gen. Hinzu kam, dass der nationale Kurs der Öffnung sich auch in der Liste für die Europa-

wahlen widerspiegeln sollte. Der zehnte Listenplatz sowie mindestens vier weitere Plätze 

wurden dem MRG überlassen. Ferner sollten wichtige Persönlichkeiten berücksichtigt werden 

wie Léon Schwartzenberg, Nora Zaïdi von SOS Racisme oder Jean-Paul Benoît, délégué gé-

néral de l’Association des démocrates.
1057

  

Bei den Wahlen gewannen die Sozialisten mit 23,61 Prozent der Stimmen zwar zwei Mandate 

hinzu, jedoch führte die hohe Zahl der Nichtwähler insgesamt zu einem eher enttäuschenden 

Ergebnis.
1058

 Für die französischen Grünen bedeuteten die Europawahlen einen Erfolg. Mit 

einem Ergebnis von 10,6 Prozent der abgegebenen Stimmen überholten sie sogar die west-

deutschen Grünen, in deren Schatten sie lange gestanden hatten.
1059

 Im rechten Lager hatten 

sich Chirac und Giscard  wieder einander angenähert und bildeten für die Europawahl eine 

gemeinsame Liste unter der Führung von Valéry Giscard d‟Estaing. Simone Veil führte hin-

gegen als Spitzenkandidatin eine eigene zentristische Liste an. 

Liste  % Stimmen Sitze 

L‟Union UDF-RPR (Giscard d‟Estaing, UDF-RPR) 28,88 26 

Majorité de progrès pour l‟Europe (Fabius, PS) 23,61  22 

Europe et Patrie (Le Pen, FN) 11,73 10 

Les Verts – Europe – Écologie (Waechter, Verts) 10,6 9 

Le Parti Communiste (Herzog, PCF) 7,71 7 

Le centre pour l‟Europe (Veil) 8,42 7 

Quelle: Journal Officiel de la République Française  

Im Laufe der dritten Legislaturperiode gaben nur 25 Prozent der französischen Europaabge-

ordneten ihr europäisches Mandat zugunsten eines nationalen Mandates oder Ministeramtes 

auf. Damit sank die Zahl der turnover im Vergleich zu den zwei vorangegangenen Legislatur-

perioden weiter (37,2 Prozent für die erste und 27,2 Prozent für die zweite Legislaturperio-

de).
1060

 Ein Viertel der Europaabgeordneten betrachten ihr Mandat jedoch nach wie vor als 

einen unsicheren Baustein in der politischen Karriere. Im Gegensatz zur Nationalversamm-

                                                 
1055  Vgl. Stephan 2001, S. 155f. 
1056  Vgl. Convention nationale 22.-23. April 1989 – Intervention de Pierre Mauroy, Premier secrétaire. In: PS Info. Le Poing et la Rose, 

 spécial responsables, Nr. 404, 29. April 1989, S. 3. 
1057  Vgl. Convention nationale 22.-23. April 1989 – Intervention de Marcel Debarge, Rapport de la commission des résolutions. In: PS Info. 
 Le Poing et la Rose, spécial responsables, Nr. 404, 29. April 1989, S. 3. 
1058  Vgl. Guérot 1996, S. 484 
1059  Vgl. Hoffmann-Martinot 1993, S. 13 
1060  Vgl. Beauvallet 2007, S. 88; Abweichende Zahlen finden sich bei Kauppi 2000, S. 4 
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lung, deren Abgeordneten – mit Ausnahme von 1986 – im Mehrheitswahlrecht in zwei Wahl-

gängen gewählt werden, führt das Verhältniswahlrecht bei den Europawahlen dazu, dass die 

etablierten Parteien verstärkt kleinere Parteien, politische ad hoc Zusammenschlüsse oder 

soziale Bewegungen als Konkurrenz für ihre Abgeordneten fürchten müssen.
1061

  

1984 ist bereits als ein Jahr mit Scharnierfunktion für den Wandel des französischen Parteien-

systems beschrieben worden. Das Ende der sogenannten quadrille bipolaire, das 1984 mit 

dem Aufstieg der Front national und dem Niedergang der PCF beobachtet wurde, hat sich 

bestätigt. Bei den Europawahlen 1989 ist neben diesem anhaltenden Trend vor allem der Auf-

stieg der französischen Grünen bemerkenswert. Der zweite Trend, der 1984 beobachtet wurde 

– die Europäisierung der politischen Klasse mit Regierungsambitionen – kann ebenfalls be-

legt werden und wurde besonders bei den Präsidentschaftswahlen 1988 deutlich. 

4.5.5  Organisation: Professionalisierung der PS und Einrichtung eines  

 Europasekretariats 

Der Regierungswechsel zu Laurent Fabius steht für die Dominanz der Technokratie über das 

Politische. Der Zugang zu politischen Ämtern und Mandaten war nun nicht mehr abhängig 

von politischem Engagement oder der sozialen Herkunft, sondern von Expertenwissen. Der 

wachsende Anteil der Berufspolitiker innerhalb der PS erschütterte in zunehmendem Maße 

die Partei und ihre Moral.
1062

 Die Partei hatte den Politikwechsel 1983/84 lediglich nachvoll-

zogen und geriet in ein Dilemma. Konnte sie mit dem Regierungsantritt 1981 noch als Ver-

mittlerin und Ideenlieferantin der sozialistischen Politik fungieren, musste sie mit der Wende 

in der Wirtschaftspolitik ihren eigenen Grundsätzen zuwider handeln, um die innerparteiliche 

Geschlossenheit und damit auch den Rückhalt für die Regierung nicht zu gefährden.
1063

  

Fabius und seine Regierung verschärften das Dilemma, indem sie über die Partei hinweg re-

gierten. Sie bedienten sich den Möglichkeiten des „rationalisierten Parlamentarismus“, um die 

Fraktion zu disziplinieren.
1064

 Der Widerstand der Partei zeigte sich im Konflikt um die 

Wahlkampfführung 1986, die Fabius als Regierungschef und Vertreter der Mehrheitsfraktion 

für sich beanspruchte. Der Parteivorsitzende Jospin hielt hingegen an seiner Sichtweise fest, 

dass die Partei gemeinsam mit der Fraktion eine Einheit gegenüber der Regierung bilde.
1065

 

                                                 
1061  Vgl. Kauppi 2000, S. 5 
1062  Vgl. Lefebvre, Sawicki 2006, S. 109f. 
1063  Die Greenpeace-Affäre im Juli 1985 machte den Zwiespalt zwischen ideologisch-moralischen Grundsätzen und pragmatischem  
 Regierungsstil deutlich. Im Juli 1985 hatten zwei Angehörige des französischen Geheimdienstes einen Anschlag auf das Greenpeace-

 Schiff Rainbow Warrior verübt. Ein sich an Bord befindender Fotograf wurde getötet. Erst Ende August 1985 nahm das Bureau exécutif 

 hierzu Stellung, in dem es von einem kriminellen Akt sprach. „Nach außen versuchte die PS also, ihre moralischen Ansprüche an die 
 Politik zu vertreten, während andererseits der letztendlich verantwortliche und zurückgetretene Verteidigungsminister Charles Hernu auf 

 dem Parteitag in Toulouse mit stehenden Ovationen empfangen wurde“, vgl. Stephan 2001, S. 82f. 
1064  Vgl. Stephan 2001, S. 83 
1065  Vgl. Bergounioux, Grunberg 2005, S. 335f. 
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Die Beziehungen zwischen Regierung und Partei waren von 1988 bis 1991 besonders ge-

spannt. Die Partei verstand sich nicht mehr als Vermittlerin der Regierungspolitik. Zwar un-

terstützte sie politisch und parlamentarisch die Regierung, trat jedoch gleichzeitig als externe 

Kritikerin der Regierungspolitik auf.
1066

 Die Partei hatte die partielle Opposition zwischen 

1986 und 1988 nicht genutzt, um sich organisatorisch und ideologisch neu aufzustellen: Die 

Parteiführung schien zu stark von der Parteibasis abgekoppelt, sodass sie vor allem kurzfristi-

ge Ziele wie den Wahlerfolg sichern wollte.
1067 

Die ehemaligen Minister bereiteten innerhalb 

der Partei ihre Rückkehr in die Regierung vor. Die Anzahl der politischen Clubs innerhalb der 

Partei nahm zu und die jeweiligen Strömungen und ihre Vorsitzenden versuchten, sich zu 

profilieren und damit eine bessere Ausgangsbasis in der Nachfolge Mitterrands zu haben.
1068

 

Mit der erneuten Kandidatur Mitterrands bei den Präsidentschaftswahlen wurde die Parti so-

cialiste zur Partei des Präsidenten. Sie machte Mitterrands Brief an alle Franzosen zu ihrem 

Parteiprogramm.
1069

  

„Die PS hatte sich in der ersten Amtszeit Mitterrands von einer Programmpartei mit 

charismatischem Führer zu einer Präsidentenpartei mit programmatischem Vakuum 

entwickelt.“
1070

 

Beim Parteitag von Rennes 1990 zerbrach die Synthese zwischen einer präsidentiellen und 

einer parteipolitischen Logik. Erstmalig wurden öffentlich die Diskrepanzen zwischen selek-

tiven Interessen und taktischen Manövern einerseits und kollektiven Interessen und ideologi-

schen Positionen andererseits deutlich. Der Wahlerfolg war zum primären Ziel der Partei ge-

worden und hatte das Verfassen von Parteiprogrammen sowie die Rolle der Parteimitglieder 

in den Hintergrund gedrängt.
1071

 Gegen diese Entwicklung formierte sich die Nouvelle École 

socialiste (bzw. spätere Gauche socialiste), der immer mehr die Rolle des CERES aus den 

1970er Jahren zufiel.
1072

  

Um die innerparteiliche Debatte zu stärken, unternahm die Partei organisatorische Reformen. 

Bis zum Parteitag von Rennes wurde über die Anträge in den Sektionen per Mehrheitswahl 

entschieden, sodass am Ende eine Zuordnung fast aller Föderationen nach Strömungen mög-

lich war, wodurch vertikale und horizontale Organisationsstrukturen sich überlagerten. Die 

Mehrheitswahl wurde 1990 durch das geheime one-man-one-vote-Verfahren abgelöst. Die 

                                                 
1066  Alle Premierminister waren darum bemüht, die Beziehungen zu Partei und zur Fraktion zu verbessern: Rocard versammelte jede Woche 

 die wichtigsten Minister und Führungskräfte der Partei. Edith Cresson hingegen führte diese Tradition nicht fort, traf sich jedoch mit 
 den Vorsitzenden der sozialistischen Fraktionen und dem Parteivorsitzenden. Wegen ihrer fehlenden Verwurzelung in der Partei – sie 

 gehörte vor ihrer Ernennung nicht zur Parteielite – konnte sie die Partei jedoch nicht kontrollieren. Mit dem im April 1992 ernannten 

 Premierminister Bérégovoy und dem Parteivorsitzenden Fabius entspannte sich das Verhältnis zwischen Regierung und Partei. Vgl. 
 Bergounioux, Grunberg 2005, S. 336f.; vgl. Murswieck 1999, S. 109; vgl. Stephan 2001, S. 136f. 
1067  Vgl. Stephan 2001, S. 83 
1068  Vgl. Stephan 2001, S. 81ff. 
1069  Vgl. Bergounioux, Grunberg 2005, S. 336 
1070  Stephan 2001, S. 107 
1071  Vgl. Lefebvre, Sawicki 2006, S. 110 
1072  Vgl. Stephan 2001, S. 209 
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Anteilsstärke der einzelnen Strömungen bestimmte sich nun nicht mehr nach der Anzahl der 

Delegierten pro Föderation, sondern nach der tatsächlichen Stimmenzahl der Mitglieder.
1073 

Auf dem Parteitag von Bordeaux wurden im Juli 1992 weitere organisatorische Reformen 

beschlossen: Der Parteivorsitzende wurde in Zukunft durch die Parteitagsdelegierten in ge-

heimer Wahl in zwei Wahlgängen gewählt. Die Föderationsvorsitzende wurde nach demsel-

ben Verfahren während der Föderationsparteitage gewählt. Das Comité directeur wurde in 

Conseil national umbenannt, das Bureau exécutif in Bureau national. Der Kongress sollte nur 

noch alle drei statt wie bisher alle zwei Jahre tagen.
1074

 

In den Vorschlägen der Kommission Vaillant wurde auch über eine mögliche Regionalisie-

rung der Designation der Europaabgeordneten nachgedacht. Jedoch galt diese aufgrund des 

Wahlrechts für nicht realisierbar.
1075

 Um der gestiegenen Bedeutung der Europäischen Integ-

ration gerecht zu werden, schlug die Kommission vor, die Mitgliedschaft der PS beim Bund 

der Sozialdemokratischen Parteien Europas in ihrem Statut festzuschreiben. Darüber hinaus 

sollte es möglich sein, dass Repräsentanten der europäischen sozialdemokratischen Parteien 

im Conseil national mit beratender Stimme teilnehmen. Ferner wurde vorgeschlagen, die 

französische Delegation der Sozialisten im Europäischen Parlament den Gruppen in der Nati-

onalversammlung und im Senat gleichzustellen. Um die europapolitische Debatte innerhalb 

der Partei zu beleben, wurden gemeinsame Sitzungen der nationalen und europäischen Abge-

ordneten angeregt sowie regelmäßige Berichte der Europaabgeordneten in den Föderationen 

der Partei gefordert.
1076

 

Bereits 1987 hatte die Partei mit der Einrichtung eines Europasekretariats die europapolitische 

Debatte neu belebt. Zeigte in den 1970er Jahren die Einrichtung eines Sekretariats für die Be-

ziehungen zur Dritten Welt den Einfluss des Tiersmondisme, so kann in den 1980er Jahren 

auf eine gewachsene Bedeutung der Europafrage geschlossen werden. Die Partei hatte eine 

neue Instanz der Reflexion geschaffen.
1077

 Leitendes Motiv bei der Einrichtung des Sekretari-

ats war allerdings auch, dass nach dem Parteitag von Lille dem als Socialisme et République 

ideologisch gemäßigten CERES ein Posten in den Führungsinstanzen der Partei zustand.
1078

 

Pierre Guidoni hatte ein internationales Profil und schon in den 1970er Jahren im CERES eine 

Position vertreten, die zu der Einschätzung führte, dass dieser sich nur „versehentlich“ beim 

                                                 
1073  Vgl. Stephan 2001, S. 200f. 
1074  Vgl. Stephan 2001, S. 202; Vgl. PS: objectif renouveau. In: Vendredi, Nr. 146, 29. Mai 1992, S. 4. 
1075  Vgl. Daniel Vaillant. In: Comité directeur, 11.-12.04.1992, OURS – Intervention de Daniel Vaillant, S. 6., vgl. auch Rédynamiser le 

 Parti socialiste – propositions pour le renouveau. In: Comité directeur, 23. / 24. Mai 1992, OURS, S. 3. 
1076  Vgl. Rédynamiser le Parti socialiste – propositions pour le renouveau: Mettre le Parti à l‟heure de l‟Europe. In: Comité directeur, 23. / 
 24. Mai 1992, OURS, S. 6. 
1077  Vgl. Rapport statutaire, Questions européennes: Pierre Guidoni – Gérard Fuchs, secrétaires aux Affaires européennes et de Sécurité. In: 

 Le Poing et la Rose, Nr. 129, Januar 1990, S. 20f. 
1078  Vgl. Rüther – Jacques Huntzinger 07.04.2006 
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CERES engagiere.
1079

 Seiner Ernennung zum Europasekretär stellte durch den ihm überge-

ordneten Sekretär Louis Le Pensec keine Gefahr für die europapolitische Linie der Partei dar. 

Le Pensec war bekennender Europäer und trug von 1985 bis 1988 die Verantwortung für das 

Internationale Sekretariat.
1080

  

Pierre Guidoni trat 1988 die Nachfolge Le Pensecs an und der rocardien Gérard Fuchs rückte 

ins Europasekretariat nach. Fuchs hatte sich in der Partei bereits in den 1970er Jahren mit 

Europafragen beschäftigt und war 1981 erstmals ins Europäische Parlament eingezogen. 1989 

wurde er erneut ins Europäische Parlament gewählt.
1081

 Mit seiner Übernahme des Europa-

sekretariats wurde es um Fragen der Sicherheits- und Verteidigungspolitik erweitert.
1082

  

4.5.6  Transnationales: Gründung der Sozialdemokratischen Partei Europas 

Der neue europapolitische Elan der französischen Regierung und vor allem des französischen 

Präsidenten wurde in der Entsendung des Superministers Jacques Delors nach Brüssel deut-

lich.
1083

 Dieser wurde 1985 zum Kommissionspräsidenten ernannt und stellte damit eine 

wichtige Verbindungsstelle für die französische Politik dar. Der upload französischer Interes-

sen auf die europäische Ebene konnte auf diese Weise über persönliche Strukturen gesichert 

werden. Dies entspricht dem französischen personalisierten Politikstil und einem lobbying à 

la française.
1084

 

Die Entwicklung des Bundes der sozialdemokratischen Parteien verlief dagegen schlep-

pend.
1085

 Die Parteien debattierten seit Mitte der 1980er Jahre, ob innerhalb des Bundes mit 

Mehrheiten entschieden werden sollte. Die portugiesischen, spanischen und französischen 

Sozialisten sprachen sich dafür aus, die Sozialdemokraten des Nordens mit Einschränkungen 

dagegen. Auch bei der programmatischen Arbeit konnten die bestehenden Divergenzen nicht 

überwunden werden – wie beispielsweise im gemeinsamen Manifest für die Europawahlen. 

Die Iren lehnten eine gemeinsame europäische Verteidigungspolitik ab. Die Briten hielten die 

Passagen des Manifests über die europäischen Institutionen für zu umfangreich und wiesen 

die philosophischen, teilweise auch radikalen Formulierungen zurück, weil sie in Großbritan-

nien nicht einsetzbar seien.
1086

 

Wie schwierig die grenzüberschreitende Zusammenarbeit war, zeigten allein die Beziehungen 

zwischen PS und SPD. So gab es zwar in den 1980er Jahren Arbeits- und Reflexionsgruppen 

                                                 
1079  Vgl. World Biographical Information System Online, Quelle: Thierry Pfister. Les socialistes. 1977; Der Bruch mit Chevènement  

 erfolgte Anfang der 1990er Jahre – unter anderem über den Irakkrieg. Guidoni schloss sich 1993 Jospin an. Vgl. Ratier 1996, S. 301 
1080  Vgl. Rüther – Maurice Braud 28.09.2005 
1081  Vgl. Hébrard 2008, S. 937 
1082  Vgl. Rapport statutaire, Questions européennes: Pierre Guidoni – Gérard Fuchs, secrétaires aux Affaires européennes et de Sécurité. In: 

 Le Poing et la Rose, Nr. 129, Januar 1990, S. 20f.. 
1083  Vgl. Müller-Brandeck-Bocquet 2004, S. 71 
1084  Vgl. Schmidt 1999, S. 163ff. 
1085  Vgl. Moschonas 2005, S. 532 
1086  Vgl. Bossuat 2004, S. 54 
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zu Sicherheits- und Wirtschaftsfragen, jedoch handelte es sich eher um temporäre Kontakte. 

Die Zielsetzung war in der Regel der Informationsaustausch, nur einmal (und erstmals) gelang 

es im Europabereich eine gemeinsame Stellungnahme zu verfassen. In der Zeit zwischen 1989 

und 1993 blieben Versuche, die bilaterale Zusammenarbeit wiederzubeleben erfolglos.
1087

  

Die „Stunde der europäischen politischen Parteien“
1088

 schlug mit den Verhandlungen zum 

Vertrag von Maastricht. Auf Initiative des Europäischen Parlaments wurde in dem Vertrag die 

Rolle der politischen Parteien bei der europapolitischen Willensbildung betont.
1089

 Unter Be-

rufung auf den Parteienartikel gründeten am 9. November 1992 die zwölf sozialdemokrati-

schen Parteien der Europäischen Union und der vier Kandidatenländer Österreich, Finnland, 

Norwegen und Schweden die Sozialdemokratische Partei Europas (SPE).
1090

 Erstmalig seien 

die verschiedenen sozialdemokratischen Parteien darin übereingekommen, die Europäische 

Integration vorantreiben zu wollen, so Gérard Grunberg. Die Krise des Wohlfahrtsstaates und 

der wachsende Einfluss der Globalisierung hätten die begrenzten Möglichkeiten nationaler 

Programme und Rezepte deutlich gemacht.
1091

 Somit begannen die sozialdemokratischen Par-

teien aus pragmatischen Gründen, eine organisierte Präsenz auf supranationaler Ebene zu 

entwickeln. Ein gemeinsamer politischer Wille zum Handeln war allerdings erst Ende der 

1990er Jahre zu erkennen.
1092

 

Die SPE verfolgte ein doppeltes Ziel: Erstens wollte sie die Ambitionen nationaler Parteien 

auf europäischer Ebene unterstützen und zweitens einen organisatorischen Rahmen bilden, in 

dem transnationale Parteibeziehungen gepflegt werden konnten. Die SPE existiere für ihre 

Mitglieder, aus ihren Mitgliedern und auch unabhängig von ihren Mitgliedern, insofern man 

wie Ladrech von einer Eigendynamik europäischer Institutionen ausgeht.
1093

 Die nationalen 

Parteien sollten weiterhin die Lücke zwischen den nationalen Wählern und den europäischen 

Institutionen schließen.
1094

 Die Europäischen Parteien sind als eine Dachorganisation oder ein 

Netzwerk zu verstehen, das keine neue Hierarchieebene über den lokalen, regionalen und na-

tionalen Ebenen der Parteien bildet. Sie existieren parallel zur nationalen Ebene. Ladrech ge-

braucht den Begriff des Parteiennetzwerks: 

„Party networks defines the transnational party federation as more than simply an orga-

nizational tool of national parties for reducing transaction costs, but also as a site for 

                                                 
1087  Vgl. Wielgoß 2002, S. 169ff. 
1088  Vgl. Dimitris Th. Tsatsos zitiert nach Mittag 2006, S. 19 
1089  Vgl. Maurer, Mittag 2006, S. 170 
1090  Die grünen Parteien wandelten 1993 ihre Konföderation aus dem Jahre 1984 um in „Europäische Föderation Grüner Parteien”, die 
 Föderation der Liberalen Parteien im selben Jahr in „Europäische Liberale, Demokratische und Reform Partei“; Ende 1997 fusionierten 

 die Europäische Union der Christlichen Demokraten und die Europäische Volkspartei zur EVP-ED; erst im Mai 2004 fand der  

 Gründungskongress der Partei der Europäischen Linken statt. 
1091  Vgl. Grunberg 1995, S. 39f. 
1092  Vgl. Ladrech 2000, S. 5 
1093  Vgl. Ladrech 2000, S. 12ff. 
1094  Vgl. Ladrech 2000, S. 132f. 
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mediating party family ideological positions with national party adaptation to the EU 

institutional and policy system, a managed response to Europeanization.“
1095

 

Ladrech hält es für sinnvoll, die SPE als eine Art advocacy coalition zu denken. Es handelt 

sich dabei um eine Koalition von Akteuren, die ein bestimmtes Wertesystem teilen und die 

mit der Zeit ein nicht zu vernachlässigendes Niveau der Koordination aufweisen.
1096

 Alle Eu-

ropäischen Parteien verfügen organisatorisch über einen Kongress, einen Vorstand, ein Sekre-

tariat und in der Regel ein Treffen der Parteiführer.
1097

 Letzteres verdeutlicht die noch immer 

zentrale Rolle der nationalen Parteien.
1098

 Hinzu kommen offizielle und informelle Kommis-

sionen und Arbeitsgruppen, Parteiräte und etwa Jugendorganisationen wie die European 

Community Organisation of Socialist Youth (ECOSY) bei den Sozialdemokraten.
1099

 Der 

Kongress der SPE tagt alle zwei Jahre und legt die Parteistatuten fest, bestimmt die politi-

schen Leitlinien, verabschiedet die gemeinsamen Wahlprogramme und wählt den Vorstand, 

dem jeweils zwei Vertreter jeder Mitgliedspartei angehören müssen. Die innerparteiliche Be-

schlussfassung erfolgt im Konsens, bei denjenigen Bereichen, in denen der Ministerrat mit 

qualifizierter Mehrheit entscheidet, werden Beschlüsse mit 75 Prozent der abgegebenen 

Stimmen gefasst, wenn mindestens 75 Prozent der stimmberechtigten Mitglieder anwesend 

sind. 

Der Parteienartikel des Vertrags von Maastricht beinhaltet keine Anerkennungskriterien für 

Europäische Parteien oder klärt deren Finanzierung. Diese erfolgt über die ihnen nahe stehen-

den Fraktionen im Europäischen Parlament. Erst mit dem Vertrag von Nizza wurde auf Initia-

tive des Europäischen Parlaments die Möglichkeit vorgesehen, diese Defizite auf dem Wege 

des Mitentscheidungsverfahrens zu beheben und ein Parteiengesetz zu verabschieden. 

4.5.7  Fazit: Stärkung Europas im Interesse Frankreichs 

Die Europäisierung der Parti socialiste erfolgte von 1984 bis 1992 in erster Linie durch die 

Neudefinierung nationaler Interessen. Die Europäische Integration ersetzte die verlorene mo-

bilisierende Funktion der Wirtschafts- und Sozialreformen der ersten Regierungsjahre der Ära 

Mitterrand. Durch die europäische Öffnung sollten die Reformkosten und die politische Ver-

antwortung auf Europa übertragen werden. Die Zustimmung zu neuen makroökonomischen 

                                                 
1095  Ladrech 2000, S. 88 
1096  Vgl. Ladrech 2000, S. 110 
1097  Vgl. hierzu und zum Folgenden Maurer, Mittag 2006, S. 171ff. 
1098  Vgl. Ladrech 2000, S. 94 
1099  Zu den Gründern von ECOSY zählte 1992 der französische Sozialist Philip Cordery. Er war bis 1997 Generalsekretär der 

  Jugendorganisation. Von 1998 bis 2004 leitete er die Internationale Abteilung der PS und wurde im Juni 2004 Generalsekretär der SPE. 

 In der Internationalen Abteilung der PS folgte im Maurice Braud nach. Vgl. http://www.pes.org/en/content/philip-cordery (zuletzt 
 geprüft: 01.03.2009) 

http://www.pes.org/en/content/philip-cordery
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wirtschaftlichen und finanziellen politischen Regimen konnte Reformen im eigenen Land 

erzwingen und die eigene Schwäche bei deren Durchsetzung kompensieren.
1100

   

Im Hinblick auf den bis 1992 zu realisierenden Binnenmarkt mussten die Mitgliedstaaten der 

Europäischen Gemeinschaft makroökonomische Anstrengungen unternehmen, die sie vor 

große Herausforderungen stellten. Ziel dieser Reformen war es, Wirtschaftswachstum und 

Arbeitsplätze in Frankreich über den europäischen Binnenmarkt zu fördern. In einer verbes-

serten wirtschaftlichen Lage hoffte die politische Linke, die enttäuschten Wähler zurückzu-

gewinnen. Es wurde bewusst eine Strategie des uploads französischer Interessen auf europäi-

sche Ebene gewählt: „Diskursiv wurde Frankreich also nicht europäisiert, sondern Europa 

wurde französisch“.
1101

  

Für die französischen Wähler waren die Vertragsreformen und das politische System der Eu-

ropäischen Gemeinschaft schwierig nachzuvollziehen. Zwar existierte eine regelrechte Euro-

paeuphorie in Frankreich, sodass die Franzosen zu den Vorreitern der europäischen Idee ge-

hörten, allerdings versteckten sich hinter dieser grundsätzlichen Zustimmung widersprüchli-

che und ambivalente Haltungen zum Integrationsprozess:  

„Le degré d‟adhésion à la construction européenne chez les Français n‟est égal qu‟à ce-

lui de leur ignorance des phénomènes qu‟elle recouvre.“
1102

  

Auch zeigte sich in dieser Hochphase der französischen Europabegeisterung bereits eine Spal-

tung der öffentlichen Meinung nach sozioökonomischen Faktoren. So waren Arbeiter und 

Bauern wesentlich skeptischer als beispielsweise Führungskräfte.
1103

 Zu dem neuen europapo-

litischen Ehrgeiz der Regierung hatte sich keine europäische politische Kultur herausgebildet. 

Die europäische Politik wurde weiterhin national gedacht.
1104

 Auch für die sozialistische Par-

tei kann festgehalten werden, dass ihr Grad der Zustimmung zur Europäischen Integration 

etwa dem Grad der Ignoranz für die Phänomene entsprach, die dieser Integrationsprozess mit 

sich brachte.  

Während der Europäische Integrationsprozess eine entscheidende Vertiefung erfuhr, verschob 

sich das inner- und zwischenparteiliche Kräfteverhältnis bei den französischen Sozialisten 

und im französischen Parteiensystem. Die Europawahlen 1984 und 1989 führten zu einer 

Stärkung der Front national und der Grünen. Innerparteilich ging die Partei von einer Opposi-

tions- zu einer Regierungskultur über und befand sich damit auf dem Weg zu ihrer Präsiden-

                                                 
1100  Vgl. Ross 2000, S. 257 
1101  Vgl. Seidendorf 2008, S. 36 
1102  Percheron 1991, S. 383 
1103  Vgl. hierzu die detaillierte Analyse bei: Percheron 1991 
1104  „There was little European political culture, and issues of European integration were rarely foregrounded in national political debates, 
 particularly in France. Parties and interest groups continued to work according to their traditional focus.” Ross 2000, S. 91; Eine Studie 

 aus dem Jahr 1994 zeigt, dass das Vertrauen Frankreichs in die Konformität zwischen Entscheidungen der Europäischen Union und den 

 nationalen Interessen sehr hoch ist. In Deutschland beispielsweise ist sie nur durchschnittlich wohingegen es in Spanien oder  
 Großbritannien nur schwach ausgeprägt ist. Vgl. Cayrol 1995, S. 186 
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tialisierung. Ihr politisches Handeln war zunehmend auf das Gewinnen von Wahlen ausge-

richtet und wurde durch den Wettstreit potentieller Präsidentschaftskandidaten geprägt. Par-

teiführung und -basis koppelten sich voneinander ab. Durch die Präsidentialisierung der Partei 

und ihrer Strömungen verloren jedoch die Parteimitglieder an Einfluss. Sie dienten als Mehr-

heitsbeschaffer für präsidentielle Ambitionen. Die ohnehin schwache Ausprägung einer Mit-

gliederpartei der 1970er Jahre verschob sich in den 1980er Jahren zugunsten der Mandatsträ-

ger. Es war weniger attraktiv innerhalb der Partei Karriere zu machen als ein Regierungsamt 

anzustreben.
1105

 

Der Diskurs, der Europa zu Frankreichs Zukunft erklärte, basierte auf unterschiedlichen 

Wahrnehmungsmustern. Dies war umso wahrscheinlicher, da der Diskurs ambivalent war und 

in einem Zeitalter der Leere und der Verunsicherung der Postmoderne Zuversicht bieten soll-

te. Die Partei nahm die Rolle einer pro-europäischen Kraft aktiv wahr, jedoch entsprach das 

Europabild nicht notwendigerweise der Realität. In den Diskursen kreuzten sich nationale und 

europäische Normen, aber sie trugen den Charakter von Formelkompromissen und blieben 

anfällig für Deutungskonflikte. Der Nouvel Horizon ist hierfür ein gutes Beispiel. Nur wenige 

Jahre später brachen die Konflikte wieder auf, die der Sonderparteitag auf dem Wege einer 

Sozialdemokratisierung hätte klären sollen. 

4.6  Europäisierung und der Rückzug in franko-französische Debatten von 

 1992 bis 1997 

4.6.1  Parteipolitik: Referendum als Motor der Krise 

Mit dem Referendum über den Vertrag von Maastricht wurde ein neues Kapitel im Verhältnis 

der Öffentlichkeit zum Europäischen Integrationsprozess aufgeschlagen. Bis zur Unterzeich-

nung des Vertrags von Maastricht im Dezember 1991 hatte die Europafrage nicht ihren 

konsensualen Charakter verloren. Noch zu Beginn des Sommers 1992 war davon auszugehen, 

dass eine breite Mehrheit dem Vertrag von Maastricht zustimmen würde.
1106

 In nur wenigen 

Monaten erlebte Frankreich jedoch eine große europapolitische Debatte, die einen Wende-

punkt in den Einstellungen von Parteien und öffentlicher Meinung zum Integrationsprozess 

markierte und die französische Parteienlandschaft nachhaltig beeinflusste. Die Analyse der 

Referendumsdebatte bildet daher den Auftakt für das folgende Kapitel.  

Sowohl die sozialistische Regierung als auch die Partei erfuhren 1992 wegen der hohen Ar-

beitslosigkeit und der damit verbundenen wirtschaftlichen und sozialen Lage eine massive 

Ablehnung. Bei den Analysen der vorangegangenen Wahlen wurde deutlich, dass die PS 

                                                 
1105  Vgl. Murswieck 1999, S. 115 
1106  Vgl. Benoit 1997, S. 11f.; vgl. auch Denni 1993, S. 93 
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Stimmen zugunsten der Front national sowie der Grünen verloren oder die enttäuschten Sozi-

alisten sich ihrer Stimme enthalten hatten. Der Erfolg der Front national zeigte, dass die Öff-

nung der französischen Gesellschaft zunehmend in Frage gestellt wurde. Die grünen Parteien 

waren zwar untereinander zerstritten, aber sie stellen eine Gefahr für die Sozialisten dar, weil 

sie die Rechts-Links-Spaltung der Politik überwinden und das französische Parteiensystem 

neu organisieren wollten.
1107

 Die politische Rechte profitierte hingegen wenig von den 

Schwierigkeiten der Sozialisten. Im Gegenteil stellten ihre internen Konflikte für die Sozialis-

ten einen wichtigen Ansatzpunkt in der politischen Auseinandersetzung dar.
1108

 Der Formel-

kompromiss zwischen liberal-konservativen Europa-Befürwortern und neo-gaullistischen 

Europa-Kritikern, den sie nach der Wahlniederlage von 1981 geschlossen hatten, drohte auf-

zubrechen.
1109

 

Das Stimmungsbild zur Europäischen Integration war differenzierter geworden und die Sozia-

listen standen vor der Herausforderung, sich einerseits loyal mit der Regierungspolitik und 

andererseits sensibel für die öffentliche Meinung zu zeigen. Ziel war es, insbesondere die lin-

ken Wähler, die Wähler der Grünen und die sozial Benachteiligten über einen links ausgerich-

teten Diskurs anzusprechen.
1110

 Es entfaltete sich eine intensiv geführte parlamentarische De-

batte über die notwendigen Verfassungsänderungen, die durch die Ankündigung des Referen-

dums noch größere Aufmerksamkeit fand. Ähnlich wie 1954 bildete in dem Referendum über 

den Vertrag von Maastricht Deutschland den Streitpunkt der Auseinandersetzung. Gefragt 

wurde, ob die Wirtschafts- und Währungsunion sowie die politische Union der geeignete 

Rahmen für die Kooperation mit einem wiedervereinigten Deutschland sei. Darüber hinaus 

wurde die Übertragung von nationalen Kompetenzen an europäische Institutionen und die 

Vereinbarkeit mit dem republikanischen Prinzip der Volkssouveränität in Frage gestellt.
1111

 

Nicht nur innerhalb des gemäßigten rechten Lagers führten diese Fragen zu heftigen Kontro-

versen, sondern auch Jean-Pierre Chevènement und seine Anhänger stellten sich gegen die 

Linie der eigenen Partei. Sie blieben allerdings in der PS isoliert.  

Zu den prominenten Gegnern des Vertrags gehörten neben dem Sozialisten Chevènement die 

Gaullisten Charles Pasqua und Philippe Séguin sowie die Liberal-Konservativen Philipp de 

Villiers und Marie-France Garaud. Séguin lehnte die Unionsbürgerschaft wegen der Unteil-

barkeit und Unveräußerlichkeit der nationalen Souveränität sowie der Einzigartigkeit der na-

tionalen Identität ab. Dieser Argumentation schloss sich auch Chevènement an. Er befürchte-

                                                 
1107  In den Umfragen vor den Parlamentswahlen von 1993 nahmen einige Institute an, dass die grünen Parteien die PS einholen bzw. sogar 

 in der Zahl der Wählerstimmen überholen können. Vgl. Grunberg 1993, S. 191 
1108  Vgl. Jean-Pierre Bedeï: Les socialistes face aux bourrasques. In: Vendredi, 31. Januar 1992, Nr. 130, S. 6. 
1109  Vgl. Höhne 1992, S. 115 
1110  Vgl. Guérot 1996, S. 535f. 
1111  Vgl. Höhne 1992, S. 115 
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te, dass Frankreich Teil eines deutsch-amerikanischen Reichs werde, das wirtschaftlich von 

Deutschland sowie politisch und militärisch von den USA dominiert werde.
1112

 Die Zerstrit-

tenheit im rechten Lager führte dazu, dass der Parteivorsitzende der RPR Jacques Chirac sich 

erst am 4. Juli 1992 für die Annahme des Vertrags aussprach, ohne jedoch eine Wahlempfeh-

lung abzugeben. Seine präsidentiellen Ambitionen erforderten eine Zustimmung zur Europa-

politik, auch wenn diese seinen Rückhalt in der Partei schwächen konnte.
1113

 

Die Befürworter des Vertrags innerhalb der Opposition aber auch in der Regierungsmehrheit 

wollten ein Referendum über die sozialistische Regierungspolitik verhindern. Die Oppositi-

onsvertreter machten deutlich, dass man durchaus im September 1992 bei dem Referendum 

Europa zustimmen und im März 1993 bei den Parlamentswahlen die sozialistische Regie-

rungspolitik ablehnen könne. Sie argumentierten mit den wirtschaftlichen und politischen 

Vorteilen des Vertrags von Maastricht. Die PS fürchtete, dass durch ihr Werben für den Ver-

trag die Europapolitik dieselbe Ablehnung erfahren könnte wie die Regierungspolitik. Ledig-

lich die Europaministerin Elisabeth Guigou betrieb eine aktive Kampagne für den Vertrag von 

Maastricht und wurde dabei von der Jugendorganisation der Sozialisten (Mouvement des 

jeunes socialistes, MJS) unterstützt.
1114

 Die Partei hielt sich hingegen zurück und brachte sich 

erst Anfang September 1992 in die Kampagne ein.
1115

 Innerhalb der Parteiführung gab es je-

doch unterschiedliche Nuancen der Zustimmung: So stimmte der Parteivorsitzende Fabius 

dem Vertrag zu, während sein innerparteilicher Gegenspieler Jospin den Vertrag lediglich 

nicht ablehnen wollte. Auf diese Art und Weise konnten die beiden Schützlinge Mitterrands 

ihre Unterschiede pflegen.
1116

  

Die PS erwachte mit dem Referendum über den Vertrag von Maastricht aus ihrem „außenpo-

litischen Dornröschenschlaf“.
1117

 Die Wahltaktik wurde diesmal für grundlegende politische 

Fragen zurückgestellt.
1118

 Für Hugues Portelli zeigt diese Rückkehr zu den Realitäten, dass 

die PS eine Regierungspartei geworden war. Es habe keine Europäisierung stattgefunden, 

sondern es sei eine rationale Entscheidung getroffen worden. Zunächst habe nur die Regie-

rung erkannt, dass die Europapolitik nicht mehr in das Ressort der Außenpolitik gehöre, mit 

dem Vertrag von Maastricht habe auch die Partei die innenpolitischen Konsequenzen reali-

siert.
1119

 Innerhalb der PS argumentierte lediglich Jean-Pierre Chevènement in außenpoliti-

scher Hinsicht mit der Gefahr des Integrationsprozesses für den französischen Nationalstaat. 

                                                 
1112  Vgl. Höhne 1992, S. 117 
1113  Vgl. Höhne 1992, S. 118 
1114  Vgl. Rüther – Elisabeth Guigou 11.04.2006a 
1115  Vgl. Krell 2009, S. 351 
1116  Vgl. Rüther – Alain Bergounioux 19.04.2006 
1117  Guérot 1996, S. 515 
1118  Vgl. Rüther – Maurice Braud 17.03.2006 
1119  Vgl. Rüther – Hugues Portelli 23.03.2006 
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Das zweite Element seiner Kritik, die fehlende soziale Ausrichtung der Wirtschafts- und 

Währungsunion, sei heute nachvollziehbar, so Pervenche Berès im Jahr 2006. Im Moment 

von Maastricht habe Chevènement allerdings Unrecht gehabt.
1120

  

Die Analyse des Wählerverhaltens zeigt mit einer relativ hohen Wahlbeteiligung von 69,68 

Prozent, dass der Europäische Integrationsprozess das Interesse der Wähler geweckt hatte und 

zur Herausbildung europapolitischer Einstellungen führte.
1121

 Mit dem knappen Wahlausgang 

von 51,05 Prozent zugunsten der Befürworter des Vertrags wurde allerdings die Differenz 

zwischen der politischen Elite und der Bevölkerung deutlich. 89 Prozent der Abgeordneten 

von Nationalversammlung und Senat hatten beim Kongress in Versailles für eine Verfas-

sungsänderung gestimmt, um den Weg zum Vertrag von Maastricht frei zu machen. Den  Par-

teien war es nicht gelungen, ihre Wählerschaft an sich zu binden. Nur 59 Prozent der Anhä-

nger der UDF folgten der offiziellen Linie ihrer Parteiführung, 31 Prozent der Anhänger der 

RPR, aber immerhin 76 Prozent der Anhänger der PS.  

Sympathie für eine Partei Ja % Nein % 

Kommunisten 16  84 

Sozialisten 76 24 

Grüne 57 43 

Liberale  59 41 

Neo-Gaullisten  31 69 

Rechtsextreme 7 93 

Keine Partei 36 64 

Quelle: Knapp 2004, S. 48 

Die relative Geschlossenheit der PS kann als Indiz dafür gesehen werden, dass bei dem Refe-

rendum über die Europa- und nicht über die Innenpolitik abgestimmt wurde. So dominierten 

bei den Befürwortern europäische Motive wie die Sicherung des Friedens, die Fortführung der 

Europäischen Integration oder die europäische Unabhängigkeit gegenüber den USA und Ja-

pan. Die Befürworter gingen in der Regel von einer positiven Bewertung der eigenen berufli-

chen und sozialen Lage sowie der nationalen wirtschaftlichen Entwicklung aus und blickten 

optimistisch in die Zukunft. Die Gegner des Vertrags hingegen beurteilten die eigene und 

nationale Lage eher pessimistisch. Auch spielte die Furcht vor einer deutschen Hegemonie bei 

den Gegnern des Vertrags eine große Rolle. Der Verlust der nationalen Souveränität war das 

stärkste Motiv für die Ablehnung.
1122

 

In Anlehnung an die optimistische bzw. pessimistische Einschätzung der eigenen und nationa-

len Lage ließ sich auch ein geographischer Gegensatz zwischen Stadt und Land sowie zwi-

                                                 
1120  Vgl. Rüther – Pervenche Berès 11.04.2006b; vgl. zur Argumentation von Jean-Pierre Chevènement Krell 2009, S. 348 
1121  „Au fur et à mesure que les électeurs prenaient conscience de la nature politique de l‟enjeu, leur choix électoral est devenu plus 

 ,construit‟, c‟est-à-dire plus congruent avec les systèmes de représentation à travers lesquels ils percevaient la réalité européenne, avant 

 même l‟annonce du scrutin.“ Denni 1993, S. 105 
1122  Vgl. Höhne 1992, S. 122 
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schen expandierenden und stagnierenden Regionen feststellen. Die Vorstädte mit einem ho-

hen Arbeiter- und Arbeitslosenanteil lehnten den Vertrag ab. Unter den Gegnern des Vertrags 

befanden sich vor allem Angehörige der mittleren Generation (25 bis 50-Jährige), Bauern, 

kleine Händler und Handwerker, mittlere und einfache Angestellte sowie Arbeiter. Die Grup-

pe der Befürworter setzte sich aus den unter 25- und über 50-Jährigen zusammen, aus Unter-

nehmern, Freiberuflern, Angehörigen der technischen und wissenschaftlichen Intelligenz, der 

medizinischen und sozialen Berufe sowie aus Lehrern und Rentnern. Der Einfluss sozio-

ökonomischer Faktoren zeigt sich sehr deutlich, ist aber nicht der einzige Erklärungsfaktor. 

Das Departement Loire-Atlantique wurde trotz einer relativ hohen Arbeitslosigkeit durch die 

pro-europäische christdemokratische Grundeinstellung dominiert. Auch das Elsass und Loth-

ringen folgten den dominierenden christdemokratischen Grundeinstellungen und befürworte-

ten den Vertrag von Maastricht.
1123

  

Frankreich zerfiel somit beim Referendum nicht in zwei homogene, sondern in zwei hetero-

gene Lager.
1124

 Die im Referendum deutlich gewordene soziale Spaltung entfernte die unteren 

Schichten weiter von der Parti socialiste. Die wirtschaftlichen Reformen und die Öffnung 

nach Europa in den 1980er Jahren hatten nicht nur langjährige Überzeugungen und Werte der 

Partei gefährdet, sondern liefen auch den vermeintlichen Interessen ihrer Wähler zuwider.
1125

 

Diejenigen, die beim Referendum mit Nein gestimmt hatten, wählten bei den Parlamentswah-

len 1993 die Parti socialiste nur selten.
1126

  

Wie es sich bereits vor dem Referendum von Maastricht angekündigt hatte, verließ Jean-

Pierre Chevènement die Partei endgültig nach der Parlamentswahl 1993. Diese hatte zu einer 

erdrutschartigen Niederlage der Partei geführt und Mitterrand musste den Neo-Gaullisten 

Édouard Balladur zum Premierminister ernennen. Jacques Chirac konzentrierte sich hingegen 

auf die Präsidentschaftswahlen 1995. Auch innerparteilich drehte sich das Personalkarusell 

weiter. Der Parteivorsitzende Fabius, der sich als Erneuerer der Linken in einer Zeit der Krise 

präsentieren wollte, wurde durch den Skandal um HIV-verseuchte Blutkonserven ge-

schwächt.
1127

 Angesichts der zu befürchtenden Niederlage bei den Parlamentswahlen hatte 

Rocard seine Position in der Partei stärken können. Bereits bei einer Wahlkampfveranstaltung 

im Februar 1993 hatte er zur Reform und Neugründung der Linken – zum sogenannten big-

                                                 
1123  Vgl. Höhne 1992, S. 123f. 
1124  Diese zwei heterogenen Lager bestanden aus jeweils fünf verschiedenen, sich gegenüberstehenden Wählerblöcken „ein städtischer 

 gegen einen ländlichen, ein prosperierender gegen einen stagnierenden, ein moderner gegen einen traditionellen, ein christlich-sozialer 
 gegen einen laizistisch-nationalen, ein zentraler gegen einen peripheren. Insgesamt bildeten sich somit mindestens zehn Stimmblöcke, 

 die jeweils ihre eigene Struktur besaßen.“ Olivier Duhamel / Gérard Grunberg zitiert nach: Höhne 1992, S. 124 
1125  Vgl. Schmidt 2007, S. 11 
1126  Vgl. Grunberg 1993, S. 213f.; vgl. auch Denni 1993, S. 108 
1127  „Hierbei spielten auch die von den Medien besonders hervorgehobenen biographischen ,Merkmale„, die seine technokratische Distanz 

 zur PS betonten, sowie die mangelnde Unterstützung durch seinen Ziehvater Mitterrand, der durch eine Krebserkrankung stark  
 angeschlagen war, eine wichtige Rolle.“ Stephan 2001, S. 167 
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bang – aufgerufen. Er beabsichtigte, aus der sozialistischen eine sozialdemokratische Partei 

zu machen. Fabius verlor zunehmend an Unterstützung im Comité directeur. Die Parteifüh-

rung trat kollektiv zurück und wurde provisorisch von Rocard übernommen.  

Nach der Niederlage bei den Parlamentswahlen eröffnete Rocard zur Neugründung der Lin-

ken im Juli 1993 die sozialistischen Generalstände, um die Wahlniederlage zu analysieren und 

die Neuausrichtung bzw. -gründung der Partei zu diskutieren.
1128

 Für den anschließenden Par-

teitag von Le Bourget im Oktober 1993 kündigten die Anhänger von Rocard, Fabius, Jospin, 

Mauroy und der Gauche socialiste einen gemeinsamen Antrag an, um möglichst geschlossen 

in der Krise zu agieren. Jospin hatte den Machtwechsel von Fabius zu Rocard hingegen nicht 

mitgetragen und sich aus seinen politischen Ämtern zurückgezogen. Fabius unterstützte Ro-

card, um nicht isoliert zu werden, aber auch mit dem Kalkül, dass Rocard anlässlich der Eu-

ropawahlen scheitern würde.
1129

  

Mit 14,5 Prozent der Stimmen holte Rocard bei den Europawahlen 1994 in der Tat das 

schlechteste Ergebnis der Sozialisten seit 1979. Er verlor den Parteivorsitz an den links ausge-

richteten Henri Emmanuelli, dem allerdings eine Verurteilung in den Finanzskandalen der 

Partei drohte. Aus diesem Grund galt er eigentlich nicht als présidentiable. Emmanuellis in-

haltliche Neuorientierung musste ein Jahr vor den Präsidentschaftswahlen von 1995 mit der 

Erwartungshaltung an einen potentiellen Kandidaten für die Wahlen in Einklang gebracht 

werden. Ein großer Teil der Wählerschaft der PS und die Mehrheit der französischen Bevöl-

kerung befürworteten eine Kandidatur des scheidenden europäischen Kommissionspräsiden-

ten Jacques Delors.
1130

 Dessen politische Ideen und seine europapolitischen Überzeugungen 

standen allerdings im Widerspruch zu Emmanuellis angestrebtem Linksruck.  

Innerparteilich kam es durch Emmanuellis Amtsübernahme zu einem Auseinanderbrechen der 

Strömung um Jospin. Die rocardiens waren darüber hinaus ohne Führungsfigur, da Rocard 

alle politischen Ämter niedergelegt hatte. Fabius war weiterhin wegen des Skandals um die 

verseuchten Blutkonserven geschwächt. Die zunehmende Anzahl an Parteiaustritten aber auch 

die geringe Zahl der Abgeordneten brachte die Partei sogar in Finanznöte. Auf dem Parteitag 

von Liévin im November 1994 wurde Emmanuellis Parteiführung schließlich bestätigt und 

gleichzeitig an Jacques Delors appelliert, für das Amt des Präsidenten zu kandidieren. Eine 

Strömung der Erneuerung formiert sich um Martine Aubry und Pierre Mauroy, die gemein-

sam mit Laurent Fabius und Ségolène Royal einen Linksruck der Partei verhinderten.
1131

 

                                                 
1128  Bei den einzelnen Arbeitsgruppen im Rahmen der Etats Généraux war die über die Partei und ihre Identität die am stärksten besuchte. 

 Der größte Konfliktgegenstand waren die Strömungen. Vgl. Vendredi, supplément, Nr. 194, 3 Juli 1993, 1er cahier, S. 6f; Offiziell 
 wurden die Strömungen abgeschafft, de facto existierten sie jedoch weiter, vgl. Stephan 2001, S. 170f. 
1129  Vgl. Stephan 2001, S. 171 
1130  Vgl. Guérot 1996, S. 579 
1131  Vgl. Stephan 2001, S. 174ff.; vgl. auch Guérot 1996, S. 578ff. 
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Delors war die Kandidatur aufgrund seines Alters, aber auch der Unwägbarkeiten einer par-

lamentarischen Mehrheit und des dauerhaften Rückhalts in der Partei zu riskant.
1132

 Mit De-

lors„ Absage am 13. Dezember 1994 – nur wenige Wochen nach dem Parteitag von Liévin – 

erschien Jospins Ankündigung zur Kandidatur glaubwürdig, da er zunehmend auf Distanz zu 

der aktuellen Parteiführung und Mitterrand gegangen war. Nicht nur dessen fortschreitende 

Krebserkrankung und körperliche Schwächung, sondern auch die zweite Kohabitation sowie 

die kritische Beleuchtung seiner Vichy-Vergangenheit hatten seine Autorität über die Partei 

gemindert. Nach einer parteiinternen Kampagne wählten die Parteimitglieder Jospin am 3. 

Februar 1995 zum Präsidentschaftskandidaten anstelle von Henri Emmanuelli, der sich eben-

falls beworben hatte.
1133

  

Trotz eines respektablen Ergebnisses bei den Präsidentschaftswahlen, bei der Jospin im ersten 

Wahlgang sogar als Sieger hervorging, im zweiten jedoch Chirac unterlag, lehnte er eine di-

rekte Übertragung des Parteivorsitzes auf ihn ab. Er schlug eine Urwahl sowie eine Mitglie-

derbefragung zu grundsätzlichen Programmpunkten vor. Diese Ausweitung der plebiszitären 

Elemente sollte dazu beitragen, die Struktur der Strömungen in der Partei zu brechen. Die 

Gauche socialiste und Emmanuelli sahen zwar die Gefahr einer zunehmenden Präsidentiali-

sierung, jedoch traf Jospins Strategie der Mitgliederbeteiligung „den richtigen Ton zur richti-

gen Zeit“.
1134

 Bei der Urwahl stimmten ihm 94 Prozent der Befragten zu. Die Parteiführung 

wurde mit Vertretern aller Strömungen besetzt. Die Führungslosigkeit der Strömungen, deren 

Anführer in der ersten Hälfte der 1990er Jahre ihre Legitimation verloren hatten, half ihm 

dabei. 

1996 war das Jahr der programmatischen Erneuerung. In Abkehr von den innerparteilichen 

Debatten im zweiten Septennat Mitterrands, die auf kleine Führungszirkel begrenzt geblieben 

waren, organisierte Jospin drei programmatische Conventions nationales zu den Themen: 

„Globalisierung, Europa und Frankreich“, „Akteure der Demokratie“ sowie „Wirtschaft und 

Soziales“.
1135

 Der wirtschaftliche Liberalismus wurde als das zentrale Übel definiert, das sich 

permanent auf Kosten der Demokratie und der Politik auszuweiten drohte. Über die Kritik am 

Liberalismus sollte die politische Auseinandersetzung entlang des Rechts-Links-Gegensatzes 

neu belebt werden. Jospin forderte dazu auf, eine realistische und weniger ideologische Auf-

fassung der Politik einzunehmen und versuchte, den doppelzüngigen Diskurs Mitterrands zu 

                                                 
1132  Vgl. Bréchon 2004, S. 203 
1133  Vgl. Bréchon 2004, S. 165ff. 
1134  Stephan 2001, S. 180 
1135  Erstere stand unter der Verantwortung von Pierre Moscovici, die zweite von Jack Lang und die letzte von Henri Emmanuelli. Vgl. 
 Bergounioux, Grunberg 2005, S. 429ff. 
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vermeiden.
1136

 Nichtsdestotrotz blieb das Verhältnis der Sozialisten zur Marktwirtschaft am-

bivalent.
1137

  

Neben der programmatischen Erneuerung hatten die Sozialisten aus den verlorenen Parla-

mentswahlen von 1993 und den Europawahlen von 1994 den Schluss gezogen, neue Bündnis-

se aufbauen zu müssen.
1138

 Bereits beim Kongress von Le Bourget hatte Rocard Jospin und 

Jean-Christophe Cambadélis beauftragt, die Assises de la transformation sociale zu organisie-

ren, um den Dialog mit den linken Kräften zu erneuern.
1139

 Mit Jospins Achtungserfolg bei 

den Präsidentschaftswahlen 1995 wurde die Parti socialiste wieder ein attraktiver Bündnis-

partner. Jospin wählte die Strategie der bilateralen Bündnisse und strebte keine Vereinbarung 

eines gemeinsamen Programms an.  

Im Januar 1997 wurde eine Wahlvereinbarung mit den Grünen, die sich nun zum linken Lager 

bekannten, sowie mit der Parti radical de gauche (PRG, die Nachfolgepartei der MRG) ge-

troffen. Mit Chevènements Mouvement des Citoyens (MDC) konnte unter anderem wegen der 

Europapolitik keine Einigung erzielt und keine Wahlvereinbarung geschlossen werden. Die 

vorzeitige Auflösung der Nationalversammlung im April 1997 führte jedoch zu einer begrenz-

ten Vereinbarung zwischen MDC und PS. Chevènement sah in ihr eine Chance, wieder Ein-

fluss auf den politischen Prozess zu erlangen und mithilfe einer sozialistischen Regierung 

Bedingungen für die Einführung des Euros durchsetzen zu können.
1140

  

Auch gelang es Jospin Ende April 1997, mit der kommunistischen Partei einen gemeinsamen 

Text zu vereinbaren, der jedoch auch auf die Divergenzen – vor allem in der Europapolitik – 

hinwies. Beide Partner waren sich allerdings in der Ablehnung eines liberalen Europas ei-

nig.
1141

 Die Strategie der bilateralen Bündnisse führte zum Sieg bei den Parlamentswahlen. 

Die anfänglichen Widersprüche zwischen den Parteien blieben allerdings bestehen. Innerhalb 

der Parteien – vor allem bei der kommunistischen Partei und bei den Grünen – wurde die Re-

gierungsbeteiligung immer wieder in Frage gestellt, da sie die eigenen Ideale gefährdete. So-

mit galt die Gauche plurielle von Anfang an als fragil.
1142

  

4.6.2  Europapolitik: Ernüchterung nach dem Vertrag von Maastricht 

Das Ende des Ost-West-Konflikts hatte für Frankreich politische, kulturelle und ökonomische 

Folgen.
1143

 Durch die Deutsche Einheit sowie die Erweiterung der Europäischen Union ver-

änderte sich Frankreichs Stellung in Europa. Kulturell hatte sich das Modell der freiheitlichen 

                                                 
1136  Vgl. Winock, Nikel 2006, S. 172 
1137  Vgl. Bréchon 2004, S. 167ff.; vgl. Cohen 1998, S. 86 
1138  Vgl. Bergounioux, Grunberg 2005, S. 424ff. 
1139  Vgl. Knapp 2004, S. 69 
1140  Vgl. Willerton, Carrier 2005, S. 48 
1141  Vgl. Bréchon 2004, S. 205 
1142  Vgl. Bergounioux, Grunberg 2005, S. 426f., vgl. auch Merkel et al. 2006, S. 396 
1143  Vgl. Schubert 2004, S. 386 
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Demokratie dem sowjetischen Realsozialismus überlegen gezeigt, jedoch ließ die anfängliche 

Euphorie, die mit dem Ende des Ost-West-Konflikts verbunden war, mit den ausbrechenden 

Konflikten auf dem Balkan nach. Diese verdeutlichten, dass das „Ende der Geschichte“ und 

der Sieg der liberalen Demokratie sich nicht alternativlos abzeichneten, sondern im Gegenteil 

Nationalismus und Krieg zurückkehrten.
1144

 In ökonomischer Hinsicht verstärkte das Ende 

des Ost-West-Konflikts die Auswirkungen der Globalisierung und belebte die Konkurrenz auf 

den Märkten. Für Frankreich ergaben sich daraus ökonomische und soziale Anpassungserfor-

dernisse. Das goldene Zeitalter der französischen Europapolitik, das 1984 begonnen hatte, 

ging 1992 zu Ende.
1145

  

Die zweite Kohabitation von 1993 bis 1995 zwischen Mitterrand und Balladur verlief im 

Vergleich mit der ersten wesentlich reibungsloser und die Außen- und Sicherheitspolitik wur-

de zu einer domaine partagé, also einem gemeinsamen Verantwortungsbereich.
1146

 Der Kurs 

Balladurs war in europapolitischer Hinsicht wenig ehrgeizig.
1147

 Zwei Themen standen auf 

der europapolitischen Agenda: sicherheitspolitische Zusammenarbeit in Europa und die Nord- 

bzw. Osterweiterung der Europäischen Union. 1989 hatten Österreich, 1991 Schweden und 

1992 Finnland sowie zum zweiten Mal Norwegen einen Antrag auf Beitritt gestellt. Zusätz-

lich zu den EFTA-Staaten waren bereits 1991 mit Polen, Ungarn und der Tschechoslowakei 

Assoziierungsabkommen geschlossen worden. Weitere Staaten in Mittel- und Osteuropa 

strebten den Beitritt an. Auf Druck der europäischen Partner stimmte Mitterrand schließlich 

1992 den Vertragsverhandlungen mit den EFTA-Staaten zu. In der Verhandlungsführung 

zeigte sich Frankreich, nun im Rahmen einer Kohabitations-Regierung, wesentlich flexibler. 

Die Forderungen nach Aufgabe der Neutralität sowie institutionelle Reformen der Europäi-

schen Union, wie sie Premierminister Bérégovoy noch formuliert hatte, wurden unter Balla-

dur nicht mehr erhoben, sondern auf eine Regierungskonferenz 1996 verschoben. Hier bestä-

tigte sich Balladurs pragmatischer Europakurs. Dieser hatte wie auch weitere RPR-Politiker 

durchaus Sympathie für britische Vorstellungen einer europäischen Freihandelszone ohne 

integrierte Politiken.
1148

 Finnland, Österreich und Schweden traten schließlich am 1. Januar 

1995 bei. Die norwegische Bevölkerung hatte im November 1994 gegen einen Beitritt zur 

Europäischen Union votiert. 

Die Erweiterung der Europäischen Union um die mittel- und osteuropäischen Staaten (MOE-

Staaten) versuchte Mitterrand während seiner Amtszeit zu verhindern.
1149

 Auch hier argumen-
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tierte Mitterrand mit der zunächst notwendigen Vertiefung der Europäischen Integration. Wie 

bei Aufnahme der neutralen EFTA-Staaten sah er mit dem Beitritt der MOE-Staaten den er-

reichten Integrationsstand im Hinblick auf die GASP und eine zu schaffende europäische 

Sicherheits- und Verteidigungspolitik gefährdet. Auch würde Frankreich geographisch durch 

die Osterweiterung der Europäischen Union an den Rand gedrängt und Deutschland durch 

seine zentrale Lage in Europa aufgewertet. Balladur und Chirac standen der Osterweiterung 

wesentlich aufgeschlossener gegenüber als Mitterrand. Auch drängte Deutschland auf einen 

baldigen Beitritt der MOE-Staaten. Beim Treffen des Europäischen Rats 1993 wurden die so 

genannten Kopenhagener Kriterien für den Beitritt zur Europäischen Union formuliert. Mit-

terrand versuchte mit einer aktiven Mittelmeerpolitik der Osterweiterung gegenzusteuern. Im 

November 1995 wurde nach dem Ende der Amtszeit von Mitterrand schließlich der sogenann-

te Barcelona-Prozess begonnen, der eine euro-mediterrane Partnerschaft vorsah.  

In Frankreich und Deutschland kam es in den 1990er Jahren zu einer nachhaltigen Nationali-

sierung der öffentlichen Meinung.
1150

 Das Referendum zum Vertrag von Maastricht hatte 

deutlich gemacht, dass sich innerhalb der französischen öffentlichen Meinung Anfang der 

1990er Jahre ein bis dahin unbekannter euroskeptischer Diskurs entwickelt hatte, der nicht 

mehr mit der Sorge um die nationale Souveränität argumentierte. Die Europaeuphorie der 

1980er Jahre hatte auch den Teil der Bevölkerung nicht erreicht, der auf nationaler Ebene die 

sozialen Errungenschaften gefährdet sah.
1151

 Im Zuge des Referendums über den Vertrag dif-

ferenzierten sich diese kritischen Haltungen zum Integrationsprozess aus. 

Die Jahre nach Ratifizierung des Vertrags waren von der Debatte um die Folgen für die natio-

nale Konjunktur- und Arbeitsmarktpolitik geprägt. Mit der Geldpolitik hatten vor allem sozi-

aldemokratische Parteien ein traditionelles Politikinstrument verloren und ihr Spielraum in 

der Haushaltspolitik wurde eingeschränkt.
1152

 Die Perspektive möglicher Einschnitte, zu brin-

gender Opfer und Anstrengungen führte besonders in Frankreich zu einer lebhaften Ausei-

nandersetzung und brachte auch vormalige Verfechter des Vertrags von Maastricht zu kriti-

schen Einschätzungen.
1153

 

Diese Auseinandersetzung wurde in besonderer Weise durch eine europaweit einsetzende 

Rezession beeinflusst. In einigen Mitgliedstaaten der Europäischen Union erreichte die Ar-

beitslosenquote Nachkriegsrekorde. In Frankreich stieg sie bis Anfang 1997 auf eine bis dato 

unbekannte Höhe von 12,8 Prozent.
1154

 Der Gemeinsame Markt schuf nicht wie erhofft neue 
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Arbeitsplätze, sondern trug zu einer wachsenden Unsicherheit bei. Darüber hinaus verlangten 

die Konvergenzkriterien des Vertrags von Maastricht für die Einführung des Euro, dass 

Frankreich sein Haushaltsdefizit von sechs Prozent im Jahr 1993 auf drei Prozent im Jahr 

1998 reduzierte. Dies konnte für Frankreich steigende Arbeitslosigkeit, Rückgang des Kon-

sums und noch größere Schwierigkeiten bei der Bekämpfung der Rezession bedeuten.
1155

 An-

gesichts der 1995 anstehenden Präsidentschaftswahlen war es nicht im Interesse von Premi-

erminister Balladur, die Franzosen auf einen Sparkurs und mögliche weitere Kraftanstrengun-

gen vorzubereiten. Er setzte Bérégovoys Politik des strengen Monetarismus fort und schaffte 

es, die wirtschaftliche Lage zu beruhigen. Es lag im Interesse aller Parteien, vor den Präsi-

dentschaftswahlen von 1995 keine neue europapolitische Spaltung heraufzubeschwören.
1156

  

Jacques Chirac wurde 1995 zum französischen Staatspräsidenten gewählt, nachdem er im 

Wahlkampf versprochen hatte, die soziale Spaltung zu bekämpfen. Chirac hatte vor seiner 

Wahl darüber spekuliert, das Europäische Währungssystem zu reformieren. Alain Juppé, sein 

Premierminister und enger Vertrauter, setzte zunächst den Wirtschaftskurs von Balladur fort. 

Der deutsche Bundeskanzler Kohl machte Chirac im Oktober 1995 deutlich, dass die deutsche 

Regierung sich nicht für ein Abrücken von den Maastrichter Kriterien einsetzen werde und 

forderte damit indirekt einen französischen Politikwechsel.
1157

 In der Analyse von Le Monde 

diplomatique, die die globalisierungskritische Bewegung stark beeinflusste, opferte Chirac die 

im Wahlkampf versprochene Aufhebung der sozialen Spaltung dem Zugeständnis an den Ver-

trag von Maastricht.
1158

  

Ende Oktober 1995 verkündete die französische Regierung den plan Juppé zur Reform der 

Sozialversicherungen und insbesondere der Pensionsregelung im Öffentlichen Dienst. Die 

Folge des plan Juppé war eine der größten Demonstrationen Frankreichs nach dem Zweiten 

Weltkrieg. Landesweit demonstrierten an den zentralen Aktionstagen jeweils mehr als eine 

halbe Million Menschen.
1159

 Die Streikbewegung begann Mitte November 1995 und dauerte 

nahezu bis Weihnachten des Jahres. Die politische Linke war gespalten. Die Gewerkschaft 

CFDT und eher zentristisch orientierte Politiker wie beispielsweise Michel Rocard begrüßten 

die Reform.
1160

 Dem gegenüber standen die Verteidiger der universalen Errungenschaften der 

Republik wie beispielsweise Jean-Pierre Chevènement.
1161
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Chirac konnte aufgrund der massiven Proteste seinen engen Vertrauten Juppé nicht im Amt 

halten und musste als Preis für die Akzeptanz der währungs- und wirtschaftspolitischen Im-

plikationen des Vertrags von Maastricht seinen Premierminister opfern.
1162

 Die missglückte 

Aufhebung der fracture sociale auf nationaler Ebene versuchte Chirac nun auf die europäi-

sche Ebene zu verlagern und legte 1996 ein Memorandum über ein Europäisches Sozialmo-

dell vor.
1163

 Auch bemühte er sich, der Forderung aus der Ära Mitterrand nach einer europäi-

schen Wirtschaftsregierung Nachdruck zu verleihen. Die deutsche Regierung hingegen wollte 

die definierten Konvergenzkriterien an einen Wachstums- und Stabilitätspakt binden, der fi-

nanzielle Sanktionen vorsah, sollte ein Mitgliedsstaat sein Haushaltsdefizit nicht unter drei 

Prozent halten können. Dieser Pakt wurde im Dezember 1996 vereinbart: „Chirac thus failed 

as much diplomatically as he had domestically.“
1164

 

4.6.3  Programmatik: Europa als Ursache und Ausweg aus der Krise 

Die programmatische Arbeit der französischen Sozialisten nach dem Referendum über den 

Vertrag von Maastricht fand bei den Generalständen von Lyon 1993, den Parteitagen von Le 

Bourget 1993 sowie von Liévin 1994 unter den Vorzeichen der parteipolitischen Erneuerung 

statt. Erst die von Jospin angestoßenen drei Conventions nationales im Jahr 1996 brachten 

eine Neubelebung der Debatte. Mit der geplanten Einführung des Euro gewann die europäi-

sche Dimension wieder an innerparteilicher Bedeutung. 

Es lassen sich zentrale Entwicklungen von der Referendumsdebatte bis zu den Conventions 

nationales im Jahr 1996 nachzeichnen. Prägend wurde eine immer deutlicher artikulierte Kri-

tik am Vertrag von Maastricht. Die Bekämpfung der Rezession und der Beschäftigungskrise 

sollte über soziale Maßnahmen auf europäischer Ebene erfolgen. Die erhofften Früchte, die 

man nach einer Phase der Sparpolitik seit 1983 ernten wollte, waren in keiner Weise herange-

reift. Im Gegenteil verschärfte sich die Wirtschaftskrise und zwang die französischen Regie-

rungen zu weiteren Reformanstrengungen. Die Wahlniederlagen der Sozialisten machten 

deutlich, dass sie auf die gewachsenen sozialen Ängste in der Bevölkerung reagieren mussten. 

So erklärte man noch 1993 Maastricht fortschreiben und überwinden zu wollen, übrig blieb 

jedoch nur das Ziel der Überwindung. 

Bei den Generalständen im Juli 1993 in Lyon stand die Europapolitik nicht im Vordergrund. 

Rocard nahm diese zwar zum Anlass, die Regierung Balladur zu kritisieren, da diese die sozi-

alen Optionen, die der Vertrag von Maastricht eröffne, nicht nutze. Die Partei beschäftigte 

sich nach der Niederlage bei den Parlamentswahlen jedoch in erster Linie mit sich selbst. 

                                                 
1162  Vgl. Müller-Brandeck-Bocquet 2004, S. 169f.; vgl. auch Bossuat 2005, S. 188; vgl. auch Ancelovici 2008, S. 83 
1163  Vgl. Milner 2005, S. 105 
1164  Ross 2000, S. 100 



Europäisierung politischer Parteien? Optionen und Restriktionen am Beispiel der Parti socialiste von 1971 bis 2005 

201 

Dementsprechend waren die Debatten über Identität der Partei und Rolle der parteiinternen 

Strömungen sehr lebhaft, wohingegen die Arbeitsgruppe zu Europa nur wenig besucht war. 

Neben der Forderung nach einer sozialen und demokratischen Ausrichtung des Integrations-

prozesses formulierte diese Arbeitsgruppe einen Appell an die Geschlossenheit der sozialde-

mokratischen Parteien in Europa. Ihre Verbindungen untereinander müssten gestärkt sowie 

ihre Werte und ihre Vorstellung von europäischer Identität gemeinsam verteidigt werden.
1165

 

Die neue Parteiführung unter Michel Rocard wurde schließlich auf dem Parteitag von Le 

Bourget im Oktober 1993 bestätigt. Dieser Parteitag sollte die Auseinandersetzungen des letz-

ten ordentlichen Parteitags in Rennes vergessen machen. Rocards big-bang wurde in Le 

Bourget durch einen Beschluss über die vier sogenannten Assises de la transformation sociale 

konkretisiert. Auch wenn die Europapolitik Thema einer der vier Arbeitsgruppen war, blieb 

sie nachrangig.
1166

  

Die Währungsturbulenzen im Sommer 1993 und die folgende Krise des Europäischen Wäh-

rungssystems, die mit einer Erhöhung der Interventionsbandbreiten auf 15 Prozent endete,
1167

 

wurden in dem Leitantrag für den Parteitag als eine der schlimmsten Wirtschaftskrisen seit 

den 1930er Jahren bezeichnet. Es sei nur wenig Solidarität zu beobachten, wenn eine Gesell-

schaft sich in Zeiten der Krise bedroht fühle. Der Rückzug in nationale Gepflogenheiten kön-

ne eine Folge sein. In dieser Situation bedürfe es nicht weniger, sondern mehr Europa, hieß es 

in dem Leitantrag.
1168

  

„L‟Europe peut être protectrice si elle acquiert les caractères d‟une véritable puissance 

publique. Un Parti socialiste rénové, à l‟écoute de la société, peut changer le regard des 

Français sur la politique.“
1169

 

Nach der parteipolitischen Erneuerung wollte die PS ihr gescheitertes Wirtschaftsprogramm 

der Jahre 1981 bis 1983 über Europa realisieren und sich für eine keynesianische Politik auf 

europäischer Ebene einsetzen. Europa solle sich nicht nur durch Deregulierung sondern vor 

allem durch Regulierung auszeichnen, hieß es in dem Leitantrag.
1170

 Es müsse garantiert sein, 

dass keine nationale Regelung, die den Bürgern sozialen Schutz biete, unter Verweis auf den 

                                                 
1165  Vgl. Vendredi, supplément, Nr. 194, 3 Juli 1993, 1er cahier, S. 12ff.  
1166  Vgl. Guérot 1996, S. 562 
1167  Vgl. die direkte Reaktion der PS bei Guérot 1996, S. 559 
1168  Vgl. Guérot 1996, S. 562; „Faute de la capacité de dépassement de l‟Etat-nation, notre choix pour l‟avenir risquerait de se réduire au 

 choix entre devenir Américains ou Japonais ! Pour autant, nous ne voulons pas d‟une Europe bouc émissaire de nos difficultés, ni d‟une 
 Europe alibi de notre inertie. L‟Europe ne peut pas et ne doit pas tout faire. Elle doit prendre en charge les problèmes que les nations 

 sont impuissantes à résoudre isolément, et laisser les nations et les collectivités exercer toutes leurs responsabilités.“ Motion A  

 „Refonder“, unterzeichnet unter anderem von Jospin, Rocard und Fabius. In: Vendredi, numéro extraordinaire du Poing et la Rose, Nr. 
 196, 1. September 1993, S. 22. 
1169  Motion A „Refonder“, unterzeichnet unter anderem von Jospin, Rocard und Fabius. In: Vendredi, numéro extraordinaire du Poing et la 

 Rose, Nr. 196, 1. September 1993, S. 8. 
1170  „Instaurer des nouvelles régulations au plan continental ou mondial où elles apparaissent comme nécessaires suppose d‟accepter l‟idée 

 force que l‟Etat-nation n‟est pas le stade achevé de l‟histoire.“ Vgl. Motion A „Refonder“, unterzeichnet unter anderem von Jospin, 

 Rocard und Fabius. In: Vendredi, numéro extraordinaire du Poing et la Rose, No. 196, 1. September 1993, S. 22.; vgl. auch Guérot 
 1996, S. 563 
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Wettbewerb außer Kraft gesetzt werden könne, ohne dass auf gemeinschaftlicher Ebene ver-

gleichbare Fortschritte erzielt worden seien. An der gemeinsamen Währung, an einer gemein-

samen Industrie- und Forschungspolitik sowie am Aufbau europäischer militärischer Kapazi-

täten hielten die Sozialisten fest.
1171

 

Michel Rocard griff die Initiative von Jacques Delors für einen europäischen New Deal – ei-

ner nouvelle donne européenne – auf. Europa, einer der reichsten Akteure in der Wirtschaft, 

sei auch der am wenigsten verschuldete. Über eine große und langfristige europäische Anleihe 

solle ein Beschäftigungsprogramm finanziert werden. Es gebe keine wirtschaftlichen, sondern 

nur politische Hindernisse. Mit einer linken Mehrheit in Europa sei dieses Vorhaben realisier-

bar. Ferner schlug Rocard eine europaweite Vier-Tage-Woche vor, um die Arbeitslosigkeit zu 

bekämpfen.
1172

 

Mit den Europawahlen 1994 und dem schlechtesten Ergebnis der Sozialisten seit 1979 wurde 

allerdings nicht nur Rocards Führungsrolle innerhalb der Partei hinterfragt, sondern auch die 

sozialdemokratische Ausrichtung, die er der Parti socialiste geben wollte. Die Partei hatte 

ihre Identitäts- und Glaubwürdigkeitskrise nicht überwunden. Es war der sozialistische Präsi-

dent gewesen, der Frankreich mit dem Vertrag von Maastricht in die Europäische Union ge-

führt hatte. Die Partei hatte sich daraufhin programmatisch erneuert und in ihrer Orientie-

rungslosigkeit Europa zum „ideologischen Rettungsanker“
1173

 gemacht.   

Henri Emmanuelli, Rocards Nachfolger, sprach sich dafür aus, die Partei wieder eindeutig 

links zu positionieren. Hierfür gab es zwei Ursachen: Erstens hatten die Analysen über das 

Referendum zum Vertrag von Maastricht gezeigt, dass die französische Gesellschaft über die 

Europafrage gespalten war und vor allem ein Teil der PS-Klientel in den unteren und mittle-

ren Schichten sich von Europa abgewandt hatte. Zweites stand die PS in der öffentlichen Kri-

tik. Der Vorwurf lautete, dass sie Europa wirtschaftspolitisch auf Kosten der französischen 

Bevölkerung realisiert habe und fast noch orthodoxer und monetaristischer als die politische 

Rechte die Regierungspolitik geführt habe. Alternative Politikansätze seien nicht ausge-

schöpft worden. Mit dem Argument einer drohenden Isolierung Frankreichs habe sie die An-

bindung an die D-Mark durchgesetzt. Sie habe übersehen, wie teuer in sozialer Hinsicht diese 

Politik die Franzosen zu stehen gekommen sei.
1174

 Ein zentraler Kritikpunkt in der Bilanz der 

sozialistischen Regierungspolitik blieb die Kehrtwende des Jahres 1983. So hieß es in Le 

Monde im November 1994: 

                                                 
1171  Vgl. Motion A « Refonder », unterzeichnet unter anderem von Jospin, Rocard und Fabius. In: Vendredi, numéro extraordinaire du Poing 
 et la Rose, No. 196, 1. September 1993, S. 24. 
1172  Vgl. Michel Rocard: Une Europe de gauche. In: Vendredi, Nr. 203, 8. Oktober 1993, S. 3. 
1173  Guérot 1996, S. 575 
1174  Vgl. Guérot 1996, S. 578; vgl. hierzu auch Labarde 21.11.1994 
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„Triste choix pourtant, qui ne traduisait qu'une extraordinaire absence d'imagination, car 

c'est à ce moment-là que le Parti socialiste eût dû faire la démonstration qu'il était un parti 

de gouvernement capable de concilier le maintien de la France dans l'Europe et l'accompa-

gnement politique et social qu'une telle décision entraînait.“
1175

 

Emmanuelli berief für November 1994 einen Parteitag in Liévin ein, um die neue Parteifüh-

rung und programmatische Ausrichtung bestätigen zu lassen. Emmanuelli hätte gerne die Fra-

ge der Präsidentschaftskandidatur für 1995 nach Bestätigung der parteipolitischen Linie ge-

klärt. Mit dem Wunschkandidaten Jacques Delors verhinderte die Parteibasis jedoch, dass ihm 

eine linksgerichtete Parteilinie gegenübergestellt wurde. 92 Prozent der Parteimitglieder 

stimmten der Synthese zwischen Emmanuelli, Fabius, Royal, Aubry und Mauroy zu. Die be-

vorstehenden Präsidentschaftswahlen hatten dazu geführt, dass das umstrittene Thema Europa 

nicht zum Konfliktgegenstand wurde. Laut Guérot konnte man es als europapolitisches Be-

kenntnis der PS werten, dass diese durch den Verzicht auf einen deutlichen Linksruck der 

Partei den Weg zur Mitte offen gehalten habe.
1176

 

Europa spielte auf dem Parteitag von Liévin kaum eine Rolle. Der Debattenbeitrag von Sé-

golène Royal erwähnte beispielsweise Europa nicht einmal.
1177

 Lionel Jospin griff hingegen 

das Argument des Le Monde-Artikels auf. Die französische Europapolitik habe die realen 

Interessen vernachlässigt. Unter dem Vorwand, dass Frankreich einen bedeutenden Beitrag in 

Europa zu leisten habe, seien die Interessen und die Inhalte der Kompromisse zugunsten poli-

tischer Erfolge vernachlässigt worden.
1178

 In den kurzen Passagen zu Europa wurde im Leit-

antrag neben den bekannten Forderungen nach einer sozialen Ausrichtung des Integrations-

prozesses und einer Intensivierung der gemeinsamen Politiken an den dirigistischen europäi-

schen Maßnahmen – wie einer Verkürzung der Arbeitszeit, einer Besteuerung der Kapitaler-

träge auf Gemeinschaftsebene sowie einer großen europäischen Anleihe – festgehalten.
1179

 

Den Beitrittswunsch der mittel- und osteuropäischen Staaten lehnten die Sozialisten nicht ab, 

da sie schwerwiegende Konsequenzen für das soziale und politische Gleichgewicht Europas 

fürchteten. Jedoch wurde weiterhin eine Vertiefung vor einer Erweiterung gefordert. Die So-

zialisten hielten es für denkbar, den MOE-Staaten den Status einer assoziierten Mitgliedschaft 

anzubieten. Auch wenn es keines Kerneuropas bedurfte, so sprachen sie sich weiterhin für ein 

Europa der variablen Geometrie aus. Im Hinblick auf die 1996 anstehende Regierungskonfe-

renz zur Reform des Vertrags von Maastricht forderten die Sozialisten wie bereits zuvor, dem 

Europäischen Parlament das volle Mitentscheidungsrecht zu geben. Der neue Vertrag solle in 

                                                 
1175  Labarde 21.11.1994 
1176  Vgl. Guérot 1996, S. 581  
1177  Vgl. Guérot 1996, S. 580; vgl. auch die Contribution générale „État d‟urgence“ von Ségolène Royal u.a., abgedruckt in Mage 1995b, S. 

 167ff. 
1178  Vgl. die Contribution générale „Propositions“ von Lionel Jospin, abgedruckt in Mage 1995b, S. 160 
1179  Vgl. Motion adoptée par le Conseil national. „Etre socialiste“. In: Supplément au Vendredi, Nr. 238, 7. Oktober 1994, S. 19f. 
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Kraft treten, wenn eine qualifizierte Mehrheit der Mitgliedstaaten diesen ratifiziert habe. Fer-

ner forderten sie die Redaktion einer europäischen Verfassung. In seinem Redebeitrag auf 

dem Kongress appellierte Henri Emmanuelli, die Kompromisse im Europäischen Parlament 

zwischen Sozialdemokraten und Konservativen zu beenden und die politische Auseinander-

setzung zu beleben: 

„Si ce débat ne se noue pas, s‟il ne débouche pas sur certaines victoires, nous verrons 

peu à peu la gauche déserter l‟idée européenne. Cela a déjà commencé.“
1180

 

Bei der innerparteilichen Kandidatur für die Präsidentschaftswahlen verkörperten Henri Em-

manuelli und Lionel Jospin zwei unterschiedliche Strategien. Emmanuelli zog aus der Regie-

rungszeit der Sozialisten die Konsequenz eines notwendigen Linksrucks. Jospin forderte hin-

gegen mehr Realismus in der Politik. Er zeigte sich sensibler für das zwiespältige Verhältnis 

von Ambitionen und Gewissensbissen und wollte verhindern, dass überzogene Forderungen 

in der Opposition zu Enttäuschungen in der Regierungszeit führten. Jospin stand für eine 

Ethik der Verantwortung, wohingegen Emmanuelli die Protestkultur bediente. Auch europa-

politisch war Jospin zurückhaltender, während Emmanuelli 1992 ein flammendes Plädoyer 

für Maastricht verfasst und sich zum Föderalisten erklärt hatte.
1181

 

Nach dem Ende der „ideologischen Wechselbäder“
1182

 von Rocard über Emmanuelli bis hin 

zu Jospin strebte dieser eine organisatorische und programmatische Erneuerung an. Nach sei-

nem respektablen Ergebnis bei den Präsidentschaftswahlen brachte er 1996 im ersten Jahr der 

Opposition drei thematische Versammlungen auf den Weg.
1183

 Wohingegen die Debatten im 

Rahmen der Convention nationale zu den Akteuren der Demokratie weniger kontrovers ver-

liefen, entzündeten sich in den anderen beiden Versammlungen Auseinandersetzungen über 

die Wirtschafts- und Währungsunion. Die Analyse der Globalisierung war zunächst weniger 

umstritten. Die Globalisierung wurde als ein ambivalenter Prozess beschrieben, der einerseits 

Motor des Fortschritts und andererseits Ursache wachsender Ungleichheit sei. Es handelte 

sich in den Augen der Sozialisten um ein neues Zeitalter des Kapitalismus, das politische 

Steuerung verlange. Mögliche Maßnahmen waren beispielsweise die Einführung sozialer 

Normen im internationalen Handel, die Reform der Welthandelsorganisation oder der Kampf 

gegen Kapitalspekulation. Der Europäischen Union gaben die Sozialisten mit dem Konzept 

der Fédération d’États-Nations eine föderale Perspektive. Die Föderation der Nationalstaaten 

sollte sowohl den supranationalen Elementen im Rahmen einer Föderation, als auch der an-

                                                 
1180  Intervention d‟Henri Emmanuelli, abgedruckt in: Mage 1995a, S. 410 
1181  Vgl. zu der Gegenüberstellung von Emmanuelli und Jospin Ferenczi 03.02.1995; vgl. zu Jospin auch Krell 2009, S. 363 
1182  Guérot 1996, S. 582 
1183  Vgl. zum Folgenden Bergounioux, Grunberg 2005, S. 430ff. 
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haltenden Bedeutung der Nationalstaaten Rechnung tragen. Jacques Delors hatte dieses Kon-

zept nach dem Vertrag von Maastricht in die politische Debatte eingebracht. 

Die eigentliche Kontroverse entstand über die Bedingungen der Wirtschafts- und Währungs-

union. Die Kritiker argumentierten nicht mit der Wahrung nationalstaatlicher Souveränität 

sondern forderten ein föderales Europa. Dieses sahen sie durch eine Erweiterung der Europäi-

schen Union ohne verbindliche Vertiefung gefährdet.
1184

 Die Gauche socialiste rief seit Be-

ginn des Jahres 1996 zu einer Revidierung des Vertrags von Maastricht auf, weil dieser die 

sozialen Errungenschaften in Europa in Frage stelle. Diese Haltung traf den Nerv all derjeni-

gen innerhalb der Partei, die sich seit dem Vertrag von Maastricht  um eine mögliche Spal-

tung der linken Wählerschaft sorgten und die geforderte Haushaltsdisziplin kritisierten. Ein 

Teil von ihnen hatte sich mit den Forderungen der Protestbewegung von 1995 solidarisiert 

und sich der sozialen Bewegung angenähert.  

Die von der Gauche socialiste vorgetragene Kritik am Euro erhielt die Zustimmung von mehr 

als 40 Prozent der Parteimitglieder. Diese Kritik entsprach jedoch einer anderen Logik als der 

Leitantrag der Parteiführung. Ein gemeinsamer Beschluss war daher nicht möglich. Um der 

Kritik am Euro gerecht zu werden, formulierten die Sozialisten vier Bedingungen für den Eu-

ro: Der Euro sollte nicht zu einer D-Mark-Zone führen und deshalb auch in Spanien, Portugal 

und Italien eingeführt werden, eine europäische Wirtschaftsregierung sollte errichtet, ein zu 

restriktiver Stabilitätspakt abgelehnt und eine zu starker Euro im Vergleich zum Dollar ver-

hindert werden.  

„Mais, le processus, somme toute heurté, qui avait amené à ce point d‟équilibre mon-

trait que nombre des socialistes n‟admettaient pas que les réalités européennes puissent 

contredire leur politique. François Mitterrand avait imposé sans grand débat le Traité de 

Maastricht au parti. La fragilité du resultat avait laissé un souvenir amer.“
1185

 

Bergounioux und Grunberg kommen zu dem Schluss, dass die Debatte aus dem Jahr 1983 

zum Verbleib Frankreichs im Europäischen Währungssystem – dem Vorläufer der Wirt-

schafts- und Währungsunion – 1996 noch immer präsent war. Zwar hätten die vier Bedingun-

gen für den Euro einen Kompromiss ermöglicht, aber die zugrundeliegenden Widersprüche in 

keiner Weise aufgelöst.
1186

  

4.6.4  Parteienwettbewerb: Entfremdung von den unteren Bevölkerungsschichten 

Die Niederlage der Sozialisten bei den Parlamentswahlen von 1993 war voraussehbar, jedoch 

kam es zu einem regelrechten politischen Erdbeben: Zusammen mit dem MRG fielen die So-

zialisten von zuvor 275 Sitzen in der Nationalversammlung auf 67 von insgesamt 577 Sitzen 
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1186  Vgl. Bergounioux, Grunberg 2005, S. 438 



Europäisierung politischer Parteien? Optionen und Restriktionen am Beispiel der Parti socialiste von 1971 bis 2005 

206 

zurück. Die Rechte siegte mit einer überwältigenden Mehrheit von 486 Sitzen (davon RPR 

242, UDF 207 sowie weitere 37 Sitze).
1187

 Hatte die PS 1988 noch 37 Prozent der Wähler-

stimmen gewinnen können, waren es 1993 nur noch 19 Prozent. Keine andere sozialdemokra-

tische Partei in Europa erlebte Anfang der 1990er Jahre ein solches Wahldebakel.
1188

 Die So-

zialisten hatten nicht nur eine Niederlage erlitten, sie wurden regelrecht aus dem Amt ge-

jagt.
1189

 Zahlreiche Führungskräfte der Partei wie Lionel Jospin, Louis Mermaz, Roland Du-

mas oder Michel Rocard verloren ihr Abgeordnetenmandat. Zwei Drittel der Departements in 

Frankreich hatten nicht mehr einen einzigen sozialistischen Abgeordneten.
1190

 

Die Wahlen von 1993 zeigten das Wählerpotential für die politischen Parteien am linken und 

rechten Rand. Nie zuvor hatten sie bei den Parlamentswahlen so viele Stimmen bekommen. 

Die Regierungsparteien wurden auf diese Weise abgestraft, die Schwäche der politischen Ext-

reme blieb allerdings ihre Zersplitterung.
1191

 Die hohe Stimmenanzahl der extremen Parteien 

im linken Lager zeigte auch, dass es der PS nicht gelungen war, ihre strategische Dimension 

neu zu definieren. Vor allem die grünen Parteien verweigerten Wahlabsprachen mit den Sozi-

alisten. Kam es im zweiten Wahlgang zu einem Duell zwischen PS und UPF, dem Bündnis 

aus RPR und UDF, dann enthielten sich die Wähler der Grünen oder gaben einen ungültigen 

Stimmzettel ab.
1192

 Die Parlamentswahlen von 1993 zeigen die zunehmende Distanz zwischen 

Bürgern und Parteien, die sich an der sinkenden Wahlbeteiligung sowie an neuen Formen 

politischen Engagements belegen lässt. Die Wähler erwarteten keine ideologischen Program-

me mehr, sondern Vorschläge für konkrete Probleme. Die Einsetzung des sogenannten Vedel-

Ausschuss zur Reform der französischen Verfassung machte deutlich, dass dieses Phänomen 

parteiübergreifend war. Ziel der Verfassungsreform war es, die Bürgernähe der Politik zu 

erhöhen und das französische Parlament und damit seine Abgeordneten aufzuwerten.
1193

  

Mitterrand machte die Europapolitik zum Wahlkampfthema. Er wollte sein europapolitisches 

Erbe nicht mit einer bürgerlichen Regierung aufs Spiel setzen. Diese hätte Frankreichs Weg in 

die Wirtschafts- und Währungsunion versperren können. Mitterrand erklärte, keinen Premi-

erminister zu ernennen, der die Europäische Integration ablehne. Für Premierminister Béré-

govoy stand Europa im Zentrum der zukünftigen Debatten und deswegen sei eine europäische 

Mehrheit des Fortschrittes hilfreich.
1194

 Auch wenn die Sozialisten einer bürgerlichen Mehr-

heit – die den Vertrag von Maastricht mehrheitlich abgelehnt hatte – die Fortsetzung der Eu-

                                                 
1187  Vgl. Hoffmann-Martinot 1993, S. 13f. 
1188  Vgl. Perrineau, Ysmal 1993, S. 16 
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1190  Vgl. Bréchon 2004, S. 162ff. 
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ropapolitik nicht zutraute, musste Mitterrand sich in den letzten zwei Jahren seiner Amtszeit 

mit Balladur arrangieren. 

Die Kampagne für die Europawahlen 1994 begann bereits kurz nach den Parlamentswahlen. 

Jean-Marie Le Pen erklärte schon im Juli 1993 seine Kandidatur, Jean-Pierre Chevènement im 

September 1993. Michel Rocard hätte gerne bis nach den Kantonalwahlen im März 1994 ge-

wartet, kündigte dann aber doch im Oktober 1993 seine Kandidatur an. Dieses frühe und in-

tensive Engagement der politischen Parteien stand im Gegensatz zum geringen Interesse der 

Wähler – wobei die Wahlbeteiligung mit 53,5 Prozent noch höher als erwartet ausfiel.
1195

 

Die Anhänger von Fabius hatten Rocard als Spitzenkandidat vorgeschlagen. Hätte Rocard 

nicht kandidiert, wäre es ihm als Schwäche ausgelegt worden. Rocard stand daher unter Zug-

zwang, seine Kandidatur für die wegen ihres Protestcharakters als riskant geltenden Europa-

wahlen zu erklären. Ein Wahlsieg hätte allerdings seinen Führungsanspruch untermauert.
1196

 

Rocard erklärte, mindestens 20 Prozent der Wählerstimmen erreichen zu wollen. Die mitter-

randisten (Jack Lang) und deloristen (Ségolène Royal) forderten mindestens 23 Prozent wie 

Fabius 1989, da Rocard sonst seine présidentiabilité einbüßen würde. Nur Jospin wies darauf 

hin, dass das Ergebnis von 1989 nicht zu wiederholen sei, da die PS im Gegensatz zu den 

letzten Wahlen gegen die Radikalsozialisten mit Bernard Tapie und gegen Chevènement mit 

seinen Anhängern kandidiere.
1197

 Die hohen Erwartungen an Rocard zeigten sich auch darin, 

dass im rechten politischen Lager weder UDF noch RPR einen présidentiable ins Rennen 

schickten, da dies als zu riskant angesehen wurde.
1198

 

Die Kantonalwahlen im März 1994 erlaubten der PS eine relative Erholung im Vergleich zu 

den Wahlen von 1993, allerdings machten sie in Marseille auch das Wählerpotential für Ber-

nard Tapie deutlich. Tapie war dem langjährigen Koalitionspartner der Sozialisten, der MRG, 

beigetreten und wurde zu deren Aushängeschild.
1199

 Er kandidierte mit Unterstützung Mitter-

rands bei den Europawahlen gegen die PS, womit Mitterrand seinem alten Rivalen Rocard 

den Weg zu den Präsidentschaftswahlen 1995 erschwerte.  

Rocards schlechtes Ergebnis von 14,5 Prozent bei den Wahlen lässt sich auf die 20 konkurrie-

renden Listen zurückführen. 1989 waren es noch 15 Listen gewesen, 1984 14 Listen und 1979 

elf Listen. Michel Rocard war es zwar gelungen, Bernard Kouchner davon zu überzeugen, 

keine eigene Liste bei den Europawahlen zu präsentieren. Jedoch führten nicht nur die ehema-

                                                 
1195  Vgl. Gaffney 1996, S. 84 
1196  Vgl. zu dieser Argumentation Gaffney 1996, S. 86 
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ligen Bündnispartner bzw. Parteimitglieder Tapie und Chevènement eine eigene Liste sondern 

auch der langjährige Abgeordnete der PS Léon Schwartzenberg, der für L’Europe commence 

à Sarajevo kandidierte. Die single issue-Kampagne über den Krieg im ehemaligen Jugoslawi-

en fand eine große mediale Aufmerksamkeit und brachte die Wahlen erst in die öffentliche 

Debatte.
1200

 Die Frage, wer Frankreichs Interessen am besten im Europäischen Parlament re-

präsentiert, stand folglich nicht im Vordergrund.  

Die Spaltung der französischen Gesellschaft nach dem Referendum über den Vertrag von 

Maastricht erschwerte die Positionierung der politischen Akteure. Die Befürworter des Ver-

trags äußerten sich nur verhalten. Rocard bezeichnete den Vertrag als relativ mittelmäßig, zu 

kompliziert und als einen Text, der über die Konvergenz der Wirtschaftspolitiken Gefährli-

ches sage.
1201

 Die Sozialisten hatten 1992 an der Seite Mitterrands den Vertrag von Maast-

richt  verteidigt, mussten jedoch feststellen, dass ein großer Teil ihrer Wählerschaft sich gegen 

sie gestellt hatte. In der Konsequenz suchten sie einen Mittelweg, der ihnen erlaubte, die Eu-

ropäische Integration grundsätzlich zu bejahen, aber gleichzeitig ihre liberale Ausrichtung zu 

kritisieren.
1202

 Rocards Kampagne wurde als verhalten bewertet. Die Verantwortlichen enga-

gierten sich nur wenig und der europapolitische Diskurs blieb im Unscharfen.
1203

   

Auch das gemeinsame Programm von UDF und RPR war aufgrund von Koalitionszwängen 

ambivalent und unspezifisch. Die Präsidentschaftswahlen 1988 hatten gezeigt, dass eine riva-

lisierende Strategie zwischen UDF und RPR den Wahlerfolg kosten konnte. Gleichzeitig soll-

ten aber im Hinblick auf die 1995 anstehenden Wahlen, für die sich eine Rivalität zwischen 

dem von der UDF unterstützten Premierminister Balladur und Chirac, dem Parteivorsitzenden 

der RPR, abzeichnete, alle Optionen offen gehalten werden. Mit der Entscheidung für Domi-

nique Baudis als Spitzenkandidat wollte man nach außen eine pro-europäische Linie demonst-

rieren, ohne jedoch innerhalb der Parteien die Anhänger und Skeptiker der Europäischen In-

tegration zu verärgern.  

„By the end of the campaign, Baudis appeared forlorn, silenced by the dangerous ten-

sions for which he was the public relations person, and held at amicable arm‟s length, 

centre stage, by all the présidentiables of the right, precisely because he was not one of 

them.“
1204

  

                                                 
1200  Rocard näherte sich schließlich unter Einfluss von Bernard-Henri Levy den Positionen der Liste von Schwartzenberg an und riskierte 

 einen Konflikt zwischen den Anhängern des Präsidenten und seinen eigenen Anhängern über die Frage der Aufhebung des Embargos 
 gegen die bosnischen Muslime, vgl. Gerstlé 1995, S. 214, vgl. auch Gaffney 1996, S. 93 
1201  Vgl. Gaffney 1996, S. 88 
1202  Vgl. Grunberg 1995, S. 68 
1203  Vgl. Bréchon 2004, S. 164f. 
1204  Gaffney 1996, S. 88; Die wahltaktisch motivierte gemeinsame Liste für die Europawahl führte übrigens bei RPR und UDF dazu, dass 

 die gewählten Abgeordneten sich im Europäischen Parlament in drei verschiedene Fraktionen aufteilten: 13 UDF-ler schlossen sich der 
 EVP an, ein UDF-ler der ALDR und 14 RPR-ler der RDE (Fraktion der Sammlungsbewegung der Europäischen Demokraten) 
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Der ehemalige PS-Minister Tapie verkörperte trotz laufender Affären und Ermittlungen we-

gen Steuerhinterziehung einen neuen Politikertypus, der kein Technokrat war und Lösungen 

für konkrete Probleme vorschlug.
1205

 Tapie war der einzige Kandidat aus dem pro-

europäischen Lager, der für das Europa von Maastricht offen eintrat.
1206

 Er zog die fehlende 

programmatische Differenz zwischen Dominique Baudis
 
Europe autrement und Michel Ro-

cards Autre Europe ins Lächerliche.
1207

 Seine Liste erreichte am Ende zwölf Prozent der 

Stimmen und hatte Rocard viele Wählerstimmen der Linken, der Grünen und Kommunisten 

abgeworben.  

„L‟usure du Parti socialiste, son inaptitude à gagner la confiance d‟une jeunesse hantée 

par le chômage se sont traduites par le fait qu‟une partie de celle-ci a suivi un Bernard 

Tapie dont le discours volontariste était plus mobilisateur.“
1208

 

Tapie sprach sich für ein föderales Europa aus. 17 Prozent der Wähler, die beim Referendum 

über den Vertrag von Maastricht mit Ja gestimmt hatten, wählten Tapie. Bei Rocard war diese 

Zahl mit 21 Prozent nicht wesentlich höher. Ein bedeutender Teil der pro-europäischen Wäh-

ler fühlte sich also nicht mehr vom Diskurs der Parti socialiste repräsentiert. Dasselbe galt für 

die euroskeptischen Wähler. Von denjenigen, die beim Referendum von Maastricht mit Nein 

gestimmt hatten, wählten nur fünf Prozent Rocards Liste.  

Liste  % Stimmen Sitze 

Union RPR-UDF (Baudis, UDF) 25,58 % 28 

Europe solidaire (Rocard, PS) 14,49 % 15 

La majorité pour l‟Autre Europe (de Villiers, MPF) 12,34 % 13 

Energie radicale (Tapie, MRG) 12,03 % 13 

Contre l‟Europe de Maastricht, Allez la France (Le Pen, FN) 10,52 % 11 

Parti Communiste Français (Wurtz, PCF) 6,89 % 7 

Quelle: vgl. Perrineau, Ysmal 1998, S. 385; vgl. Gaffney 1996, S. 101 

Im rechten Lager hatte sich Philippe de Villiers von der UDF getrennt und eine eigene Liste 

aufgestellt, die 12,34 Prozent der Wählerstimmen erhielt. Seine Wähler verbanden mit ihm 

vor allem den Kampf gegen die Korruption, wie es die Kandidatur des Untersuchungsrichters 

Thierry Jean-Pierre (Richter in der Affäre über die illegale Finanzierung der PS) auf seiner 

Liste zeigte. De Villiers hatte die UDF verlassen, weil er zunehmend europa-kritisch einge-

stellt war und die Interessen Frankreichs sowie die traditionellen Werte verteidigen wollte.
1209

  

1994 war eine Gelegenheit für die souveränistischen Strömungen im rechten und linken La-

ger, ihr Wählerpotential nach dem Referendum von Maastricht zu messen. Philippe de Vil-

liers, der von Innenminister Charles Pasqua unterstützt wurde, war dabei wesentlich erfolgrei-

                                                 
1205  Vgl. zu Bernard Tapie als Symbol der postmodernistischen Entblockierung: Schubert 2004, S. 357ff. 
1206  Vgl. die Einschätzung von Hugues Portelli bei: Gerstlé 1995, S. 215 
1207  Vgl. Gerstlé 1995, S. 211f. 
1208  Grunberg 1995, S. 69 
1209  Vgl. Martin 2000, S. 357 
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cher als Jean-Pierre Chevènement mit nur 2,5 Prozent der Wählerstimmen.
1210

 Dieser hatte im 

März 1994 die Fraktion der Sozialisten in der Nationalversammlung verlassen und hoffte, 

Dissidenten und Splittergruppen im linken politischen Lager einbinden zu können. Die anti-

europäische Einstellung, so Chevènements politisches Kalkül, sollte als verbindendes Ele-

ment dienen, da sie von allen linksextremen Gruppen geteilt wurde. Ein Erfolg Chevènements 

hätte ihn bei der Einigung der politischen Linken unumgänglich gemacht.
1211

  

Sowohl Philippe de Villiers als auch Bernard Tapie waren eine starke Konkurrenz für die 

Front national. De Villiers richtete sich – ähnlich wie Le Pen – gegen die etablierten und kor-

rupten Parteien. Auch konnte er mit der Verteidigung der Interessen Frankreichs und der 

Stärkung traditioneller Werte die Wähler Le Pens ansprechen. Der populistische Ton eines 

Bernard Tapies konnte ebenfalls zur Gefahr für Le Pen werden. Zu Beginn der Kampagne für 

die Wahlen 1994 war Le Pen ein Wahlergebnis von bis zu 15 Prozent vorausgesagt worden. 

Am Ende erreichte er 10,52 Prozent der Stimmen, was im Vergleich zu 1989 ein leichter 

Rückgang von etwas mehr als einem Prozentpunkt darstellte.
1212

 Alle drei Kandidaten waren 

hingegen für die Listen von UDF-RPR und PS gefährlich, weil sie den Koalitionszwängen 

und internen Querelen geschuldeten Zögerlichkeiten der beiden großen Parteien klare Positio-

nen gegenüberstellten. Die strategische Antwort der Regierungsparteien war es, die Bedeu-

tung der Europawahlen herunterzuspielen. Die erstrangige politische Entscheidung sollte erst 

1995 getroffen werden. Sowohl im rechten als auch im linken politischen Lager nahm der 

Verlauf der Kampagne ähnliche Züge an. Ausgehend von europäischen Visionen, einer nou-

velle donne européenne, endete die Kampagne bei Rocard am Ende der ersten Juniwoche mit 

einem Aufruf an eine Sammlung der Linken für die Präsidentschaftswahlen 1995. Auch Chi-

rac und Juppé wiesen noch vor der Wahl darauf hin, dass das was zähle, erst nach den Euro-

pawahlen komme.
1213

 

Die politique politicienne wurde bei den Europawahlen deutlich. Die Wahlen sollten ein Jahr 

vor den Präsidentschaftswahlen mögliche Allianzen testen, Umfrage- und Wahlergebnisse 

liefern und der Selbstdarstellung der Kandidaten für die Wahlen 1995 dienen.
1214

 Die Europa-

politik wurde hingegen ausgeklammert. Der Wahlkampf 1994 wich auch erstmals von der 

klassischen Kampagnenführung ab, was sich ebenfalls in anderen europäischen Ländern voll-

zog. Es wurden keine Wahlplakate mehr geklebt oder große programmatische Reden gehal-

ten, um die eigenen Anhänger zu überzeugen. Ziel war es, im Fernsehen zu erscheinen. Die 

                                                 
1210  Vgl. Martin 2004, S. 16 
1211  Vgl. Gaffney 1996, S. 90f. 
1212  Vgl. Gaffney 1996, S. 89 
1213  Vgl. Gerstlé 1995, S. 214; vgl. auch Gaffney 1996, S. 96f. 
1214  Vgl. Gaffney 1996, S. 86f. 
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verschiedenen Fernsehduelle bildeten das Rückgrat der Kampagne.
1215

 Wahlveranstaltungen 

dienten nicht mehr der Überzeugung oder der Information von Parteimitgliedern und interes-

sierten Wählern, sondern der Inszenierung als einer Partei, die vor den Kameras brillierte. Die 

eingeschränkte Plakatierung war insofern bemerkenswert, als es sich dabei um eine lange 

französische Tradition gehandelt hatte.  

„The 1994 European elections were perhaps the first characterized by a near 100 per 

cent television and radio campaign, conducted for the media by the parties, and by the 

media for the viewing and listening public.”
1216

   

Für die Aufstellung der Liste hatte die Parti socialiste wie üblich die innerparteilichen Strö-

mungen und Regionen berücksichtigt. An den Kriterien änderte sich trotz des von Rocard 

geforderten big bangs nichts. Kurzzeitig war Elisabeth Guigou, Mitterrands ehemalige Euro-

paministerin, im Gespräch. Sie sollte die Liste für die Wahlen 1994 anführen und ihr ein „eu-

ropäisches Gesicht“ verleihen. Allerdings sah Rocard in der Marginalsierung der Strömungen 

eine Gefahr für die innerparteiliche Stabilität.
1217

 

Wie in der Vergangenheit beeinflussten ebenfalls Wahlabsprachen die Listenbildung. So bot 

Rocard dem parteilosen Bernard Kouchner den dritten Listenplatz an, da dieser keine eigene 

Liste aufgestellt hatte. Die Frauenrechtlerin der PS Yvette Roudy hatte sich dafür eingesetzt, 

gleichviele Männer wie Frauen, jeweils abwechselnd in der Liste aufgeführt, zu berücksichti-

gen.
1218

 Schließlich hatten die Parlamentswahlen von 1993 einen großen Einfluss auf die Er-

stellung der Liste, da zahlreiche Abgeordnete der PS ihr Mandat und viele Minister ihre Äm-

ter verloren hatten. Fünf der 15 gewählten Europaabgeordneten hatten 1993 bei den Parla-

mentswahlen erfolglos kandidiert.
1219

 Auf die Arbeit und Leistung der Europaabgeordneten 

aus der letzten Legislaturperiode wurde dagegen nur wenig Rücksicht genommen, weil ein 

hartes Ringen um Listenplätze mit Erfolgsaussicht einsetzte. Von 21 Europaabgeordneten der 

letzten Legislaturperiode erhielten 17 keinen Listenplatz mehr.
1220

 Zwei ehemalige Europaab-

geordnete der PS kandidierten schließlich für Bernard Tapie. Jean-Pierre Cot, Vorsitzender 

der sozialistischen Fraktion im Europäischen Parlament und Kandidat für die Präsidentschaft 

                                                 
1215  Es gab Fernsehduelle beispielsweise zwischen Elisabeth Guigou und Philippe de Villiers; Michel Rocard und Dominique Baudis;  

 Michel Rocard und Valéry Giscard d‟Estaing; Jean-Pierre Chèvenement und Hélène Carrère d‟Encausse (RPR); Bernard Tapie und 

 Jean-Marie Le Pen oder eine Fernsehdebatte mit allen aussichtsreichen Spitzenkandidaten. Vgl. zu den einzelnen Duellen Gaffney 
 1996, S. 96. Beim Duell zwischen Valéry Giscard d‟Estaing und Michel Rocard war ersterer Rocard bei europapolitischen Fakten 

 überlegen. So kannte Rocard nicht die Anzahl der französischen Stimmen im Ministerrat. 
1216  Gaffney 1996, S. 95 
1217  „If one takes the view that the courants had, by 1994, largely become alibis for warring factions organized around presidential and party 

 leader hopefuls, then it was clear that Rocard‟s new-look Socialist Party was deceptively much the same as before.“ Gaffney 1996, S. 90 
1218  Vgl. Gaffney 1996, S. 90. Die Gleichberechtigung der Frauen wurde in fast allen Parteien zu einem leitenden Motiv. 
1219  Hierzu zählten Michel Rocard (Yvelines), André Laignel (Indre), Jack Lang (Loir-et-Cher), Frédérique Bredin (Seine-Maritime) und 

 Pierre Moscovici (Doubs). 
1220  Einer von ihnen, Claude Cheysson, erklärte in La Tribune: „Le parti entend donner la priorité au médiatique et vise à consolider la 
 position de ceux qui comptent pour leur permettre de poursuivre leur destin national.“ Cheysson zitiert nach: Gerstlé 1995, S. 214  
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des Europäischen Parlaments, wurde fast aus der Liste gestrichen und dann lediglich auf den 

elften Platz gesetzt. 
 

Die Parlamentswahlen 1997 waren ein weiteres entscheidendes Datum für die französischen 

Sozialisten im Europäischen Parlament. Die Präsidentin der französischen Delegation Per-

venche Berès hielt die nationalen Wahlen indirekt auch für europäische, da sie zu einer Er-

neuerung eines Drittels der Delegation führten.
1221

 Frédérique Bredin war bereits 1995 in die 

Assemblée nationale eingezogen, Jack Lang, Elisabeth Guigou und Catherine Trautmann 

wechselten 1997 in die Assemblée nationale bzw. ins Kabinett von Jospin. Pierre Moscovici 

war bei den Wahlen 1997 erneut unterlegen, wurde jedoch von Jospin als Europaminister ins 

Kabinett berufen. Auch Bernard Kouchner wurde 1997 Minister. Trotz dieser Wechsel inner-

halb der sozialistischen Delegation im Europäischen Parlament sank die Gesamtzahl der fran-

zösischen Europaabgeordneten, die ihr europäisches Mandat im Laufe der Legislaturperiode 

zugunsten eines nationalen Mandats aufgaben, auf 18,9 Prozent. Im Vergleich mit der ersten 

Legislaturperiode bedeutet dies einen Rückgang um fast 20 Prozentpunkte.
1222

 Dies kann als 

ein Indiz gewertet werden, dass das Mandat im Europäischen Parlament an Wertschätzung 

gewonnen hatte. Auch gab Michel Rocard sein Mandat als Senator 1995 zugunsten seines 

Abgeordnetenmandats im Europäischen Parlament auf. 

Bei den Präsidentschaftswahlen 1995 kandidierten schließlich Jacques Chirac sowie sein in-

nerparteilicher Konkurrent Edouard Balladur gegen den sozialistischen Kandidaten Lionel 

Jospin. Chirac blieb in seinen politischen Ideen zur Überwindung der sozialen Spaltung und 

der Ausgestaltung der Wirtschafts- und Währungsunion relativ vage. Der politische Wille 

könne alle Hindernisse beseitigen, erklärte er.
1223

 In der kurzen Zeit der Kampagne für die 

Präsidentschaftswahlen konzentrierte sich Jospin auf ein realistisches Programm, in dem er 

versuchte, die vorgeschlagenen Reformen mit konkreten Finanzierungsmöglichkeiten zu ver-

binden.
1224

 Jospins Wahlergebnis von 23,3 Prozent im ersten Wahlgang wurde auf sein Pro-

gramm zurückgeführt. Zudem profitierte er davon, dass weder ein Vertreter der extremen 

Linken noch Jean-Pierre Chevènement kandidierte. Obwohl Jospin im zweiten Wahlgang 

Jacques Chirac mit 47,7 Prozent der Stimmen unterlag, war er innerparteilich gefestigt.  

Chirac wurde bei seinem Amtsantritt mit Forderungen zum Wandel konfrontiert, die noch die 

Erwartungen an François Mitterrand 1981 übertrafen. 81 Prozent der Franzosen wünschten 

sich Veränderungen in der Sozialpolitik und 72 Prozent in der Wirtschaftspolitik. Die anfäng-

liche Zustimmung zu Chiracs Politik wendete sich allerdings schnell: Bereits fünf Monate 

                                                 
1221  Vgl. Journées parlementaires de Montpellier, Intervention de Pervenche Berès. In: L‟hebdo des socialistes, 26. September 1997, S. 6. 
1222  Vgl. Beauvallet 2007, S. 88 
1223  Vgl. Ross 2000, S. 97 
1224  Vgl. Stephan 2001, S. 179 
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später hatte er sämtliche Sympathien verloren. Diese dominierende negative Meinung hielt bis 

zu den vorgezogenen Parlamentswahlen 1997 an.
1225

 

Das französische Parteiensystem befand sich Anfang der 1990er Jahre im Umbruch.
1226

 Die 

Phase von 1993 bis 1997 – mit der Präsidentschaftswahl 1995 als Katalysator – stellt im Ver-

gleich zum Jahr 1984 ein wesentlich bescheideneres realignment dar. Dennoch ist zumindest 

eine Phase der Anpassung zu beobachten. Im rechten Lager beanspruchte Philippe de Villiers 

einen bedeutenden Teil der Wählerschaft zwischen Front national und RPR/UDF. Im linken 

Lager zeichneten sich Wahlerfolge der extremen Linken ab. Darüber hinaus verankerten sich 

die Grünen in Frankreich – trotz wechselhafter Wahlerfolge – im linken Lager.
1227

 

4.6.5  Organisation: Direktdemokratische Elemente und neue Formen politischen  

 Engagements  

Nach den Parlamentswahlen von 1993 befanden sich die Sozialisten erneut in der partiellen 

Opposition, die diesmal im Gegensatz zu den Jahren von 1986 bis 1988 zur innerparteilichen 

Erneuerung führte. Der neue Parteivorsitzende Jospin führte ab 1995 direktdemokratische 

Elemente ein, die der häufigen Blockade durch die innerparteilichen Strömungen entgegen-

wirken sollten.
1228

 Die Praxis der Mitgliederbefragung wurde 1995 bei der Nominierung des 

Kandidaten für die Präsidentschaftswahl von Bedeutung, da sich erstmals zwei Kandidaten 

gegenüberstanden: Lionel Jospin und Henri Emmanuelli. Im Prinzip hatte die PS schon 1971 

festgelegt, dass ihr Präsidentschaftskandidat durch einen außerordentlichen Parteitag – unter 

Einbeziehung der lokalen Ebene – designiert werden sollte. Bis zum Ende der zweiten Amts-

zeit Mitterrands galt dieser jedoch als natürlicher Kandidat und niemand trat gegen ihn an.  

1995 beteiligten sich 73 Prozent der Wahlberechtigten an der Designation des Kandidaten, 

sodass Lionel Jospin weitere plebiszitäre Elemente vorschlug: die Urwahl des Parteivorsit-

zenden sowie eine Mitgliederbefragung zu den grundsätzlichen Programmpunkten und zu 

organisatorischen Reformen. Die Mitglieder stimmten im Oktober 1995 den Reformvorschlä-

gen zu. Hierzu zählten die direkte und geheime Wahl der Vorsitzenden auf lokaler, föderaler 

und nationaler Ebene, die Parität zwischen Männern und Frauen sowie eine Ethik-Charta für 

Mitglieder und Abgeordnete. Durch die Direktwahl gewannen die Führungspersonen eine 

höhere Legitimation.
1229

 

                                                 
1225  Vgl. Jaffré 1998, S. 28ff. 
1226  Vgl. Grunberg 1995, S. 47 
1227  Vgl. Martin 2000, S. 356f. 
1228  Vgl. Murswieck 1999, S. 105 
1229  Vgl. Stephan 2001, S. 205ff. 
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Die Einführung plebiszitärer Elemente gilt als ein Indiz für den Übergang zur Kartellpartei 

und kann die Parteiführung stärken.
1230

 Trotz der erweiterten Beteiligungsrechte verlieren die 

Parteimitglieder an Einfluss, da eine organisierte Meinungsbildung oder Formierung von Wi-

derstand verhindert wird. Es kann zu einer Atomisierung der Mitglieder kommen. Auch be-

einflussen sinkende Mitgliederzahlen die finanzielle Ausstattung der Partei immer weniger: 

Im Jahr 2003 machten die Mitgliedsbeiträge nur noch acht Prozent der Einnahmen aus, die 

Beiträge der Mandatsträger vier Prozent. Der Rest wurde über die staatliche Parteienfinanzie-

rung abgedeckt.
1231

 Die Einführung plebiszitärer Elemente ist jedoch keine sozialistische oder 

französische Besonderheit, sondern ist ebenso bei RPR und UDF sowie in Deutschland, 

Großbritannien, Dänemark, Österreich oder Kanada zu beobachten.
1232

 

Die Professionalisierung der Partei hat ihre Verankerung in der Gesellschaft und die Verbin-

dung zu parteinahen Organisationen verändert. Die Konflikte und das Unverständnis zwi-

schen der Partei und ihren Netzwerken haben sich seit Anfang der 1990er Jahre verstärkt. 

Hierzu trugen die Regierungsübernahme der PS und das gewandelte soziale Profil der Partei-

elite bei.
1233

 Ein Übergang von der extremen Linken zur PS, wie es beispielsweise bei den 

ehemaligen Trotzkisten Lionel Jospin oder dem Mitglied der Ligue communiste révolution-

naire Julien Dray noch möglich war, wurde Anfang der 1990er Jahre undenkbar. Das Ver-

hältnis der Partei zum studentischen Milieu oder zur sozialen Bewegung zeichnet sich durch 

gegenseitige Ablehnung aus.
1234

 

„Le PS fait figure de repoussoir et de contre-modèle pour ce qu‟il est convenu 

d‟appeler, depuis 1995, ,le mouvement social„. A ,la gauche de la gauche‟, l‟aversion 

pour le PS est de mise et trouve ses théoriciens qui n‟y voient qu‟une ,coquille politi-

quement et intellectuellement vide, emplie d‟appétits de pouvoir‟.“
1235

 

Die fehlende Verankerung der Partei in ihren Netzwerken bestärkte die Parteiführung bei der 

Einführung plebiszitärer Elemente und der Suche nach neuen Formen der Meinungsfindung. 

Auch die Parteimitglieder lehnten eine hierarchische und personalisierte Parteiführung zu-

nehmend ab und forderten stattdessen dekonzentrierte Aktionen in gelockerten Netzwerken. 

Das politische Engagement war nicht mehr auf Dauer angelegt, sondern beruhte auf einer 

partiellen Zustimmung mit den Zielen der Partei.
1236

 In der Konsequenz wurde die Partei im-

mer abhängiger von der öffentlichen Meinung und sensibler für den Wählerwandel. Sie ver-

                                                 
1230  Vgl. Kitschelt 2000, S. 157; vgl. kritisch zur Analyse der PS als Kartellpartei und der Einführung direktdemokratischer Elemente 

 Bachelot 2008, S. 400ff. 
1231  Vgl. Lefebvre, Sawicki 2006, S. 157 
1232  Vgl. Helms 1999, S. 24; vgl. zu RPR und UDF Haegel et al. 2003 In der UDF wurden die Parteimitglieder erstmalig anlässlich der 

 Europawahlen 1999 zu der Programmatik der Partei direkt befragt. 
1233  Vgl. Lefebvre, Sawicki 2006, S. 125 
1234  Vgl. Lefebvre, Sawicki 2006, S. 136ff; vgl. Pina 2005, S. 187 
1235  Lefebvre, Sawicki 2006, S. 137f. 
1236  Vgl. Rey 2003, S. 210 
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suchte über ambivalente Diskurse und wechselnde ideologische Linien, möglichst viele Wäh-

ler zu erreichen.
1237

  

Die innerparteiliche Willensbildung in der Europapolitik ist durch personelle Kontinuität und 

organisatorische Veränderungen gekennzeichnet. Das Europasekretariat wurde wieder in das 

Internationale Sekretariat eingegliedert und ab 1992 in Personalunion von dem vorherigen 

Europasekretär Gérard Fuchs geführt. Ferner nahmen bei den jährlich stattfindenden journées 

parlementaires zum Auftakt der Sitzungsperiode ab 1995 erstmalig die Europaabgeordneten 

als dritte Gruppe der Parlamentarier – neben Nationalversammlung und Senat – teil. Damit 

war es den Europaabgeordneten gelungen, als gleichwertige Abgeordnete (élus à part entière) 

anerkannt zu werden.
1238

 So erklärte Laurent Fabius:  

„Nos journées parlementaires d‟Arles (…) ont clairement réaffirmé la volonté de tra-

vailler en concertation avec le groupe du Sénat et les parlementaires socialistes euro-

péens. Je m‟y emploierai sans réserve. Au seuil de cette première session unique, en-

semble, nous constituerons, en plein accord avec le parti et ses responsables, en premier 

lieu Lionel Jospin, une opposition ferme, inventive et responsable.“
1239

 

Bereits 1991 nahm der Vorsitzende der Delegation der französischen Sozialisten im Europäi-

schen Parlament Jean-Pierre Cot an den journées parlementaires teil. Die Teilnahme der ge-

samten Delegation der Europaabgeordneten ist aber erst ab 1995 zu belegen. Nichtsdestotrotz 

sah sich Pervenche Berès noch 1999 bei den journées parlementaires genötigt, darauf hinzu-

weisen, bei einem Gesetzestext zur Ämterhäufung nicht zwischen Abgeordneten und Reprä-

sentanten zu unterscheiden: 

„Chers collègues, chers camarades, nous sommes, comme la plupart d‟entre vous, dépu-

tés – permettez-moi d‟insister sur le terme en déplorant que le texte sur lequel vous tra-

vaillez nous qualifie encore de ,représentants au parlement européen‟. C‟est un 

archaïsme!“
1240

 

Zwischen nationalen und europäischen Abgeordneten war es seit dem Vertrag von Maastricht  

zu Spannungen gekommen. Die nationalen Abgeordneten lehnten zum Teil ihre europäischen 

Kollegen ab. Einige hielten Europaabgeordnete für keine richtigen Abgeordneten, da sie nicht 

jeden Sonntag auf Messen und Märkte gingen, um den Kontakt zu den Wählern zu pflegen. 

Die Europaabgeordneten sahen sich dagegen als Teil eines „großen Abenteuers“ und „einer 

historischen Mission“. Dieser in die Zukunft gerichtete Blick legitimierte in den Augen vieler 

Europaabgeordneter ihre aktuelle Situation und die Abwesenheit einer wirklichen parteipoliti-

schen Auseinandersetzung.
1241

 

                                                 
1237  Vgl. Lefebvre, Sawicki 2006, S. 150f. 
1238  Vgl. Rüther – Gérard Fuchs 13.03.2006 
1239  Bulletin du groupe socialiste de l‟Assemblée nationale (09/1995), No. 30, 3.10.1995: 26.-27. Septembre 1995 à Arles, S. 1 
1240  Vgl. Bulletin du groupe socialiste à l‟Assemblée nationale (09/1999), No. 68, 5. Octobre 1999, S. 46. 
1241  Vgl. Kauppi 2000, S. 5f. 
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So gesehen war es bemerkenswert, dass mit Fuchs erstmalig ein Europaabgeordneter Sekretär 

für Internationales und Europa wurde. 1995 übernahm jedoch erneut der ehemalige CERES-

Mitbegründer und „konvertierte“ jospiniste Pierre Guidoni das Internationale Sekretariat, dem 

1997 Henri Nallet als Europasekretär zur Seite gestellt wurde. Die Schaffung bzw. Abschaf-

fung des Europasekretariats ist damit auch in diesem Zeitraum kein Zeichen der Europäisie-

rung. Die Einrichtung des Europasekretariats hat laut Gérard Fuchs keinen politischen Hinter-

grund, sondern soll die Loyalität einzelner Parteimitglieder sichern. Auch sagen nach Fuchs 

organisatorische Fragen nur wenig aus über die Europapolitik der Partei. Das Problem sei 

nicht die innerparteiliche Reflexion, sondern die Zieldefinition, das heißt der Stellenwert der 

europäischen im Vergleich zur nationalen Politik.
1242 

Laut Fuchs mangelt es an der offenen Debatte über entscheidende Fragen. Man schreibe zwar 

Texte, man sei auch für die Europäische Integration, aber dies sei nicht entscheidend, hierüber 

gebe es keine Konflikte. Alle seien für Europa. Wenn es aber einen Widerspruch zwischen 

einer nationalen Maßnahme, die der Partei wichtig sei, und Europa gebe – dann bevorzuge 

man die nationale Maßnahme.
1243

 

4.6.6  Transnationales: Sozialdemokratie und ein begrenzter nationaler  

 Handlungsspielraum  

Nach Inkrafttreten des Vertrags von Maastricht waren die sozialdemokratischen Parteien in 

Europa gezwungen, ihre Position zu einem Integrationsprojekt zu bestimmen, das mit der 

Realisierung des Binnenmarktes und seinen Grundfreiheiten in ihren Augen zunehmend neo-

liberale Züge angenommen hatte. Die Sozialdemokraten waren herausgefordert, sich von der 

„Zwangsjacke der eingeschränkten Wirtschaftspolitik“ zu befreien, die sie selbst mit entwi-

ckelt hatten.
1244

 Sozialdemokratischen Parteien wurde nicht mehr der Verrat der Arbeiterbe-

wegung vorgeworfen, sondern die Förderung des Neoliberalismus.
1245

  

Die SPE sah sich bereits kurz nach ihrer Gründung mit einer wachsenden Europaskepsis kon-

frontiert, die in einem größeren Kontext gesehen werden kann: Auf internationaler Ebene 

wuchs nach dem Ende des Ost-West-Konflikts die Unsicherheit über eine noch zu bestim-

mende neue Weltordnung und auf innenpolitischer Ebene verloren nicht nur in Frankreich die 

politischen Eliten ihre Legitimation.
1246

 In den zwölf Mitgliedstaaten der Europäischen Union 

hatten die sozialdemokratischen Parteien in acht Ländern Einbußen hinnehmen müssen. Eine 

strategische Hinwendung auf Europa erfolgte jedoch zunächst nicht.  

                                                 
1242  Vgl. Rüther – Gérard Fuchs 13.03.2006 
1243  Vgl. Rüther – Gérard Fuchs 13.03.2006 
1244  Vgl. Ladrech 2000, S. 4 
1245  Vgl. Merkel 2000, S. 265 
1246  Vgl. Grunberg 1995, S. 41ff. 
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„Attaché aux politiques keynésiennes dans une Europe qui a de moins en moins les 

moyens de les mener, le socialisme hésite entre le grand saut dans la construction poli-

tique de l‟Europe, c‟est-à-dire le fédéralisme, et des solutions intermédiaires encore 

floues.“
1247

 

Die Europawahlen 1994 standen unter dem Zeichen der Beschäftigungsförderung und der 

europäischen Sozialdemokratie.
1248

 Es gab jedoch auch im Rahmen der neugegründeten SPE 

keine gemeinsame Kampagne. Die einzige Gemeinsamkeit war ein Appell an ein sozialeres, 

solidarischeres und weniger liberales Europa.
1249

 In ganz Europa dominierten nationale Prob-

lemwahrnehmungen.
1250

 Die fortschreitende Integration hatte den Eindruck fehlender alterna-

tiver Politikmodelle hinterlassen. Weder sozialistische noch konservative Regierungen waren 

in der Lage, die Arbeitslosigkeit zu bekämpfen. Die Unterscheidung zwischen rechten und 

linken Politiken war immer weniger möglich.
1251

 

Die Europäische Integration hatte somit nicht nur zur Spaltung einzelner Parteien geführt, 

sondern diese auch als machtlose Organisationen entzaubert. Die Parteien reagierten auf diese 

neue Herausforderung, indem sie vorgaben, Probleme zu lösen, die sie gar nicht lösen konn-

ten. Laut Niklas Luhmann erlauben unlösbare Probleme den Parteien zwar, relativ folgenlos 

über diese zu reden.
1252

 Allerdings war mittlerweile auch den Wählern bewusst, dass die Be-

schlüsse zum Binnenmarkt und zu Wirtschafts- und Währungsunion den Handlungsspielraum 

der Mitgliedstaaten eingeschränkt hatten. 

„In short, compared to the repertoire of policy choices that was available two or three 

decades ago, European legal constraints have greatly reduced the capacity of national 

governments to influence growth and employment in the economies for whose perfor-

mance they are politically accountable.”
1253

 

Nach Fritz W. Scharpf ist es in der Europäischen Integrationsgeschichte zu einer Asymmetrie 

zwischen Wirtschafts- und Sozialpolitik gekommen.
1254

 Die wirtschaftliche Integration sei 

von den Römischen Verträgen bis zum Vertrag von Maastricht immer weiter von den sozialen 

Fragen abgekoppelt worden. Für Wolfgang Merkel ist der Vorrang der Marktfreiheiten und 

des europäischen Wettbewerbsrechts quasi konstitutionalisiert worden.
1255

 Die dominierende 

wirtschaftliche Integration hat durch ihre Verrechtlichung auf gemeinschaftlicher Ebene Vor-

rang vor der nationalen Sozialpolitik gewonnen und kann durch die Urteile des Europäischen 

Gerichtshofs durchgesetzt werden. Die direkte Wirkung des europäischen Rechts wurde mit 

                                                 
1247  Grunberg 1995, S. 73 
1248  Vgl. Bossuat 2004, S. 55ff. 
1249  Vgl. Grunberg 1995, S. 41f. 
1250  Vgl. Gerstlé 1995, S. 224 
1251  Vgl. Ladrech 2000, S. 30ff. 
1252  Vgl. Luhmann 2000, S. 247 
1253  Scharpf 2002, S. 648 
1254  Vgl. Scharpf 2002 
1255  Vgl. Merkel et al. 2006, S. 54 
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dem vorrangigen Ziel der Verwirklichung des Gemeinsamen Marktes und der Rechtsschutz-

pflicht gegenüber dem Marktbürger begründet. So beteiligte sich der Europäische Gerichtshof 

nicht nur maßgeblich an der Ausgestaltung eines transnationalen und effizienten Wirtschafts-

systems, sondern erklärte es auch zu seinem Ziel.
1256

  

Auch die Europäische Kommission als „Hüterin der Verträge“ und die Ausweitung von 

Mehrheitsentscheiden auf europäischer Ebene können den Handlungsspielraum von politi-

schen Parteien begrenzen und ihre Einflussnahme auf die europäische Politik erschweren. Die 

sozialdemokratischen Parteien bilden innerhalb Europas keine homogene Gruppe und sind 

vor allem in Fragen nach dem Verhältnis von Markt und Staat gespalten. So steht etwa die 

britische Labour-Party in wirtschaftspolitischen Fragen konservativen Regierungen oft näher 

als den sozialdemokratischen Parteien.
1257

  

Robert Ladrech vertritt die These, dass die sozialdemokratischen Parteien wegen ihres be-

grenzten Handlungsspielraums auf nationaler Ebene dazu gedrängt wurden, auf europäischer 

Ebene nach Antworten zu suchen.
1258

 Die Vertrauens- und Repräsentationskrise hat sie laut 

Ladrech in besonderer Weise betroffen, da die zunehmende Infragestellung des Staates das 

Herzstück der sozialdemokratischen Programmatik betrifft:  

„In the course of the evolution of socialism over the past one hundred years, its practical 

politics turned to social democracy in the modern nation-state. Substituting state for 

class, and nation for capitalism, the left maintained its transformative conception of pol-

itics.“
1259

 

Der Aufbau des Wohlfahrtsstaats war nach dem Zweiten Weltkrieg das zentrale Instrument 

sozialdemokratischer Politik. Die Modernisierung der Wirtschaft über die Europäische Integ-

ration führte zu einer Stärkung der nach dem Krieg geschwächten Staaten.
1260

 Das Ende des 

Wirtschaftswachstums in den 1970er Jahren, die Vertiefung des Europäischen Integrations-

prozesses sowie die Schaffung des Gemeinsamen Markts stellten jedoch den Handlungsspiel-

raum des Nationalstaats in Frage. Anfang der 1980er Jahre führte der neoliberale Konsens 

dazu, dass auch die sozialdemokratischen Parteien diese Politik verfolgten – allerdings mit 

einem schlechten Gewissen und außerhalb ihrer programmatischen Debatten.
1261

 Mit dem 

ausbleibenden Wirtschaftswachstum Anfang der 1990er Jahre konnten die Sozialdemokraten 

keine alternativen Politiken anbieten.  

                                                 
1256  Vgl. zu Rolle und Selbstverständnis des EuGH Hitzel-Cassagnes 2000; vgl. zur Rechtssprechung des EuGH kritisch Pornschlegel 
 03.04.2008; vgl. eine politikwissenschaftliche Analyse bei Höreth 2008; vgl. zur Rechtssprechung des EuGH zum Arbeits- und  

 Sozialrecht den Sammelband Müntefering 2008 
1257  Vgl. Merkel et al. 2006, S. 54; vgl. auch Ostheim 2006, S. 408 
1258  Vgl. Ladrech 2000, S. 37 
1259  Butler zitiert nach Ladrech 2000, S. 41 
1260  Vgl. Ladrech 2000, S. 41ff. 
1261  Vgl. Fritz W. Scharpf zitiert nach Ladrech 2000, S. 49 
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„In supporting this integration process without at the same time shaping its policy orien-

tation in directions more amenable to both their programmatic identity and tools of im-

plementation, that is, state structures, social democrats in a sense positioned themselves 

in a political corner.“
1262

 

In Frankreich kommt verstärkend hinzu, dass sowohl das linke als auch das rechte politische 

Lager an einem starken Staat festhalten, da staatliche Intervention und Moderation Teil der 

politischen Kultur sind. Aber besonders bei den politischen Linken ist die Auffassung verbrei-

tet, dass Beamte und Beschäftigte im Öffentlichen Dienst für das Gemeinwohl arbeiten, wäh-

rend private Unternehmen nur am Profit und an Einzelinteressen interessiert sind.
1263

 Aus 

diesem Grund wehren sich die französischen Sozialisten dagegen, dass Fragen der Daseins-

fürsorge, die bislang auf nationaler Ebene durch den Staat beantwortet wurden, auf europäi-

scher Ebene durch das Wettbewerbsrecht außer Kraft gesetzt werden können. In der zweiten 

Hälfte der 1990er Jahre versuchten die europäischen Sozialdemokraten, „ihre politische Sack-

gasse“ zu verlassen und bedienten sich verstärkt der SPE, um wieder gestaltend auf die Politik 

einwirken zu können.
1264

  

Bereits 1993 setzte die SPE eine Arbeitsgruppe unter der Leitung des ehemaligen schwedi-

schen Finanzministers Allan Larsson ein, die für die Entwicklung der sogenannten Europäi-

schen Beschäftigungsstrategie von Bedeutung war und zeitgleich mit dem Weißbuch der 

Kommission zu „Wachstum, Wettbewerb, Beschäftigung“ das Arbeitspapier „Put Europe to 

work“ vorlegte. Dieses Arbeitspapier aus dem Jahr 1993 wird als die eigentliche Keimzelle 

der Europäischen Beschäftigungsstrategie angesehen. Mit dem 1995 vollzogenen Beitritt 

Schwedens, Österreichs und Finnlands zur Europäischen Union – drei Staaten mit unter-

schiedlichen Wohlfahrtssystemen und wie in Schweden einer aktiven Arbeitsmarktpolitik – 

verschoben sich die Wahrnehmungen. Zur beschäftigungspolitischen Sensibilisierung trug 

auch die öffentliche Meinung bei.
1265

 

4.6.7  Fazit: Der wachsende Einfluss des Euroskeptizismus  

Die Reaktion der Parteien und der öffentlichen Meinung auf den Vertrag von Maastricht un-

terstreicht die These der inkrementellen Entwicklung des Integrationsprozesses, dessen Ne-

benfolgen unerwartet eintreten. Selbst wenn Moravcsik argumentiert, dass nationale Exekuti-

ven in europäischen Verhandlungen ihren jeweiligen Interessen folgen, müssen diese nicht 

zwingend den Interessen der Parteien oder der Bevölkerung entsprechen. Darüber hinaus hat 

die Analyse der Verhandlungen zum Vertrag von Maastricht gezeigt, dass die französische 

                                                 
1262  Ladrech 2000, S. 54 
1263  Vgl. Touraine 19.05.2005 
1264  Vgl. Ladrech 2000, S. 59 
1265  Vgl. Ostheim 2006, S. 410 
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Regierung und der Staatspräsident bedeutende Zugeständnisse im europäischen bargaining 

machen mussten. Erst durch die Debatte zum Vertrag von Maastricht sowie die in den darauf-

folgenden Jahren beobachteten Rückkoppelungsmechanismen wurden der PS und den Bür-

gern die Nebenfolgen des Binnenmarkts und der Wirtschafts- und Währungsunion bewusst. 

Die Nebenfolgen zeigten sich auf nationaler Ebene vor allem indirekt durch die Einschrän-

kung des nationalen Handlungsspielraums. Diese wurde zur zentralen Herausforderung für 

Regierungs- und Oppositionsparteien. Eine ihrer ersten Reaktionen war, diese Erkenntnis und 

damit auch die Rückwirkungen des Europäischen Integrationsprozesses möglichst aus der 

politischen Auseinandersetzung herauszuhalten. Dies wurde besonders bei der Analyse der 

Europawahlen deutlich, deren Tragweite von den Regierungsparteien im rechten und linken 

Lager heruntergespielt wurde. Die Parti socialiste musste sich ihrerseits nach der erdrutschar-

tigen Niederlage bei den Parlamentswahlen 1993 neu (er-)finden und wollte die französische 

Bevölkerung nicht zu weiteren Kraftanstrengungen drängen. Die Europäische Integration 

zeichnete sich zwar als ein Ausweg aus der Krise ab, dieser Gedanke wurde jedoch nicht sys-

tematisch verfolgt.  

Ausgehend von der Bewegung der Arbeitslosen aus dem Jahr 1988 entwickelte sich parallel 

zur Schaffung des Binnenmarkts sowie der Wirtschafts- und Währungsunion eine euroskepti-

sche Bewegung, die weder einheitliche Ziele verfolgte noch ein einheitliches Zielpublikum 

ansprach oder sich in einer Partei oder Dachorganisation zusammenfassen ließ. Das Spektrum 

reichte von der Front national, den Bauernverbänden und anderen Standesorganisationen über 

die Gewerkschaftsbewegung bis hin zu einflussreichen Persönlichkeiten wie Jacques Calvet, 

dem ehemaligen Vorsitzenden von Peugeot SA, oder Intellektuellen wie Pierre Bourdieu und 

Emmanuel Todd.
1266

 In der Dynamik dieser heterogenen Bewegung spielten die Demonstrati-

onen im Herbst 1995 gegen die sozialen Reformen der Regierung von Alain Juppé eine wich-

tige Rolle.
1267

 Die pro-europäischen Positionen der Gewerkschaften Force ouvrière und der 

Confédération générale du Travail erfuhren mit der Protestbewegung Ende 1995 einen euros-

keptischen Akzent, da sie die nationalen sozialen Errungenschaften und den französischen 

Öffentlichen Dienst verteidigen wollten. Für viele kleine Organisationen, die den liberalen 

Wandel der Parti socialiste kritisiert hatten, wirkte diese Protestbewegung wie ein Katalysa-

tor. Es kam zu einer informellen ad hoc Allianz der gauche de la gauche, die 1998 Einfluss 

auf die Gründung von ATTAC nahm.
1268

  

                                                 
1266  Vgl. Benoit 1997, S. 17ff.; Unter den französischen Bauern hatten beim Referendum von Maastricht nur 29 % mit Ja und 71 % mit Nein 

 gestimmt, vgl. Knapp 2004, S. 48 
1267  Vgl. Benoit 1997, S. 30ff. 
1268  Vgl. Ancelovici 2008, S. 83 
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„The industrial movement of the winter 1995 was indeed clearly positioned against 

France‟s going any further towards the implementation of the Economic and Monetary 

Union project. The editors of the Spanish weekly ABC were the first observers to detect 

in the protest the „first major strike against the Europe of Maastricht‟.”
1269

 

Es entwickelte sich eine Form des politischen Engagements, das sich im Spektrum der Regie-

rungsparteien nicht mehr abbilden ließ. Das politische Interesse hatte nicht nachgelassen, aber 

die Bereitschaft, sich in einer Partei zu engagieren oder der politischen Klasse zu vertrauen. 

Von dieser auf Protest beruhenden „negativen Politisierung“ konnte vor allem die globalisie-

rungskritische Bewegung profitieren.
1270

 Die These der Politisierung bei gleichzeitiger Ab-

lehnung des parteipolitischen Engagements lässt sich auch durch den wachsenden Anteil der-

jenigen belegen, die zwar an Wahlen teilnehmen, aber ungültige Stimmzettel abgeben, die 

sogenannten abstentionnistes protestataires.
1271

  

Die Situation der inneren und äußeren Umbrüche nach 1991 bildete den Nährboden eine 

wachsende Unzufriedenheit in Frankreich.
1272

 Der wirtschaftliche Liberalismus wurde als 

Ursache für das Aufbrechen des gesellschaftlichen Zusammenhalts gesehen. Die Diskussion 

über Europa verlagerte sich vom Optimismus der ökonomischen Integration zu einer „poli-

tisch-kulturell argumentierenden neuen Nachdenklichkeit“.
1273

 In der öffentlichen Debatte 

drückte sich diese neue Nachdenklichkeit in Forderungen nach der Stärkung republikanischer 

Traditionen aus.
1274

 Die französische Politik sollte sich auf eine politische und ethische Ge-

staltung von Wirtschaft und Gesellschaft rückbesinnen.
1275

 Serge Berstein spricht angesichts 

der parteiübergreifenden Referenz auf republikanische Traditionen von einer minimalisti-

schen und einer maximalistischen Interpretation. Die sozialistische maximalistische Interpre-

tation der Republik schließt nach Berstein auch eine kulturelle Dimension ein, die sich an 

Werten und ethischen Prinzipien orientiert und an der staatlichen Kontrolle der Wirtschaft 

festhält.
1276

 Die PS verfolgte mit ihrer Reaktivierung des republikanischen Modells eine Ab-

grenzung vom angloamerikanischen Gesellschaftsmodell und eine Rückkehr des Voluntaris-

mus in die Politik.
1277

 Die geforderte Stärkung republikanischer Traditionen muss nicht der 

Öffnung Frankreichs widersprechen. Die Reaktivierung des republikanischen Modells erfolg-

te vielmehr im Zeichen des Euro-Gaullismus, da die Forderungen nicht mehr allein auf Frank-

reich beschränkt blieben.  

                                                 
1269  Benoit 1997, S. 32 
1270  Perrineau weist allerdings darauf hin, dass die alternativen Formen der Politisierung kein neues Phänomen seien. Bei den politischen 

 Linken habe beispielsweise der Diskurs der autogestion darauf abgezielt, eine Alternative zu dem technokratischen politischen System 

 anzubieten. Vgl. Perrineau 2007a, S. 20ff. 
1271  Vgl. Perrineau 2007a, S. 16f. 
1272  Vgl. Beilecke 1999, S. 97f. 
1273  Vgl. Hans-Manfred Bock zitiert nach: Höhne 1992, S. 120 
1274  Vgl. Beilecke 1999, S. 98 
1275  Vgl. Beilecke 1999, S. 109f. 
1276  Vgl. Stephan 2001, S. 150; vgl. auch Berstein 1999 
1277  Vgl. Christadler 1999, S. 43 
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Beim Euroskeptizismus vermischen sich der Rechts-Links-Gegensatz und die (anti)-

universalistische Konfliktlinie. Die linken und rechten Regierungsparteien verfolgen ein uni-

versalistisches Weltbild. Ihre Auseinandersetzung erfolgt entlang der Rechts-Links-Achse der 

Politik. Die linken Parteien lehnen die neoliberale Ausrichtung der Europäischen Union ab 

und die rechten Parteien fordern – mit Einschränkung – mehr wirtschaftlichen Liberalismus. 

Die Front national nimmt hingegen in der euroskeptischen Bewegung eine anti-

universalistische Haltung ein, die auf der Furcht vor allem Fremden beruht. Ihre Haltung lässt 

sich nicht mehr auf der Rechts-Links-Achse der Politik abbilden, da es um eine grundsätzli-

che Ablehnung des Integrationsprozesses geht, die die Front national kulturell, identitär und 

sozial begründet.
 

Es lassen sich zwei Formen des Euroskeptizismus unterscheiden: Ein harter Euroskeptizis-

mus, der auf einer Ablehnung des Europäischen Integrationsprozesses basiert und bis zur For-

derung nach einem Rückzug aus den integrierten Strukturen führt sowie ein weicher Euro-

skeptizismus, der nicht auf einem prinzipiellen Widerspruch zur Europäischen Integration 

oder der Mitgliedschaft beruht, sondern sich gegen die gegenwärtige Ausrichtung des Integra-

tionsprozesses richtet.
1278

 Der sanfte Euroskeptizismus ist pro-europäisch, fordert jedoch in 

einzelnen Politikfeldern oder aus nationalem Interesse Mitsprache (voice) bei der Ausrichtung 

des Integrationsprozesses.
1279

  

Die Debatte um den Vertrag von Maastricht wurde besonders von souveränistisch orientierten 

Kritikern geführt. Sie verteidigten die klassischen Werte der französischen Staatsnation und 

ihre Souveränität. Innerhalb der PS wurde die Debatte um die Abgabe nationalstaatlicher 

Souveränität mit dem Parteiaustritt Jean-Pierre Chevènements in den Hintergrund gedrängt. 

Die Sozialisten hatten akzeptiert, Teile der französischen Souveränität auf die Europäische 

Union zu übertragen. Beide Argumentationsstränge – der souveränistische und der neoliberale 

– spielen in Frankreich eine Rolle und sind abhängig von der jeweiligen politischen Situation 

präsent.
1280

 

Beunruhigend für die PS war jedoch die soziale Spaltung Frankreichs, die sich beim Referen-

dum über den Vertrag von Maastricht gezeigt hatte. Nach 1992 wurde immer häufiger die 

politische Ausrichtung des Integrationsprozesses in Frage gestellt. Auch die öffentliche Mei-

nung unterstützte weiterhin generelle oder abstrakte Aussagen zur Europäischen Integration. 

Sie sah jedoch konkrete politische Entscheidungen differenziert – wie beispielsweise die Fol-

gen des Integrationsprozesses für die sozialen Sicherungssysteme oder die Einführung des 

                                                 
1278  Vgl. Poirier 2007, S. 304ff; Amandine Crespy kritisiert jedoch, dass aus der Unterscheidung von hartem und sanftem Euroskeptizismus 

 noch keine überzeugende Typologie abgeleitet wurde. Vgl. Crespy 2008, S. 24 
1279  Vgl. Wagner 2008, S. 258f.; vgl. auch Taggart 1998; Taggart, Szczerbiak 2001; Taggart, Szczerbiak April 2002 
1280  Vgl. Sauger 2008, S. 66 
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Euro.
1281

 Für die Parti socialiste blieb ihre Europäisierung eine Herausforderung, da der nati-

onalstaatliche Diskurs, die eigenen Parteimitglieder und ein Teil ihrer Wählerschaft der Euro-

päischen Integration immer skeptischer gegenüberstanden.
1282

 

4.7  Europäisierung zwischen Realismus und Voluntarismus von 1997 bis 

 2002 

4.7.1  Parteipolitik: Linksrepublikanische Erneuerung und Rückschlag bei den Wahlen 

 2002 

Lionel Jospin war es gelungen, die Partei nach der Zeit der Krise zu erneuern. So hatte er zu-

nächst die Bündnisfrage gelöst. Nach dem Bruch mit den Kommunisten 1984 und der kriti-

sierten Öffnung zur politischen Mitte positionierte er die Partei nun wieder im linken Lager. 

Jospin war bereit, den Bündnispartnern der Partei Zugeständnisse zu machen, aber beharrte 

auf der Führungsrolle in dem Bündnis. Auch hatte er eine programmatische Erneuerung wei-

tergeführt und an die revitalisierten republikanischen Werte angeknüpft, die der Partei nach 

dem Ende des Ost-West-Konflikts einen Ausweg aus der Krise boten. Aber angesichts der 

innerparteilichen Konflikte blieben sie damals nahezu ungehört. In seiner Regierungserklä-

rung am 3. Juni 1997 sprach Jospin von einem Pakt für die Republik, der einerseits eine 

Rückkehr zu den Ursprüngen und damit auch den Werten der Republik umfasste, aber auch 

die notwendige Modernisierung der Demokratie erforderte. Zudem kündigte Jospin einen Pakt 

für Entwicklung und Solidarität an, der vorrangig das Ziel verfolgte, die Arbeitslosigkeit zu 

senken.
1283

 

Das von Jospin als linker Realismus bezeichnete Programm verband verschiedene Kernanlie-

gen der linken Parteien wie beispielsweise soziale Gerechtigkeit und Wirtschaftswachstum für 

die Sozialisten, höheren Mindestlohn und Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit für die 

Kommunisten sowie die Aussicht auf den erstmaligen Einzug der Grünen in die Nationalver-

sammlung.
1284

 Jospins Realismus basierte auf einem Politikstil, der sich an den tatsächlichen 

Problemen orientieren und im sozialen Dialog Reformen entwickeln wollte. Er versuchte, 

„republikanische Autorität mit demokratischer Kommunikation“
1285

 zu verbinden. Europapo-

litisch zählte Jospin zu den „Vernunfteuropäern“.
1286

 Er habe sich viele Fragen über die Euro-

päische Integration gestellt und sei sehr reflektiert gewesen – im Gegensatz zu einem Großteil 

der sozialistischen Führungskräfte, für die Europa im Großen und Ganzen von allein vorange-

                                                 
1281  Vgl. Cautrès, Denni 2000, S. 325 
1282  Vgl. Merkel et al. 2006, S. 55 
1283  Vgl. eine ausführliche Analyse der Regierungserklärung bei Christadler 1999, S. 48ff. 
1284  Vgl. Willerton, Carrier 2005, S. 44 
1285  Christadler 1999, S. 49; Das war eine deutliche Abgrenzung von seinem Vorgänger Alain Juppé, der einen technokratischen, autoritären 

 Politikstil pflegte.  
1286  Krell 2009, S. 363 



Europäisierung politischer Parteien? Optionen und Restriktionen am Beispiel der Parti socialiste von 1971 bis 2005 

224 

schritten sei und nicht viele Probleme verursacht habe, so die Einschätzung von Henri Nal-

let.
1287

  

Allerdings stand die Europapolitik für Jospin nicht im Mittelpunkt des Interesses. Er überließ 

diese seinem Außenminister Hubert Védrine und seinem Europaminister Pierre Moscovici. In 

Bezug auf das Verhältnis zu Staatspräsident Jacques Chirac war Jospin der Meinung, dass die 

außen-, europa- und sicherheitspolitischen Positionen abgestimmt werden müssten und erklär-

te eine präsidentielle domaine réservé damit für überwunden.
1288

 Er selbst profilierte sich in 

diesem Bereich jedoch vergleichsweise wenig und überließ in der Öffentlichkeit Staatspräsi-

dent Chirac das Wort. Die Rolle Jospins in der Europapolitik blieb undurchsichtig.
1289

  

In den ersten zwei Regierungsjahren konnte die Gauche plurielle erfolgreich ihre Politik um-

setzen. Jospin hatte im Rahmen der dritten Kohabitation einen so großen Handlungsspielraum 

wie kein Premierminister vor ihm.
1290

 Seine Fähigkeit, in einer ideologisch breit aufgestellten 

Koalition die unterschiedlichen Positionen zu einer Synthese zusammenzuführen, bezeichnete 

man als jospinisme. Zu den zentralen sozialistischen Projekten gehörten die Einführung der 

35-Stunden-Woche, die Schaffung von Arbeitsplätzen für Jugendliche im öffentlichen Sektor, 

die Legalisierung nicht-ehelicher Lebensgemeinschaften (PACS) sowie die Besserstellung 

von Frauen im politischen Wettbewerb (parité).
1291 

Die sozialistische Regierungserfahrung 

hatte jedoch gezeigt, dass die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit oberste Priorität haben muss-

te. Die Mitglieder der Parti socialiste waren ihrerseits pragmatischer geworden, weniger ideo-

logisch fixiert und auf alltägliche sozioökonomische Fortschritte konzentriert.  

„Confrontés à l‟exercice du pouvoir, les militants socialistes se sont dit: il y a ce qui 

nous a fait rêver et il y a ce qui est possible, le possible, c‟est ce qu‟on fait depuis 

1997.“
1292

 

Der Rücktritt Dominique Strauss-Kahns im Herbst 1999 und die Rückkehr der sozialistischen 

„Elefanten“ Laurent Fabius und Jack Lang im Jahr 2000 stellte den Erfolg des jospinisme in 

Frage. Es mehrten sich die Vorwürfe, dass Jospins ständiges Ausbalancieren zu soziallibera-

len und ideologiefreien Lösungen führe.
1293

 Auch innerhalb der Koalition traten Kommunis-

ten und Grüne vermehrt als Befürworter linker Ideale auf.
1294

 So zeigten sich die Kommunis-

ten zwar solidarisch mit der Regierung, da sie nicht wie 1984 erneut marginalisiert werden 

wollten. Jedoch unterstützten sie im Winter 1997/1998 gemeinsam mit der CGT die Bewe-

                                                 
1287  Vgl. Rüther – Henri Nallet 05.04.2006 
1288  Vgl. Müller-Brandeck-Bocquet 2004, S. 159f. 
1289  Vgl. Müller-Brandeck-Bocquet 2004, S. 192f. 
1290  „Jospin set policy, while Chirac simply reacted to it.” Vgl. Willerton, Carrier 2005, S. 53, auch 63 
1291  Vgl. Müller-Brandeck-Bocquet 2004, S. 186 
1292  Rey 2003, S. 203 
1293  Vgl. Willerton, Carrier 2005, S. 44ff. ”Une fois au gouvernement, les dirigeants du PS éprouvent néanmoins les plus grandes peines du 

 monde à justifier (…) le hiatus entre le volontarisme politique affiché en matière de politique économique et les marges d‟action  

 limitées du gouvernement face aux stratégies des grands groupes internationaux.” Lefebvre, Sawicki 2006, S. 22 
1294  Vgl. Egle 2005, S. 103 
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gung der Arbeitslosen und hielten an ihrer Europakritik fest. Sie forderten beispielsweise ein 

Referendum über den Euro.
1295

 Auch kritisierten sie die Privatisierungen bei France Télécom, 

Air France und Thomson, mit denen die Jospin-Regierung im Gegensatz zu der Mauroy-

Regierung Anfang der 1980er Jahre die Konsequenzen der Internationalisierung der Wirt-

schaft akzeptierte.
1296

 Diese Privatisierungen entsprachen auch den Forderungen der Europäi-

schen Union nach Deregulierung und mehr Wettbewerb im öffentlichen Sektor.
1297

 

Die Präsidentschaftswahlen 2002 erhöhten das Konfliktpotential sowohl innerhalb der Koali-

tion als auch in der Kohabitation. Innerhalb der Gauche plurielle nahm die Attraktivität der 

Zusammenarbeit deutlich ab, da die einzelnen Parteien 2002 eigene Präsidentschaftskandida-

ten präsentierten. Aus diesem Grund wandelte sich auch die Kohabitation mit dem neo-

gaullistischen Staatschef Chirac zu einer „bewaffneten Kohabitation“.
1298

 Mit der Ansprache 

Chiracs zum 14. Juli 2001 wurde de facto der Wahlkampf zwischen den beiden Köpfen der 

Exekutive eröffnet. Jospins Handlungsspielraum war deutlich eingeschränkt, da er sich nur 

bedingt gegen Chirac zur Wehr setzen konnte, um das von ihm angestrebte Amt nicht zu be-

schädigen.
1299

 

Auch die Koalitionsstrategie war nicht aufgegangen. So zeigte eine retrospektive Studie, dass 

sich die tiefgreifenden kulturellen Unterschiede zwischen den Anhängern der Parteien der 

Gauche plurielle zu einem großen Teil nicht abschwächten.
1300

 Darüber hinaus führte die Ko-

alition zu einem weiteren Abwärtstrend der kommunistischen Partei bei gleichzeitigem Auf-

stieg der extremen Linken.
1301

 Dies bestätigte sich bei den Regionalwahlen 1998 und bei den 

Europawahlen 1999. Die Bewertung des politischen Erfolgs der Gauche plurielle ist geteilt. 

Egle kommt in seiner Bilanz der Regierungspolitik zu dem Schluss, dass abgesehen von lin-

ker Rhetorik die zentralen Probleme ungelöst geblieben seien.
1302

 Willerton und Carrier spre-

chen dagegen von der produktivsten Regierung der V. Republik, auch wenn die Gauche plu-

rielle große Reformen – wie beispielsweise des Rentensystems – nicht umsetzen konnte.
1303

  

Durch die Protestbewegung aus dem Jahr 1995 organisatorisch gestärkt formierte sich 1998 

die globalisierungskritische Bewegung in Frankreich. Anlässlich der Verhandlungen der Or-

ganisation für Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) über das Multilate-

                                                 
1295  Vgl. Bréchon 2004, S. 206 
1296  Vgl. Szarka 1999, S. 32 
1297  Vgl. Ross 2000, S. 99 
1298  Müller-Brandeck-Bocquet 2004, S. 160 
1299  Vgl. Müller-Brandeck-Bocquet 2004, S. 158ff. 
1300  Vgl. Knapp 2004, S. 71 
1301  Vgl. Bréchon 2004, S. 206ff. 
1302  Vgl. Egle 2005 
1303  Vgl. Willerton, Carrier 2005, S. 43; 61 
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rale Investitionsabkommen gründete sich die Bewegung ATTAC.
1304

 Neben ATTAC war die 

von José Bové geführte Confédération paysanne sehr präsent bei den Protesten wie etwa im 

November 1999 anlässlich der WTO-Tagung in Seattle, wo José Bové zum internationalen 

Medienstar des Protests wurde.
1305

 Die anfängliche Europakritik nach dem Referendum über 

den Vertrag von Maastricht hatte sich in Frankreich auf die Globalisierung ausgeweitet:  

„As Europe ,faded„ as the alleged cause of France‟s woes, the French debate shifted and 

globalization gradually became the new culprit for all those in France who were unhap-

py with their political leaders„ acceptance of market capitalism and the erosion of 

French sovereignty. The anti-Europe campaign morphed into an even more vigorous an-

ti-globalization movement.”
1306

 

Die Europäische Union wurde in diesem Zusammenhang sowohl als Schutzschild gegen, aber 

auch als Beschleuniger für die Globalisierung gesehen. Die globalisierungskritische Bewe-

gung unterlag ihrerseits jedoch einem Wandel. Von der Ablehnung der Globalisierung ging 

sie zu einer Forderung nach einer alternativen Globalisierung über. Dieser Prozess ähnelte der 

sich wandelnden Einstellung zur Europäischen Union. Aus Globalisierungs- und Europageg-

nern wurden nun altermondialistes und altereuropéistes.  

„The French Socialist party took a very long time to understand these transformations 

and was certainly outpaced by the Far Left and the Far Right in realizing how globaliza-

tion was challenging French politics.“
1307

 

Die Parti socialiste reagierte auf die Globalisierung mit einer für sie typischen Diskrepanz 

zwischen Diskurs und Handeln, die Jospin eigentlich beenden wollte. So bemühte sich Jospin, 

die französische Wirtschaft und Gesellschaft auf die Anforderungen der Globalisierung vor-

zubereiten. Er privatisierte Staatsunternehmen oder senkte den hohen französischen Steuer-

satz. Frankreich wurde zu dem Land mit der zweithöchsten Rate von Aktienoptionsplänen für 

Führungskräfte. Jospin versuchte jedoch gleichzeitig die Auswirkungen der Globalisierung 

abzumildern. Hierfür stehen etwa die Einführung der 35-Stunden-Woche oder die Forderung 

nach der Tobin-Steuer. Laut Sophie Meunier neigte die Regierung Jospin dazu, die Globali-

sierung aus der politischen Debatte auszuklammern.
1308

 Eine Folge war, dass in Frankreich 

zwar lautstark gegen die Globalisierung protestiert wurde, aber das Land sich gleichzeitig in 

einem Ausmaß an die neuen Rahmenbedingungen angepasst hatte, wie es vielen Bürgern gar 

nicht bewusst war.
1309

 

                                                 
1304  Die Gründung von ATTAC beruhte auf einer informellen Allianz von sozialen Bewegungen gegen die gesellschaftliche Exklusion 

 (Droit au logement etc.), Gewerkschaften und Zeitungen (Le Monde diplomatique, Politis), vgl. Ancelovici 2008, S. 83f. 
1305  Zu der Entwicklung der Bewegung der Globalisierungskritiker vgl. Meunier 2004, S. 142ff. 
1306  Meunier 2004, S. 136 
1307  Meunier 2004, S. 138 
1308  „Globalization by stealth”, vgl. Meunier 2004, S. 138f. 
1309  Vgl. Gordon, Meunier 2001, S. 4 
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Das Unvermögen der Partei, auf diese Entwicklungen zu reagieren, trug zur Niederlage Jos-

pins bei den Präsidentschaftswahlen 2002 und zur Stärkung der Parteien an den politischen 

Rändern bei. Pervenche Berès kritisiert, dass Jospin im Wahlkampf nur sehr wenig über Eu-

ropa gesprochen habe, obwohl die Wähler sich durchaus der Bedeutung Europas angesichts 

der Globalisierung bewusst gewesen seien.
1310

 Die drei trotzkistischen Kandidaten Arlette 

Laguiller (Lutte ouvrière), Olivier Besancenot (Ligue communiste révolutionnaire) und Da-

niel Gluckstein (Parti des travailleurs) erreichten mit insgesamt 10,4 Prozent der abgegebe-

nen Stimmen ein Ergebnis, das ihre Vertreter nicht einmal im Kontext der Unruhen von 1968 

erzielt hatten. Anstelle des sozialistischen Kandidaten Lionel Jospin zog der rechtsextreme 

Jean-Marie Le Pen in den zweiten Wahlgang ein. Le Pens Wahlerfolg beruhte auf dem wahl-

kampfbestimmenden Thema der inneren Sicherheit sowie auf der Kritik am euromondialisme. 

Le Pen schlug vor, dass über den Austritt Frankreichs aus der Europäischen Union und der 

Währungsunion ein Referendum entscheiden sollte.
1311

 

4.7.2  Europapolitik: Sozialpolitischer Voluntarismus und realpolitische Ernüchterung  

Der Euro hatte im Wahlkampf 1997 eine bedeutende Rolle gespielt und die Wirtschafts- und 

Währungsunion stand nach dem Amtsantritt von Lionel Jospin kurz vor der dritten und ent-

scheidenden Stufe der Umsetzung. Die Proteste im Herbst 1995 hatten gezeigt, dass die Fort-

setzung der Wirtschafts- und Währungsunion nicht mehr von einem permissiven Konsens 

begleitet wurde. Für Jospin galt es, die Wirtschafts- und Währungsunion als Erbe Mitterrands 

zu bewahren, aber gleichzeitig die Franzosen davon zu überzeugen, dass diese verhandelbar 

war und nationale Handlungsspielräume lasse. Ein Ausstieg aus der Wirtschafts- und Wäh-

rungsunion wäre für Frankreich hingegen kostspielig geworden, so die Argumentation Jos-

pins.
1312

 Die erste europapolitische Herausforderung waren für Jospin die Verhandlungen zum 

Reformvertrag von Amsterdam. Auf der europapolitischen Agenda stand ferner die Osterwei-

terung. Kohl und Chirac sprachen sich für die ersten Beitritte im Jahr 2000 aus.
1313

 

Die Regierungskonferenz zur Reform des Vertrags von Maastricht wurde im März 1996 noch 

vor dem Amtsantritt von Jospin in Turin eröffnet. Im Vorfeld hatte Chirac seine Vorstellun-

gen einer Reform der Europäischen Union dargelegt.
1314

 Er griff das inter-institutionelle euro-

päische Gleichgewicht zwar nicht direkt an, aber er wollte es zugunsten des Ministerrats und 

                                                 
1310  Vgl. Rüther – Pervenche Berès 11.04.2006b 
1311  Vgl. Müller-Brandeck-Bocquet 2004, S. 230 
1312  Vgl. Ross 2000, S. 103f. 
1313  Vgl. Müller-Brandeck-Bocquet 2004, S. 172 
1314  Diese sollte eine Stärkung des Europäischen Rats vorsehen, dem ein für zwei Jahre gewählter Präsident vorsitzen sollte. Im Gegenzug 

 war Frankreich bereit, im Ministerrat die Entscheidungsbereiche mit qualifizierter Mehrheit auszuweiten. Die im Hinblick auf die 
 Osterweiterung zu reformierende Stimmgewichtung sollte in der Vorstellung von Chirac nicht nur das relative Gewicht Frankreichs und 

 der großen Mitgliedstaaten bewahren, sondern zu deren Gunsten ausgerichtet werden. Die Europäische Kommission sollte deutlicher 

 dem Rat unterstellt und verkleinert werden. Den Status Quo des Europäischen Parlaments wollte er beibehalten und sprach sich für eine 
 stärkere Einbindung der nationalen Parlamente aus. Vgl. Müller-Brandeck-Bocquet 2004, S. 172ff. 
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des Europäischen Rats verschieben.
1315

 In einem deutsch-französischen Brief von Dezember 

1995 hatten Kohl und Chirac, deren Verhältnis anfangs distanziert war, eine weitere Demo-

kratisierung der Europäischen Union und eine neue Stimmengewichtung im Rat als zentrale 

institutionelle Reformen vorgeschlagen. Ferner wollten sie kooperationswilligen Mitgliedstaa-

ten die Möglichkeit eröffnen, enger zusammenzuarbeiten. Im Mittelpunkt der Reformen des 

Vertrags von Maastricht sollte jedoch die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik stehen, 

der Chirac ebenso wie sein Vorgänger Mitterrand große Bedeutung beimaß. Chirac hielt an 

der Beibehaltung des Einstimmigkeitsprinzips für zentrale Entscheidungen fest und stimmte 

der Berufung eines Hohen Repräsentanten für die GASP zu. Weitreichende Vorstöße zu einer 

gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik waren allerdings nicht möglich. Auch die 

geplanten institutionellen Reformen wurden während des Vertrags von Amsterdam kaum ver-

handelt und lediglich in einem Protokoll zum Vertrag als Ziel festgehalten. So wertete die 

französische Öffentlichkeit die Vertragsreform als Misserfolg Chiracs.
1316

  

Wenig Einfluss hatte Chirac auch beim Europäischen Rat in Dublin im Dezember 1996 neh-

men können. Dort wurde der Stabilitäts- und Wachstumspakt nach den Vorstellungen des 

deutschen Finanzministers Theo Waigel beschlossen. Der Pakt sah vor, die als Zugangsvo-

raussetzungen für die Wirtschafts- und Währungsunion konzipierten Konvergenzkriterien des 

Vertrags von Maastricht auch zukünftig einzuhalten. Chirac konnte lediglich einen Automa-

tismus bei der Sanktionierung übermäßiger Haushaltsdefizite verhindern. Jospin lehnte diesen
 

Pakt als „Super-Maastricht” ab. Er brachte damit ein – nicht nur im linken Lager verbreitetes 

– französisches Misstrauen zum Ausdruck. Demnach habe Deutschland ohne Rücksicht auf 

soziale Realitäten die Wirtschafts- und Währungsunion durchgeboxt und durch den Stabili-

tätspakt die Anforderungen noch höher geschraubt.
1317

  

Bei den Verhandlungen zum Vertrag von Amsterdam erklärte sich Jospin schließlich im Mai 

und Juni 1997 bereit, den Stabilitäts- und Wachstumspakt in den Vertragstext aufzunehmen, 

um keine europäische Krise zu provozieren. Im Gegenzug gelang es ihm, in der Präambel des 

Vertrags die sozialen Grundrechte aufzunehmen, wie sie in der europäischen Sozialcharta von 

1961 und der Gemeinschaftscharta der sozialen Grundrechte von 1989 festgelegt worden wa-

ren. Mit dem Amtsantritt von Tony Blair in Großbritannien endete der britische Widerstand, 

so dass wesentliche Inhalte des Sozialprotokolls aus dem Vertrag von Maastricht in den Ver-

tragstext integriert werden konnten. In der Folge konnte der Europäische Gerichtshof auch 

                                                 
1315  Vgl. Bossuat 2005, S. 194 
1316 Vgl. Müller-Brandeck-Bocquet 2004, S. 175ff. 
1317  Ulrike Guérot zitiert nach Müller-Brandeck-Bocquet 2004, S. 190; 2005 kam es zu einer Reform des Stabilitäts- und Wachstumspakts: 

 „Bei Einleitung eines Defizit-Strafverfahrens können auch besondere Umstände und Reformvorhaben eines Landes berücksichtigt 

 werden; so z.B. die Lasten der Deutschen Einheit, Reformen der Sozialsysteme, Programme zur Förderung der  
 Wirtschaftsentwicklung.“ Vgl. Zandonella 2005 
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sozialpolitische Vertragsbestimmungen überprüfen, wie beispielsweise das primärrechtlich 

festgelegte gleiche Entgelt für Frauen und Männer.
1318

 

In den Vertragstext wurde ferner ein eigenes Beschäftigungskapitel eingefügt. Die Mitglied-

staaten erklärten, auf eine gemeinsame Beschäftigungsstrategie hinzuarbeiten und die Förde-

rung von Beschäftigung als ein gemeinsames Anliegen zu betrachten, für das sie sich koordi-

niert einsetzen wollten. Im Europäischen Parlament wurde analog zum Ausschuss für Wirt-

schaft und Währung auch ein Ausschuss für Beschäftigung und Soziale Angelegenheiten ge-

gründet.
1319

 Ohne die Regierungswechsel in Frankreich und Großbritannien wäre es nicht zur 

Integration des Beschäftigungskapitels gekommen. Die deutsche Regierung hatte während der 

Verhandlungen versucht, die Reichweite der europäischen Beschäftigungspolitik zu begren-

zen.
1320

 

Schließlich wurde auch eine Sondertagung des Europäischen Rats über Beschäftigung verein-

bart, die im November 1997 in Luxemburg stattfand. Bei der regulären Tagung des Europäi-

schen Rats im Dezember 1997 in Luxemburg wurde zudem eine informelle „Eurogruppe“ 

eingerichtet. Alle Finanz- und Wirtschaftsminister der Euro-Teilnehmerländer, der für Wäh-

rungs- und Wirtschaftsfragen zuständige Kommissar, der Vorsitzende des Wirtschafts- und 

Finanzausschusses sowie der Präsident der Europäischen Zentralbank sollten innerhalb dieser 

Gruppe die Wirtschaftspolitik abstimmen. Das konnte als ein erster Schritt auf dem Weg zu 

einer Wirtschaftsregierung gewertet werden.
1321

 Jacques Delors begrüßte das Engagement 

Jospins und unterstützte auch die Forderung nach einer Wirtschaftsregierung, die bereits im 

Artikel 103 des Vertrags von Maastricht angedacht war.
1322

  

Der Vertrag von Amsterdam wurde nicht als ein Triumph der Thesen Jospins gewertet, jedoch 

war das Beschäftigungskapitel ein hoch symbolischer Akt.
1323

 Über reine Symbolik hinaus 

entwickelten sich nach dem Beschäftigungsgipfel in Luxemburg 1997 Ansätze zu einer ver-

                                                 
1318  Vgl. Hoffmeister 2006, S. 93f; Die primärrechtlichen Bestimmungen zur Sozialpolitik blieben allerdings weiterhin vage oder haben 

 einen nachrangigen Status: „Die Dominanz marktschaffender Prinzipien in der Gemeinschaft könnten daher nur ausgeglichen werden, 
 wenn konkrete Sozialbestimmungen in den Vertrag aufgenommen würden.“ Ostheim 2006, S. 444 
1319  Vgl. Ross 2000, S. 104 
1320  Vgl. Ostheim 2006, S. 411; 444 
1321  Vgl. Linsenmann 2006a; vgl. auch Arguments – Ripostes – Propositions – Luxembourg. In: L‟hebdo des socialistes, 19. Dezember 

 1997. Anfänglich ging man von einer Gleichzeitigkeit von Wirtschafts- und Währungsunion und Euroäischer Union aus. Großbritannien 

 und Dänemark hatten allerdings bereits bei Gründung der Wirtschafts- und Währungsunion eine Opt-Out-Klausel gewählt und mit den 
 Erweiterungen 1995 und 2004 wurde die Diskrepanz zwischen den Teilnehmerländer an der Wirtschafts- und Währungsunion und der 

 EU immer größer. Der Ecofin-Ministerrat der nationalen Wirtschafts- und Finanzminister ist laut Verträgen für die  

 Wechselkursangelegenheiten zuständig, obwohl ein bedeutender Teil seiner Mitglieder nicht Teilnehmer der Wirtschafts- und  
 Währungsunion sind. Vgl. Kauffmann  2008, S. 273ff. 
1322  Vgl. Artikel 103 des Vertrags von Maastricht: „(1) Die Mitgliedstaaten betrachten ihre Wirtschaftspolitik als eine Angelegenheit von 

 gemeinsamem Interesse und koordinieren sie im Rat nach Maßgabe des Artikels 102 a. (2) Der Rat erstellt mit qualifizierter Mehrheit 
 auf Empfehlung der Kommission einen Entwurf für die Grundzüge der Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft und 

 erstattet dem Europäischen Rat hierüber Bericht. Der Europäische Rat erörtert auf der Grundlage dieses Berichts des Rats eine  

 Schlußfolgerung zu den Grundzügen der Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft. Auf der Grundlage dieser 
 Schlußfolgerung verabschiedet der Rat mit qualifizierter Mehrheit eine Empfehlung, in der diese Grundzüge dargelegt werden. Der Rat 

 unterrichtet das Europäische Parlament über seine Empfehlung.“ In: Amtsblatt Nr. C 191 vom 29. Juli 1992;  

 vgl. http://eur-lex.europa.eu/de/treaties/dat/11992M/htm/11992M.html (zuletzt geprüft 21.02.2009) 
1323  Vgl. Bossuat 2005, S. 188f.; vgl. Szarka 1999, S. 32 
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stärkten Koordination der Wirtschaftspolitiken. Nach Beginn der Wirtschafts- und Währungs-

union am 1. Januar 1999 war der Bedarf an Koordination noch gestiegen. Nach dem Luxem-

burg-Prozess 1997 (bessere Effizienz der Arbeitsmärkte, beschäftigungspolitische Leitlinien), 

dem Cardiff-Prozess 1998 (strukturelle Reformen für leistungsfähigere  Güter-, Dienstleis-

tungs- und Kapitalmärkte), dem Köln-Prozess 1999 (makroökonomischer Dialog zur Einbin-

dung der Tarifpartner in einen Dialog mit Rat, Kommission und EZB, Beschäftigungspakt) 

folgte schließlich 2000 die Lissabonstrategie für Innovation und Wettbewerbsfähigkeit, in der 

die Europäische Beschäftigungsstrategie ein Kernelement darstellte. Bis 2010 wurde ein 

Wachstum von durchschnittlich drei Prozent pro Jahr und eine Erhöhung der Beschäftigungs-

quote von 61 auf 70 Prozent angestrebt.
1324

 Beim Europäischen Rat in Lissabon wurde zudem 

die Offene Methode der Koordinierung (OMK) eingeführt, die zu einem Schlüsselinstrument 

bei der Durchführung der Lissabonstrategie geworden ist. Ziel der Koordinierung ist es, Lern- 

und Überzeugungsprozesse bei den beteiligten Akteuren anzustoßen. Diese sollen dann die 

nationale Politikgestaltung beeinflussen. Die OMK hat sich überall dort entwickelt, wo die 

Politikfelder im Verantwortungsbereich der Mitgliedstaaten geblieben sind, zum Beispiel in 

Bereichen der Wirtschafts- und Sozialpolitik.
1325

 Insgesamt ist die europäische Sozialpolitik 

seit 1997 gestärkt worden. Die Tätigkeitsfelder der Union und die Bereiche mit qualifizierter 

Mehrheitsentscheidung wurden ausgeweitet:  

„Ein klar umrissenes, der Europäischen Beschäftigungsstrategie vergleichbares sozial-

demokratisches Projekt hat es in der Sozialpolitik jedoch nicht gegeben“.
1326

 

Die mehrheitlich konservativen Regierungen hatten die Wirtschafts- und Währungsunion so-

wie den Stabilitäts- und Wachstumspakt vertraglich festgeschrieben und die Nachfolgeregie-

rungen an diese Politiken gebunden. Sozialdemokratische Regierungen lehnten dagegen Ende 

der 1990er Jahre eine Vertragsbindung ab. Sie sahen zwar durchaus einen erweiterten Hand-

lungsspielraum, bevorzugten aber die Methode der Koordinierung. 

„Dies könnte sich als Weichenstellung erweisen, die die Gestaltungschancen sozialde-

mokratischer Parteien zukünftig einschränkt – gerade unter den erheblich geänderten 

Bedingungen der erweiterten Union. Die Erweiterung führt dazu, dass sich die Heraus-

forderungen sozialdemokratischer Politiken durch die integrierten Märkte in Europa er-

heblich verstärken werden, während sich die Chancen, den Handlungsspielraum Europa 

zu wirkungsvoller Gestaltung zu nutzen, deutlich verringern dürften. Es spricht alles da-

                                                 
1324  Vgl. Böttcher 2006, S. 386; Die Europäische Kommission nennt auf ihrer Website als Hauptleistungen seit 1997: 1. Ein neuer  

 Beschäftigungstitel im Vertrag von Amsterdam; 2. Die Anreizmaßnahmen für Beschäftigung und PROGRESS, 3. Die EBS: ein  
 Hauptteil der Lissabon-Strategie; 4. Die Wirkungsbewertung 2002; 5. Die Taskforce "Beschäftigung"; 6. Die EBS während den 2004 

 und 2007 Erweiterungen; 7. Die 2005 erneuerte Lissabon-Strategie und die EBS; 8. Das Programm für Gegenseitiges Lernen; 9. Das 

 Europäische Beschäftigungsobservatorium; 10. Die lokale Dimension der Beschäftigungsstrategie; 11. Flexicurity: das Arbeitsleben 
 unter neuem Blickwinkel; vgl. http://ec.europa.eu/employment_social/employment_strategy/develop_de.htm (zuletzt geprüft: 

 21.02.2009) 
1325  Vgl. Linsenmann 2006b; vgl. Böttcher 2006 
1326  Ostheim 2006, S. 446 
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für, dass die Osterweiterung marktliberale Tendenzen stärken und sozialdemokratisch-

regulierende Politiken erschweren wird.“
1327

  

Beim Treffen des Europäischen Rats in Luxemburg im Dezember 1997 wurde auch der Er-

weiterungsprozess der Europäischen Union in Gang gesetzt. Neben einer intensivierten 

Heranführungsstrategie wurde eine Europa-Konferenz eingerichtet, auf der Mitgliedstaaten 

und Beitrittskandidaten Fragen von gemeinsamem Interesse erörterten. Auch die Türkei wur-

de in die Beitrittsverhandlungen mit einbezogen und bekam im Dezember 1999 den Status 

eines offiziellen Beitrittskandidaten. Parallel schritt die Vertiefung des Europäischen Integra-

tionsprozesses voran. Im Dezember 1998 gab Tony Blair beim französisch-britischen Gipfel-

treffen in Saint-Malo bekannt, dass Großbritannien bereit sei, zu einer Europäischen Sicher-

heits- und Verteidigungspolitik (ESVP) beizutragen. Er rückte damit von der Alleinstellung 

für die NATO ab.
1328

 Im Rahmen der Vertragsrevision beim Gipfel von Nizza im Dezember 

2000 wurden die neuen ESVP-Strukturen einstimmig beschlossen. In Frankreich verfolgten 

beide, Chirac und Jospin, das Ziel eines Europe puissance, das Bestandteil des euro-

gaullistischen Konsenses war.
1329

  

Beim Gipfeltreffen von Nizza unter französischer Ratspräsidentschaft vom 7. bis 10. Dezem-

ber 2000 wurden die institutionellen leftovers von Amsterdam behandelt. Hierzu zählten die 

Neuausrichtung der Stimmgewichtung im Ministerrat sowie die künftige Größe und Zusam-

mensetzung der Kommission. Es begann ein Schachern um die Stimmen für die einzelnen 

Mitgliedstaaten, wobei Frankreich mit Spanien ein südeuropäisches Land und Deutschland 

mit Polen ein osteuropäisches Land unterstützte, was diesen zu einem verhältnismäßig hohen 

Stimmgewicht verhalf.
1330

 Zu den Ergebnissen von Nizza gehörte darüber hinaus die Neuver-

teilung der Anzahl der Sitze im Europäischen Parlament sowie dessen Stärkung durch die 

Erweiterung des Rechts auf Mitentscheidung und die Ausweitung der Abstimmung mit quali-

fizierter Mehrheit im Ministerrat. Die soziale Dimension des Binnenmarktes und die Harmo-

nisierung der Steuern mussten hingegen weiterhin einstimmig beschlossen werden. Im Be-

reich der Außenhandelspolitik setzte Frankreich zahlreiche Ausnahmen beim Übergang zum 

Mehrheitsentscheid durch, die beispielsweise Dienstleistungen oder geistiges Eigentum be-

treffen.
1331

  

                                                 
1327  Ostheim 2006, S. 455 
1328  Der Krieg in Ex-Jugoslawien in den 1990er Jahren hatte den Europäern ihre begrenzten Kapazitäten deutlich gemacht. Nach dieser 

 britischen Weichenstellung gingen Planungen und Beschlüsse zur ESVP mit „Lichtgeschwindigkeit“ voran, wie beispielsweise die 
 Aufstellung von Krisenreaktionskräften. Vgl. Müller-Brandeck-Bocquet 2004, S. 205f.; vgl. auch Bossuat 2005, S. 191f. 
1329  Vgl. Müller-Brandeck-Bocquet 2004, S. 207 
1330  Deutschland (82 Mio. Einwohner), Frankreich (59 Mio.), Italien (58 Mio.) und Großbritannien (60 Mio.) bekamen jeweils 29 Stimmen, 
 Spanien (39 Mio.) und Polen (39 Mio.) jeweils 27. Chirac wollte anfangs den Beitrittsländern sogar weniger Stimmen zuweisen als den 

 EU-Mitgliedstaaten. Der französische Staatspräsident konnte sich allerdings nicht dagegen wehren, dass eine fakultative doppelte  

 Mehrheit – der Staaten und der Bevölkerung – eingeführt wurde, die die Parität mit Deutschland de facto aufhob. 
1331 Vgl. Müller-Brandeck-Bocquet 2004, S. 212; vgl. Bossuat 2005, S. 196; vgl. Maurer 2006, S. 372 
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Positiv aus Sicht der französischen Sozialisten war die Verkündung der Charta der Grund-

rechte.
1332

 Eine primärrechtliche Geltung war für die Charta im Verfassungsvertrag bzw. mit 

Einschränkungen auch im Vertrag von Lissabon vorgesehen.
1333

 Insbesondere die französi-

schen Sozialisten hatten sich auf europäischer Ebene für die Grundrechtecharta eingesetzt und 

zeigten sich auch zufrieden über die Anerkennung der Dienstleistungen im Bereich der Da-

seinsfürsorge (services d’intérêt économique général).
1334

 

Jospin hatte Chirac in Nizza die Verhandlungsführung überlassen. Dessen Führungsstil wurde 

jedoch als chaotisch und undiplomatisch wahrgenommen. Den Staats- und Regierungschefs 

wurde deutlich, die Reform der Unionsverträge künftig anderweitig gestalten zu müssen. Man 

sprach sich für einen europäischen Konvent aus, der die nationalen und europäischen Parla-

mentarier einbinden sollte.
1335

 Jospin hatte die Verträge von Amsterdam und Nizza akzeptiert, 

da ihn die Regierungspraxis näher an die Europäische Integration herangeführt hatte.
1336

 

Gleichzeitig hatte er im Amt eine gewisse Ernüchterung erfahren. Trotz der sozialdemokrati-

schen Mehrheit in Europa sowie seinem voluntaristischen Politikansatz waren die Ergebnisse 

der Europapolitik bescheiden.
1337

 Ein hoher Brüsseler Beamter beschrieb Jospin nicht als pro- 

und nicht als anti-europäisch, sondern als a-europäisch.
1338

  

Erst relativ spät reagierte Jospin auf die europäischen Visionen des deutschen Außenministers 

Joschka Fischer, die dieser im Mai 2000 mit seiner Rede an der Humboldt-Universität „Vom 

Staatenbund zur Föderation – Gedanken über die Finalität der Europäischen Integration“ ent-

wickelte. Bei dem von Fischer verwendeten Begriff der „Föderation von Nationalstaaten“ 

handelte es sich um einen weitreichenden Ansatz der differenzierten Integration, der in Frank-

reich breite Resonanz fand. Dort teilten viele die Befürchtung, dass eine erweiterte Union 

nicht mehr innovativ und handlungsfähig sein könne. Fischer griff die Idee einer differenzier-

ten Integration auf, in der ein Gravitationszentrum entstehen und eine Avant-Garde einen 

neuen Gründungsvertrag schließen sollte.
1339

  

Jacques Chirac bekannte sich in seiner Rede vom 27. Juni 2000 im Deutschen Bundestag 

erstmals zu einer europäischen Verfassung. Die Idee der Avant-Garde ersetzte er durch eine 

Pioniergruppe, die nicht auf vertraglicher Grundlage bestehen sollte. Diese Pioniergruppe 

könne eine bessere Koordinierung der Wirtschaftspolitik oder die Stärkung der Europäischen 

                                                 
1332  Vgl. Hoffmeister 2006, S. 94ff.  
1333  Vgl. hierzu die detaillierte Analyse bei Müller-Graff 2008 
1334  Vgl. Olivier 2005, S. 161f. 
1335  Vgl. Müller-Brandeck-Bocquet 2004, S. 211ff. 
1336  Vgl. Rüther – Alain Bergounioux 19.04.2006 
1337  Vgl. Krell 2009, S. 370 
1338  Vgl. Bossuat 2005, S. 198 
1339  Nach den Anschlägen vom 11. September 2001 relativierte Fischer jedoch seine Vorstellungen zu einem Kerneuropa, da  

 klein-europäische Lösungen angesichts der neuen Herausforderungen nicht mehr angemessen seien. Vgl. Müller-Brandeck-Bocquet 
 2004, S. 281  
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Sicherheits- und Verteidigungspolitik zur Aufgabe haben. In dem Verfassungsentwurf der 

RPR von Juni 2000 wurde jedoch deutlicher als in Chiracs Rede, dass der Europäische Rat 

und damit das intergouvernementale Europa eine deutliche Aufwertung erfahren sollten.
1340

 

Die lange erwartete Grundsatzrede von Lionel Jospin erfolgte am 28. Mai 2001. Die späte 

Reaktion auf die Zukunftsüberlegungen, denen sich in der Zwischenzeit auch Tony Blair und 

Kommissionspräsident Romano Prodi angeschlossen hatten, war auf innenpolitische Zwänge 

der Gauche plurielle zurückzuführen.  

„Les divisions de la Gauche plurielle, avec un PCF et un MDC résolument euro-

critiques et des verts plutôt pro-européens – amenèrent Lionel Jospin à maintenir cette 

position face même au discours audacieux de Joschka Fischer, réclamant en 2000 une 

fédération pour l‟Europe. Celle-ci trouva plus d‟écho au Parti socialiste qui affirma un 

engagement plus fédéral qui fut confirmé par le congrès de Dijon en mai 2003.“
1341

  

Die verspätete Wortmeldung Jospins bestärkte den Eindruck, dass Frankreich nach dem Ver-

trag von Maastricht keine europapolitischen Visionen mehr besaß. Le Monde kommentierte, 

Frankreich habe sich noch immer nicht an das „komplexfreie“ Deutschland gewöhnt und ver-

suche, seinen Rang in Europa zu erhalten.
1342

 Jospin erwähnte die deutsch-französischen Be-

ziehungen, eine klassische Referenz jeder Europarede, in seinem Diskurs nicht. Er sprach 

über ein europäisches Wirtschafts- und Sozialmodell, das der Globalisierung Widerstand bie-

ten müsse, und verfolgte das Ziel eines europäischen Sozialvertrages, um einen starken öf-

fentlichen Dienst und eine ambitionierte Industriepolitik betreiben zu können. Die institutio-

nellen Reformen der Europäischen Union erwähnte er erst im letzten Teil seiner Rede. Der 

Innovationswille Jospins blieb „sehr verhalten“.
1343

 Es wurde nicht deutlich, ob und inwiefern 

seine Interpretation der Föderation der Nationalstaaten einen Fortschritt zum gegenwärtigen 

Zustand der Europäischen Union darstellen sollte.
1344

 Im Einzelnen plädierte Jospin für eine 

Stärkung bzw. Politisierung der Kommission aber vor allem des Europäischen Rats. Dieser 

sollte auf Vorschlag der Kommission oder der Mitgliedstaaten das Parlament auflösen kön-

nen. Ferner forderte er die Einrichtung eines ständigen Ministerrats, dessen Mitglieder als 

stellvertretende Regierungschefs die Europapolitik in den jeweiligen nationalen Regierungen 

koordinieren sollten. Auch sprach sich Jospin für eine europäische Verfassung aus.
1345

  

Nachdem im Vertrag von Nizza eine Erklärung zur Zukunft der Union abgegeben worden 

war, beauftragte der Europäische Rat von Laeken im Dezember 2001 einen Konvent zur Zu-

kunft Europas, rund 60 Fragen zur Zukunft und Weiterentwicklung der sich an einem Schei-

                                                 
1340  Vgl. Müller-Brandeck-Bocquet 2004, S. 197f. 
1341  Bergounioux 2008, S. 163 
1342  Vgl. Müller-Brandeck-Bocquet 2004, S. 217f.; 224ff. 
1343  Müller-Brandeck-Bocquet 2004, S. 227 
1344  Vgl. Müller-Brandeck-Bocquet 2004, S. 225f.; vgl. auch Bossuat 2005, S. 198f. 
1345  Vgl. Müller-Brandeck-Bocquet 2004, S. 227f. 
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deweg befindenden Europäischen Union zu beantworten. Der Konvent nahm im Februar 2002 

seine Arbeit auf und sollte eine möglichst umfassende und transparente Vorbereitung der 

nächsten Regierungskonferenz zur Reform des Vertrags von  Nizza gewährleisten.
1346

  

4.7.3  Programmatik: Einzug des Euroskeptizismus in die Partei 

Die zentralen programmtischen Entscheidungen, mit denen Lionel Jospin 1997 in den vorge-

zogenen Wahlkampf ging, waren bereits im Rahmen der drei Conventions nationales getrof-

fen worden. Die Programmatik der Partei wurde ferner auf den Parteitagen von Brest 1997 

und Grenoble 2000 bestimmt. Die Convention nationale im Jahr 1999 zur Europapolitik hatte 

im Vergleich mit denen von 1996 eine wesentlich geringere Bedeutung.  

Der Parteitag von Brest vom 21. bis 23. November 1997 verfolgte das Ziel, die Partei zu reor-

ganisieren, ihre Rolle als Regierungspartei zu bestimmen und das Gewicht der einzelnen in-

nerparteilichen Strömungen zu messen. Er fand kurz nach bzw. parallel zum Beschäftigungs-

gipfel in Luxemburg statt, an dem Lionel Jospin als einer der Initiatoren teilnahm.
1347

 Die 

europapolitischen Initiativen der letzten Monate brachten europapolitische Fragen auf die 

Agenda des Kongresses. Die Gauche socialiste sah in der Europapolitik einen der zentralen 

Streitpunkte mit der Regierung und Parteimehrheit. Laut deren Sprecher Jean-Luc Mélenchon 

konnte sich die Debatte über die liberale Ausrichtung der Globalisierung und die Mittel, die 

den französischen Sozialisten in Europa für die Sozialpolitik zur Verfügung stünden, im Vor-

feld des Parteitags nicht entwickeln. Denn selbst innerhalb des Leitantrags von Hollande habe 

es kritische Stimmen gegeben.
1348

  

Für den Parteitag konkurrierte der Leitantrag von Hollande mit den Anträgen der Gauche so-

cialiste und den ehemaligen Anhängern von Jean Poperen (Marie-Thérèse Mutin, Alain Vida-

lies). Die Gauche socialiste hoffte auf zehn bis 20 Prozent der Stimmen. Die ehemaligen An-

hänger von Poperen mussten dagegen zunächst die 5-Prozent-Hürde nehmen, um in den Füh-

rungsgremien der Partei repräsentiert zu sein. Das gewachsene Selbstbewusstsein der Gauche 

socialiste seit den drei Conventions nationales im Jahr 1996 zeigte sich darin, dass am 27. 

November 1997 Mélenchon gegen den designierten Premier secrétaire Hollande für den Par-

teivorsitz kandidierte.
1349

  

                                                 
1346  Vgl. die Erklärung von Laeken zur Zukunft der Europäischen Union: http://european-convention.eu.int/pdf/LKNDE.pdf (zuletzt geprüft: 

 22.02.2009): Im Sinne der Vereinfachung sollte überlegt werden, ob beispielsweise die Drei-Säulen-Struktur aufgehoben werden  
 könnte, ob zwischen einem Basisvertrag und den übrigen Vertragsbestimmungen unterschieden werden sollte, ob Unterscheidungen bei 

 den Änderungs- und Ratifikationsverfahren für den Basisvertrag und die anderen Vertragsbestimmungen getroffen werden könnten und 

 schließlich stellte sich die Frage, ob diese Vereinfachung und Neuordnung nicht zu einem Verfassungstext führen sollte. 
1347  Intervention d‟Henri Nallet au Congrès de Brest. In: L‟hebdo des socialistes, 28. Novembre 1997, S. 12: „Par un hazard heureux du 

 calendrier, au moment précis où nous sommes réunis ce soir à Brest, s‟achève le Conseil européen de Luxemburg, consacré à la  

 demande du gouvernement français, à l‟emploi en Europe et à la lutte contre le chômage. (…) Nous sommes parvenus à inscrire dans la 
 négociation communautaire, la volonté de faire servir l‟Europe et l‟ensemble de ses institutions et des ses moyens, à la lutte contre le 

 chômage.” 
1348  Vgl. Noblecourt 17.11.1997 
1349  Vgl. Noblecourt 05.11.1997 
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Bei den Debattenbeiträgen im Vorfeld des Kongresses wurde deutlich, dass trotz der vermehr-

ten europapolitischen Initiativen die nationale Ebene nicht ihre identitätsstiftende Rolle ein-

gebüßt hatte. In der Analyse von Hollande zeigte das Referendum zum Vertrag von Maast-

richt, dass die Bürger den Verlust der nationalen Identität fürchteten. Die Linke müsse sich 

mehr darum kümmern, was die Nation verbinde. Dabei stehe der Staat ohne Zweifel an erster 

Stelle.
1350

 Edith Cresson und Jean-Marie Bockel appellierten in ihrem Debattenbeitrag an eine 

Convention nationale, um die europapolitische Position der Partei neu zu bestimmen und auf 

den „Dritten Weg“ Tony Blairs zu antworten. Ihr Debattenbeitrag rief zur Modernisierung der 

Linken unter Bewahrung der exception française auf.
1351

 Mutin und Vidalies forderten nicht 

nur eine parteiinterne Convention nationale, sondern Generalstände der europäischen Linken. 

Im Zeitalter der Globalisierung sei die internationale Dimension nicht nur eine Begleiter-

scheinung, sondern konditioniere die politischen Entscheidungen. Alle Parteimitglieder der 

PS sollten daher eine Mitgliedskarte der SPE bekommen und stärker in die programmatische 

Arbeit auf europäischer Ebene eingebunden werden.
1352

  

Harlem Désir, Julien Dray, Marie-Noëlle Lienemann und Jean-Luc Mélenchon machten in 

ihrem Beitrag auf einen sozialen Notstand aufmerksam: die Massenarbeitslosigkeit. Die Gau-

che socialiste warf der Regierung vor, dass diese sich zurückgezogen habe und die Arbeitslo-

sigkeit nicht ausreichend bekämpfe. Die Ursache dieses Rückzugs sahen sie in der Unter-

schrift unter den Vertrag von Amsterdam und den Stabilitätspakt. Der Stabilitätspakt ver-

pflichte die Regierung, die antisozialen Kriterien von Maastricht zu respektieren, um zur Ein-

heitswährung übergehen zu können: „C‟est la fin de toutes les illusions. L‟échec du pari de 

Maastricht est complet.“
1353

 Die gescheiterte Reform der europäischen Institutionen in Ams-

terdam verhindere, dass die Politik ihren Willen gegenüber der Wirtschaft behaupten könne:  

„Pour nous, le moment est venu de dire que les Français n‟acceptent plus aucun élargis-

sement de la Communauté, aucun transfert de souveraineté tant qu‟une constitution eu-

ropéenne n‟est pas débattue et adoptée par les peuples de l‟Union.“
1354

  

Julien Dray führte in den Debatten während des Parteitags den Konflikt auf ein bekanntes 

Dilemma zurück: Wie könne Frankreich eine links ausgerichtete Politik umsetzen, obwohl es 

sich im Herzen eines immer liberaleren Europas befinde? Mit dem Sieg bei den Parlaments-

                                                 
1350  Vgl. Contribution „Réussir ensemble“. In: L‟hebdo des socialistes, 8. septembre 1997, No. 31: Congrès de Brest, 21-22-23 novembre 

 1997: contribution générales, fédérales et thématiques, S. 4. 
1351  Vgl. Contribution „Rénover la pensée socialiste pour préparer le 21e siècle“. In: L‟hebdo des socialistes, 8. septembre 1997, No. 31: 
 Congrès de Brest, 21-22-23 novembre 1997: contribution générales, fédérales et thématiques, S. 21. 
1352  Vgl. Contribution „A gauche pour réussir“. In: L‟hebdo des socialistes, 8. septembre 1997, No. 31: Congrès de Brest, 21-22-23  

 novembre 1997: contribution générales, fédérales et thématiques, S. 12ff. 
1353  Contribution „Etat d‟urgence sociale: Pour une autre cohérence“. In: L‟hebdo des socialistes, 8. septembre 1997, No. 31: Congrès 

 de Brest, 21-22-23 novembre 1997: contribution générales, fédérales et thématiques, S. 23. 
1354  Contribution „Etat d‟urgence sociale: Pour une autre cohérence“. In: L‟hebdo des socialistes, 8. septembre 1997, No. 31: Congrès 
 de Brest, 21-22-23 novembre 1997: contribution générales, fédérales et thématiques, S. 24. 
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wahlen hätten die Bürger den Widerstand gegen eine liberale Globalisierung in Wählerstim-

men umgesetzt
1355

 und damit – so die Schlussfolgerung – ihre Erwartungen formuliert. 

Henri Nallet und Pierre Guidoni vom Internationalen Sekretariat im Parteivorstand forderten 

in ihrem Debattenbeitrag mehr Realismus und hoben die Erfolge der Europapolitik hervor. Sie 

führten an, dass der Amsterdamer Vertrag trotz aller Kritik das Parlament gestärkt habe und 

ein Kapitel zur Beschäftigungspolitik eingefügt worden sei. Sie erinnerten daran, dass es bei 

den Verhandlungen an politischem Willen gefehlt habe, da Frankreich zu Beginn von Alain 

Juppé repräsentiert worden sei. Die Rückkehr des Voluntarismus in die Politik datieren sie auf 

den Amtsantritt Jospins. Sie appellierten an die Partei, für ihre Ziele zu kämpfen. Die Ableh-

nung der Ratifizierung des Amsterdamer Vertrags sei nicht das richtige Mittel, um diese zu 

verwirklichen.
1356

 

Der von Hollande präsentierte Leitantrag wurde mit 84,07 Prozent der Stimmen angenom-

men. Es wurde ein verstärktes Engagement für ein politisches und bürgernahes Europa gefor-

dert. Der Beschäftigungsgipfel von Luxemburg wurde als Signal gewertet, dass das erklärte 

Ziel der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit mit der Geldwertstabilität gleichbedeutend war. Der 

Vertrag von Amsterdam wurde als unzureichend gewertet für eine Erweiterung der Europäi-

schen Union.
1357

 Für die Anhänger von Vidalies und Mutin sowie der Gauche socialiste ver-

lief die europapolitische Debatte nicht konkret genug, sodass in diesem Punkt keine Einigung 

möglich war. Der Abschlusstext stellte eine Convention nationale in Aussicht, die sich im 

größeren Rahmen mit Europafragen befassen sollte.
1358

  

Die innerparteiliche Mehrheit im Parteivorstand war für Hollande sehr heterogen. Sie bestand 

im engeren Kreis aus den Anhängern von Jospin, Mauroy, Aubry, Rocard und Strauss-Kahn. 

Erklärte hollandistes gab es dagegen nicht. Im weiteren Kreis unterstützten ihn die fabiusiens, 

die emmanuellistes, die sich von der Gauche socialiste distanziert hatten sowie Anhänger von 

Louis Mermaz. In die innerparteiliche Opposition gingen die Anhänger von Mutin und Vida-

lies, deren Antrag 5,43 Prozent der Stimmen bekommen hatte und die Gauche socialiste mit 

10,21 Prozent der Stimmen.
1359

 

Die in Brest geforderte europapolitische Debatte fand bei der Convention nationale Nation – 

Europe vom 27. bis 28. März 1999 statt. Ihr Abschlusstext sollte die Richtschnur für die Eu-

ropawahlen im Juni 1999 bilden. Den Leitantrag des Parteivorstands erarbeiteten Alain Berg-

ounioux, Pervenche Berès und Pierre Guidoni. Der Antrag knüpfte an die Vorstellung der 

                                                 
1355  Vgl. Les débats au Congrès de Brest – Julien Dray. In: L‟hebdo des socialistes, 28. Novembre 1997, S. 21f. 
1356  Vgl. Contribution „L‟Europe: un nouvel horizon“. In: L‟hebdo des socialistes, 8. septembre 1997, No. 31: Congrès de Brest, 21-22-23 

 novembre 1997: contribution générales, fédérales et thématiques, S. 117. 
1357  Vgl. Motion finale  „Réussir ensemble“. In: L‟hebdo des socialistes, 28. November 1997, S. 33f. 
1358  Vgl. Interventions sur les rapports (Extraits). Marie-Noëlle Lienemann, Motion C und Jean-Pierre Bel, Motion A. In: L‟hebdo des 

 socialistes. 5. Dezember 1997.  
1359  Vgl. Noblecourt 25.11.1997 
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Europäischen Union als Fédération d‘Etats-Nations an und formulierte vier Kernthemen: das 

lang andauernde und intensive europäische Engagement der Sozialisten, die Notwendigkeit 

einer Neuorientierung des Integrationsprozesses, die Verbundenheit mit der Nation als Ort der 

Demokratie und Solidarität sowie die Umsetzung der politischen Auseinandersetzung zwi-

schen Rechts und Links auf europäischer Ebene.
1360

 Angesicht der gewachsenen Bedrohung 

durch die Front national forderten einige Sozialisten, die nationale Ebene und die Werte der 

französischen Republik zu verteidigen. Andere, wie Jean-Christophe Cambadélis, sahen in der 

Hinwendung zu Europa eine Notwendigkeit, denn er sei kein Europäer aus internationalisti-

schem Fieber, auch träume er nicht von einem globalen Dorf oder einer Weltregierung.
1361

 

Im Einzelnen forderte der Leitantrag der Convention, dass nach der Einführung des Euro ein 

wirtschaftliches und soziales Europa mit einer aktiven Beschäftigungspolitik und einem euro-

päischen sozialen Mindeststandard folgen müsse.
1362

 Ferner sprachen sich die Sozialisten für 

einen Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts, für eine Reform der Gemeinschafts-

politiken sowie für ein Europa der Bildung, Wissenschaft, Kultur und Jugend aus. Auch for-

derten sie eine Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik, um Europa zu einem Europe 

puissance zu machen. Schließlich erklärten sie auch eine europäische Verfassung zu ihren 

Zielen. 

Die poperenistes um Alain Vidalies präsentierten wieder einen eigenen Antrag Faire l'Europe 

sans renoncer au socialisme. Sie kritisierten die unpräzise Formulierung der Fédération 

d’Etats-Nations, die zwar den aktuellen Zustand treffend umschreibe und allen gefalle, aber 

keine klare Perspektive biete. Diese sahen sie in einem föderalen Europa. Zu den vorgeschla-

genen Maßnahmen gehörten die Ausweitung der Entscheidungen mit qualifizierter Mehrheit 

sowie eine politische Kontrolle der Europäischen Zentralbank.  

Die Gauche socialiste verzichtete auf einen eigenen Antrag und fügte dem Haupttext lediglich 

Änderungen hinzu. So sollte die Europäische Zentralbank nicht mehr einer politischen Autori-

tät unterstellt, aber zumindest ihr Status reformiert werden, um das Ziel der Beschäftigungs-

förderung und des Wachstums festzuschreiben. Ferner wollte sie den europäischen Sozialver-

trag um verpflichtende soziale Konvergenzkriterien – analog zu den Maastrichter Kriterien – 

ergänzen. Sie schlug auch Geldstrafen für Mitgliedstaaten vor, die ihren nationalen Beschäfti-

gungsprogrammen, wie sie beim Luxemburger Sondergipfel vereinbart worden waren, nicht 

                                                 
1360  Vgl. Convention nationale Nation – Europe, Texte 1: Vouloir une Europe de gauche pour la France. In: L‟hebdo des socialistes, 5. März 
 1999, Nr. 94, S. 4. 
1361  Vgl. Intervention Convention nationale Nation – Europe. In: L‟hebdo des socialistes, 2. April 1999, Nr. 99, S. 10f.. 
1362  Vgl. Convention nationale Nation – Europe, Texte 1: Vouloir une Europe de gauche pour la France. In: L‟hebdo des socialistes, 5. März 
 1999, Nr. 94, S. 4. 
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nachkamen. Auch sollte die Eurogruppe institutionalisiert und die Tobin-Steuer in der Euro-

päischen Union eingeführt werden.
1363

  

Laurent Fabius trat bei der Convention nationale erstmals öffentlich auf, nachdem er in der 

Affäre um HIV-verseuchte Blutkonserven am 9. März 1999 freigesprochen worden war. Er 

ging auf kritische Distanz zu einem seiner Ansicht nach nicht ausreichend europäischen Pro-

gramm, das es nicht erlaube, die Partei zum wahren Champion des zukünftigen Europas zu 

machen. Sein Diskurs wurde auch als Offensive gegenüber Jospin verstanden, dem er 1995 in 

der Nachfolge François Mitterrands unterlegen war. Man fürchtete eine neue parteiinterne – 

wenn auch nicht offen erklärte – Opposition.
1364

  

Die Convention Nation-Europe bestätigte den Platz der Nation als Ort der Identifikation. Da-

rüber hinaus setzte sich die Partei dafür ein, den Rechts-Links-Gegensatz von der nationalen 

auf die europäische Ebene zu heben.
1365

 Aus diesem Grund kam beispielsweise die Forderung 

nach Generalständen der europäischen Linken mit dem europäischen Gewerkschaftsbund auf. 

Im Gegensatz zu früher wurden Interessengruppen nun auf europäischer Ebene als effizient 

angesehen.
1366

  

Der folgende Parteitag von Grenoble stand im Zeichen der Präsidentschaftswahlen 2002. 

Nachdem 2000 per Referendum die Amtszeit des Präsidenten von sieben auf fünf Jahre ver-

kürzt worden war, setzte sich Jospin für eine Umkehr des Wahlkalenders ein, sodass 2002 die 

Präsidentschafts- vor den Parlamentswahlen stattfinden sollten. Ferner fand der Parteitag vor 

dem Hintergrund der Verhandlungen der Union nationale interprofessionnelle pour l’emploi 

dans l’industrie et le commerce (Unedic) statt. Die Repräsentanten der Minderheiten, Emma-

nuelli und die Gauche socialiste, hatten vergeblich eine Konferenz über die Gehälter und die 

Ablehnung der Vereinbarung der Unedic gefordert.
1367

  

Der Debattenbeitrag von François Hollande und zahlreichen weiteren Unterzeichnern machte 

den Erfolg der französischen Ratspräsidentschaft für die Europäische Union von einer Reform 

der Institutionen und der Verabschiedung der Charta der Grundrechte abhängig. Das politi-

sche Europa bezeichnete er als Schutzwall und Sprungbrett zugleich. Es biete Schutz vor äu-

ßeren Zwängen und sei doch zugleich ein Sprungbrett, um die gemeinsamen Werte und das 

eigene Sozialmodell in die Welt zu tragen. Ferner bekannte er sich angesichts der sich erwei-

                                                 
1363  Vgl. Noblecourt 01.03.1999; vgl. auch Noblecourt 30.03.1999; vgl. auch Noblecourt 25.02.1999; vgl. auch Convention nationale 

 Nation – Europe, Texte 1: Vouloir une Europe de gauche pour la France + Amendements; Texte 2: Pour le socialisme – choisir l‟Europe 

 fédérale In: L‟hebdo des socialistes, 5. März 1999, Nr. 94. 
1364  Vgl. Noblecourt 03.04.1999 
1365  Die programmatischen Forderungen des Leitantrags flossen auch in die Erklärung des Bureau national vom 4. Juli 2000 zur  

 französischen Ratspräsidentschaft ein. Vgl. Communiqué du Bureau national: Présidence française de l‟Union européenne. In: L‟hebdo  
 des socialistes. 7. Juli 2000, S. 2. 
1366  Vgl. Olivier 2005, S. 165 
1367  Vgl. Vincent Peillon: Commission des résolutions: „Les deux points sur lesquels nous n‟avons pas pu faire synthèse sont d‟abord la 
 question des salaires et ensuite la question de l‟UNEDIC“. In: L‟hebdo des socialistes. 1. Dezember 2000, S. 28. 
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ternden Union zur Idee der Avant-Garde.
1368

 Wenn Europa machtlos oder schweigend er-

scheine, so sagte Hollande vor dem Conseil national, dann liege das an der hohen Anzahl der 

Mitglieder, die verhindere, dass Europa voranschreiten könne. Die Avant-Garde in der Euro-

päischen Union könne sich auch innerhalb der SPE entwickeln.
1369

 

Henri Nallet konkretisierte in seinem Debattenbeitrag die europapolitischen Maßnahmen, die 

ausgehend von dem Wahlprogramm 1997 realisiert worden waren. Für eine Neuausrichtung 

des Integrationsprozesses setzte Nallet an verschiedenen Stellen an: mehr Regulierung auf 

europäischer Ebene, mehr Rechte für die Bürger, mehr integrierte Politikfelder und mehr Be-

dingungen für eine gelungene Erweiterung. Für den bei der Convention Nation-Europe gefor-

derten europäischen Sozialvertrag sah er verschiedene Anwendungsbereiche: bei den Arbeits-

bedingungen und der Bezahlung, der Weiterbildung, der sozialen Sicherung, dem Kampf ge-

gen Armut und Exklusion sowie beim sozialen Dialog. Die Sozialpolitiken der Mitgliedstaa-

ten konnten sich laut Nallet jedoch nur einander annähern, wenn sie die nationalen Identitäten 

und Realitäten respektierten.
1370

 

Die Gauche socialiste wählte für ihren Debattenbeitrag eine innovative Form mit dem Titel 

„Sieben Tage im Leben von Attika“.
1371

 Die Tochter einer Arbeiterfamilie aus der Banlieue 

Attika beschrieb in einem Brief an eine deutsche Freundin ihre Europavision. Attika forderte 

eine Neuausrichtung des europäischen Integrationsprozess, um die Globalisierung wirksam 

bekämpfen zu können. Anhand der Position von Jean-Pierre Chevènement erläuterte sie, wie 

sich die Konfliktgegenstände in Europa verschoben hatten. Sie begrüßte den anfänglichen 

Widerstand Chevènements gegen den amerikanischen Imperialismus. Dann habe dieser aller-

dings nicht verstanden, dass Europa zu einem Mittel geworden sei, um die liberale Globalisie-

rung zu bekämpfen.  

Mit den Schilderungen von Attika knüpfte die Gauche socialiste an die bereits in Brest 1997 

vorgebrachte Kritik der fehlenden europapolitischen Debatte an. Der politischen Elite gefalle 

das Desinteresse – vor allem seitens der Jugend – damit keine neuen Ideen ihr kleines Lego-

spiel stören konnten, so Attika. Es sei bedenklich, dass viele leidenschaftliche Anhänger Eu-

ropas in das Lager der Euroskeptiker gewechselt seien. Beim Vertrag von Maastricht habe 

man noch versprochen, dass man die Europäische Integration nicht aufhalten dürfe, da der 

Übergang zum Euro automatisch zu einer europäischen Wirtschaftsregierung führen werde. 

Aber die französische PS schweige in einem Moment, in dem die große europäische Debatte 

                                                 
1368  Vgl. Contribution générale „Pour une société plus humaine“ (François Hollande u.a.). In: L‟hebdo des socialistes. 15. September 2000, 

 S. 12. 
1369  Vgl. François Hollande, Conseil national 30. September 2000. In: L‟hebdo des socialistes, 6. Oktober 2000, S. 7. 
1370  Vgl. Contribution thématique „Contribution thématique sur l‟Europe“ (Henri Nallet). In: L‟hebdo des socialistes, 15. September 2000, 

 S. 28. 
1371  Vgl. Contribution générale „Sept jours dans la vie d‟Attika“ (Gauche socialiste). In: L‟hebdo des socialistes, 15. September 2000, S. 
 15ff. 
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eröffnet worden sei: „Ton Fischer, il a eu sacrément raison de mettre les pieds dans le 

plat.“
1372

 Die von Nallet herausgestellten europapolitischen Erfolge Jospins überzeugten Atti-

ka nicht. Sie fürchtete eine historische Chance zu verpassen, um die liberale Ausrichtung des 

Integrationsprozesses umzukehren. Die Zugeständnisse der europäischen Partner reichten 

nicht aus, um das liberale Abdriften des Integrationsprozesses in Frage zu stellen.
1373

  

Alain Bergounioux zeigte sich frappiert von der Unter- und Überschätzung dieser Analysen. 

Die Gauche socialiste und Henri Emmanuelli unterschätzten in seinen Augen die profunden 

wirtschaftlichen und sozialen Umwälzungen. Dahingegen überschätzten sie das aktuelle Kli-

ma des Aufschwungs, das keine langandauernde Phase des Wachstums garantiere.
1374 

Henri Emmanuelli warf der PS vor, sich hinter einer realistischen, komplexen und von Zwän-

gen bestimmten Politik zu verstecken und die eigene Ohnmacht theoretisch zu untermauern. 

Er erklärte diejenigen zu Gegnern der Europäischen Integration, die die neoliberale Ausrich-

tung des Integrationsprozesses tolerierten und die politische Integration disqualifizierten: „Les 

lendemains de Maastricht n‟ont pas tenu leurs promesses sur le plan politique.“
1375

 Im Conseil 

national klagte er das Versprechen der PS vom Europawahlkampf 1999 ein, nachdem diese 

die Kooperation zwischen Sozialdemokraten und Konservativen in den europäischen Institu-

tionen beenden wollte. Kaum seien die Wahlen vorbei gewesen, habe man sich Sitze und Pos-

ten in den Kommissionen aufgeteilt und vorgegeben, in diesem Europäischen Parlament keine 

Politik zu betreiben.
1376

 Alain Bergounioux erinnerte Emmanuelli allerdings daran, dass der 

SPE auf europäischer Ebene die Mittel fehlten, weil nationale Parteien nicht einen Teil ihrer 

Macht abgeben wollten.
1377

 

Die Gauche socialiste und die Anhänger Emmanuellis suchten den Schulterschluss mit den 

Globalisierungskritikern und der sozialen Bewegung. Emmanuelli kritisierte das Misstrauen 

der PS gegenüber einem in seinen Augen militanten und ideologischen Wiederaufflammen 

(régénérescence). Man dürfe diesem legitimen Anliegen nicht nur realistische Zwänge gegen-

überstellen. Es gehe darum, die Ziele des Sozialismus – den Fortschritt und die Gleichheit – 

zu verteidigen.
1378 

Die Europäische Union war für Emmanuelli zu einer leerlaufenden Ma-

schine verkommen. Viele Stellungnahmen orientierten sich an den Positionen anderer, um 

nicht der Gefahr zu unterliegen, isoliert zu werden.
1379

 

                                                 
1372  Vgl. Contribution générale „Sept jours dans la vie d‟Attika“ (Gauche socialiste). In: L‟hebdo des socialistes, 15. September 2000, S. 32. 
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Der Leitantrag von Hollande erhielt 72,94 Prozent der Stimmen und damit etwa elf Prozent 

weniger als beim Parteitag von Brest. Der Abschlusstext erklärte den Zeitpunkt für ein politi-

sches Europa für gekommen. Die Forderungen nach einem neuen Keynesianismus auf euro-

päischer Ebene wurden wieder aufgegriffen. Hierzu gehörten Steuerharmonisierung, eine eu-

ropäische Industriepolitik, ein europäischer Sozialvertrag und mehr Verbraucherschutz auf 

europäischer Ebene.
1380

 

Die innerparteiliche Opposition war mit insgesamt 27 Prozent der Stimmen auf dem Parteitag 

stark. Emmanuelli hatte 13,78 Prozent der Stimmen und die Gauche socialiste 13,28 Prozent 

erlangt. Die Minderheitenflügel hielten ihre Divergenzen für eine demokratische Form der 

Auseinandersetzung, in der es auch abweichende Meinungen geben durfte. Eine politische 

Synthese war zwar nicht möglich, aber beide Minderheitenflügel sicherten eine funktionelle 

Synthese zu, indem sie Geschlossenheit für die Wahlen von 2002 erklärten.
1381

 Auch bei der 

Wahl zum Premier secrétaire, die nach dem Kongress stattfand, stellten die Minderheitenflü-

gel keinen Gegenkandidaten auf. Für Emmanuelli zeigte dieses Ergebnis jedoch, dass 27 Pro-

zent der Parteimitglieder die sozialliberale Ausrichtung der Partei- und Regierungslinie sowie 

die Unterordnung unter realpolitische Zwänge ablehnten. 

4.7.4  Parteienwettbewerb: Strukturierung um die Europafrage   

Erstmalig in der V. Republik führte eine vorzeitige Parlamentsauflösung durch den Präsiden-

ten nicht zum beabsichtigten Erfolg. Jacques Chirac verlor 1997 seine parlamentarische 

Mehrheit aus RPR und UDF, die aus den Wahlen von 1993 hervorgegangen war. Während 

die politische Elite das taktische Vorgehen Chiracs akzeptiert hatte, waren die Wähler perplex 

und lehnten die politique politicienne ab. 32 Prozent unter ihnen enthielten sich ihrer Stimme. 

Die Front national erreichte 1997 bei den Parlamentswahlen ihr bestes Ergebnis. Waren es 

1988 zehn Prozent der Stimmen, so stieg ihr Anteil 1993 auf 13 Prozent und 1997 auf 15 Pro-

zent.
1382

 Die Grünen zogen dank der Neuwahlen erstmals in die Nationalversammlung ein und 

stellten mit Dominique Voynet eine Ministerin.
1383

  

Staatspräsident Jacques Chirac löste die Nationalversammlung offenbar wegen der bevorste-

henden Einführung des Euros auf.
1384

 Er wollte eine europapolitische Zerreißprobe bei den 

regulären Parlamentswahlen 1998 verhindern und die Abgeordneten aus dem eigenen Lager –

vor allem Charles Pasqua – disziplinieren. Seit dem Vertrag von Maastricht kritisierte dieser 

mit Unterstützung von Philipp Séguin und Jean-Pierre Denis die Maastrichter Kriterien und 

                                                 
1380  Motion finale: „Ensemble, réussir aujourd‟hui pour convaincre demain“. In: L‟hebdo des socialistes, 1. Dezember 2000, S. 53. 
1381  Vgl. Henri Emmanuelli; Marie-Noëlle Lienemann. In: L‟hebdo des socialistes, 1. Dezember 2000, S. 30ff. 
1382  Vgl. Perrineau, Ysmal 1998, S. 11f.; vgl. auch Duhamel 1998, S. 22f. 
1383  Vgl. Szarka 1999, S. 20 
1384  „Et puis il y a l‟Europe‟, déclare le Président de la République pour justifier sa décision de dissoudre l‟Assemblée nationale.“ Cautrès, 
 Denni 2000, S. 323. Allerdings hielten nur 40 Prozent der Wähler dieses Argument für glaubwürdig, vgl.Jaffré 1998, S. 42 
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das von Deutschland geprägte geldpolitische Stabilitätsmodell. Die parteiinternen Kritiker 

unterstützten die massiven Proteste im November und Dezember 1995 gegen den eigenen 

Premierminister Alain Juppé und trugen zu dessen Autoritätsverfall bei. Juppé musste den 

europa-kritischen Stimmen der innerparteilichen Opposition Rechnung tragen und kritisierte 

in der Folge ebenfalls die Unabhängigkeit der Europäischen Zentralbank und formulierte Be-

dingungen für den Übergang zum Euro.
1385

 

Das Europathema variierte zwar im Wahlkampf in seiner Intensität und Klarheit, aber es war 

laut Gerstlé einer der Motoren.
1386

 Präsident Chirac argumentierte mit Europa – ähnlich wie 

1993 Mitterrand – gegen eine mögliche Kohabitation, da Frankreich mit einer Stimme spre-

chen müsse. Rocard und Aubry warben hingegen für ein linkes Europa, das mit dem Wahlsieg 

Tony Blairs in Großbritannien begonnen habe. Die kritischen Fragen zu den Anpassungsleis-

tungen, die Frankreich im Rahmen der Europäischen Integration zu erbringen hatte, und die 

Folgen für das französische Solidarmodell, das in die Krise geraten war, wurden jedoch nicht 

behandelt.
1387

 In dieser Hinsicht stellte sich ein europapolitischer Konsens ein, so die Zeitung 

Libération. Chevènement bewegte sich auf die Linie Jospins zu. Letzterer teilte wiederum die 

Position Chiracs.
1388

 Die zentralen europabezogenen Probleme wurden also ausgeklammert, 

obwohl durchaus Klärungsbedarf bestand: 

„Demain la France fera partie de l‟union monétaire et l‟Europe constituera un immense 

marché unique. La théorie enseigne que, dans un tel cas, ou bien il y a fédéralisme bud-

gétaire et intégration politique ou bien il y a concurrence exacerbée entre territoires par 

l‟impôt, par réglementation et la protection sociale. Qui se soucie d‟expliquer aux Fran-

çais ces données cruciales pour leur avenir individuel ?“
1389

 

Die politischen Eliten wählten einen ambivalenten Diskurs. Jospin machte beispielsweise kei-

ne Angaben, wie seine vier Bedingungen für den Euro zusammenhingen und ob auch die Er-

füllung von drei der vier Bedingungen für seine Zustimmung ausreichen würden. Auch war 

unklar, ob er den von ihm als „Super-Maastricht“ bezeichneten Stabilitätspakt vollständig 

zurückwies oder ihn lediglich verändern wollte. So bewahrte sich Jospin die für ihn als künf-

tigen Regierungschef notwendige Flexibilität, die bereits beschlossenen Politiken weiterzu-

verfolgen, ohne dass man ihm einen Vorwurf machen konnte, von seinen eigenen Forderun-

gen abzuweichen.
1390

 Der ambivalente Diskurs der Parteien zeigt, dass sie auf den wachsen-

                                                 
1385  Vgl. Cohen 1998, S. 85; vgl. Müller-Brandeck-Bocquet 2004, S. 182ff. 
1386  Vgl. Gerstlé 1998, S. 66 
1387  Vgl. Cohen 1998, S. 81 
1388  Vgl. Gerstlé 1998, S. 66f. 
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den Euroskeptizismus in der Wählerschaft und in der eigenen Partei zu reagieren versuch-

ten.
1391

  

Die Parlamentswahlen aus dem Jahr 1997 stellen für die Bedeutung des Europathemas im 

Wahlkampf trotz seiner Ambivalenzen einen Wendepunkt dar, da sich eine langsame Struktu-

rierung des französischen Parteiensystems um das Europathema abzeichnete. Diese Struktu-

rierung erfolgte jedoch entlang der Haltung der Wählerschaft zu sozialen und wirtschaftlichen 

Fragen, die die Sichtweise des Integrationsprozesses bestimmten.
1392

  

„Therefore, also it may be correct to say that the EU in and of itself is not a divisive is-

sue in many EU member states, the consequences in terms of the political ramifications 

of its policy orientation is ever present, and susceptible to opposition demagogy.”
1393

 

Im Vergleich zu 1993 gewann die PS bei den Parlamentswahlen 190 Sitze hinzu und erreichte 

insgesamt 246 Sitze (mit Nachrückern 250). Die nicht-kommunistische Linke kam insgesamt 

auf 283 Sitze und die Kommunisten erreichten 36 Sitze. Die absolute Mehrheit von 289 Sit-

zen wurde also nur mit den Kommunisten erreicht, die schließlich auch zwei Ministerien und 

einen secrétaire d’Etat besetzten. Den Vorsitz der Nationalversammlung übertrug Jospin an 

Laurent Fabius, um diesen einzubinden. 

„Auch wenn die gemäßigte Linke seit 1997 die klassische Rechte leicht dominierte, so 

hing das Endergebnis der Wahlen doch immer zu einem großen Teil von der Haltung 

der Wähler der politischen Extreme ab – mit einer extremen Linke, die an Bedeutung 

gewann und einer extremen Rechte, die ihr ,Störpotential„ bewahrte.“
1394

 

Den gemäßigten Parteien war dieses Störpotential bewusst, wie der parteiübergreifende Ver-

such zeigte, das Wahlrecht für die Europawahlen 1999 zu ändern und den Zugang der kleinen 

Parteien zum Europäischen Parlament mit der Anhebung der 5-Prozent-Hürde auf zehn Pro-

zent zu erschweren.
1395

 Die Wahlrechtsreform scheiterte und 1999 konnten mit 5,2 Prozent 

der Stimmen erstmalig trotzkistische Abgeordnete aus Frankreich ins Europäische Parlament 

einziehen.  

Der Europawahlkampf wurde von der Krise im Kosovo überschattet, die einen großen Teil 

der Medienaufmerksamkeit auf sich zog. Auch kam es im Vorfeld der Wahlen im März 1999 

zum Rücktritt der Europäischen Kommission unter Vorsitz von Jacques Santer. Die Betrugs-

vorwürfe gegen die französische sozialistische europäische Kommissarin Edith Cresson hat-

ten zum kollektiven Rücktritt geführt. Der fünf Monate zuvor eingeführte Euro, den die öf-

fentliche Meinung begrüßte, hätte die pro-europäischen Listen zwar stärken können, stand 

                                                 
1391  Vgl.Cautrès, Denni 2000, S. 354 
1392  Vgl. Cautrès, Denni 2000, S. 354 
1393  Ladrech 2002b, S. 77 
1394  Bréchon 2004, S. 170 
1395 Vgl. Kauppi 2000, S. 7 
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aber nicht im Mittelpunkt der Debatte.
1396

 Bei den Sozialisten sorgte zudem die Veröffentli-

chung des deutsch-britischen Schröder-Blair-Papiers fünf Tage vor den Europawahlen für 

Irritationen. Die französischen Sozialisten waren schockiert über den gewählten Zeitpunkt.
1397

  

Dabei hatte es im Vorfeld der Europawahlen eine intensive französisch-britische Zusammen-

arbeit gegeben. Henri Nallet und der britische Außenminister Robin Cook, beide Vizepräsi-

denten der SPE, arbeiteten gemeinsam das Wahlmanifest aus, das 21 Vorschläge für die sozi-

aldemokratischen Prioritäten im 21. Jahrhundert darlegte und den Rechts-Links-Gegensatz 

der Politik auf die europäische Ebene hob.
1398

 Im Mittelpunkt des Manifests standen Wachs-

tum und Beschäftigung. Zudem ging es um ein bürgernahes Europa, das auf die Rechte der 

Bürger oder die Gleichstellung von Mann und Frau verwies. Auch enthielt das Manifest Maß-

nahmen für den Kampf gegen Rassismus und Kriminalität sowie für eine nachhaltige umwelt-

freundliche Politik sowie für kulturelle Diversität. Erstmalig wurde in einem europäischen 

Manifest betont, dass die Europäische Union in der Lage sei, als internationaler Akteur zu 

agieren und eine Antwort auf die Herausforderungen der Globalisierung zu geben. Dies wurde 

mit einer Forderung nach engerer Kooperation in Verteidigungsfragen verbunden.
1399

  

In die Wahlkampagne wurden die Parteiführer eingebunden und gemeinsame Treffen von 

Jospin, Blair, Schröder und D‟Alema organisiert. Ferner stellte die SPE-Fraktion im Europäi-

schen Parlament das Network Europe zur Verfügung, um die Pressedienste der einzelnen Par-

teien besser zu koordinieren, Umfragen bekannt zu machen und Fragen zu Europa zu beant-

worten.
1400

 Im Hinblick auf das europäische Manifest, das im Vergleich zu den vorherigen 

Texten konkreter und politischer war, blieb bei Nallet eine gewisse Enttäuschung: Er habe das 

überwiegend allein gemacht, es habe keine Debatte innerhalb der Partei gegeben.
1401

 Im Con-

seil National diente gerade das europäische Manifest für Jean Mallot, der erste Vorsitzende in 

der Föderation Allier, als Beispiel für die fehlende Debatte und den fehlenden Willen zur De-

batte. Man habe schon so oft darüber abgestimmt, dass die SPE sich zu einer wahren Partei 

wandeln solle. 

„Je m‟interroge ! Si la Direction y croyait, on aurait avancé dans cette voie. Juste un 

exemple, le manifeste européen. Vous le trouvez sur Internet, dans le journal Le Monde, 

je ne l‟ai pas vu dans l’Hebdo. Autre remarque, il y a un congrès du PSE à Milan. Nous 

                                                 
1396  Vgl. Jaffré 1999 
1397  Vgl. Interview mit Gilles Finchelstein: Engager le débat sur le fond. In: L‟Hebdo des socialistes, 9. Juli 1999, Nr. 112, S. 13. 
1398  Vgl. Henri Nallet: Préparer la nouvelle Europe du prochain millénaire. In: L‟hebdo des socialistes. 12. März 1999, S. 7; Das Manifest 

 von 1999 hob die fehlende europäische Dimension von 1994 auf und stellte ein wirkliches europäisches Manifest dar, vgl. auch Olivier 
 2005, S. 161 
1399  Vgl. Bossuat 2004, S. 58f. 
1400  Vgl. Bossuat 2004, S. 60 
1401  Vgl. Rüther – Henri Nallet 05.04.2006   
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avons voté à plusieurs reprises le fait que les militants débattraient des congrès du PSE, 

voteraient. Ils ne savent même pas que ce congrès existe.“
1402

 

Die Bündnisabsprachen mit der Parti radical de gauche und dem Mouvement des citoyens 

von Jean-Pierre Chevènement schränkten die innerparteiliche Debatte ebenfalls ein. In der 

gemeinsamen Erklärung mit dem MDC vom 8. März 1999 musste die Parteiführung der PS 

Zugeständnisse machen. Während sie an ihrer Vorstellung einer Föderation der Nationalstaa-

ten festhielt, wies das MDC in der gemeinsamen Erklärung darauf hin, dass die Bedingungen 

für eine Föderation nicht erfüllt seien und es deswegen von einer Gemeinschaft sprechen wol-

le. Auch wurde in Kauf genommen, mit der gemeinsamen Erklärung von PS und MDC dem 

europäischen Manifest zu widersprechen. In der Erklärung wurde das Prinzip der Einstim-

migkeit bei der Entscheidungsfindung im Ministerrat gefordert, wenn vitale Interessen eines 

Landes berührt wurden.
1403

  

Jospins Republikanismus und seine Betonung der Rolle der Nation hatten eine Annäherung an 

Chevènement erleichtert.
1404

 Im Gegensatz zu 1994 kam es also wieder zu einer gemeinsamen 

Liste, auf der sechs aussichtsreiche Plätze an die Bündnispartner MDC und PRG gingen. 

François Hollande musste für die Erstellung der Liste 335 Kandidaturen berücksichtigen. Zu 

den Kriterien gehörten neben den Regionen und Strömungen auch die Gleichberechtigung 

von Männern und Frauen sowie – nach Möglichkeit – die Berücksichtigung der ehemaligen 

Abgeordneten.
1405

 Angeführt wurde die Liste von François Hollande. 

Dank der Bündnisstrategie übertraf die PS das Wahlergebnis von 1994. Die gemeinsame Liste 

gewann sogar die Wahlen mit 21,9 Prozent der Stimmen, obwohl die Sozialisten die Regie-

rung stellten. Das günstige innenpolitische Klima ermöglichte dieses Wahlergebnis. Die Ar-

beitslosigkeit sank und die allgemeine Zufriedenheit war relativ hoch. Die bei anderen Euro-

pawahlen beobachtete Abstrafung der Regierung blieb daher aus.  

 

 

                                                 
1402  Jean Mallot im Conseil National nach der Convention Nation-Europe, In: L‟hebdo des socialistes, 5. März 1999, S. 8; Nachdem das 
 Manifest auf dem Kongress der SPE in Mailand am 1. März 1999 beschlossen wurde, wurde es in L‟hebdo des socialistes vom 12. März 

 1999 vorgestellt (S. 7ff.) 
1403  Vgl. Noblecourt 11.03.1999; vgl. auch Déclaration commune du 8 mars 1999: Parti socialiste – Mouvement des citoyens. In: L‟hebdo 
 des  socialistes, 12. März 1999, S. 13ff. 
1404  Vgl.Schild 1999, S. 5 
1405  Unter den 26 Plätzen waren bei den neuen Abgeordneten Jean-Claude Fruteau, Vorsitzender der fédération La Réunion und jospiniste, 
 zwei fabiusiens mit Gilles Savary (Süd-Westen) und François Zimeray (Norden-Normandie), der ex-rocardien und Bürgermeister von 

 Quimper Bernard Poignant für den Westen, und für die Gauche socialiste und die Ile-de-France, Harlem Désir. Sowie ferner für den 

 Osten Marie-Hélène Gillig, eine enge Vertraute der Bürgermeisterin von Straßburg, Catherine Trautmann, sowie Adeline Hazan  
 (Osten), Catherine Guy-Quint (Zentrum-Massif central) und die ex-popereniste Anne Ferreira (Norden Normandie). Martine Roure 

 sollte den Süd-Osten repräsentieren. Henri Nallet, der einen aussichtsreichen Platz bekommen sollte und auch als europäischer  

 Kommissar gehandelt wurde, zog aus persönlichen Gründen zurück. Vgl. Noblecourt 25.02.1999; vgl. Noblecourt 11.03.1999; vgl. 
 Noblecourt 29.03.1999 
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Liste  % Stimmen Sitze 

Construisons notre Europe (François Hollande; PS, MDC, PRG) 22,0 22 

Rassemblement pour la France et l‟indépendance de l‟Europe (Charles Pasqua; MPF) 13,1 13 

L‟Union pour l‟Europe (Nicolas Sarkozy; RPR, DL) 12,7 12 

L‟écologie – Les Verts (Daniel Cohn-Bendit, Verts) 9,7 9 

Avec l‟Europe, prenons une France d‟avance (François Bayrou, UDF) 9,3 9 

Bouge l‟Europe (Robert Hue, PCF) 6,8 6 

Chasse, Pêche, Nature, Tradition (Jean Saint-Josse, CPNT) 6,8 6 

Pour une France libre, changeons d‟Europe (Jean-Marie Le Pen, FN) 5,7 5 

Lutte ouvrière et ligue communiste révolutionnaire (Arlette Laguiller, LO, LCR) 5,2 5 

Quelle: Journal Officiel de la République Française; vgl. auch Schild 1999 

Die Wahlen von 1999 stehen für einen europapolitischen Wandel der Kommunisten. Sie ak-

zeptierten das Prinzip der Europäischen Integration und gingen zu einer Kritik der politischen 

Ausrichtung über.
1406

 Die Partei brachte sich intensiv in den Wahlkampf ein und vervierfachte 

ihr Budget im Vergleich zu 1994.
1407

 Damals hatte noch der in Frankreich wenig bekannte 

Françis Wurtz die Liste angeführt, 1999 stand hingegen der Generalsekretär der Partei Robert 

Hue an der Spitze. Geneviève Fraysse folgte ihm auf dem zweiten Listenplatz. 1992 hatte sie 

dem Vertrag von Maastricht zugestimmt und forderte dessen Einhaltung. Die Liste Bouge 

Europe erhielt allerdings nur 6,8 Prozent der Stimmen und lag hinter der Liste der Grünen, die 

mit 9,8 Prozent der Stimmen ein ähnlich gutes Ergebnis erzielten wie 1989. Mit Daniel Cohn-

Bendit als Spitzenkandidat hatten die französischen Grünen einen prominenten Befürworter 

des Europäischen Integrationsprozesses. In der Konsequenz wurde ihre Position innerhalb der 

Gauche plurielle aufgewertet, wohingegen die Kommunisten weiter geschwächt wurden.  

Die gemeinsame Liste aus Lutte ouvrière und Ligue communiste révolutionnaire schien at-

traktiv zu sein für die Enttäuschten der Gauche plurielle und vor allem für die ehemaligen 

Sympathisanten der Kommunisten. Der Erfolg der linksextremen Parteien war eine französi-

sche Besonderheit in Europa. So war Frankreich der einzige Mitgliedsstaat, der 1999 Abge-

ordnete der extremen Linken in das Europäische Parlament entsandte.
1408

 

Innerhalb des rechten Lagers kam es zu zahlreichen Zerwürfnissen: Anlass waren die Regio-

nalwahlen 1998 und der Umgang mit der Front national sowie die Europapolitik. Philippe 

Séguin war zu Beginn des Wahlkampfs im April 1999 vom Parteivorsitz und als Spitzenkan-

didat für die Europawahl zurückgetreten. Charles Pasqua war aus Protest gegen Chiracs pro-

europäische Politik und den Amsterdamer Vertrag aus der RPR ausgetreten und präsentierte 

eine eigene Liste für die Europawahlen. Sie lag mit 13,1 Prozent der Stimmen noch vor der 

offiziellen Liste der RPR. Dies stürzte die RPR in eine schwere Krise.
1409

 Von der UDF spal-

tete sich die Démocratie libérale (DL) unter Führung von Alain Madelin ab. Diese stellte ge-

                                                 
1406  Vgl. Martin 2000, S. 373f. 
1407  Vgl. Bréchon 2004, S. 207 
1408  Vgl. Martin 2000, S. 389, vgl. auch Knapp 2004, S. 120 
1409  Vgl. Martin 2000, S. 357f. 
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meinsam mit der RPR eine Liste unter Führung von Nicolas Sarkozy und trat gegen die Liste 

der verbleibenden UDF unter François Bayrou an.  

Auch die extreme Rechte war zerstritten. Bruno Mégret hatte im Januar 1999 wegen seiner 

Rivalität mit Le Pen mit etwa der Hälfte der Führungskräfte die Front national verlassen und 

eine eigene Bewegung (Mouvement national républicain) gegründet.
1410

 Le Pen gelang es 

jedoch mit seiner Liste und 5,7 Prozent der Wählerstimmen ins Europäische Parlament einzu-

ziehen, wohingegen Mégret nur 3,3 Prozent der Stimmen erhielt und an der 5-Prozent-Hürde 

scheiterte.
1411

 Die rechtsextremen Parteien in Frankreich schienen ihren Zenit überschritten zu 

haben, da sie durch die Spaltung organisatorisch geschwächt waren. Auch in der öffentlichen 

Meinung waren die Zustimmungswerte für Le Pen auf einem Tiefstand seit 1984.
1412

 

Den Anhängern von Saint Josse, der die Bewegung Chasse, Pêche, Nature et Tradition an-

führte, gelang nach der dritten Teilnahme an Europawahlen erstmalig der Einzug ins Europäi-

sche Parlament. Die Wählerschaft setzte sich zu einem großen Anteil aus Männern der Arbei-

terschicht zusammen. Sie wollten die traditionellen Werte verteidigen und waren aufgeschlos-

sen für den Umweltschutz. Die Grünen lehnten sie jedoch ab.
1413

  

„Betrachtet man das französische Parteiensystem im Jahr 1999, so überrascht der immer 

deutlicher zu Tage tretende Gegensatz zwischen dem formalen, bipolaren und struktu-

rierten Parteiensystem, das sich in den nationalen politischen Institutionen (Staatspräsi-

dent, Nationalversammlung und Kommunalverwaltungen) findet, und einem inoffiziel-

len multipolaren, fragmentierten und protestgeleiteten Muster von Parteienunterstüt-

zung. In gewisser Hinsicht mag letzteres wie ein Anti-Parteien-System wirken, da es 

gegen die etablierten Parteien gerichtet ist und sich bei Nebenwahlen mit Verhältnis-

wahlrecht wie Regional- oder Europawahlen zeigt.“
1414

 

Die Europawahlen beunruhigten die Regierungsparteien also weiterhin, da sie aufgrund des 

Verhältniswahlrechts und der Vielzahl der Listen zunehmend unberechenbar wurden und das 

Desinteresse der Wähler stetig wuchs.
1415

 Mit einer Wahlenthaltung von 52,2 Prozent der 

Stimmberechtigten stellten die Europawahlen 1999 erneut einen Rekord auf. Demgegenüber 

wurde das Mandat eines französischen Europaabgeordneten für die politische Karriere jedoch 

attraktiver. In der Zeit von 1999 bis 2004 sank der Anteil derjenigen, die ihr europäisches 

Mandat zugunsten eines nationalen Mandats oder Ministeramts aufgaben, auf 11,1 Prozent. 

Ausgehend von 37,2 Prozent in der ersten Legislaturperiode lässt sich ein deutlicher Trend in 

                                                 
1410  Vgl. Ivaldi 2005 
1411  Vgl. Martin 2004, S. 16f. 
1412  Vgl. Schild 1999, S. 10 
1413  Vgl. Jaffré 1999, S. 163f. 
1414  Cole 2000, S. 45 
1415  Vgl. Jaffré 1999, S. 157; 161 
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Frankreich ablesen, der eine zunehmende Wertschätzung des europäischen Mandats aus-

drückt.
1416

 Die Neuregelung der Ämterhäufung unterstützte diesen Trend.  

Die Regierung Jospin blieb auch nach den Europawahlen von 1999 relativ beliebt und der 

Ausgang der Präsidentschafts- und Parlamentswahlen für 2002 galt als offen. Besorgnis erreg-

ten jedoch die Kommunalwahlen im März 2001
1417

 sowie die Tatsache, dass für die Präsi-

dentschaftswahlen eine Vielzahl von Kandidaten im linken Lager antrat.
1418

 Für alle Tenden-

zen der Gauche plurielle war die Teilnahme an den Wahlen ein Zeichen der politischen Ei-

genständigkeit und eine Verbesserung der Ausgangsbasis für die Verhandlungen in einer 

möglichen neuen Koalition. Eine große Gefahr ging für Jospin von Jean-Pierre Chevènement 

aus, der kurzzeitig als möglicher dritter Mann der Präsidentschaftswahlen gehandelt wurde, 

aber in den Prognosen kurz vor der Wahl von zehn bis 14 Prozent (November 2001 bis Feb-

ruar 2002) auf etwa sechs Prozent der Stimmen zurückfiel. Der rechtsextreme Jean-Marie Le 

Pen lag in den Umfragen (Januar bis April 2002) bei neun bis 12 Prozent und galt als weniger 

erfolgreich als die Jahre zuvor, da sich seine Partei 1999 gespalten hatte.
1419

 Zentrale Figuren 

des Wahlkampfs waren damit der scheidende Präsident und Premierminister. Die gemeinsame 

Regierungszeit erweckte jedoch bei den Wählern den Eindruck, dass sich beide Kandidaten 

wenig voneinander unterschieden.
1420

  

Jospins Strategie war auf die Präsidentschafts- und nicht auf die Parlamentswahlen ausgerich-

tet.
1421

 Mit dem Wahlslogan Présider autrement, une France plus juste kritisierte Jospin den 

amtierenden Präsidenten und warb für seinen neuen Politikstil. Das zentrale Thema des 

Wahlkampfs, die innere Sicherheit, erkannte Jospin jedoch erst spät und unterschätzte es.
1422

 

Sein Wahlkampf konzentrierte sich auf den zweiten Wahlgang. Er versuchte möglichst viele 

Franzosen anzusprechen, ohne sich zu sehr auf ein linkes oder sozialistisches Projekt festzu-

legen.
1423

 Jospin ging davon aus, dass sich die Ablehnung Chiracs – sowohl in Bezug auf sei-

ne politische Bilanz als auch seine moralische Integrität angesichts der Finanzaffären der RPR 

                                                 
1416  Vgl. Beauvallet 2007, S. 88 
1417  Vgl. Bréchon 2004, S. 170f. Es war ein Sieg für die Linken vorausgesagt worden, jedoch verloren die Linken 20 Städte mit über 30.000 
 Einwohnern. Sie gewannen hingegen Paris und Lyon. Es blieb umstritten, ob es sich nun um eine Niederlage der Linken oder um einen 

 Sieg gehandelt hatte. Fakt war, dass die Linken erstmals seit 1977 weniger Städte regierten. Die Kantonalwahlen, die ebenfalls im März 

 2001 stattfanden, bestätigten die Verluste für die Sozialisten jedoch nicht. 
1418  Es kandidierten im linken Lager: Lionel Jospin (PS), Robert Hue (PCF), Christiane Taubira (PRG), Noël Mamère (Verts), Jean-Pierre 

 Chevènement (Pôle républicain), Arlette Laguiller (Lutte ouvrière), Olivier Besancenot (Ligue communiste révolutionnaire), Daniel 

 Gluckstein (Parti des travailleurs) sowie der schwer einzuordnende Jean Saint-Josse (Chasse, pêche, nature et traditions), vgl. Bréchon, 
 Denni 2008, S. 52 
1419  Vgl. Bréchon, Denni 2008, S. 51 
1420  So polemisierte Chevènement beispielsweise über „Josrac et Chipin“, vgl. Bréchon 2004, S. 171f. 
1421  Vgl. Bréchon 2004, S. 172ff. 
1422  Vgl. Bréchon, Denni 2008, S. 52f. 
1423  Jospin erklärte im Februar 2002: „Je suis socialiste d‟inspiration, mais le projet que je propose au pays n‟est pas un projet socialiste“.  
 Bréchon, Denni 2008, S. 51 
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– zu seinen Gunsten auswirkte. Auf diese Art und Weise konnte er aber nicht die Wähler für 

den ersten Wahlgang mobilisieren.
1424

  

Diese Strategie wird als Ursache für Jospins Niederlage im ersten Wahlgang gesehen, in dem 

Chirac 19,9 Prozent der Stimmen, Le Pen 16,9 Prozent und er selbst 16,2 Prozent erhielt. An-

stelle von Jospin nahm somit der rechtsextreme Le Pen am zweiten Wahlgang teil. Im ersten 

Wahlgang hatten nur 52 Prozent der sozialistischen Wähler für Jospin gestimmt, 16 Prozent 

gaben ihre Stimme einem Kandidaten der extremen Linken und sieben Prozent der Stimmen 

gingen an Jean-Pierre Chevènement. Diese Verteilung der Stimmen im linken Lager hatte 

maßgeblich zur Niederlage Jospins beigetragen.
1425

 Dabei ist der Anteil der Stimmen für die 

extreme Linke von sechs Prozent 1988 über neun Prozent 1995 auf 16 Prozent 2002 enorm 

angestiegen. Konnten 1988 Mitterrand und Chirac 53,7 Prozent der Stimmen auf sich verei-

nen, waren es 1995 bei Chirac und Jospin noch 43,7 Prozent, so fiel der Prozentsatz 2002 auf 

35,3 Prozent.
1426

 Jospin zog sich angesichts des Wahlausgangs vollständig aus der Politik 

zurück. 

Die fragmentierten und protestgeleiteten Muster von Parteienunterstützung – wie sie sich bei 

den Europawahlen 1999 gezeigt hatten – beeinflussten 2002 auch erstrangige Wahlen. Für die 

PS wurde deutlich, dass sie die Wählerschaft der unteren Schichten an den linken und den 

rechten politischen Rand verloren hatte. Die Front national gehört zu den rechtsextremen 

Parteien in Europa mit dem höchsten Arbeiteranteil in ihrer Wählerschaft. Der Niedergang der 

PCF hatte am linken politischen Rand zu einer Stärkung der extremen Linken und der sozia-

len Bewegungen geführt. Die PS konnte von dieser Mobilisierung nicht profitieren.  

„Cette incapacité à mobiliser l„électorat le plus populaire a contribué à la défaite systé-

matique du PS après chacun de ses retours au pouvoir (en 1986, 1993, 2002).“
1427

 

Die Ausgangslage für die Parlamentswahlen am 9. und 16. Juni 2002 war damit für die Sozia-

listen schlecht. Im zweiten Wahlgang der Präsidentschaftswahlen hatten sie für Chirac stim-

men müssen, um einen rechtsextremen Präsidenten in Frankreich zu verhindern. Zudem hat-

ten sie sich im Wahlkampf gegen eine erneute Kohabitation ausgesprochen. Vor den Wahlen 

trafen die Sozialisten mit den Kommunisten, linken Radikalen und Grünen Absprachen. Die 

Sozialisten konnten zwar Stimmen hinzu gewinnen, verloren aber im Vergleich zu den Wah-

len von 1997 nahezu 100 Sitze in der Nationalversammlung (141 Abgeordnete im Vergleich 

                                                 
1424  Vgl. Jaffré 2003, S. 234f. 
1425  Vgl. Jaffré 2003, S. 229 
1426  Vgl. Jaffré 2003, S. 236 
1427  Lefebvre, Sawicki 2006, S. 39 
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zu 248 Abgeordneten 1997).
1428

 Die extreme Linke konnte ihr Ergebnis der Präsidentschafts-

wahlen nicht wiederholen.  

Das Frühjahr 2002 stürzte die Sozialisten in eine der weitreichendsten Identitätskrisen ihrer 

Geschichte, die ihre Beziehungen zum politischen System als Ganzes in Frage stellte – ihre 

Art der Machtausübung, ihre Programmatik, ihr Verhältnis zu den Institutionen und zu den 

Wählern. Die Wahlniederlage traf die PS umso mehr, weil sie zum ersten Mal in ihrer Ge-

schichte das Gefühl hatte, gut regiert und das Vertrauen einer Mehrheit der Franzosen gewon-

nen zu haben.
1429

  

Die Europäische Integration spielte im Wahlkampf und bei der Wahlentscheidung eine unter-

geordnete Rolle.
1430

 Es gehörte zum Pflichtprogramm eines jeden Kandidaten, zur Europäi-

schen Integration Stellung zu beziehen. Eine vertiefte Diskussion war dagegen – wie bei den 

Parlamentswahlen 1997 – weder für Chirac noch für Jospin ratsam, da beide Wählerschaften 

diesbezüglich gespalten waren. Europa war jedoch ein Gegenstand des Diskurses der Parteien 

an den politischen Rändern. Für Jean-Marie Le Pen hatte Europa eine zentrale Bedeutung, um 

den Rückgang (recul) Frankreichs zu erklären. Der linksextreme Glückstein sah in Europa 

eine Bedrohung für die Arbeiter und Bauern sowie für die französischen Gemeinden. Der 

grüne Mamère wollte hingegen mit Europa eine neue Ebene der politischen Reflexion über 

Umweltfragen schaffen. Bayrou konnte sich als Vertreter der ausgewiesen pro-europäischen 

Partei UDF im rechten Lager über die Europafrage profilieren. Nur Arlette Laguiller von Lut-

te ouvrière erwähnte die Europäische Integration in ihren Wahlaussagen (profession de foi) 

nicht.  

Bei der Wahlentscheidung wurde – wie in Ansätzen bereits bei den Parlamentswahlen 1997 – 

ein Zusammenhang deutlich zwischen der Haltung zu sozialen und wirtschaftlichen Fragen 

und der Sichtweise des Integrationsprozesses.
1431

 In der pessimistischen Beurteilung der sozi-

alen und wirtschaftlichen Lage des Landes verstärkt der Europäische Integrationsprozess die 

Tendenz, die soziale Umwelt als bedrohlich wahrzunehmen. Die postmaterialistische Kon-

fliktlinie war damit im Wahlkampf zentral, was durch die regelmäßige Referenz an die Euro-

päische Integration im politischen Diskurs von Le Pen in Verbindung mit anti-

universalistischen, xenophoben, autoritären und traditionellen Werten bestätigt wird.
1432

 

                                                 
1428  Vgl. Bréchon 2004, S. 174f. 
1429  Vgl. Jaffré 2003, S. 247; 224 
1430  Vgl. Belot, Cautrès 2004 
1431  Vgl. Belot, Cautrès 2004, S. 123ff. Die Analyse beruht auf der Auswertung der politischen Diskurse der einzelnen Kandidaten sowie 

 dem Panel électoral français von 2002.  
1432  Vgl. Belot, Cautrès 2004, S. 133 
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4.7.5  Organisation: Ausweitung der innerparteilichen Debatte  

Die Beziehungen zwischen der Exekutive, der Legislative und der Partei wurden mit dem 

Amtsantritt Jospins neu bewertet. So erklärte Jospin, auf den Gebrauch des Artikels 49.3 zu 

verzichten und die Mehrheitsfraktion auf diese Weise nicht unter Druck zu setzen.
1433

 Er ver-

pflichtete sich auch, die Rechte der Opposition zu achten und das Parlament – anknüpfend an 

die Tradition der III. Französischen Republik – wieder zu einem Ort der Regierungskommu-

nikation zu machen. Mit dieser Selbstverpflichtung begründete er eine neue Ethik des Regie-

rens, die dem Eindruck einer volksfernen politischen Klasse, der durch die zahlreichen Skan-

dale und Affären entstanden war, entgegenwirken sollte.
1434

 

In der Europapolitik profitierten die Abgeordneten der Nationalversammlung von dem erwei-

terten Handlungsspielraum des Parlaments seit dem Vertrag von Maastricht sowie einer Stär-

kung der Rechte der Nationalversammlung seit der Regierungszeit Balladurs. Jospin wies 

seine Minister in einem circulaire vom Dezember 1999 an, die parlamentarischen Entschlie-

ßungen bei Verhandlungen auf europäischer Ebene zu berücksichtigen.
1435

 In der Regierungs-

zeit Jospins waren unterschiedliche Phasen der europapolitischen Aktivität mit unterschiedli-

chen Akteuren zu beobachten. Während François Mitterrand gemeinsam mit der Regierung 

die Europapolitik definierte und die Partei entweder die europapolitischen Fragen nachholend 

diskutierte oder komplementär behandelte, entfaltete auch die Regierung Jospin zunächst ver-

schiedene europapolitische Initiativen zum Beispiel für den Beschäftigungsgipfel in Luxem-

burg. Ende der 1990er Jahre hielt sie sich jedoch europapolitisch zurück. Die Parteibasis dis-

kutierte bei der Convention nationale Europe-Nation, an der sozialistische Regierungsvertre-

ter praktisch nicht beteiligt waren. Insgesamt war der Kreis der europapolitischen Akteure 

oder zumindest der Teilnehmer der parteiinternen Debatte größer als noch zu Zeiten der Prä-

sidentschaft Mitterrands. Sowohl nationale als auch europäische Abgeordnete wurden ver-

stärkt eingebunden – ebenso die Föderationen.
1436

 

Das zunehmend pluralistische Meinungsbild innerhalb der Partei spiegelte sich auch im Nati-

onalsekretariat der Partei wider. Es war ein Bestreben Hollandes, möglichst viele verschiede-

ne Strömungen in das Nationalsekretariat einzubinden, um sie auf diese Weise zu kontrollie-

ren.
1437

 Das Sekretariat für Internationales wurde zunächst von Pierre Guidoni geleitet, der im 

Jahr 2000 verstarb. Ihm folgte Henri Nallet. Nallet war bis 1985 agrarpolitischer Berater Mit-

terrands und gehörte zum bereits beschriebenen milieu décisionnel communautaire français. 

                                                 
1433  Vgl. Müller-Brandeck-Bocquet 2004, S. 159 
1434  Vgl. Christadler 1999, S. 49 
1435  Vgl. Krell 2009, S. 371; Vgl. zu den Mitwirkungsrechten des Parlaments Schild 2002a; Szukala 2003 oder Quermonne 1998  
1436  Vgl. Krell 2009, S. 384ff.; vgl. auch Wielgoß 2002, S. 101 
1437  Vgl. Noblecourt 29.11.1997 
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Auch war er einige Male Minister einer sozialistischen Regierung.
1438

 Von 1995 bis 2003 

gehörte er dem Bureau national sowie dem Nationalsekretariat an.  

Nallet versuchte ab 1997, die innerparteiliche Debatte innerhalb des Europasekretariats mit-

hilfe der Commission Europe neu zu beleben. Sein Ziel war es, die Europaabgeordneten stär-

ker einzubinden. Sein Engagement entsprach auch der Forderung der Vorsitzenden der fran-

zösischen sozialistischen Delegation im Europäischen Parlament, Pervenche Berès. Das Tref-

fen einmal im Jahr bei den journées parlementaires reiche nicht aus, so Berès.
1439

 Laut Nallet 

bestand die Commission Europe anfangs aus 50 bis 60 Personen. In den Jahren bis 2002 hät-

ten jedoch um die 100 Personen innerhalb der Partei diskutiert, Berichte ausgetauscht und an 

Treffen teilgenommen, so Nallet.
1440

 Berès erklärte, dass die Commission Europe unter Nallet 

nicht schlecht funktioniert habe. Zwar seien noch immer weniger europäische als nationale 

Abgeordnete gekommen, aber es habe eine Zusammenarbeit gegeben.
1441

 So beteiligten sich 

die Europaabgeordneten auch verstärkt an den Debatten der Partei und Ende der 1990er Jahre 

auch an der Vorbereitung der europapolitischen Parteitage, „was – trotz des sich mit ihrem 

Arbeitsschwerpunkt überschneidenden thematischen Fokus – bis dato nicht selbstverständlich 

war“.
1442

 

Zudem integrierte Nallet auch die regionalen Europasekretäre in die europapolitische Wil-

lensbildung auf nationaler Ebene.
1443

 So datiert Maurice Braud, Leiter der Internationalen 

Abteilung der PS (département international), die verstärkte Einbindung der regionalen Sek-

retäre für Europa auf das Jahr 1997. Die Parteiführung habe zwar schon zuvor die Bildung 

von Europasekretariaten auf regionaler Ebene gefordert, aber das sei nicht überall realisiert 

worden. Die Partei habe Schwierigkeiten, die Europathematik auf allen Ebenen der Partei 

lebendig zu halten.
1444

 Nallet versuchte, die Bildung von regionalen Europasekretariaten zu 

systematisieren. Er strebte an, dass in jeder Föderation jemand die europäische Aktualität ver-

folgte.
1445

 Bei den regelmäßigen Treffen der Vorsitzenden der Föderationen versuchte Nallet, 

die regionalen Sekretäre für Europa einzubeziehen. So hätten die Treffen mit den regionalen 

                                                 
1438  Nallet war von 1985 bis 1986 und von 1988 bis 1990 Landwirtschaftsminister und von 1990 bis 1992 Justizminister. Ferner war er von 
 1986 bis 1988 und von 1997 bis 1999 Abgeordneter der Nationalversammlung. Von 1997 bis 1999 führte er den Vorsitz der Delegation 

 der französischen Nationalversammlung zu Europa. 2003 verließ er die Politik und wechselte in die Privatwirtschaft. 
1439  Interview mit Pervenche Berès: Les enjeux nationaux et européens sont mêlés. In: L‟hebdo des socialistes, 24. septembre 1999, S. 8: „Je 
 suis sûre que le seul moyen de progresser pour diminuer le caractère parallèle de nos travaux, c‟est de multiplier les rencontres. On le 

 fait une fois par an, c‟est un peu une „grande messe“ mais il est vrai qu‟il faut profiter de ces journées parlementaires pour mettre 

 en place des choses plus concrètes, plus sectorielles, sur des sujets particuliers. (…) Bref, les députes et sénateurs doivent se sentir 
 également concernés par notre agenda.“ 
1440  Vgl. Rüther – Henri Nallet 05.04.2006 
1441  Vgl. Rüther – Pervenche Berès 11.04.2006b 
1442  Vgl. Krell 2009, S. 372 
1443  Vgl. Wielgoß 2002, S. 101 
1444  Vgl. Rüther – Maurice Braud 17.03.2006; Rüther – Maurice Braud 28.09.2005; Rüther – Henri Nallet 05.04.2006 
1445  Vgl. Rüther – Henri Nallet 05.04.2006 
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Sekretären zwar nicht zu wirklichen Debatten geführt, jedoch sei es das Ziel gewesen, dass 

die Föderationen sich den europäischen Diskurs aneigneten.
1446

  

Sieben Jahre habe er sich in der Partei um die europäischen Fragen gekümmert, so erzählt 

Nallet in der Rückschau, aber es sei unmöglich gewesen, die Mitglieder des Bureau national 

und die Führungskräfte für Europa zu interessieren.  Er sei geschätzt und respektiert worden, 

alle drei Monate habe er einen Bericht über Europa, über die SPE und die jüngsten Debatten 

vorgelegt, aber niemand habe sich dafür interessiert. Die großen batteurs de foi, die man bei 

der Kampagne zum Verfassungsreferendum gehört habe – wie Emmanuelli, Fabius oder Mé-

lenchon – hätten ihm nie eine Frage gestellt.
1447

 Auch sei es ihm nicht gelungen, zum Nach-

denken über die Konsequenzen der Osterweiterung anzuregen. Kaum einer habe die Beitritts-

kandidaten gekannt, obwohl man doch mit den dortigen Führungskräften politische Gesprä-

che hätte führen müssen. Er habe bei seiner letzten Rede im Bureau national deutlich ge-

macht, dass die Europäische Union seit einigen Jahren schlecht funktioniere. François Hol-

lande habe ihn zur Seite genommen, da er so etwas doch nicht sagen könne.
1448

  

Der Vergleich mit der Organisation der europapolitischen Willensbildung der SPD zeigt al-

lerdings, dass das Desinteresse von Parteiführung und -basis, die geringen Einflussmöglich-

keiten der Europaabgeordneten sowie der Vorrang nationaler Interessen ebenfalls bei der 

deutschen Schwesterpartei zu beobachten sind. Auch innerhalb der SPD war der Parteivor-

stand nicht in der Lage, Themen zu positionieren und debattieren zu lassen. Der Parteiapparat 

konnte seinerseits neben dem Alltagsgeschäft nicht die Erarbeitung von komplexen europapo-

litischen Themen gewährleisten. Ähnlich wie bei der PS stärkten die organisatorischen Män-

gel den Einfluss von individuellen Akteuren – hier vor allem der Parteiführer, aber auch ande-

rer einflussreicher Akteure.
1449

 

4.7.6  Transnationales: Jospins linker Realismus und Blairs Dritter Weg 

Mit den Wahlsiegen von Lionel Jospin in Frankreich, von Tony Blair in Großbritannien und 

Gerhard Schröder in Deutschland entstand für die Sozialdemokratie in Europa eine einmalige 

Situation. Nie zuvor wurden die drei größten Mitgliedstaaten der Europäischen Union gleich-

zeitig von Sozialdemokraten geführt. Insgesamt waren die Sozialdemokraten an 13 von 15 

Regierungen in der Europäischen Union beteiligt.
1450

 Für Jacques Delors befanden sie sich 

damit an einem Scheideweg. Wenn die Sozialdemokraten innerhalb der nächsten fünf Jahre 

                                                 
1446  Vgl. Rüther – Maurice Braud 17.03.2006 
1447  Vgl. Rüther – Henri Nallet 05.04.2006 
1448  Vgl. Rüther – Henri Nallet 05.04.2006 
1449  Auch wenn die Europapolitik als elitäre Politik beschrieben wird, so trägt die Programmkommission des Parteivorstands, die  

 Europainteressierte und die Europaabgeordneten versammelt, zum europapolitischen Sachverstand der Partei bei. Die Basis wird in 

 der Regel nicht eingebunden. Vgl. hierzu ausführlich Stroh 2004, S. 523ff. 
1450  Vgl. Ladrech 2000, S. 2 
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nicht zeigen würden, dass Europa politische Macht habe und sich diese nicht in einem deutli-

chen Rückgang der Arbeitslosigkeit zeige, dann würden die Sanktionen furchtbar sein.
1451

 

In den Jahren nach dem französischen Referendum über den Vertrag von Maastricht hatten 

die Vertrauens- und Repräsentationskrise sowie der eingeschränkte Handlungsspielraum der 

nationalen Regierungen zu einem Rückzug in nationale Politik und franko-französische De-

batten geführt. Die Situation der Krise und der alternativlosen Politik begünstigte, so die The-

se von Robert Ladrech, Lern- und Sozialisationsprozesse bei den sozialdemokratischen Ak-

teuren, die sich nach Europa öffneten. Hierzu trug auch politisches Kalkül bei. 

„Europeanization (…) serves to bridge the gap between a rationalist pursuit of interests 

and the specific characteristics of the actors, in this case social democratic party politi-

cians. I suggest that in the exchanges (…) among European social democrats – together 

with the more general desire to overcome the uncertainty generated by the social-

democratic dilemma – many participants have come to use European-level forums in a 

problem-solving capacity.“
1452

 

Jospin betrieb eine aktive Politik auf europäischer Ebene, um die Ausrichtung des Integrati-

onsprozesses zu verändern. Er war kein idealistischer Anhänger eines föderalen Europas und 

gab nicht vor, dass die französischen Sozialisten allein die Politik in der Europäischen Union 

gestalten und ihre Sichtweise durchsetzen konnten.
1453

  

„Faisons vivre nos idées en France et en Europe. Cela ne vaut pas dire: imposons nos 

oukases. Nous n‟avons pas la volonté de faire la leçon aux autres peuples, et nous 

n‟avons pas le pouvoir d‟imposer nos diktats ou nos idées ou même nos préférences aux 

gouvernements européens rassemblés en Conseil. (…) En ce qui concerne le pacte de 

stabilité et de croissance, nul doute que nous sommes loin du compte. Pourtant, en no-

vembre de cette année, alors que depuis vingt-cinq ans sans doute, jamais l‟emploi 

n‟avait été mis à l‟ordre du jour d‟un Sommet européen en tant que tel, nous sommes 

parvenus à ce qu‟il en soit ainsi.”
1454

 

Innerhalb der SPE nahm die Bedeutung der Treffen der Parteiführer und Regierungschefs zu. 

Zwar haben diese Treffen laut Statuten keine beschlussfassenden Kompetenzen, aber sie ge-

ben wichtige Impulse und führen zu gemeinsamen Standpunkten. Insbesondere im Vorfeld 

der Sitzungen des Europäischen Rats haben sie sich zu einem „kleinen Parteitag“ der Vorsit-

zenden entwickelt. Hinzugekommen ist ebenfalls ein Treffen der Fachminister und seit 1996 

treffen sich die sozialdemokratischen Minister für fast alle Räte der Europäischen Union.
1455

 

Auch für die deutsche SPD entwickelte sich die Zusammenarbeit in der SPE zu einer erfolg-

reichen Strategie, um sich von konservativer Politik abzugrenzen. Die Konzentration auf 

                                                 
1451  Vgl. Jacques Delors, zitiert nach Ladrech 2000, S. 54 
1452  Ladrech 2000, S. 61 
1453  Vgl. Ladrech 2000, S. 64 
1454  Intervention de Lionel Jospin au Congrès de Brest. In: L‟hebdo des socialistes, 28. Novembre 1997, S. 11; 
1455  Vgl. Maurer, Mittag 2006, S. 172f. 
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wichtige sozialdemokratische Themen, wie die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, erhöhte 

zudem die Einigkeit unter den Mitgliedsparteien.
1456

  

Die Arbeit in der SPE war vor allem eine Angelegenheit der Parteiführung und beeinflusste 

die mittlere Führungsebene der Partei kaum.
1457

 Nicht nur für die Parti socialiste gilt, dass 

Parteiführung bzw. Regierung in vielerlei Hinsicht die Sichtweise der Partei auf Europa be-

stimmen. Der Informationsvorsprung gegenüber den Parteimitgliedern über die oft als kom-

plex empfundene europäische Politik ist groß. Die innerparteilichen Debatten sind somit ab-

gekoppelt von der europäischen Politik – wie beispielsweise die Debatte über das Europäische 

Manifest zur Europawahl 1999 innerhalb der Parti socialiste gezeigt hat. 

Das Parteiennetzwerk der SPE hat sich für sozialdemokratische Parteien in der zweiten Hälfte 

der 1990er Jahre als ein geeignetes Forum erwiesen, parteipolitische Interessen auf europäi-

scher Ebene einzubringen.
1458

 Jede Arena, in der sich eine Partei bewegt, bedarf einer geeig-

neten Form der Parteienaktivität, wie bereits Friedrich festgestellt hatte. Innerhalb der Europä-

ischen Union und des Europäischen Mehrebenensystems liegt die Besonderheit in der Zu-

sammenführung von verschiedenen Strängen der Willensbildung zu einem Gesamtprozess. Es 

gibt kein Entscheidungsmonopol und die Anzahl und Art der beteiligten Akteure variiert. Par-

teiennetzwerke sorgen in diesem komplexen Entscheidungsprozess für Kohärenz.
1459

  

Als Beispiel für eine kohärente Politik führt Ladrech die Integration eines Beschäftigungska-

pitels in den Amsterdamer Vertrag an. Dieses sei nicht als fertiger Entwurf einfach aus der 

Schublade geholt worden, sondern Ergebnis von interner Koordination und Kooperation im 

Vorfeld gewesen.
1460

 So erstellte beispielsweise die französische Sozialistin Elisabeth Guigou 

das Reflexionspapier der SPE für die Regierungskonferenz zum Amsterdamer Vertrag. Auch 

die Kritik an der Wirtschafts- und Währungsunion, die Ende der 1990er Jahre formuliert wur-

de, sei lange zuvor innerhalb der SPE vorbereitet worden. Die ECOFIN-Treffen der Finanz-

minister der Mitgliedsparteien inklusive der Oppositionsvertreter waren ein erster Versuch 

einer gemeinsamen linken Wirtschaftspolitik in Europa. Für Ladrech war die SPE weniger 

erfolgreich in konkreten Vereinbarungen, als dadurch, dass sie die Debatte veränderte und die 

neoliberale Ausrichtung der Europäischen Union thematisierte.
1461

  

Im Rückblick sieht Henri Nallet die Erfolge der sozialdemokratischen Regierungsmehrheit in 

Europa kritisch. Man habe nichts daraus gemacht. Jedes Mitglied in der SPE habe sein Land 

vertreten, was dem gemeinsamen Handeln Grenzen gesetzt habe. Die Parteiführer seien es 

                                                 
1456  Vgl. Stroh 2004, S. 531f. 
1457  Vgl. Rüther – Alain Bergounioux 19.04.2006 
1458  Vgl. Ladrech 2000, S. 83 
1459  Vgl. Ladrech 2000, S. 90 
1460  Vgl. Ladrech 2000, S. 112  
1461  Vgl. Ladrech 2000, S. 118ff. 
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nicht gewöhnt zusammenzuarbeiten. Es habe keine politischen, sondern taktische Debatten 

gegeben. Er habe nicht gesehen, dass eine europäische Sozialdemokratie als Netzwerk funkti-

oniert habe.
1462

 Auch die Interaktionsstrukturen der deutschen und französischen Sozialdemo-

kraten von 1997 bis 2001 zeigen eine abnehmende Zusammenarbeit.
1463

 Mit den jeweiligen 

Regierungsübernahmen 1997 respektive 1998 in Frankreich und Deutschland brach der Kon-

takt in den gemeinsamen Arbeitsgruppen ab. Auch die anfängliche Abstimmung zwischen 

dem deutschen und französischen Finanzminister Oskar Lafontaine und Dominique Strauss-

Kahn wurde durch ihre Rücktritte im Jahr 1999 beendet.
1464

  

Die europa-kritischen Flügel der SPD und der PS nahmen hingegen 1999 Kontakt auf. So 

kam es zu einer gemeinsamen Erklärung der Parteilinken und zur Gründung des Clubs „So-

ziale Republik Europas“ im Jahr 1999. Die Gauche socialiste der PS und der Frankfurter 

Kreis der SPD (seit 2001 Forum demokratische Linke 21) kritisierten in einer gemeinsamen 

Erklärung, dass die Neoliberalen die Europäische Integration dazu genutzt hätten, um Sozial-

abbau durchzusetzen. Die sozialdemokratischen Parteien müssten eine politische Alternative 

anbieten. Beim Kongress der SPE im Mai 2001 in Berlin legte der Club „Soziale Republik 

Europas“ ein kritisches Positionspapier vor. Der Club bemängelte die fehlende Einbindung 

der Parteimitglieder auf europäischer Ebene, was den Erfolg des sozialliberalen Denkens auf 

europäischer Ebene ermöglicht habe.
1465

 Er forderte ferner eine Revision der Statuten der 

SPE, um die innerparteiliche Demokratie zu fördern. 

„Structurally, however, the Social Republic Club lacks sufficient funds to make a sub-

stantial impact and its members have also antagonised potential sympathisers with an 

approach that is considered to be too confrontational.”
1466

 

Die Bewertung der transnationalen Zusammenarbeit der europäischen Sozialdemokratie ist 

somit zwiespältig. Innerhalb der europäischen Sozialdemokratie gab es Anzeichen für eine 

gemeinsame Problemwahrnehmung und ähnliche Reaktionsstrategien. Dazu zählen laut Lad-

rech eine bescheidenere Rolle des Staates, eine Neubestimmung der Mittel zur Zielerreichung, 

eine Anerkennung des durch den Integrationsprozess eingeschränkten nationalen Handlungs-

spielraums sowie die Notwendigkeit, die parteipolitische Position zur Europäischen Integrati-

on aus ihrer Ambivalenz herauszuführen.
1467

 Innerhalb der europäischen Sozialdemokratie hat 

die ideologische Interpretation diese Veränderungen jedoch zu neuen Differenzen geführt. 

                                                 
1462  Vgl. Rüther – Henri Nallet 05.04.2006 
1463  Vgl. Wielgoß 2002, S. 185ff. 
1464  Vgl. hierzu beispielsweise Lafontaine, Strauss-Kahn 14.01.1999 
1465  Vgl. Gauche socialiste, Frankfurter Kreis 1999, S. 12; vgl. auch Olivier 2005, S. 167; 172 
1466  Day 2005, S. 70 
1467  Vgl. Ladrech 2000, S. 64ff. 
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Der britische Vorschlag eines Dritten Wegs war als großes Reformprojekt gedacht, das der 

britische Premier Tony Blair gemeinsam mit seinem soziologischen Berater Anthony Giddens 

für die europäische Sozialdemokratie des 21. Jahrhunderts entwickelte hatte. Die anfänglich 

mit hoher politischer Brisanz und publizistischer Reichweite geführte Debatte
1468

 nahm aller-

dings um die Jahrtausendwende an Intensität ab, um eine Spaltung der Sozialdemokratie zu 

verhindern. Der Dritte Weg verlief zwischen dem radikalen Neoliberalismus der 1980er Jahre 

und der etatistisch-korporatistischen Sozialdemokratie nach 1945. Der deutsche Bundeskanz-

ler Gerhard Schröder schloss sich mit seinen Ideen zur „Neuen Mitte“ dem Willen zur Mo-

dernisierung der Sozialdemokratie an und forderte in dem gemeinsam mit Blair im Juni 1999 

verfassten Papier „Der Weg nach vorne für Europas Sozialdemokraten“, die historische 

Chance zur Erneuerung nicht verstreichen zu lassen. Die Politik des Dritten Wegs und der 

Neuen Mitte sollten Europas neue Hoffnung sein.
1469

  

Der Dritte Weg bewertet die Globalisierung der Finanzmärkte, die Europäisierung der Güter-

märkte und den Standortwettbewerb positiv, da sie die Modernisierung von Wirtschaft und 

Gesellschaft vorantreiben. Nicht zuletzt die Akzeptanz der Globalisierung als Restriktion und 

Ressource hat den Theoretikern des Dritten Wegs den Vorwurf des Neoliberalismus einge-

bracht.
1470

 Mit dem Neoliberalismus teilen sie die Annahme, dass der Staat nicht in die Märk-

te intervenieren, die Haushaltskonsolidierung prioritär behandeln, die Erhöhung der wohl-

fahrtsstaatlichen Ausgaben verhindern und die Unabhängigkeit der Europäischen Zentralbank 

bewahren sollte. Die Theoretiker des Dritten Wegs kritisieren hingegen den Neoliberalismus, 

weil dieser keine Verantwortung für die politischen und sozialen Ergebnisse des Marktge-

schehens übernimmt.  

Sie berufen sich wie die traditionelle Sozialdemokratie auf die soziale Gerechtigkeit. Hierbei 

handelt es sich allerdings um eine Verhinderung sozialer Marginalisierung durch die Herstel-

lung von Chancengleichheit: „Giddens geht es also weniger um die Kosmetik der Phänomene 

als um die Beseitigung der Ursachen“.
1471

 Der Entwurf fordert daher eine aktive Beschäfti-

gungs- und Bildungspolitik. Auch soll die persönliche Verantwortlichkeit eines jeden Bürgers 

gestärkt werden. Die Rahmenbedingungen hierfür muss der Staat schaffen.  

„Man könnte dies einen renovierten sozialdemokratischen Gesellschaftsvertrag nennen. 

Der Vertragskontrahent und das Vertragsergebnis sind nun immer weniger der 

                                                 
1468 Merkel 2000, S. 264; Das 1999 veröffentliche Schröder-Blair-Papier wurde beispielsweise in Großbritannien nahezu ignoriert, da die 

 1997 und 1998 geführte Debatte zu einem Stillstand gekommen war, vgl. zum Verlauf der Debatte Cuperus et al. 2001a 
1469  Blair, Schröder 1999, S. 896; Kritiker behaupten, es habe sich um den Versuch einer „nachholenden Programmierung“ (Bernhard 

 Wessels) gehandelt bzw. um eine „Ex-post-Begründung jenes politischen Handelns, das in erster Linie dem Instinkt der Handelnden 

 Blair und Schröder entsprang“. Oskar Lafontaine habe die SPD nicht wegen des Dritten Wegs verlassen, sondern wegen der Prozesse in 
 der Partei, die ein solches Papier möglich gemacht hätten. Die machtorientierten, ideologisch kaum festgelegten Fraktionen innerhalb 

 der sozialdemokratischen Parteien hätten die Oberhand gewonnen und für ihr Handeln Argumente gesucht. Vgl. Kister 10.05.2007 
1470  Vgl. hierzu und zum Folgenden Merkel 2000, S. 274ff. 
1471  Merkel 2000, S. 280 
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benevolent-paternalistische (Wohlfahrts-)Staat, sondern ein Staat, der stärker im libera-

len (Chancengleichheit) und kommunitaristischen Verständnis (Gemeinschaft vor den 

negativen Auswirkungen der Individualisierung schützen) wurzelt.“
1472

 

Lionel Jospin reagierte auf dem Kongress der Sozialistischen Internationale im November 

1999 in Paris auf das Konzept des Dritten Wegs und forderte seine Zuhörer auf, eine kritische 

Haltung zum Kapitalismus zu bewahren. Die französischen Sozialisten beanspruchten ihrer-

seits ein neues sozialdemokratisches Modell, das sie während ihrer thematischen Conventions 

nationales im Jahr 1996 entwickelt hatten. Sie waren verärgert über die gemeinsame Initiative 

von Tony Blair und Gerhard Schröder. Jospin lehnte sowohl die angelsächsische als auch die 

rheinische Form des Kapitalismus ab und unterstellte den Wettbewerb den Anforderungen 

von sozialer Gerechtigkeit und Gleichheit. Es gelte, die Marktwirtschaft durch die korrigie-

rende Kraft des Staates zu zivilisieren. Jospin hielt an einem Modell des aktiven Staates und 

einer voluntaristischen Politik fest. Diese war jedoch weiterhin von seinem réalisme de gau-

che geprägt – also von dem Bewusstsein der Grenzen des Machbaren.
1473

  

“Réalisme de gauche, with its active role for the state, relatively generous welfare pro-

vision, limited labour market flexibility, neo-keynesian macroeconomics and enthu-

siasm for EU macroeconomic co-ordination, has fared at least as well New Labour's 

third way, giving the lie to Blair's misleadingly monotheist view of the future of the 

left.”
1474

 

Jospins staatlich-orientierter Weg ist laut Merkel insofern bemerkenswert, weil er eine größe-

re Bereitschaft als andere sozialdemokratische Regierungen zeigte, den Kontrollverlust auf 

nationaler Ebene über die europäische Politik zu kompensieren. Das Festhalten an den Struk-

turen des Wohlfahrtsstaates zeigt die besondere Loyalität zu sozialdemokratischen Politikzie-

len, offenbart aber auch den Mangel an innovativen Antworten auf die Herausforderungen 

von wirtschaftlicher Globalisierung und gesellschaftlicher Individualisierung.
1475

 

Frankreich habe zwar eine linke Politik verfolgt, aber diese blieb erfolglos – so lautet das Er-

gebnis der Studie der Forschergruppe um Wolfgang Merkel zur Reformfähigkeit der europäi-

schen Sozialdemokratie.
1476

 Entgegen der anfänglichen Unterschiede zwischen den vier Ty-

pen der Sozialdemokratie in Europa – dem Labour-Typ, dem pragmatischen Koalitionstyp, 

dem Wohlfahrtsstaatstyp sowie dem mediterranen Typ – entwickelte Merkel 2006 drei Typen 

der Sozialdemokratie von traditionell über modernisiert bis liberalisiert. Deutschland und 

Frankreich zählen für Merkel zur traditionellen Sozialdemokratie, Schweden und Dänemark 

zur modernisierten und Großbritannien sowie die Niederlande zur liberalisierten. Sowohl bei 

                                                 
1472  Merkel 2000, S. 279 
1473  Vgl. Clift 2001, S. 171f.; vgl. auch Krell 2009, S. 373 
1474  Clift 2001, S. 179 
1475  Vgl. Merkel 2001, S. 59; 49 
1476  Vgl. Merkel et al. 2006, S. 375ff.; vgl. auch Egle 2006, S. 233ff. 
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der SPD als auch bei der PS sei ein Festhalten an bisherigen Zielen und Instrumenten zu be-

obachten. Es habe trotz der neuen Herausforderungen für sozialdemokratische Regierungen 

keine neuen Politikinstrumente oder Ziele gegeben.
1477

 

Im Einzelnen sieht Merkel sowohl in Deutschland als auch in Frankreich eine geringe Re-

formtiefe. Während die PS sich grundsätzlich an traditionellen Politikmustern orientiere, sei 

bei der SPD ab 2002 ein Wandel zu beobachten. Die Agenda 2010 deute bei der SPD auf ei-

nen Übergang zur liberalisierten Sozialdemokratie hin. Bis 2002 habe sie allerdings vor unpo-

pulären Reformen zurückgeschreckt. Die französischen Sozialisten entsprachen hingegen dem 

klassischen Bild der Sozialdemokratie: Umverteilung und Ausbau von Sozialleistungen hatten 

Vorrang vor Haushaltskonsolidierung.
1478

 

Merkel erklärt das Festhalten von PS und SPD an der traditionellen Sozialdemokratie mit ih-

rer innerparteilichen ideologischen bzw. regionalen Fragmentierung. Ferner spielt auch der 

Parteienwettbewerb eine Rolle. Die fragile Gauche plurielle hat demnach eine Modernisie-

rung oder Liberalisierung der PS verhindert. Auch führte die in Frankreich in beiden politi-

schen Lagern verbreitete Vorstellung eines starken Staats zu der Sorge, von der neo-

gaullistischen Partei „links überholt“ zu werden.
1479

 Die folgende Tabelle zeigt, dass auch das 

Reformpotential der SPD geringer als das der Labour-Party war.
1480

 

 Programmatische 

Anpassung an Globali-

sierungsdiskurs 

Organisation und 

Willensbildung 

Ausmaß staatli-

cher Finanzie-

rung am Haushalt 

der Partei 

Politische und 

personelle Ver-

knüpfung mit 

Gewerkschaften 

SPD Nein, traditionelles 

Programm 

Fragmentiert  

(regional) 

Mittel Mittel 

PS Nein, Revitalisierung 

linker Werte in Opposi-

tion 

Fragmentiert  

(ideologisch) 

Hoch Schwach 

Labour Ja, radikale Erneuerung 

in Opposition 

Zentralisiert Gering Mittel  

Quelle: Merkel et al. 2006 

Die Ausgangsüberlegung der einmaligen historischen Gelegenheit durch die sozialdemokrati-

sche Mehrheit in Europa muss angesichts der hier ausgeführten Differenzierungen relativiert 

werden. Tobias Ostheim führt drei pragmatische Gründe an, warum eine konzertierte Aktion 

der sozialdemokratischen Regierungen in der Europäischen Union trotz ihrer Mehrheit 

schwierig war.
1481

 Hierzu zählt er erstens die Heterogenität der sozialdemokratischen Parteien 

                                                 
1477  Vgl. Merkel et al. 2006, S. 376; vgl. auch die Kritik von Anthony Giddens an der Unfähigkeit Deutschlands und Frankreichs, ihren 

 Wohlfahrtsstaat zu reformieren; vgl. Giddens 2007; vgl. auch Lequesne 2008, S. 135 
1478  Vgl. Merkel et al. 2006, S. 377ff. 
1479  Vgl. Merkel et al. 2006, S. 393ff. 
1480  Vgl. weitere Kriterien zum Vergleich wie institutionelle Variablen, Gewerkschaften und Tarifsysteme, Struktur der politischen  

 Ökonomie und das Politikerbe bei: Merkel et al. 2006, S. 103ff. 
1481  Vgl. Ostheim 2006, S. 408f. 
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in der Europäischen Union, die zwar durch eine institutionalisierte Zusammenarbeit in der 

SPE aufgefangen, aber nicht aufgehoben wurde. Insbesondere bei sozialpolitischen Regelun-

gen liegen die Positionen der französischen Sozialisten und der britischen Labour-Party weit 

auseinander. Zweitens gibt er zu bedenken, dass die Kosten-Nutzen-Kalküle gemeinsamer 

europäischer Politiken in jedem (sozialdemokratisch regierten) Mitgliedstaat unterschiedlich 

ausfallen können. So verursachen Maßnahmen zur Begrenzung des Steuerwettbewerbs in 

Steueroasen andere Kosten als in Hochsteuerländern. Trotz einer Mehrheitsposition innerhalb 

der Europäischen Union bleibt drittens zu berücksichtigen, dass die hohe Hürde für Entschei-

dungen mit qualifizierter Mehrheit oder gar mit Einstimmigkeit die Suche nach Kompromis-

sen erfordert. So sind parteipolitische Linien schwierig durchzusetzen. Wegen der aufgezeig-

ten Differenzen und den institutionellen Hindernissen fällt es den Wählern schwer, die Bot-

schaft der europäischen Sozialisten zu verstehen. 

4.7.7  Fazit: Europa als Antwort auf die Globalisierung – aber welches Europa? 

Die Einführung des Euro repräsentierte eine qualitative Veränderung, die wie nie zuvor den 

möglichen Einfluss der Europäischen Union deutlich machte.
1482

 So erleichterte der Euro bei-

spielsweise den Bürgern den direkten Vergleich der sozialen Realitäten in den Mitgliedstaaten 

der Europäischen Union und offenbarte eigene Defizite.
1483

 Er verlangte jedoch vor allem die 

Bereitschaft zu weiteren Kraftanstrengungen, um eine stabile europäische Währung einzufüh-

ren und auf Dauer halten zu können. Mit der Ankündigung der dritten Stufe der Wirtschafts- 

und Währungsunion war die französische Regierung erstmals gezwungen, die Europapolitik 

zu einem innenpolitischen Thema zu machen. Der unerwartete Regierungswechsel 1997 führ-

te dazu, dass sowohl Jacques Chirac als auch Lionel Jospin über Europa den Herausforderun-

gen der Globalisierung begegnen wollten.
1484

  

Jospins zentrale Botschaft war die Steuerbarkeit des Europäischen Integrationsprozesses. Wie 

in den 1980er Jahren versuchte er, die nationalen Interessen über Europa neu zu definieren. 

Im Unterschied zu den 1980er Jahren war die öffentliche Meinung Mitte der 1990er Jahre 

jedoch wesentlich skeptischer. Das Referendum von Maastricht hatte die politische Land-

schaft in Frankreich und damit auch die Ausgangsbedingungen für eine Neudefinition natio-

naler Interessen verändert. Von Jospin wurde erwartet, die Versprechen der 1980er Jahre ein-

zulösen. 

                                                 
1482  Vgl. Ladrech 2000, S. 3 
1483  Vgl. Ladrech 2002b, S. 3; vgl. auch Cautrès, Denni 2000, S. 335: „L‟euro fournit aux Européens un tel instrument commun de référence 

 pour évaluer leur réalité socioéconomique et en débattre dans un cadre plus large que celui des États nationaux.“  
1484  „Another key element in the French response to globalization – at least that of government and the main political parties – is Europe.“ 
 Gordon, Meunier 2001, S. 101 
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„L‟Union européenne a cessé d„être idéalisée. Elle se fait. Elle a donc pris tous les traits 

d‟une réalité politique conflictuelle dans la vie politique française. Les citoyens doivent 

être convaincus et non placés devant des faits accomplis.“
1485

 

Die Regierungsparteien blieben bei ihrer Definition der Europapolitik jedoch weiterhin an 

inner- und zwischenparteiliche Konflikte gebunden. Die Gauche plurielle sowie die innerpar-

teiliche Kritik zwang Jospin zu einem ambivalenten Diskurs. Er tendierte dazu – ebenso wie 

Chirac – nicht nur die Europäische Integration, sondern auch die Globalisierung in der politi-

schen Debatte auszuklammern. 

Außerhalb des Kartells der Regierungsparteien formierte sich 1998 die europa- bzw. globali-

sierungskritische Bewegung. Sie pflegte einen offenen europa-kritischen Diskurs und war frei 

von Regierungszwängen. Diese gelten für Parteien und neue politische Akteure außerhalb des 

Kartells nur in dem Maße, wie sie sich die Option offen halten wollen, selbst einmal in das 

Kartell einzutreten. Die Distanz zu den Regierungsparteien wurde jedoch immer größer, para-

doxerweise gerade weil viele ihrer Vorgänger in den Bewegungen der 1960er und 1970er 

Jahre sich inzwischen in Führungspositionen befanden – wie zum Beispiel der ehemalige 

Trotzkist Lionel Jospin.
1486

 Regierungspartei, extreme Linken und die sozialen Bewegungen 

näherten sich einander nicht an.  

Niveau des Zwanges /  

Parteientyp 

Regierungspartei (Kartellpartei) Parteien, die aus der Regierung 

ausgeschlossen sind (Anti-

Kartellparteien) 

A. Äußerer Zwang 

Kooperation auf europäischer Ebe-

ne, eingeschränkter nationaler 

Handlungsspielraum 

In der Regierung überwiegt der 

äußere Zwang: Kein Euroskepti-

zismus, selten sanfte euroskepti-

sche Diskurse bei national schlech-

ter Konjunktur 

Äußere Zwänge ohne Bedeutung, 

außer wenn die Chancen auf Re-

gierungsbeteiligung steigen: Suche 

nach internationaler Legitimation 

und Mäßigung des euroskeptischen 

Diskurses  

B. Innerer Zwang 

Wählerstimmen maximieren 

In der Opposition überwiegt der 

innere Zwang: Sanfter Euroskepti-

zismus ist möglich, wenn es hilf-

reich erscheint, um Wählerstimmen 

zu gewinnen  

 

Möglichkeit für eine Strömung 

innerhalb der Partei, einen harten, 

und radikal euroskeptischen Dis-

kurs zu führen 

 

Verpflichtung auf einen minimale 

Kohärenz mit äußeren Zwängen im 

Hinblick auf eine mögliche Rück-

kehr an die Regierung 

Harter und sanfter Euroskeptizis-

mus möglich, um sich von den 

Regierungsparteien abzugrenzen 

 

Häufig als populistisch wahrge-

nommen, da sie sich auf innere 

Zwänge konzentrieren 

Quelle: leicht verändert nach Bouillaud 2005, S. 224,  

in Anlehnung an Taggart, Szczerbiak April 2002 

                                                 
1485  Bergounioux 2008, S. 164 
1486  Vgl. Knapp 2004, S. 120 
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Der euroskeptische Diskurs entwickelte sich in der Parti socialiste nicht nur in der Oppositi-

ons-, sondern vor allem in der Regierungszeit. Dies ist umso bemerkenswerter, da es den 

französischen Sozialisten nach der verheerenden Niederlage von 1993 nur vier Jahre später 

gelungen war, das Vertrauen der Wähler zurückzugewinnen, was aus Sicht der Partei als ein 

Erfolg gewertet werden konnte. Der Gauche socialiste ging die Europapolitik Jospins jedoch 

nicht weit genug, da dieser in ihren Augen die neoliberale Grundausrichtung des Integrations-

prozesses nicht in Frage stellte. Die wachsende Entfernung von den unteren Schichten nährte 

die Kritik. Sie betonte daher trotz erfolgreicher Regierungspolitik die Notwendigkeit zur Ma-

ximierung bzw. Sicherung von Wählerstimmen. In der Analyse von Jerôme Jaffré handelt es 

sich jedoch um eine strukturelle Entfremdung der Sozialisten von den unteren Schichten:  

„La distinction entre la France qui accepte l'ouverture et celle qui prône le repli, apparue 

il y a une dizaine d'années, reste fondamentale et la contestation d'une société, qui, 

quelle que soit la volonté des politiques, creuse sans cesse ses inégalités demeure 

vive.“
1487

 

Der Euroskeptizismus erfasste in der zweiten Hälfte der 1990er Jahre eine weitere Gruppe: 

die pro-europäischen Eliten. Die Osterweiterung hat in Frankreich eine neue Kategorie von 

Euroskeptikern hervorgebracht, die sich zwar grundsätzlich loyal zum Integrationsprozess 

verhält und sich den äußeren Zwängen beugt, allerdings zunehmend Bedenken äußert. Zu den 

zurückhaltenden Kritikern zählen etwa Valéry Giscard d‟Estaing oder Jacques Delors, der im 

Januar 2000 in Le Monde erklärte, dass das politische Projekt der Gründerväter Europas von 

einer Verwässerung durch die Öffnung nach Osten bedroht sei.
1488

 Für Christian Lequesne ist 

der Erfolg des deutsch-französischen Motors in der Europäischen Union in Zeiten des Ost-

West-Konflikts das größte Hindernis für Deutschland und Frankreich, den Wandel in Europa 

zu akzeptieren. Beide seien bis heute gewöhnt, den Europäischen Integrationsprozess von 

Westeuropa aus zu denken.
1489

 

Die politische Rechte suchte eine Antwort auf die Krise der französischen Politik und den 

fehlenden europapolitischen Ehrgeiz, indem sich Liberalkonservative und Neo-Gaullisten 

unter dem Dach der Union pour un mouvement populaire (UMP) zusammenschlossen. Die 

Erweiterung der Europäischen Union war von großer Bedeutung für eine Annäherung der 

europapolitischen Positionen im rechten Lager. UDF und RPR rückten von den Vorstellungen 

der Vereinigten Staaten von Europa ab, die für die einen ein Ziel und für die anderen eine 

Schreckensvision waren.
1490

 Die Europäisierung der UMP wurde beim Gründungsparteitag im 

November 2002 deutlich betont und durch die Anwesenheit europäischer Konservativer sowie 

                                                 
1487  Jaffré 25.11.2000 
1488  Vgl. Grunberg, Lequesne 2004, S. 60ff.; kritisch zu dem Interview von Delors vom Januar 2000: Lequesne 2008, S. 140   
1489 Vgl. Lequesne 2008, S. 133 
1490  Vgl. Rüther – Alain Lamassoure 21.09.2006 



Europäisierung politischer Parteien? Optionen und Restriktionen am Beispiel der Parti socialiste von 1971 bis 2005 

263 

verschiedener Symbole nach außen getragen.
1491

 Die Liberalkonservativen unter Valéry Gis-

card d‟Estaing haben die Integration der französischen Nation in Europa in Gang gesetzt und 

damit den politischen Wettbewerb in Frankreich verändert.
1492

 Die Europäisierung des Gaul-

lismus erleichterte eine Neuausrichtung der politischen Rechten. 80 Prozent der UMP-Wähler 

stimmten im Referendum dem Europäischen Verfassungsvertrag zu. Zentrale Herausforde-

rung für die politischen Rechten bleibt bis heute das Verhältnis zur extremen Rechten und der 

verbliebenen UDF unter François Bayrou. Für die politische Linke hingegen erweist sich ihre 

Europäisierung als wesentlich schwieriger. Zwei Drittel der linken Wähler lehnten 2005 den 

Verfassungsvertrag ab.
1493

  

4.8  Europäisierung und die Spaltung der sozialistischen Partei von 2002 

 bis 2005 

4.8.1  Parteipolitik: Das Trauma vom 21. April 2002 

Die Niederlage am 21. April 2002 war für die Sozialisten traumatisch. Die Koalitionsstrategie 

der Gauche plurielle war gescheitert und die Niederlage stellte die Identität der Partei in Fra-

ge.
1494

 Es fehlte eine Integrationsfigur mit der Autorität eines François Mitterrand, um die 

ideologischen Differenzen zu überwinden. Der Kongress von Dijon im Jahr 2003 zeigte die 

innere Zerrissenheit der Partei zwischen einer sozialdemokratischen und reformorientierten 

Linie sowie einer anti-kapitalistischen Ausrichtung. Die Führung um François Hollande re-

präsentierte eine reformorientierte Linie, die anti-kapitalistische Ausrichtung vertraten zwei 

neu formierte Minderheitenströmungen um Henri Emmanuelli und Jean-Luc Mélenchon 

(Nouveau Monde) sowie um Arnaud Montebourg und Vincent Peillon (Nouveau Parti socia-

liste). Ihre Anträge erreichten beim Kongress von Dijon 16,3 Prozent bzw. 16,9 Prozent der 

Stimmen. Sie wollten die Partei für Globalisierungskritiker öffnen und im Rahmen einer VI. 

Republik die Institutionen demokratisieren. Damit umfasste die Partei utopische Globalisie-

rungskritiker, Verteidiger der sozialen Errungenschaften und realistische Sozialdemokra-

ten.
1495

 

Die wachsende Unzufriedenheit mit der Regierung von Jean-Pierre Raffarin und Präsident 

Jacques Chirac seit Beginn des Jahres 2003 erleichterte die Erfolge der PS bei den Regional- 

und Europawahlen im Jahr 2004. Nach den Regionalwahlen stellte sie in 21 von 22 Regionen 

den Präsidenten. Bei den Europawahlen erreichte die UMP nur 16,6 Prozent der Stimmen, 

während die Sozialisten mit 28,9 Prozent ihr bestes Ergebnis erzielten. Das von Chirac ange-

                                                 
1491  Vgl. Haegel 2004, S. 187f.; vgl. auch Haegel 2002; Berstein 2006 
1492  Vgl. Richard 2006, S. 166 
1493  Vgl. Richard 2006, S. 166f. 
1494  Vgl. Knapp 2004, S. 73 
1495  Vgl. Bréchon 2004, S. 175 
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kündigte Referendum über den Europäischen Verfassungsvertrag muss vor dem Hintergrund 

der Ablehnung der Regierung und einer pessimistischen Stimmung in Frankreich angesichts 

der Verschlechterung der Wirtschaftslage gesehen werden. Am 29. Mai 2005 lehnten 54,68 

Prozent der Wähler den Verfassungsvertrag ab. Die Wahlbeteiligung war mit 69,3 Prozent 

hoch. 

Parteistrategische Motive spielten bei der Wahlentscheidung eine Rolle. Die Präsident-

schaftswahlen 2002 hatten sozialistische und kommunistische Wähler im zweiten Wahlgang 

dazu gezwungen, im Namen der Republik für Chirac zu stimmen. Mit der Zustimmung zum 

Referendum sollte Chirac keinen weiteren politischen Sieg erringen. Selbst der parteiinterne 

Rivale Nicolas Sarkozy hatte kein Interesse an einer nationalen und internationalen Stärkung 

Chiracs.
1496

  

Für die Parti socialiste führte das Referendum jedoch zu einer Spaltung bezüglich der Euro-

pafrage. Obwohl in dem von Hollande beim Parteitag von Dijon angekündigten parteiinternen 

Referendum eine Mehrheit von 58,8 Prozent dem Verfassungsvertrag im Dezember 2004 zu-

gestimmt hatte, organisierten die zwei Minderheitenflügel um Nouveau Monde und Nouveau 

Parti socialiste die Kampagne zur Ablehnung des Verfassungsvertrags. Dabei schlossen sie 

sich den Trotzkisten der LCR, den Kommunisten, einigen Mitgliedern der grünen Partei so-

wie der globalisierungskritischen Bewegung an. Sie versuchten, die Mehrheitsverhältnisse 

innerhalb der PS zu verändern und sich zu einer breit aufgestellten, im linken Lager veranker-

ten Partei zu wandeln. Laurent Fabius aus der parteiinternen Mehrheitsströmung um Hollande 

profilierte sich als Führungsfigur des Nein-Lagers und brachte sich so als Präsidentschafts-

kandidat für 2007 ins Gespräch. Ihm schlug eine starke Ablehnung der Führungskräfte der PS 

entgegen – wie vor allem von Martine Aubry, Jack Lang und Dominique Strauss-Kahn.
1497

 

Olivier Duhamel spricht bei Fabius von einem politisch-strategischen Nein. Es kann strate-

gisch sinnvoll sein, die Partei über linke Rhetorik zu einen, um dann in der Regierung in die 

politische Mitte zu rücken. Auch François Mitterrand konnte seine innerparteiliche Machtpo-

sition über den rhetorisch geforderten Bruch mit dem Kapitalismus ausbauen. Diese Strategie 

folgt dem Ziel der innerparteilichen Machteroberung, hat nach Duhamel aber auch ihre Gren-

zen. Jeder wisse, dass Europa Fabius nur als Vorwand diene.
1498

  

4.8.2  Europapolitik: Europäische Verfassung und Osterweiterung  

Unter Vorsitz des ehemaligen französischen Staatspräsidenten Valéry Giscard d‟Estaing kon-

stituierte sich der Konvent aus Vertretern der Staats- und Regierungschefs, der nationalen 

                                                 
1496  Vgl. Ivaldi 2006, S. 49f. 
1497  Vgl. Ivaldi 2006, S. 51f.  
1498  Vgl. Duhamel 2005, S. 166f. 
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Parlamente und des Europäischen Parlaments sowie der Europäischen Kommission und wei-

teren Beobachtern.
1499

 Der Konvent legte am 18. Juli 2003 den im Konsens verabschiedeten 

Verfassungsentwurf vor. Dieser umfasste neben einer Präambel und verschiedenen Protokol-

len im ersten Teil Grundbestimmungen, im zweiten Teil die in Nizza verkündete Grundrech-

techarta, im dritten Teil den vormaligen EG-Vertrag und im vierten Teil die Schlussbestim-

mungen mit beispielsweise den Symbolen der Union.
1500

  

Wolfgang Wessels wertet den Verfassungsentwurf als eine weitere Stufe zur Entwicklung 

eines europäischen Staates. Dabei argumentiert er mit den neuen Kompetenzen der Europäi-

schen Union in weiteren Politikfeldern. Hierzu zählt er die Charta der Grundrechte, die ins 

Primärrecht überführt werden sollte, den Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts, 

womit die Europäische Union in die nationale Domäne der Innenpolitik eingreifen kann sowie 

die Bestimmungen zur Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik (GSVP statt zu-

vor ESVP):  

„Insgesamt dehnt der Verfassungsvertrag die Politikfelder und Funktionen der Union 

erneut in Richtung eines quasi-staatlichen Aufgaben- und Funktionenkatalogs aus“.
1501

  

Auch waren in dem Verfassungsvertrag Staatssymbole vorgesehen. Hierzu gehörten Flagge, 

Hymne, Währung, Europatag und Leitspruch. Diese konstitutionelle Aufwertung erinnere an 

Instrumente von Nationalstaaten, so Wessels, deren politisches Gemeinwesen durch eine 

sichtbare Identität bei den Bürgern verankert werde, um Loyalität und Legitimität zu si-

chern.
1502

 

Nach der Vorlage des Verfassungsentwurfs verhandelten die Staats- und Regierungschefs auf 

der Regierungskonferenz unter italienischer Präsidentschaft. Der Gipfel im Dezember 2003 

scheiterte an den Fragen des Quorums für die qualifizierte Mehrheit und die Zusammenset-

zung der Europäischen Kommission. Der irischen Ratspräsidentschaft gelang es am 18. Juni 

2004 eine Einigung der Staats- und Regierungschefs über einen Verfassungsvertrag zu erzie-

len, der 80 bis 90 Prozent des Konventsentwurfs übernahm.
1503

 Eine Einigung über eine ver-

einfachte Möglichkeit der Vertragsänderung in den einzelnen Politikbereichen durch ein Ver-

fahren zwischen Rat und Parlament scheiterte jedoch.
1504

 Die Kritiker des Vertrags bemängel-

ten, dass dessen Bestimmungen somit in Stein gemeißelt seien. 

Die Sozialisten hatten ursprünglich gefordert, dass der Europäische Verfassungsvertrag als 

angenommen gelten solle, wenn er die Mehrheit in zwei Dritteln der Mitgliedstaaten, die zwei 

                                                 
1499  Vgl. die Website des Europäischen Konvents: http://european-convention.eu.int (zuletzt geprüft: 22.02.2009) 
1500  Vgl. vor allem zu den institutionellen Neuerungen durch den Verfassungsvertrag Wessels 2003 
1501  Wessels 2003, S. 286 
1502  Vgl. Wessels 2003, S. 298 
1503  Vgl. Jopp, Matl 2006, S. 217 
1504  Vgl. Jopp, Matl 2006, S. 223 
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Drittel der Bevölkerungen der Europäischen Union repräsentieren, erzielt hätte. Ein Mit-

gliedsstaat, in dem die Zustimmung nicht erzielt worden sei, könne entscheiden, sie schließ-

lich doch zu erteilen oder die Union zu verlassen. Er könne dann einen Status als assoziierter 

Staat erhalten. Über den Verfassungsvertrag solle in allen Staaten am selben Tag abgestimmt 

werden.
1505

 

Parallel zu der mit dem Europäischen Verfassungsvertrag angestrebten Vertiefung des Integ-

rationsprozesses wurden die Beitrittsverhandlungen mit zehn Kandidaten (acht mittel- und 

osteuropäische Staaten sowie Zypern und Malta) zu Ende geführt. Die der Osterweiterung 

skeptisch gegenüber stehende französische Politik wurde mit dem Amtsantritt von Jacques 

Chirac 1995 pragmatischer und setzte sich für gleichzeitige Beitrittsverhandlungen mit allen 

Kandidaten ein. So wurden die ursprünglichen auf sechs Kandidaten reduzierten Verhandlun-

gen 1998 schon im März 2000 auf zwölf Kandidaten erweitert (inklusive Rumänien und Bul-

garien). Im Gegensatz zu den Deutschen zählte die französische Regierung bei den Verhand-

lungen allerdings nicht zu den harten Verhandlungspartnern. Der Beitritt von zehn Kandida-

ten wurde im Dezember 2002 in Kopenhagen beschlossen und am 1. Mai 2004 vollzogen.
1506

  

Der Prozess der Osterweiterung ist von der öffentlichen Meinung und den politischen Eliten 

zunehmend kritisch beurteilt worden. Aus Sorge um die nationalen sozialen Errungenschaf-

ten, aus Angst vor der Abwanderung von Unternehmen ins Ausland und im Zusammenhang 

mit der Einwanderungsdebatte empfanden sie die Osterweiterung wie eine „Miniglobalisie-

rung“.
1507

 Jacques Rupnik führt die zunehmend kritische Haltung unter anderem darauf zu-

rück, dass man bei der langen Zeitspanne von 15 Jahren den Zusammenhang zwischen der 

Erweiterung der Europäischen Union und dem historischen Umbruch aus dem Jahr 1989 aus 

den Augen verloren habe.
1508

 Man habe nicht einen gespaltenen Kontinent wiedervereinigt, 

sondern die Europäische Union nach Osten erweitert, indem man in erster Linie 

Institutionenmodelle und Normen exportieren wollte. Anstelle eines möglichen Beitrags der 

mittel- und osteuropäischen Länder zur Europäischen Union sei die pure und einfache Anpas-

sung an die politischen und wirtschaftlichen Standards gefordert worden, so Bronislaw Gere-

mek.
1509

  So habe es sich zwar um einen ambitionierten und gelungenen Prozess der Moderni-

                                                 
1505  Vgl. Duhamel 2003b, S. 66; Pervenche Berès hatte schon anlässlich des Amsterdamer Vertrags kritisiert: „La règle d‟unanimité pour la 
 révision des traités n‟est plus non plus, pertinente.“ vgl. Journées parlementaires de Montpellier, Intervention de Pervenche Berès. In: 

 L‟hebdo des socialistes, 26. September 1997, S. 6. 
1506  Vgl. Grunberg, Lequesne 2004, S. 57; vgl. zu der Heranführung und Schwierigkeiten im Rahmen der Beitrittsverhandlungen: Schubert 
 2002 
1507  Vgl. Lequesne 2008, S. 134 
1508  Vgl. Rupnik 2004, S. 14ff. 
1509  Vgl. Bronislaw Geremek zitiert nach Rupnik 2004, S. 18 
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sierung gehandelt, aber auch um eine einseitig technokratische Lektüre des Integrationspro-

zesses, meint auch Rupnik.
1510

  

„Sans redéfinition du projet européen ni explication politique, une fois de plus l‟Europe 

donne l‟impression d„„avancer masquée‟ avec pour résultat prévisible une baisse de sou-

tien au processus tant dans les pays membres que chez les candidats.“
1511

 

Auch laut Christian Lequesne haben es die politischen Eliten versäumt, dem euroskeptischen 

Diskurs, der die Bedrohung für den Wohlfahrtsstaat mit der Osterweiterung in Zusammen-

hang gebracht hat, einen pro-europäischen Diskurs entgegenzusetzen. Denn sowohl deutsche 

als auch französische Unternehmen hätten seit 15 Jahren von der Öffnung der Märkte im Os-

ten profitiert.
1512

 

Erweiterung: Contra oder Pro? (in %) 

Erweiterung Contra Pro  Contra Pro 

Griechenland 23 65 Luxemburg 48 45 

Dänemark 27 63 Belgien 45 43 

Spanien 15 62 Österreich 42 41 

Italien 22 61 Großbritannien 40 38 

Irland 20 59 Deutschland 42 38 

Schweden 32 54 Frankreich 55 34 

Finnland 36 53    

Portugal 29 52    

Niederlande  38 50    

EU 36 47    

Quelle: Eurobarometer 60 (Herbst 2003), in: Rupnik 2004, S. 28 

Die Auswertung der Eurobarometer Umfrage in den 15 europäischen Mitgliedstaaten zeigt, 

dass die öffentliche Meinung in Luxemburg, Belgien, Österreich, Großbritannien, Deutsch-

land und Frankreich die Erweiterung mehrheitlich negativ sah. Frankreich führt mit einer Ab-

lehnung von 55 Prozent der Bevölkerung die Reihe der kritischen Länder an, doch auch in 

Deutschland, einem Vorreiter der Osterweiterung, waren die Bedenken sehr groß. Das Ver-

hältnis zur Osterweiterung hat sich in Frankreich am Ende des Ost-West-Konflikts gefestigt 

und wurde zu diesem Zeitpunkt durch das französische Deutschlandbild beeinflusst. Hierzu 

zählten anfangs die Sorgen vor einem möglichen deutschen Streben nach Mitteleuropa. Auch 

Helmut Kohls moralische und strategische Begründung der Osterweiterung wurde in Frank-

reich abgelehnt. Diese wurde als deutscher Übereifer empfunden, mit dem sich Deutschland 

als der bessere Anwalt der Ostweiterung profilieren wollte. Die zögerliche Haltung der politi-

schen Elite und die öffentliche Meinung bestärkten sich in der Folge gegenseitig. Die Konkur-

renzsituation mit Deutschland hat allerdings auch dazu geführt, dass man auf politischer Ebe-

                                                 
1510  Vgl. Rupnik 2004, S. 18 
1511  Rupnik 2004, S. 16f. 
1512  Vgl. Lequesne 2008, S. 135 
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ne nicht von dem Nachbarn auf der anderen Seite des Rheins abgehängt werden wollte und 

wieder eine aktivere Europapolitik betrieb.
1513

 Seine Vorreiterrolle hat Deutschland jedoch 

verloren. Die politische Elite und die öffentliche Meinung sind in beiden Ländern pessimisti-

scher geworden, da sie die Osterweiterung der Europäischen Union mit dem Verzicht auf die 

politische Union verbinden.
1514

  

Die französischen Politiker reagierten auf die Ängste der Bevölkerung vor der Osterweiterung 

mit protektionistischen Reflexen.
1515

 Während in der Europäischen Union der 15 Mitglied-

staaten im Durchschnitt 43 Prozent der Befragten angaben, dass die Aufnahme neuer Mitglie-

der in der Europäischen Union zu einem Anstieg der Arbeitslosigkeit im eigenen Land führen 

werde, waren es in Frankreich 54 Prozent. Für die Befürwortung oder Ablehnung der Oster-

weiterung spielte – nicht nur in Frankreich – das Bildungsniveau eine große Rolle: Je niedri-

ger das Bildungsniveau, umso kritischer war die Haltung gegenüber der Osterweiterung.
1516

 

Im Jahr 2002 konnten 51 Prozent der Europäer nicht ein Beitrittsland nennen. Im Gegensatz 

zur Debatte in den 1980er Jahren um die Süderweiterung der Union um Spanien und Portugal 

waren die mittel- und osteuropäischen Länder aus französischer Sicht weit entfernt und weni-

ger bekannt.
1517

 

Bei dem Referendum über den Verfassungsvertrag, das Staatspräsident Jacques Chirac zwei 

Monate nach Vollzug der Osterweiterung im Juli 2004 ankündigte, spielte diese eine große 

Rolle. Der „polnische Klempner“ wurde zum Symbol der Angst vor dem Verlust des eigenen 

Arbeitsplatzes. Vor dem Hintergrund eines möglichen Beitritts der Türkei änderte Chirac im 

Februar 2005 die französische Verfassung. Über jede neue Erweiterung soll in Frankreich 

künftig per Referendum entschieden werden.
1518

 

4.8.3  Programmatik: Spaltung der Partei über Europa 

Nach der verheerenden Niederlage von Lionel Jospin bei den Präsidentschaftswahlen im April 

2002 suchte die Partei erneut ihre Identität. Die beiden Minderheitenflügel vom Parteitag in 

                                                 
1513  Vgl. Grunberg, Lequesne 2004, S. 56f. 
1514  Vgl. Lequesne 2008, S. 137 
1515  Hier sei nur auf einige Beispiele verwiesen: So erklärte Jacques Chirac im Februar 2003, dass die Beitrittskandidaten im Rahmen der 

 Irak-Krise eine gute Gelegenheit verpasst hätten, um zu schweigen. Sie hatten sich auf die Seite der USA – und gegen Frankreich – 

 gestellt. Vgl. Le Monde vom 18. Februar 2003. Die protektionistischen Tendenzen werden in einem Fernsehinterview mit  
 Staatspräsident Nicolas Sarkozy am 5. Februar 2009 deutlich. Die Staatshilfe für die angeschlagenen Autokonzerne Renault und 

 Peugeot verknüpfte er mit der Bedingung, dass diese keine Arbeitsplätze in Frankreich abbauen und ihre Werke beispielsweise nach 

 Tschechien verlagern würden. Im Interview antwortete er auf die Aussage, dass man sich im Zeitalter der Globalisierung befinde: „Ich 
  bin nicht einverstanden. Dass man ein Renault-Werk in Indien schafft, um den Indern Renaults zu verkaufen, ist gerechtfertigt. Aber 

  dass man ein Werk in Tschechien baut, um Autos in Frankreich zu verkaufen, ist es nicht.“ Vgl. Nicolas Richter u.a.: Mein Geld, mein 

  Land, mein Auto. In: Süddeutsche Zeitung, 28. Februar 2009, S. 3. Last but not least hat Nicolas Sarkozy nach seinem Amtsantritt für 
  eine Mittelmeerunion bzw. eine Union für das Mittelmeer eingesetzt, die ursprünglich ausschließlich für Mittelmeeranrainer konzipiert  

  war und erst nach Widerstand der deutschen Kanzlerin Angela Merkel die Einbindung aller Mitgliedstaaten der Europäischen Union  

  vorsah. 
1516  Vgl. Grunberg, Lequesne 2004, S. 52f. 
1517  Rupnik 2004, S. 17ff.; vgl. auch: Grunberg, Lequesne 2004, S. 58; Im Jahr 2007 wissen jedoch 74 Prozent der Franzosen, dass die 

  Europäische Union mehr als 15 Mitgliedstaaten hat im Vergleich zu 57 Prozent im EU-Durchschnitt. Vgl. Sauger 2008, S. 61  
1518  Dies gilt nicht für den Beitritt Kroatiens, vgl. Lequesne 2008, S. 131 
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Grenoble schlossen sich Ende September 2002 unter der Führung von Henri Emmanuelli und 

Jean-Luc Mélénchon zu Nouveau Monde zusammen und erklärten den Bruch mit der liberalen 

Globalisierung zu ihrem Ziel. Nur ein Teil der Gauche socialiste war Mélenchon gefolgt, so-

dass Julien Dray – und auch Marie-Noëlle Lienemann oder Harlem Désir – zunächst die Gau-

che socialiste aufrecht hielten.
1519

 Mitte Oktober 2002 riefen jedoch Julien Dray, Arnaud 

Montebourg von der Convention VI. République (C6R), Vincent Peillon und Benoît Hamon, 

der ehemalige Präsident der Jugendorganisation der Sozialisten zu einer Nouveau Parti socia-

liste auf. Während Nouveau Monde in radikale Opposition zu Hollande ging und vermutet 

wurde, dass sie diesen stürzen wollte, forderte die NPS zwar auch eine klares Bekenntnis zu 

einer Neuorganisation der PS und eine Abkehr vom Präsidentialismus der V. Republik, je-

doch auf einer weniger radikalen Linie als Nouveau Monde. Die NPS forderte, dass der Par-

teitag von Dijon zu einem congrès constitutant werden sollte.
1520

  

Nach der Niederlage Jospins stiegen die Mitgliedszahlen der PS um mehr als 19.000 Personen 

unerwartet an, was sich zunächst zugunsten der Minderheitenflügel auswirkte. Die neuen 

Mitglieder verfolgten eine radikalere Linie als die aktuelle Mehrheitsströmung und verurteil-

ten wie die Minderheitenströmungen die Apathie der PS. Zwar verließ ein Teil der neuen 

Mitglieder nur wenige Monate später die PS wieder, jedoch kündigte François Hollande im 

Conseil national vom 29. Juni 2002 eine große Debatte der Parteimitglieder (débat militant) 

an.
1521

 

Die sogenannte débat militant wurde am 15. Dezember 2002 in Montreuil abgeschlossen. Es 

wurden fünf Diskussionsforen eingerichtet: 1. Die Reform der Partei und die Sammlung der 

Linken, 2. Die sozialistische Identität, 3. Globalisierung und Europa, 4. Öffentlicher Dienst, 

Institutionen und Demokratie sowie 5. Der Kampf gegen Ungleichheiten.
1522

 Innerhalb des 

dritten Forums wurde unter anderem der liberalen Globalisierung der Kampf angesagt, aber 

auch alte Forderungen wie die Unterstützung der Dritten Welt aufgegriffen, die in den ver-

gangenen zehn Jahren zu stark vernachlässigt worden sei. Im Kampf gegen die liberale Aus-

richtung der Globalisierung sollten die Sozialisten die globalisierungskritische Bewegung zu 

ihrem Verbündeten machen und sie nicht der extremen Linken überlassen. Die Osterweite-

rung, so wurde befürchtet, könnte die liberale Ausrichtung der Europäischen Union verstär-

ken. Dabei sollte die Union ursprünglich nicht nur Modell, sondern auch Hebel im Kampf 

gegen die liberale Globalisierung sein. So wurde ein Referendum über die Osterweiterung 

                                                 
1519  Vgl. Noblecourt 30.09.2002; vgl auch Noblecourt 17.09.2002 
1520  Vgl. Dray et al. 09.10.2002 
1521  Vgl. Desmeuliers 2005, S. 288ff.; Zwischen dem Parteitag von Dijon 2003 und dem Referendum 2005 verließen 10.000 Anhänger 

 wieder die   PS. Vgl. Lefebvre, Sawicki 2006, S. 164 
1522  Vgl. Grand rencontre de conclusion des travaux fédéraux: Le débat militant. In: L‟hebdo des socialistes, Nr. 256, 14. Dezember 2002. 
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gefordert. Die Frage der Erweiterung der Europäischen Union um die Türkei wurde sehr kont-

rovers diskutiert. Abschließend wurde festgehalten, dass der Kampf um die Steuerung der 

Globalisierung die neue Konfliktlinie der Sozialdemokratie im 21. Jahrhundert bilde: „Cette 

lutte constitue le noyau dur du nouvel internationalisme que le Parti socialiste doit incar-

ner.“
1523

 Während der Debatte wurde auch Kritik an der fehlenden europäischen Dimension 

des Wahlkampfs, der unangemessenen Behandlung europapolitischer Themen innerhalb der 

Partei und der fehlenden Verbindung zwischen PS und SPE geäußert.
1524

 

Die Debatten des Jahres 2002 flossen in die fünf verschiedenen Anträge für den Parteitag von 

Dijon im Mai 2003 ein. Neben dem Leitantrag von François Hollande legten Arnaud 

Montebourg für die NPS, Henri Emmanuelli für Nouveau Monde, der erste Vorsitzende der 

Föderation im Norden Marc Dolez für die Forces militantes, sowie die Bewegung Utopia, 

eine kleine, intellektuelle Strömung innerhalb der PS,
1525

 Anträge vor. Im Rahmen dieses 

Kongress wurden die Ursachen der Niederlage vom 21. April 2002 analysiert und übergrei-

fende Ziele formuliert: Die politische Rechte besiegen, die Effekte der Globalisierung abmil-

dern, die PS stärken und sie zu einer Stütze im linken Lager machen. Divergenzen zeichneten 

sich allerdings über Europa, die Reform der Institutionen und die Form der Neuorganisation 

der Partei ab.
1526

  

Europa war eines der auffälligsten Themen in den Anträgen, da der Krieg im Irak die Debatte 

über die außenpolitische Rolle der Europäischen Union förderte. Die Parti socialiste hatte 

sich gegen den Irakkrieg ausgesprochen.
1527

 Alle Texte entwickelten eine föderale Perspektive 

für Europa und ließen damit den Zusatz der Etats-Nations von der Convention 1996 fallen. 

Der Debattenbeitrag von Berès, Moscovici, Nallet, Rocard und sprach sich für eine europäi-

sche Föderation aus. Zum ersten Mal in fünfzig Jahren könne man das föderale Projekt beim 

Namen nennen. „L‟Europe sera fédérale ou elle ne sera pas“, hieß es im Debattenbeitrag von 

Bernard Kouchner, Régis Passerieux und anderen in Abwandlung des Ausspruchs von Mitter-

rand.
1528

 Der Leitantrag von François Hollande machte deutlich, dass eine föderale Logik oh-

ne Übergang zu qualifizierten Mehrheitsentscheidungen nicht konsequent sei. Zwar könne das 

bedeuten, dass die Sozialisten auf europäischer Ebene in eine Minderheit gerieten, aber es sei 

die einzige Möglichkeit Europa voranzubringen.
1529

 Hubert Védrine wandte sich in der Debat-

te gegen die Vorstellung eines föderalen Europas von mindestens 25 Mitgliedstaaten, das ana-

                                                 
1523  Débat militant, Forum 3: Mondialisation et Europe. In: L‟hebdo des socialistes, 21. Dezember 2002, S. 7f. 
1524  Vgl. Olivier 2005, S. 171 
1525  Die Strömung beruft sich auf die Philosophin Dominique Méda, vgl. Méda 1998 
1526  Vgl. Mandraud 29.04.2003 
1527  Vgl. Mandraud 16.05.2003; vgl. Résolution du Conseil National du Parti socialiste sur l‟Irak. In: L‟hebdo des socialistes, 25. Januar  
 2003, S. 5. 
1528  Vgl. Contributions thématiques: Démocratie, partage et solidarité (Bernard Kouchner, Régis Passerieux u.a.). In: L‟hebdo des  

 socialistes, 25. Januar 2003, S. 56. 
1529  Vgl. Motion A: Pour un grand Parti socialiste. Clarifier, renouveler, rassembler. In: L‟hebdo des socialistes, 22. März 2003, S. 6. 
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log funktioniere wie ein Europa der sechs, neun oder zwölf Mitgliedstaaten. Frankreich und 

die französische Linken seien ambitionierter und in vielen Fragen in der Minderheit wie bei-

spielsweise bei den Fragen zum Öffentlichen Dienst oder der Sozialpolitik. Henri Emmanuelli 

schloss sich zwar den Argumenten Védrines an. Er verglich jedoch den Widerspruch zwi-

schen einem föderalen Europa und einem liberalen Kontext mit der Debatte der Sozialisten im 

19. und 20. Jahrhundert über die Teilnahme an den Institutionen der repräsentativen Demo-

kratie.
1530

 

Der Parteitag diente auch der Selbstvergewisserung der sozialistischen Werte. Der Internatio-

nalismus stehe auf der Tagesordnung und er trage einen schönen Namen: Europa, so hieß es 

in dem Beitrag von Berès, Moscovici, Nallet, Rocard und anderen. Europa sei der Weg, um 

das Leben zu verändern, wie sie es bereits mit ihrem sozialistischen Projekt Changer la vie 

Anfang der 1980er Jahre versucht hätten. Was also auf nationaler Ebene gescheitert war, soll-

te nun erneut über Europa realisiert werden. Dafür war man auch bereit, Europa die notwen-

digen Kompetenzen zu übertragen, zum Beispiel die Europäische Kommission zu einer wirk-

lichen Regierung zu machen, die vom Parlament gewählt wird. Die SPE sollte zu einer wahr-

haften Partei werden und pan-europäische Parteien mit transnationalen Listen sollten die Eu-

ropawahlen bestreiten.
1531

 

Für François Hollande handelt es sich um ein neues Bewusstsein für den Internationalismus. 

Zu lange habe man die öffentliche Debatte auf den nationalen Rahmen beschränkt und damit 

einer Fixierung auf die Identität (crispation identitaire) Vorschub geleistet, die zu Frustration 

und Angst führe. Sozialist zu sein heiße, Bürger der Welt zu sein.
1532

 Der Internationalismus 

der Arbeiterbewegung sei lange ein Kampf für Frieden und gegen den Kolonialismus gewe-

sen, sagte Laurent Fabius. Der neue Internationalismus teile zwar diese Ziele, aber sein Gravi-

tationszentrum habe sich verschoben. Es handele sich um einen Kampf für eine solidarische 

und politisch gesteuerte Globalisierung und gegen eine Tendenz der „Marketization“ der 

Welt, die seit 20 Jahren zu beobachten sei. Die Europäische Union solle dabei zu einem Fak-

tor des Friedens und des Wohlstandes werden: „La France est notre patrie, l‟Europe est notre 

avenir. Plus que jamais, nous faisons nôtre le message de François Mitterrand.“
1533

 

Régis Passerieux und Kader Arif relativierten in ihrem Debattenbeitrag die Plädoyers für den 

Internationalismus. Dieser sei lange nur ein Traum des Sozialismus gewesen. Der Erste Welt-

                                                 
1530  Vgl. Hubert Védrine; Vgl. Henri Emmanuelli. Débats – Europe et mondialisation. In: L‟hebdo des socialistes, 24. Mai 2003, S. 28. 
1531  Vgl. Contributions thématiques: L‟Europe est notre avenir (Pervenche Berès, Pierre Moscovici, Henri Nallet, Pascal Lamy, Michel 
 Rocard, Gérard Fuchs, Louis Le Pensec u.a.). In: L‟hebdo des socialistes, 25. Januar 2003, S. 86ff. 
1532  Vgl. Contributions générales: Pour un grand parti socialiste. Clarifier, renouveler, rassembler (François Hollande). In: L‟hebdo des  

  socialistes, 25. Januar 2003, S. 6. 
1533  Contributions thématiques: Un socialisme pour notre temps (Laurent Fabius u.a.). In: L‟hebdo des socialistes, 25. Januar 2003, S. 45; 

 vgl. zu einem neuen Internationalismus der Linken, um den Kapitalismus politisch zu steuern, auch die Contribution  

 générale: Contribution d‟Ancrage: Construire notre modèle de cohésion sociale (Eric Besson, Maxime Bono u.a.), In: L‟hebdo des 
 socialistes, 25. Januar 2003, S. 176ff.  
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krieg, die Ermordung von Jaurès, der Parteitag von Tours – diese Ereignisse hätten dazu ge-

führt, dass die Sozialisten nie versucht hätten, ihre Ziele im internationalen Rahmen durchzu-

setzen. Der Wohlfahrtsstaat sei im nationalen Rahmen entstanden. Der Sozialismus sei ein 

nationales Projekt gewesen. Das konkrete internationale Projekt Europa sei das Ergebnis eines 

politischen, aber parteilosen Konsenses. Während es der politischen Rechten gelungen sei, 

Antworten auf die internationalen Herausforderung zu finden – durch eine Neubetonung der 

lokalen Ebene und einen sicherheitspolitischen Ansatz in der Politik – hätten sich die Sozia-

listen hinter eine brüchig werdende Maginot-Linie der nationalen sozialen Errungenschaften 

zurückgezogen und seien unfähig, mit beiden Armen die neue internationale Realität zu grei-

fen und neue Wege zu beschreiten.
1534

 Auch Paul Quiles argumentierte mit dem Internationa-

lismus von Jean Jaurès. Diesem sei es gelungen, die Verteidigung der Nation und den Interna-

tionalismus in einer Synthese zusammenzuführen. Die Verteidigung Frankreichs könne heute 

nur europäisch definiert werden.
1535

  

Die Europaabgeordneten Gilles Savary und Bernard Poignant forderten, Europa zum Herz-

stück der französischen Demokratie zu machen. Zur Herstellung einer europäischen Öffent-

lichkeit sei es notwendig, die aktuellen europäischen Themen in der nationalen Öffentlichkeit 

zu diskutieren und mit innenpolitischen Themen in Verbindung zu bringen. In der nationalen 

Presseberichterstattung sahen sie bereits Fortschritte. Das politische Personal der Regierung 

und der Parteien gebe sich allerdings der Illusion einer intakten nationalen Souveränität hin 

und schirme die Bürger regelrecht von Europa ab. Die Regierung verliere so Vertrauen. Aber 

auch parteipolitisch sehen sie Gefahren: 

„Un porte-à-faux croissant des programmes des Partis à l‟égard de nos obligations eu-

ropéennes, avec pour corollaire un risque d‟irréalisme et de virtualité de leurs engage-

ments devant leurs militants et devant les électeurs.“
1536

 

Dies könne zu einer verstärkten Schizophrenie zwischen politischen Programmen und der 

Praxis der Regierung führen. Die europäische Demokratie lasse sich auch innerhalb der In-

stanzen der eigenen Partei gewinnen, so Savary.
1537

 Savary und Poignant kritisierten, dass die 

Europapolitik noch zu häufig als Außenpolitik und damit als domaine résérve des Präsidenten 

betrachtet werde. Sie forderten, dass erstens der Premierminister für die Europapolitik ver-

antwortlich sei, und zweitens der Präsident mit den nationalen Abgeordneten in der National-

versammlung und im Senat debattiere. Die Verfassung der V. Republik sehe allerdings nur 

                                                 
1534  Vgl. Contributions thématiques: Politiser la mondialisation (Régis Passerieux, Kader Arif u.a.). In: L‟hebdo des socialistes, 25. Januar 

 2003, S. 28ff. 
1535  Vgl. Contributions thématiques: Les socialistes et la défense (Paul Quiles u.a.). In: L‟hebdo des socialistes, 25. Januar 2003, S. 26f. 
1536  Contributions thématiques: Parti socialiste: l‟Europe au coeur! Pour en finir avec le déficit démocratique de l‟Union européenne (Gilles 

 Savary, Bernard Poignant u.a.). In: L‟hebdo des socialistes, 25. Januar 2003, S. 143. 
1537  Vgl. Gilles Savary. Débats – Europe et mondialisation. In: L‟hebdo des socialistes, 24. Mai 2003, S. 30. 
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Botschaften des Präsidenten an beide Kammern vor. Das führe zu der paradoxen Situation, 

dass der französische Staatspräsident anlässlich der Ratspräsidentschaft im Europäischen Par-

lament den Abgeordneten Rede und Antwort stehe, sein Projekt vorstelle und seine Bilanz 

verteidige, aber im eigenen Land nicht im Parlament erscheinen dürfe.
1538

 

Ausgangspunkt für nahezu alle europapolitischen Analysen war die Feststellung einer Krise 

und eines Wendepunktes, an dem sich die Europäische Integration wegen der liberalen Globa-

lisierung befinde. Die ihrerseits auf wirtschaftlicher Integration und Liberalisierung fußende 

Europäische Union müsse in die Lage versetzt werden, die Globalisierung zu regulieren. Un-

terschiedlich wurde dabei der Erfolg der bereits unternommenen Schritte bewertet. Für die 

Anhänger der Nouveau Parti socialiste war die Europapolitik eine Schwäche der Regierung 

Jospin: keine Belebung des politischen Europas, eine verpasste Gelegenheit in Nizza, eine 

Unterordnung unter den Stabilitätspakt, eine Liberalisierung öffentlicher Dienstleistungen und 

eine soziale Agenda ohne jeglichen verpflichtenden Charakter. Trotz der Mehrheit sozialisti-

scher und sozialdemokratischer Regierungen in Europa sei es nicht zu einer Neuorientierung 

des Integrationsprozesses gekommen.
1539

 Martine Aubry, Ministerin in der Regierung Jospin, 

erinnerte jedoch daran, dass Jospin seine Wahlkampfversprechen eingehalten habe. Sie warn-

te vor einer eurobéatitude, einer Euroglücksseligkeit, die nach immer mehr Europa rufe.
1540

 

Eine Notwendigkeit der Neuorientierung des Europäischen Integrationsprozesses wurde in 

allen Beiträgen gesehen. Offen blieb, ob man mit einer Politik der kleinen Schritte und Ver-

handlungen im europäischen Kontext beständig für seine Ziele eintreten, oder einen radikalen 

Bruch mit der bisherigen Integrationsmethode wagen wollte, um eine Neuorientierung des 

Integrationsprozesses durchzusetzen.  

„La clarification suppose un choix explicite entre les deux lignes qui traversent le socia-

lisme européen et notre parti. L‟une aspire à l‟alternance sans alternative, à la gestion 

sereine du pouvoir partagé entre un centre gauche et un centre droit qui ne diffèrent que 

par l‟ampleur des amendements sociaux qu‟ils apportent à une logique marchande in-

changée. L‟autre aspire à un nouveau monde guidé par la logique du bien commun, ten-

du vers l‟égalité et la démocratie authentique (…) c‟est un projet alternatif, qui propose 

les ruptures nécessaires et réalisables avec la logique du profit roi.“
1541

 

Inhaltlich waren die Forderungen nicht neu. So ging es um eine europäische Verfassung, ei-

nen europäischen Sozialvertrag, der minimale Sozialstandards garantiere, die Anerkennung 

des öffentlichen Diensts, eine Wirtschaftsregierung, deren Ausgangspunkt die Eurogruppe 

                                                 
1538  Vgl. Contributions thématiques: Parti socialiste: l‟Europe au coeur! Pour en finir avec le déficit démocratique de l‟Union européenne. 

 (Gilles Savary, Bernard Poignant u.a.). In: L‟hebdo des socialistes, 25. Januar 2003, S. 143. 
1539  Vgl. Contributions générales: Pour un nouveau parti socialiste (Vinceint Peillon, Arnaud Montebourg, Julien Dray, Benoît Hamon). In: 
 L‟hebdo des socialistes, 25. Januar 2003, S. 88f. 
1540  Vgl. Contributions generals: Construisons un autre monde (Martine Aubry u.a.). In: L‟hebdo des socialistes, 25. Januar 2003, S. 62. 
1541  Contributions générales: Pour un nouveau monde. (Henri Emmanuelli, Jean-Luc Mélénchon, Alain Vidalies u.a.). In: L‟hebdo des 
 socialistes, 25. Januar 2003, S. 121.  
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sein könnte. Umstritten war allerdings die Erweiterung der Europäischen Union. Nouveau 

Monde, NPS und Forces militantes forderten, die Osterweiterung der Europäischen Union an 

Bedingungen zu koppeln und ein Referendum in Frankreich durchzuführen. Nouveau Monde 

schlug in seinem Debattenbeitrag vor, dass man die Reform der Institutionen zu einer Vorbe-

dingung für die Erweiterung mache.
1542

 Marie-Noëlle Lienemann forderte, die Neuorientie-

rung der Europäischen Integration nicht unaufhörlich hinauszuzögern. Die Vorbedingung sei 

die Demokratie. Es sei ein Recht der Bürger über die Bedingungen der Erweiterung konsul-

tiert zu werden, wie auch über die Schlussfolgerungen des Konvents. Die Anhänger der NPS 

verlangten sogar ein Referendum über den Verfassungsvertrag vor einem über die Erweite-

rung. Nur so könne eine wahrhafte europäische Demokratie garantiert werden.
1543

   

Auch François Hollande forderte ein Referendum über den Europäischen Verfassungsvertrag. 

Die Osterweiterung hielt er jedoch für bereits beschlossen und lehnte aus diesem Grund ein 

französisches Referendum oder Bedingungen ab.
1544

 Im Hinblick auf zukünftige Erweiterun-

gen sprach sich der Debattenbeitrag von Berès, Moscovici, Nallet, Rocard und anderen sogar 

für dynamische Grenzen Europas aus. Unter Voraussetzung einer Avant-Garde solle die Eu-

ropäische Union alle Länder ihrer Peripherie assoziieren, die den Willen hätten, die Werte 

Europas, sein Gesellschaftsmodell und sein politisches Projekt zu teilen. Das sei im wirt-

schaftlichen und politisch-strategischen Interesse Frankreichs.
1545

 Sowohl Hollande als auch 

der zitierte Debattenbeitrag von Berès und anderen forderten einen euro-mediterranen Pakt. 

So solle mit den Partnern im Osten und Süden eine privilegierte Partnerschaft aufgebaut wer-

den.
1546

 

Die Synthese wurde um den Leitantrag von François Hollande geschlossen. Nouveau Monde 

schloss sich ihr nicht an, da Differenzen über die Rolle der Wirtschaft und die Macht des 

Marktes bestünden.
1547

 Bei der Abstimmung erreichte der Antrag von Hollande 61,4 Prozent 

der Stimmen, Utopia bekam 1,1 Prozent, die Nouveau Parti socialiste 16,9 Prozent, Dolez 4,4 

Prozent und Nouveau Monde 16,3 Prozent.
1548

 

                                                 
1542  Vgl. Contributions générales: Pour un nouveau monde. (Henri Emmanuelli, Jean-Luc Mélénchon, Alain Vidalies u.a.). In: L‟hebdo des 
 socialistes, 25. Januar 2003, S. 129.  
1543  Vgl. Contributions générales: Rassembler les forces de la reconquête (Marie-Noëlle Lienemann). In: L‟hebdo des socialistes, 25. Januar 

 2003, S. 163f.; vgl. auch Contributions générales: Pour un nouveau parti socialiste (Vinceint Peillon, Arnaud Montebourg, Julien Dray, 
 Benoît Hamon). In: L‟hebdo des socialistes, 25. Januar 2003, S. 90: „C‟est pourquoi nous exigeons des garanties préalablement acquises 

 sur une véritable démocratie européenne que seule accomplira la ratification de la Constitution par référendum avant l‟élargissement. 

 Nous voulons aussi que le peuple souverain soit après, appelé à dire son mot sur l‟élargissement.“ 
1544  Vgl. Mandraud 29.04.2003; vgl. auch Braud 2003 
1545  Vgl. Contributions thématiques: L‟Europe est notre avenir (Pervenche Berès, Pierre Moscovici, Henri Nallet, Pascal Lamy, Michel 

 Rocard, Gérard Fuchs, Louis Le Pensec u.a.). In: L‟hebdo des socialistes, 25. Januar 2003, S. 88. 
1546  Vgl. Contributions générales: Pour un grand parti socialiste. Clarifier, renouveler, rassembler (François Hollande). In: L‟hebdo des  

 socialistes, 25. Januar 2003, S. 7. 
1547  Vgl. François Rebsamen, Comission des résolutions. In: L‟hebdo des socialistes, 24. Mai 2003, S. 34. 
1548  Vgl. Zahlen bei www.psinfo.net (zuletzt geprüft: 20.02.2009) 

http://www.psinfo.net/
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Mit der Unterzeichnung des Europäischen Verfassungsvertrags durch die Staats- und Regie-

rungschefs im Oktober 2004 in Rom wurde die Parti socialiste mit neuen Fragen konfrontiert: 

Welche europäischen Institutionen will sie, welchen Platz hat der Nationalstaat in Europa, 

welche Beziehung hat sie zu den neuen Mitgliedstaaten und weiteren Beitrittskandidaten, wie 

kann ein soziales Europa aussehen?
1549

 Im Zuge des parteiinternen Referendums legte die 

Parti socialiste ihre Position zum Verfassungsvertrag fest. François Hollande appellierte an 

die Verantwortung der französischen Sozialisten für die europäische Sozialdemokratie, die 

sich mehrheitlich für den Verfassungsvertrag ausgesprochen hatte. 125.000 französische So-

zialisten bestimmten so die Zukunft des Vertrags gegenüber etwa 700.000 Sozialdemokraten 

in Deutschland, 600.000 in Italien, 600.000 in Spanien und 400.000 in Großbritannien.
1550

 Die 

Verantwortung ließ sich auch aus der Rolle Frankreichs als einem der Motoren des Integrati-

onsprozesses ableiten. Eine französische Ablehnung des Verfassungsvertrages hätte eine stär-

kere Wirkung als die Ablehnung eines euroskeptischen Landes.
1551

  

Innerhalb der Partei entwickelte sich eine intensive Debatte. Es fanden mehr als 400 Treffen 

in ganz Frankreich statt, wobei die Treffen auf lokaler Ebene nicht eingerechnet sind.
1552

  

„Le journal interne du PS, L‟hebdo des socialistes, publie chaque semaine plusieurs 

pages partagées à égalité entre le ,oui‟ et le ,non‟. Autour du débat ont profilé et circulé 

textes ou paratextes d‟interprétations, exégèses juridiques de la constitution, interpréta-

tions économiques, commentaires politiques diffusés à travers des argumentaires, dos-

siers, fiches techniques, ,kits‟ du oui et du non… qui ont ,transmué l‟objet juridique en 

objet plus strictement partisan‟.“
1553

 

Diese innerparteiliche Debatte förderte das Bild der PS als eine Partei, in der kontrovers dis-

kutiert und demokratisch per Abstimmung entschieden wurde. Allerdings wunderten sich die 

europäischen Partner über die Zögerlichkeiten der Partei. Sie wollten sich auch nicht vorhal-

ten lassen, weniger demokratisch zu sein.  

„Le président du Parlement européen, Josep Borell, a qualifié de ,déclarations insul-

tantes‟ l‟assertion de Jean-Luc Mélenchon selon laquelle le Parti socialiste français était 

le ,seul parti démocratique du PSE‟, ceci en avril, au moment où l‟auteur de cette for-

mule avait indiqué depuis des semaines qu‟il n‟accepterait pas le résultat du référendum 

interne.“
1554

 

Bei einer Beteiligung von 83,2 Prozent der Mitglieder hatten sich 58,6 Prozent am 1. Dezem-

ber 2004 für die Zustimmung zum Verfassungsvertrag ausgesprochen. Innerhalb der PS führte 

die intensive Auseinandersetzung über den Verfassungsvertrag jedoch zu einer Spaltung der 

Partei in drei Lager: die Minderheitenströmungen, die Gegner des Verfassungsvertrages in-

                                                 
1549  Vgl. Bergounioux 2008, S. 162 
1550  Vgl. das Zitat von François Hollande vom 27. November 2004 bei: Olivier 2005, S. 179 
1551  Vgl. Saliou 2005, S. 50f. 
1552  Vgl. Lefebvre, Sawicki 2006, S. 179 
1553  Lefebvre, Sawicki 2006, S. 179 
1554  Saliou 2005, S. 52; vgl. auch Mélenchon 2005 
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nerhalb der Mehrheitsströmung wie vor allem Laurent Fabius und die Befürworter des Ver-

trags. Insgesamt sprachen sich ein Drittel der europäischen Abgeordneten sowie 37 von 72 

Mitgliedern des Bureau national gegen die Ratifizierung aus.
1555

 

Markus Wagner identifizierte mit einer inhaltsanalytischen Auswertung von 112 Dokumenten 

die zentralen Argumente der parteiinternen Debatte. Im Lager der Befürworter dominierte ein 

loyales Verhalten zum Europäischen Integrationsprozess. Die Europäische Union wurde als 

eine Notwendigkeit gesehen, deren Fortführung die Revision der eigenen Politiken und Priori-

täten einschließen konnte. In 70 Prozent der Dokumente, die sich für eine Ratifizierung aus-

sprachen, wurde mit negativen Konsequenzen der Ablehnung argumentiert. In 65 Prozent der 

Dokumente wurden die institutionellen Reformen als positiv bewertet. Jedoch schreckten die 

Befürworter vor einer zu positiven Bewertung der gegenwärtigen Entwicklung der Europäi-

schen Union zurück und verbanden ihr grundsätzlich loyales Verhalten mit der Forderung 

nach einer Neuausrichtung des Integrationsprozesses.
1556

 Die Argumente der Verfassungs-

gegner wurden also geteilt, jedoch hielten die Befürworter eine Ablehnung für idealisiert und 

fürchteten ihre negativen Auswirkungen.
1557

 

Die Gegner des Verfassungsvertrags forderten ebenfalls eine Neuausrichtung des Integrati-

onsprozesses, jedoch verhielten sie sich nicht loyal, sondern verfolgten einen sanften Euro-

skeptizismus. Dieser sprach vor allem die unteren Wählerschichten der Partei an: „Le non est 

le vote identitaire des nôtres. C‟est le vote de notre classe de référence“, so Jean-Luc Mélen-

chon.
1558

 In 70 Prozent der Dokumente, die sich gegen eine Ratifizierung wandten, wurde mit 

einzelnen Politikfeldern argumentiert und deren inhaltliche Ausrichtung abgelehnt. Eine für 

den harten Euroskeptizismus typische Forderung nach dem Austritt aus der Europäischen 

Union wurde jedoch nicht erhoben, sondern im Gegenteil eine tiefere Integration verlangt. 

Auch mit den Folgen für die nationale Souveränität wurde nur in neun Prozent der Dokumen-

te argumentiert.
1559

 Dies belegt, dass der grundsätzliche Widerstand gegen die Übertragung 

weiterer Souveränitätsrechte seit der Abspaltung von Chevènement und seinen Anhängern 

innerhalb der PS überwunden war. 

Im Mittelpunkt der Debatte stand die Frage, ob der Europäische Verfassungsvertrag die 

Schaffung eines sozialen Europas fördert oder erschwert. Die Befürworter argumentierten mit 

den sozialen und wirtschaftlichen Rechten der Grundrechtecharta. Für die Gegner überwog 

                                                 
1555  Vgl. Wagner 2008, S. 262 
1556  Vgl. Wagner 2008, S. 265f. 
1557  Vgl. Le Gall 2005, S. 65f. 
1558  Mélenchon 2005, S. 101; Mélenchon berichtet über die Welle der Zustimmung: „En ce qui me concerne, à Paris, les chauffeurs de bus 
 ou les équipes des camions-poubelles klaxonnaient pour m‟adresser des ,v‟ de victoire ou fermer le poing comme on le fait quand on est 

 de gauche. (…) Un participant du rassemblement de Rodez appelle son frère en Guyane: Nous sommes milles, nous n‟avons pas vu ça 

 depuis 1981.“ Mélenchon 2005, S. 101f. 
1559  Vgl. Wagner 2008, S. 266 
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hingegen die wirtschaftliche Ausrichtung des Integrationsprozesses. Die Befürworter erklär-

ten eine Wirtschaftspolitik mit den Zielen der Marktregulierung, der Achtung der sozialen 

Rechte, dem Schutz der Arbeiter sowie der Bewahrung des öffentlichen Dienstes für konform 

mit dem Verfassungsvertrag. Innerhalb des Lagers der Verfassungsgegner traten die Vertreter 

der Minderheitenflügel für eine entschiedene sozialistische Wirtschaftspolitik ein und lehnten 

den politischen Kompromiss ab, den die Verfassungsgegner aus dem Mehrheitsflügel nicht 

grundsätzlich von sich wiesen.
1560

 Zusammenfassend kann man festhalten: 

„Die Wahlniederlage 2002 und das Nein zum Europäischen Verfassungsvertrag durch 

das Referendum 2005 hatten die Partei gespalten und sie nach der reformistischen Peri-

ode unter Lionel Jospin zu ihren traditionellen antiliberalen Positionen zurückkehren 

lassen. Danach verfolgte die Partei kein europäisches Projekt mehr.“
1561

 

Nach der Präsidentschaftswahl 2007 kam es auf Initiative von François Hollande und Alain 

Bergounioux zu einer Überarbeitung der Prinzipienerklärung der Partei, die zuletzt beim Par-

teitag von Rennes neu definiert worden war. Der europäische Charakter der Partei sei nach 

drei Jahren des Schlingerns, der Spaltungen und der Unentschlossenheit mutig bekräftigt 

worden, so Grunberg.
1562

 

4.8.4  Parteienwettbewerb: Re-Nationalisierung der Europawahlen 

Nach den Regional- und Kantonalwahlen vom März 2004 hofften die Sozialisten auf eine 

positive Dynamik für die Europawahlen im Juni desselben Jahres. Es handelte sich um die 

letzten Wahlen vor den erstrangigen Präsidentschafts- und Parlamentswahlen 2007. Nicht nur 

die Bedeutung des Europathemas war in den vergangenen Wahlkämpfen gewachsen, sondern 

mit der Erweiterung um acht mittel- und osteuropäische Länder sowie Malta und Zypern im 

Mai 2004 sowie der Verabschiedung des Verfassungsvertrages war es zu weitreichenden Ver-

änderungen gekommen. Allerdings gab es beim Wahlkampf für die Europawahlen kaum eine 

Debatte über den Europäischen Verfassungsvertrag oder die Erweiterung der Europäischen 

Union. Nur über den Beitritt der Türkei entwickelte sich ansatzweise eine Auseinanderset-

zung, die jedoch stärker von den kleinen als von den großen Parteien bestritten wurde. Viele 

Wähler zeigten sich desinteressiert an einer Debatte, die oft voller unausgesprochener The-

men war.
1563

 Dies kann auch auf die Medienberichterstattung zurückgeführt werden, deren 

Interesse an den Europawahlen in den letzten zehn Jahren zurückgegangen war. So berichte-

                                                 
1560  Vgl. Wagner 2008, S. 268ff. 
1561  Grunberg 2009, S. 11 
1562  Vgl. Grunberg 2009, S. 11 
1563  Vgl. Perrineau 2005c, S. 23 
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ten beispielsweise die beiden wichtigsten französischen Fernsehsender über die Europawahlen 

weniger ausführlich als über die Kantonal- und Regionalwahlen.
1564

  

Die Parteien fürchteten eine Spaltung über den Beitritt der Türkei und den Verfassungsver-

trag. So konstatiert Alain Bergounioux für die Sozialisten, dass für diese das Interesse an dem 

erfolgreichen Abschneiden der Liste überwogen hätte. Das Konfliktpotential der europapoliti-

schen Fragen sei gesehen worden, man sei jedoch darüber hinweg gegangen, da man nicht 

über die wahren Probleme sprechen wollte. Die Krise innerhalb der PS sei erst nach den Wah-

len aufgetreten.
1565

  

Für die Europawahlen standen Frankreich erstmals nicht mehr 81 Mandate zur Verfügung, 

sondern wegen der Osterweiterung und der neuen Sitzverteilung im Europäischen Parlament 

nur noch 78. Erstmalig wurde auch nach einem neuen Modus gewählt – dem Verhältniswahl-

recht in acht Wahlbezirken. Eine Reform des Wahlrechts war unter der Regierung Jospin 

1998 am Widerstand der Kommunisten und Grünen gescheitert. Der Wahlausgang vom April 

2002 und die Stärkung der Front national setzte die Regierung Raffarin jedoch unter Reform-

druck, auch wenn sie die Wahlrechtsreform in Verbindung mit der Vertrauensfrage (Artikel 

49.3) in der Nationalversammlung erzwingen musste. Als Argument wurde angeführt, dass 

die Regionalisierung der Wahlbezirke die Europaabgeordneten den Bürgern näher bringen 

würde. Gleichzeitig sollten vor allem die kleinen Parteien geschwächt und zu Bündnissen mit 

größeren Parteien gezwungen werden. So konnte man auch den Rechts-Links-Gegensatz der 

Politik stärken.
1566

 Anstelle einer nationalen Kampagne führte die Unterteilung in Wahlbezir-

ke zu acht regionalen Kampagnen, die weniger sichtbar und oft von Politikern der zweiten 

Reihe geführt wurden. Aus Protest gegen das neue Wahlrecht stellte Jean-Pierre Chevènement 

keine eigene Liste auf. Vor allem Jean-Marie Le Pen litt unter der Regionalisierung des 

Wahlkampfs, da er damit der nationalen Plattform für seine Politik und zur Darstellung seiner 

Person beraubt war.
1567

  

Das von Parodi als Wahlakkordeon beschriebene Phänomen wird deutlich an den durch-

schnittlich 21 Listen pro Wahlbezirk, in der Ile-de-France waren es sogar 28.
1568

 Die erfolg-

reichste Partei war die „Partei der Nichtwähler“.
1569

 So ging die Wahlbeteiligung weiter zu-

rück und lag nur noch bei 43,1 Prozent. Auch in Deutschland erreichte sie 2004 lediglich 43 

Prozent. Die PS rief dazu auf, gegen die Regierungspolitik zu stimmen (vote sanction). An-

ders als 1999 ging die Partei nicht mit einem Bündnispartner in den Wahlkampf und musste 

                                                 
1564  Vgl. Gerstlé et al. 2005, S. 28 
1565  Vgl. Rüther – Alain Bergounioux 19.04.2006 
1566  Vgl. Drake 2005, S. 111f; vgl. auch Bertoncini, Chopin 2004, S. 70ff. 
1567  Vgl. Drake 2005, S. 112; 116 
1568  Vgl. Martin 2004, S. 20f; vgl. Perrineau 2005c, S. 21 
1569  Vgl. Muxel 2005, S. 45 
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keine inhaltlichen Zugeständnisse machen wie noch 1999 an das Mouvement des Citoyens. 

Während der Kampagne wurden innerhalb der Partei kritische Stimmen zu sozialpolitischen 

Regelungen im Verfassungsvertrag laut. François Hollande verlangte jedoch Loyalität zur 

offiziellen positiven Haltung zur Europäischen Union und zum Verfassungsvertrag.
1570

  

Das hohe Misstrauen der Bevölkerung in die Regierungspolitik der UMP brachte die PS mit 

28,89 Prozent der Stimmen zu ihrem besten Ergebnis. Die PS profitierte jedoch nicht nur von 

der vote sanction, sondern es gelang ihr auch, Stimmen der extremen Linken und der Kom-

munisten zu gewinnen. In einem geringeren Maße konnte sie auch Stimmen der vormals Grü-

nen-Wähler sowie von Chasse, Pêche, Nature et Tradition für sich gewinnen. Die Front nati-

onal kam zwar auf 9,81 Prozent der Stimmen, blieb damit jedoch hinter ihrem Ergebnis der 

letzten Präsidentschaftswahlen zurück. Die diversen, souveränistischen rechten Parteien er-

reichten 8,83 Prozent.
1571

 Trotz der zunehmend kritischen öffentlichen Meinung nahm der 

Anteil der euroskeptischen Parteien in den Wahlen 2004 nicht zu, sondern lag bei insgesamt 

28,8 Prozent.
1572

 Für François Bayrou boten die Europawahlen eine Gelegenheit, sein Stim-

menpotential zu testen. Er schloss sich mit dem verbliebenen Teil der UDF nicht der UMP an 

und erzielte ein respektables Ergebnis von 11,9 Prozent. Dies machte ihn für die Präsident-

schaftswahlen 2007 zum présidentiable. Die UMP hingegen erreichte nur 16,6 Prozent der 

Stimmen und damit eines der schlechtesten Ergebnisse der vereinigten Rechten. 

Liste  % Stimmen Sitze 

Et maintenant, l'Europe sociale (PS) 28,89 31 

Avec l'Europe, voyons la France en grand! (UMP) 16,64 17 

UDF-Europe (UDF) 11,95 11 

Liste Front national soutenue par Jean-Marie Le Pen (FN) 9,81 7 

L'écologie, Les Verts - Parti Vert européen (Verts) 7,4 6 

Liste Philippe De Villiers 8,83 3 

L'Europe oui! Mais pas celle-là! (PCF u.a.) 5,24 2 

Verschiedene Linke (Überseegebiete) 1,35 1 

Quelle: Journal Officiel de la République Française; vgl. Drake 2005, S. 117 

Die öffentliche Meinung blieb auch nach den Wahlen skeptisch gegenüber der Osterweite-

rung, sorgte sich um den Verlust von Arbeitsplätzen und vor deren Verlagerung in Billiglohn-

länder sowie um die Situation der Bauern.
1573

 Dies zeigte sich besonders im Referendum über 

den Europäischen Verfassungsvertrag. Die tieferliegende Dimension der Ablehnung führt 

Gilles Ivaldi auf eine retrospektive Abstimmung über den Europäischen Integrationsprozess 

zurück. Es handele sich um eine einseitige Aufkündigung des „sozialen Wohlstands- und 

wirtschaftlichen Wachstums-Pakts“, der mit den nationalen politischen Eliten anlässlich des 

                                                 
1570  Vgl. Drake 2005, S. 115 
1571  Vgl. Perrineau 2005c, S. 24ff; 31 
1572  Vgl. Perrineau 2005a, S. 15 
1573  Vgl. Perrineau 2005a, S. 16; laut Eurobarometer Ende 2004 
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Maastricht Referendums geschlossen worden sei. Das Novum der Ablehnung im Jahr 2005 

sei gewesen, dass diejenigen, die im Vertrauen auf Mitterrand auf ein alternatives Europa ge-

hofft und 1992 dem Vertrag von Maastricht  zugestimmt hätten, im Jahr 2005 wegen der Kri-

tik am sozialen Modell der Europäischen Union und der fehlenden Wirtschaftsregierung die 

Verfassung abgelehnt hätten. Anders als 1992 gehörten zum Lager der Nein-Sager nicht nur 

die Anti-System-Parteien und Euroskeptiker, sondern vor allem die enttäuschten Anhänger 

der Linken aus der Mittelschicht.
1574

 

Ähnlich wie bei dem Referendum über den Vertrag von Maastricht wurde anfangs eine breite 

Zustimmung vermutet und nahezu für selbstverständlich gehalten.
1575

 Verschiedene Gründe 

lassen sich für den negativen Ausgang des Referendums anführen. Es wurde bereits auf die 

wachsende Unzufriedenheit mit der Regierung verwiesen. Sie äußerte sich in den massiven 

Streiks und Protestmärschen im März 2005. Beschäftige bei der Bahn, bei Post, Gas und 

Elektro sowie Lehrer, Krankenhauspersonal, Wissenschaftler, Fischer und andere forderten 

höhere Löhne oder wollten die Privilegien des öffentlichen Sektors verteidigen.
1576

 Aber auch 

die Ablehnung des europäischen Wirtschafts- und Sozialmodells spielte eine Rolle bei der 

Wahlentscheidung.  

Die UMP und UDF-Wähler stimmten nahezu geschlossen für den Verfassungsvertrag. Bei der 

UMP waren es 80 Prozent und bei der UDF 76 Prozent der Wähler. Der UMP ist also der 

Übergang zu einer europhilen Haltung gelungen. Dieser Prozess zeichnete sich nach der 

Wahlniederlage 1997 ab. Im Oktober 1998 hatte der außerordentliche Konvent der Partei über 

Europa zu einer Abschwächung der gaullistischen Besonderheiten der RPR geführt. In der 

Folge stimmten 82 Prozent der RPR-Abgeordneten im März 1999 in der Nationalversamm-

lung dem Amsterdamer Vertrag zu. Charles Pasqua verließ daraufhin die Partei. Im Juni 2001 

stimmten 87 Prozent der Abgeordneten dem Vertrag von Nizza zu. Im Februar 2005 waren 91 

Prozent für die Verfassungsänderung, die der Ratifizierung des Europäischen Verfassungs-

vertrags vorausgehen musste. Die UMP war damit in führender pro-europäischer Position in 

der öffentlichen Debatte. Chirac und Sarkozy galten als die größten Fürsprecher für die Euro-

päische Verfassung, noch vor der UDF von François Bayrou, der traditionell pro-

europäischen französischen Partei. Innerhalb der sozialistischen Partei herrschte bis zum Ver-

fassungsvertrag ebenfalls ein pro-europäisches Bild vor: 85 Prozent der Abgeordneten der 

Nationalversammlung stimmten für den Vertrag von Amsterdam und 91 Prozent für den Ver-

                                                 
1574  Vgl. Ivaldi 2006, S. 49; Dies entspricht der Argumentation von François Hollande: “Car l‟Europe n‟a pas tenu ses promesses aux plans 
 économique et social. Elle devait, avec le marché unique puis l‟euro, dynmaiser la croissance, créer des emplois nouveaux et faire 

 reculer le chômage. En réalité, l‟Union européenne affiche 20 millions de demandeurs d‟emploi.” Hollande 2005, S. 4 
1575  Vgl. Sauger 2008, S. 66 
1576  Vgl. Ivaldi 2006, S. 59f. 
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trag von Nizza. Der Änderung der französischen Verfassung für den Europäischen Verfas-

sungsvertrag stimmten nur noch 60 Prozent zu. Zu den 56 Abgeordneten, die sich enthielten, 

zählten die künftigen Anführer des Neins wie Henri Emmanuelli und Laurent Fabius.
1577

  

Eine Vielzahl kleinerer Parteien oder Gruppierungen positionierte sich im Lager des Neins. 

Unter den Verteidigern der französischen Souveränität spielte Philippe de Villiers noch vor 

Charles Pasqua eine herausgehobene Rolle. De Villiers prägte das Motiv des „polnischen 

Klempners“.
1578

 Die Front national war unter anderem wegen innerparteilicher Konflikte re-

lativ zurückhaltend. Auch sollte die Abstimmung über den Verfassungsvertrag – so eine takti-

sche Überlegung – nicht zu einer Abstimmung für oder gegen die Front national werden. 

Bruno Mégret blieb während der Kampagne im Hintergrund. Im linken Lager gelang es Jean-

Pierre Chevènement nicht, die Aufmerksamkeit auf sich zu ziehen. Es hatte sich eine Koaliti-

on aus der PCF, der LCR und den abtrünnigen Sozialisten herausgebildet. Vor allem Olivier 

Besancenot von der LCR sowie George-Marie Buffet von der PCF zählten zu den Wortfüh-

rern. Arlette Laguiller von Lutte Ouvrière hielt sich dagegen im öffentlichen Diskurs zurück. 

94 bzw. 98 Prozent der Wähler der extremen Linken und der Kommunisten lehnten beim Re-

ferendum den Verfassungsvertrag ab. Diese Ablehnung zeigte auch die gewachsene Kluft zur 

classe politique.
1579

  

Das Referendum bestätigt erneut die kulturelle und soziale Spaltung der französischen Gesell-

schaft: Bürger mit höherem oder mittlerem Bildungsniveau, europäisch, tolerant und offen 

gegenüber der Globalisierung standen Bürgern mit niedrigerem Bildungsniveau gegenüber, 

die sich vor den Effekten der Globalisierung fürchteten und dazu neigten, alles Fremde und 

Europa abzulehnen.
1580

 65 Prozent der Freiberufler, Führungskräfte, Manager und Geschäfts-

leute stimmten dem Verfassungsvertrag zu, wohingegen 67 Prozent der weniger ausgebildeten 

Angestellten und 79 Prozent der Arbeiter diese ablehnten.
1581

 56 Prozent der PS-Wähler folg-

ten der Linie von Fabius und lehnten den Verfassungsvertrag ab, obwohl 1992 noch 78 Pro-

zent den Vertrag von Maastricht befürwortet hatten.
1582

 

Zu den zentralen Themen der Kampagne gehörten soziale und wirtschaftliche Fragen. Sowohl 

Gegner als auch Befürworter verteidigten das soziale französische Modell gegenüber dem 

angelsächsischen liberalen Modell. Selbst die Arbeitgeber sprachen sich in einem Appell für 

das französische Sozialmodell aus, das es zu bewahren gelte.
1583

 Die Gegner des Verfas-

sungsvertrages machten die Dienstleistungsrichtlinie zum Sinnbild für die liberale Dominanz 

                                                 
1577  Vgl. Ivaldi 2006, S. 54f. 
1578  Vgl. Lequesne 2008, S. 135; vgl. auch Marchand 2006 
1579  Vgl. Ivaldi 2006, S. 55ff. 
1580  Vgl. Perrineau 2007a, S. 28 
1581  Vgl. Ivaldi 2006, S. 57 
1582  Vgl. Ivaldi 2006, S. 62; vgl. auch Le Gall 2005, S. 78ff. 
1583  Vgl. Lieb 2008, S. 69 
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in Europa. Die Richtlinie sah vor, den grenzüberschreitenden Wettbewerb im Dienstleis-

tungsbereich zu fördern. Das Herkunftsprinzip, nach dem Bürger der Europäischen Union 

gemäß den rechtlichen Bedingungen ihres Heimatlandes Dienstleistungen in anderen Mit-

gliedstaaten anbieten durften, gehörte zu den Kernelementen der Richtlinie. Die Debatte wur-

de geführt um Themen wie: 

„Sozialdumping, Firmenabwanderung in Billiglohnländer, de[n] polnische[n] Klemp-

ner, der französische Arbeitsplätze durch billige Leistungsangebote vernichte oder die 

erwähnte, damit in Verbindung stehende und als ,Bolkesteinrichtlinie„ in den Sprachge-

brauch eingehende europäische Dienstleistungsrichtlinie“.
1584

  

Während bis zum März 2005 in den Umfragen die Zustimmung zum Europäischen Verfas-

sungsvertrag noch relativ hoch war, stieg der Anteil der Nein-Stimmen mit der Debatte um 

die europäische Dienstleistungsrichtlinie. Jacques Chirac erreichte eine Revision der Richtli-

nie und des Herkunftsprinzips, die noch im März 2005 erfolgte. Ende April – unter anderem 

nach Interviews von Lionel Jospin – überwog kurzfristig noch einmal das Ja. Jospins realisti-

sche Darstellung des Zustands der Europäischen Union als einer Mischung aus liberalen und 

sozialen Elementen, sei von der französischen Bevölkerung durchaus angenommen worden, 

so die Schlussfolgerung von Julia Lieb.
1585

 

Die Debatte um den Verfassungsvertrag wurde auch von der Erweiterung aus dem Jahr 2004 

beeinflusst. Die Entwicklung der Europäischen Integration nach dem Vertrag von Nizza zeig-

te, dass die öffentliche Meinung einem erweiterten Europa beunruhigt bis feindselig gegen-

überstand. Sie konnte die Konturen Europas nicht mehr erfassen.
1586

 Die politische Elite be-

rücksichtigte diese offenkundige Ablehnung der Erweiterung nur wenig. Nationale und sozia-

le Motive eines repli sur soi fanden vor dem Hintergrund der Osterweiterung in der Ableh-

nung des Verfassungsvertrages zusammen:  

„La demande de protection sociale, par l‟Etat, entrait en contact avec la demande de 

protection nationale, par les frontières. La figure rhétorique du „plombier polonais‟ as-

surait la jonction entre ces deux registres, d‟un côté le ,national‟, de l‟autre le 

,social‟.“
1587

 

Besonders dramatisch aus Sicht der Parti socialiste war ihre mangelnde Geschlossenheit. 

Trotz des im Dezember 2004 durchgeführten parteiinternen Referendums entfernten sich Par-

teipolitiker der ersten Reihe von der demokratisch festgelegten Parteilinie. Im Mittelpunkt der 

Kritik stand Laurent Fabius. Olivier Duhamel, Mitglied des Europäischen Konvents, verlang-

te von Fabius zu erläutern, womit dieser Verfassungsvertrag es rechtfertige, die Mehrheits-

                                                 
1584  Lieb 2008, S. 68 
1585  Vgl. Lieb 2008, S. 60; 70; vgl. zu den Schwankungen bei den Wahlprogonosen auch: Le Gall 2005, S. 68 
1586  Vgl. Schirmann 2008, S. 82 
1587  D. Reynie zitiert nach: Dulphy, Manigand 2007, S. 145 
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strömung innerhalb der PS zu spalten, die französischen Sozialisten innerhalb der europäi-

schen Sozialdemokratie zu isolieren und das Risiko der Ablehnung des Vertrags beim Refe-

rendum in Frankreich zu erhöhen.
1588

 Auf Verwunderung stieß auch die Position von Per-

venche Berès, der langjährigen Vorsitzenden der Delegation der französischen Sozialisten im 

Europäischen Parlament. Die Vertraute von Laurent Fabius erarbeitete im Konvent gemein-

sam mit Olivier Duhamel den Verfassungsentwurf und vertrat in Frankreich an der Seite von 

Fabius die Kampagne für das Nein. Sie begründete ihre Haltung mit der Regierungskonferenz 

im Juni 2004, die den ursprünglichen Verfassungsvertrag zu einem nur noch schwer zu akzep-

tierenden Text gemacht habe, unter anderem weil dieser nicht unter vereinfachten Bedingun-

gen revidierbar sei.
1589

 

4.8.5  Organisation: Einbindung der Euroskeptiker 

Die Organisation der europapolitischen Willensbildung wurde in den Jahren 2002 bis 2005 

zunächst durch die Niederlage bei den Präsidentschaftswahlen und anschließend durch die 

Spaltung bei dem Referendum über den Europäischen Verfassungsvertrag beeinflusst. Ob-

wohl 2003 noch europapolitischer Elan zu beobachten war, setzte die Partei nach dem Refe-

rendum die europapolitische Debatte aus. Vor den Präsidentschaftswahlen 2007 sollte die 

Geschlossenheit der Partei wieder hergestellt werden. Darüber hinaus veränderte – wie bereits 

erwähnt – der Beitritt von zehntausenden neuen Mitgliedern die Struktur und die Debattenkul-

tur der Partei. 

Beim Kongress von Dijon im Jahr 2003 wurde eine Stärkung der Strukturen im Bereich der 

Europapolitik gefordert. Die Debattenbeiträge griffen alte Forderungen nach organisatori-

schen Reformen auf. Bernard Poignant und Gilles Savary forderten ein vom Internationalen 

Sekretariat unabhängiges Europasekretariat. Ferner sollte in jeder Föderation ein entsprechen-

des Sekretariat eingerichtet und Partnerschaften mit anderen Sektionen in Europa geschlossen 

werden. Auch schlugen sie die Gründung eines Institut d’études socialistes européen vor, das 

als permanentes Forum für Debatten zur Verbreitung der sozialistischen Ideen über Europa 

beitragen könnte. Es sollten Kolloquien und thematische Treffen organisiert werden, die auch 

politischen Verantwortlichen aus den europäischen Nachbarländern offen stehen könnten. Die 

Partei sollte regelmäßig in ihren nationalen Instanzen über die Treffen des Europäischen Rats 

debattieren.
1590

 Poignant und Savary stehen nur stellvertretend für die zahlreichen Forderun-

                                                 
1588  Vgl. Duhamel 2005, S. 157 
1589  Vgl. Berès 2004 
1590  Vgl. Contributions thématiques: Parti socialiste: l‟Europe au coeur! Pour en finir avec le déficit démocratique de l‟Union européenne 
 (Gilles Savary, Bernard Poignant u.a.). In: L‟hebdo des socialistes, 25. Januar 2003, S. 144; vgl. hierzu auch: Olivier 2005, S. 162 
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gen nach einer Umwandlung der Parteienföderation der SPE in eine vollwertige Partei mit 

einer direkten Mitgliedschaft.
1591

  

Die Parteimitglieder gingen jedoch von einer europäischen PS à la française aus, so Pierre 

Moscovici. Sie forderten zwar eine europäische Partei, jedoch unter der Bedingung, dass sie 

selbst die Mehrheit stellten.
1592 Die französischen Sozialisten hätten Schwierigkeiten zu ver-

stehen, dass Europa politisch nicht wie Frankreich funktioniere, so auch Henri Nallet. Vor 

allem würden sie Unterschiede im politischen Denken nicht verstehen. Es sei eine Form von 

Arroganz, aber auch Teil der französischen politischen Philosophie, die sich als universell 

verstehe, und aus diesem Grund die Suche nach Kompromissen erschwere.
1593

 Auch Bernard 

Poignant, seit 2004 Vorsitzender der Delegation der französischen Sozialisten im Europäi-

schen Parlament, warnte: 

„Il faut qu‟on se retire de la tête que le socialisme français s‟imposera aux autres socia-

listes européens.“
1594

 

Die Vorsitzenden der Föderationen forderten in ihrem Debattenbeitrag, dass die Spitzenkan-

didaten für die Europawahlen 2004, sich wie alle Kandidaten verpflichten müssten, für die 

ganze Legislaturperiode ihr Mandat wahrzunehmen.
1595

 Die Niederlage bei den Parlaments-

wahlen 2002 ließ eine ähnliche Situation wie im Jahr 1993 befürchten, als die unterlegenen 

Kandidaten für die Europawahlen kandidierten und auf die Rückkehr in die nationale Politik 

warteten. In der Rückschau gab Pierre Moscovici an, dass er 2004 nicht fürs Europäische Par-

lament kandidiert hätte, wenn er bei den Parlamentswahlen 2002 gewählt worden wäre. Für 

ihn ist es offensichtlich, dass die Zusammensetzung der französischen sozialistischen Delega-

tion im Europäischen Parlament abhängig von Regierungs- und Oppositionsphasen ist. So 

handele es sich um eine Delegation der Europaexperten, wenn die PS die nationale Regierung 

stellt, und um eine Delegation mit politischen Schwergewichten, wenn sich die Partei in der 

Opposition befindet. Letztere warteten in der Regel im Europäischen Parlament auf ihre Wie-

derwahl auf nationaler Ebene.
1596

 

Trotz dieser zahlreichen Forderungen und unveränderten Routinen beeinflusste die Niederlage 

2002 die inhaltlichen Debatten der Partei über Europa. Man habe viel Zeit im Bureau national 

verbracht, um über Europa zu diskutieren, so Moscovici.
1597

 Allein der Anteil der Europaab-

geordneten ist im Bureau national nach dem Parteitag von Dijon gestiegen und belebte die 

                                                 
1591  Vgl. Contributions thématiques: Parti socialiste: l‟Europe au coeur! Pour en finir avec le déficit démocratique de l‟Union européenne 

 (Gilles Savary, Bernard Poignant u.a.). In: L‟hebdo des socialistes, 25. Januar 2003, S. 144; vgl. hierzu auch: Olivier 2005, S. 162 
1592  Vgl. Rüther – Pierre Moscovici 14.09.2006 
1593  Vgl. Rüther – Henri Nallet 05.04.2006 
1594  Bernard Poignant zitiert nach Olivier 2005, S. 178 
1595  Vgl. Contributions générales: La contribution des militants (les premiers secrétaires fédéraux wie Augustin Ballot, Marc Dolez, Alain 

 Richard u.a.). In: L‟hebdo des socialistes, 25. Januar 2003, S. 168.  
1596  Vgl. Rüther – Pierre Moscovici 14.09.2006; vgl. auch Moscovici 2006, S. 92 
1597  Vgl. Rüther – Pierre Moscovici 14.09.2006 
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europapolitische Debatte. Ferner wurde nach dem Parteitag von Dijon in den Statuten der 

Partei auf Wunsch der Minderheitenflügel die Möglichkeit eines parteiinternen Referendums 

vorgesehen, das erstmalig beim Europäischen Verfassungsvertrag angewandt wurde.
1598

  

Nach dem Parteitag von Dijon und dem Rücktritt Nallets übernahm Pierre Moscovici die Lei-

tung des Internationalen Sekretariats. Moscovici war in der Regierung von Jospin Europami-

nister und von 1994 bis 1997 sowie seit 2004 Abgeordneter des Europäischen Parlaments. 

Das Internationale Sekretariat wurde mit Kader Arif um einen beigeordneten Sekretär für 

Globalisierung erweitert. Harlem Désir war zuständig für Europa. Nach dem Parteitag von Le 

Mans 2005 wurde mit Benoît Hamon ein Gegner des Verfassungsvertrags in das Sekretariat 

eingebunden, um neben den Befürwortern – Moscovici und Désir – auch die euro-kritische 

Strömung in der Parteiführung zu repräsentieren. Harlem Désir übernahm das Globalisie-

rungs-Ressort, während Pierre Moscovici die Leitung behielt.  

Ähnlich wie 1987 mit der Schaffung eines beigeordneten Europasekretariats gab die Grün-

dung eines entsprechenden Sekretariats zur Globalisierung der gewachsenen Bedeutung des 

Themas Ausdruck. Die innerparteiliche Commission Europe wurde in Commission Europe-

Mondialisation umbenannt. Bis zum Referendum über den Europäischen Verfassungsvertrag 

trat sie regelmäßig etwa alle drei Monate zusammen. Nach dem Referendum war es nicht 

mehr möglich, diese Commission einzuberufen, da Pierre Moscovici und der neue Europasek-

retär Benoît Hamon kaum zusammenarbeiteten.
1599

 Benoît Hamon beklagte sich über die feh-

lende Ausstattung seines Sekretariats, er habe sich alles selbst erarbeiten müssen. Auch gebe 

es eine Art Doppelstruktur, da neben Pierre Moscovici ein diesem zugeordneter Assistent 

ebenfalls die Europafragen verfolge.
1600

  

Der Parteivorsitzende François Hollande setzte also seine Strategie des Teilens und Herr-

schens fort und band die unterschiedlichen Strömungen in die Parteiführung ein, um auf diese 

Weise ein Auseinanderbrechen der Partei zu verhindern. Dies führte jedoch zu einer vollstän-

digen Blockade der Partei, in der die Vergabe einzelner Funktionen kaum noch Bedeutung 

hat. So ist Pervenche Berès, die für die Ablehnung des Verfassungsvertrags geworben hatte, 

zwar nationale Delegierte für Europafragen, jedoch spielte diese Funktion nach ihrer Aussage 

in der Realität keine Rolle. Auch sie konnte sich ein Jahr nach dem Referendum nicht erin-

nern, wann die Commission Europe das letzte Mal zusammengetreten war.
1601

 

Die Blockade der innerparteilichen Willensbildung ist auch auf die gewachsene Mitglieder-

zahl zurückzuführen, die die Struktur und die Debattenkultur der Partei verändert hat. Zwei 
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widersprüchliche Entwicklungen waren zu beobachten:
1602

 Einerseits sollte verhindert wer-

den, dass das bestehende Gleichgewicht innerhalb der Partei aus den Fugen geriet. Viele Mit-

glieder, die der PS nach dem 21. April 2002 beigetreten waren, verließen die Partei schnell 

wieder, weil man sie schlecht empfangen hatte. Andererseits unternahm die Parteiführung 

verschiedene Initiativen, um den Beitritt zur Partei zu erleichtern. Im November 2003 schlug 

sie vor, den Status eines Sympathisanten zu schaffen, der sich in die Programmarbeit einbrin-

gen darf, aber nicht die üblichen Aufgaben eines Parteimitgliedes übernehmen muss. Dieser 

hat kein Stimmrecht beim Parteitag, bei der Wahl des Parteivorstands oder dem Präsident-

schaftskandidaten. Damit reagierte die Partei auf das immer unstetere politische Engagement. 

In der Analyse von Marc Dolez von Forces militantes diente dieser Schritt jedoch dazu, die 

Parteiführung und nicht ihre Mitglieder zu stärken: 

„On trouve un place à ceux qui veulent penser mais qui ne veulent pas militer. Le PS 

traite l‟individualisme comme il traite le libéralisme, en s‟y soumettant.“
1603

 

Nach dem Referendum über den Verfassungsvertrag erleichterte die PS den Parteibeitritt ein 

weiteres Mal – ein Phänomen das ebenso bei der UMP zu beobachten war. Via Internet konn-

ten Interessierte Ende 2005 für 20 Euro der Partei beitreten. Diejenigen, die bereits eine Mit-

gliedschaft von sechs Monaten vorweisen konnten, durften über das sozialistische Programm 

sowie den Präsidentschaftskandidaten abstimmen. 80.000 neue Mitglieder traten der Partei 

bei, was allerdings im Parteivorstand zu Kontroversen führte. Man warf der Parteiführung 

vor, Parteimitglieder anzuwerben, um die Kandidatur von Ségolène Royal, die ihrerseits nicht 

in der Partei verankert war, zu unterstützen. Da die neuen Mitglieder keinen lokalen Sektio-

nen zugeordnet waren, unterlagen sie nicht der Kontrolle der Parteibasis. Die Parteiführung 

unterstützte darüber hinaus thematische oder virtuelle Sektionen im Internet, die an keine 

Stadt oder Département gebunden waren. Jack Lang erinnerte daran, dass die langjährigen 

Parteimitglieder diejenigen seien, die das Gedächtnis und die Kultur der PS weitertragen wür-

den.
1604

  

Die strukturellen Veränderungen beeinflussten auch die Debattenkultur in der Partei, die zu-

nehmend intellektueller wurde. Lefebvre und Sawicki beschreiben die Debatte in der Sektion 

von Lille wie ein wissenschaftliches Seminar. Häufig eröffnete ein Experte die Sitzung, die 

Teilnehmer machten sich Notizen, ergriffen das Wort und seien sehr konzentriert.
1605

 Die Par-

teimitglieder aus den unteren Schichten fühlten sich hingegen zunehmend ausgeschlossen von 

den Debatten über immer komplexere Themen, für die gerade die Europäische Integration als 

                                                 
1602  Vgl. Lefebvre, Sawicki 2006, S. 164ff. 
1603  Marc Dolez zitiert nach: Lefebvre, Sawicki 2006, S. 166 
1604  Vgl. Lefebvre, Sawicki 2006, S. 166f.; vgl. auch Olivier 2005, S. 169 
1605  Vgl. Lefebvre, Sawicki 2006, S. 181 
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Beispiel dient.
1606

 Die soziale Herkunft eines Parteimitglieds oder dessen Lebensbedingungen 

hatten an Bedeutung verloren. Gefragt seien zunehmend gute Argumente und die Fähigkeit, 

eine eigene Meinung zu entwickeln und fundiert zu begründen.
1607 

 

„Ces expériences relèvent d‟un processus de remise en cause du modèle pyramidal 

d‟organisation et de dépassement du clivage conventionnel gauche/droite, sur un mode 

postmatérialiste et alternatif.“
1608

 

Die Konkurrenz der présidentiable blieb unter diesen veränderten Rahmenbedingungen je-

doch nach wie vor strukturierend. Auch wenn die Debatte über den Europäischen Verfas-

sungsvertrag zu einer Spaltung der Partei führte, so hatte sie doch keine Konsequenzen für die 

Bestimmung des Präsidentschaftskandidaten. Selbst während des parteiinternen Referendums 

wurden die Lager zwischen Zustimmung und Ablehnung aus taktischen Gründen gewechselt 

– je nachdem, welche Position die besseren Wahlaussichten versprach.
1609

 Die Präsident-

schaftskandidatin Ségolène Royal hat sich für den Wahlkampf 2007 den veränderten Rah-

menbedingungen angepasst. Ihre fehlende parteipolitische Verankerung durch ein langjähri-

ges Engagement in einer Strömung oder durch die Präsentation von Anträgen bei den Partei-

tagen konnte sie durch die direkte und spontane Mobilisierung der Anhänger kompensieren.  

„C‟est précisément parce que le PS est désormais principalement une entreprise de con-

quête de mandats électifs, prêt à tous les ajustements tactiques pour gagner ou conserver 

les postes de pouvoir à tous les niveaux, qu‟un nombre croissant de ses élus et de ses 

membres sont si attentifs aux sondages d‟opinion et font passer au second plan les posi-

tions politiques prises par les candidats putatifs. (…) Tous les prétendants à 

l‟occupation de positions ministérielles ou parlementaires (…) qui ont lié leur sort à tel 

ou tel leader (L. Jospin, L. Fabius, D. Strauss-Kahn, J. Lang, M. Aubry) sont si hostiles 

à voir émerger une candidate sans réseau consolidé au sein du parti qui a surtout reçu le 

soutien d‟outsiders comme elle.“
1610

 

4.8.6  Transnationales: Die französischen Sozialisten in der europäischen Isolation 

In der Regierungszeit von Jospin hat die SPE den national beschränkten Handlungsspielraum 

der französischen Sozialisten erweitert. Auch wenn bei den Verhandlungen auf europäischer 

Ebene und innerhalb der europäischen Sozialdemokratie die Grenzen des gemeinsamen En-

gagements deutlich wurden, verstärkten die französischen Sozialisten nach der Niederlage 

von 2002 ihr Engagement im Rahmen der SPE.
1611

 Sie forderten nicht nur weiterhin eine Poli-

tisierung des europapolitischen Wettbewerbs sowie eine Übertragung des Rechts-Links-

                                                 
1606  Die wachsende Komplexität der Europäischen Integration und insbesondere der Verträge verdeutlicht diese Anekdote zum Lissabonner 

 Vertrag, der 2007 nach dem Scheitern des Verfassungsvertrages unterzeichnet wurde: „Im Freiburger Stadttheater gibt es eine  

 Vorstellung, die fast Kultstatus hat: Es wird dort jeweils fünfzehn Minuten lang aus dem Lissabonner Vertrag zur Reform der  
 Europäischen Union vorgelesen. Das ist ein großes Kunststück, weil dieser Vertrag weitgehend unlesbar ist. Kein Mensch kann daher 

 verstehen, was da vorgetragen wird; das Publikum hält die Performance für absurdes Theater.“ Vgl. Prantl 11.02.2009 
1607  Vgl. Lefebvre, Sawicki 2006, S. 181; 185  
1608  Olivier 2005, S. 169 
1609  Vgl. Lefebvre, Sawicki 2006, S. 120 
1610  Lefebvre, Sawicki 2006, S. 19f. 
1611  Vgl. Hanley 2008, S. 77 
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Gegensatzes auf die europäische Ebene, sondern machten die Europäische Integration zum 

Gegenstand der innerparteilichen Willensbildung, wie das parteiinterne Referendum über den 

Verfassungsvertrag zeigt:  

„Ainsi, le traumatisme du 21 avril 2002, comme révélateur du décalage entre construc-

tion politique européenne et aspirations populaires, a été l‟occasion pour le PS de com-

bler des lacunes en valorisant une implication européenne citoyenne.“
1612

 

Im April 2004 unterstützten die französischen Sozialisten die Wahl von Poul Nyrup Rasmus-

sen zum Vorsitzenden der SPE. Dieser war ebenfalls Anhänger einer Politisierung der SPE 

und wollte den Status quo der Verständigung zwischen Konservativen und Sozialdemokraten 

im Europäischen Parlament beenden. Guiliano Amato, der von Großbritannien, Deutschland, 

Spanien und Italien unterstützt wurde, unterlag Rasmussen bei der Wahl. Amato hatte sich für 

eine Ausrichtung zur politischen Mitte und eine Allianz mit den Konservativen ausgespro-

chen. Die Unterstützung Rasmussens zahlte sich für die französischen Sozialisten aus. Der 

Posten des Generalsekretärs wurde mit Philip Cordery besetzt. Dieser hatte bis dahin die In-

ternationale Abteilung der PS geleitet und setzte sich wie Rasmussen für eine Stärkung der 

SPE als europäischer Akteur ein. Die Forderung der französischen Sozialisten, dass die SPE 

der von Kommissionspräsident José Manuel Barroso vorgeschlagenen Europäischen Kom-

mission nicht zustimmt, kann auch als Anzeichen der Politisierung gewertet werden.
1613

  

Die Wahlniederlage hatte das transnationale Engagement der Parti socialiste gestärkt. Sie 

entwickelte auf verschiedenen Ebenen ihre internationalen Beziehungen weiter. Auf bilatera-

ler Ebene gab es gemeinsame Erklärungen mit der SPD – wie schon 2002 oder später 

2007.
1614

 Auch die Föderationen und Strömungen engagierten sich transnational. So entwi-

ckelten sich die internationalen Beziehungen zwischen einzelnen Föderationen, die sich häu-

fig an Städtepartnerschaften orientieren. Auch hat sich Rolle der Föderation der Franzosen im 

Ausland verändert. Die schwedische Sektion der PS hat sich zum Beispiel in die dortige 

kommunale schwedische Sektion integriert.
1615

  

Die einzelnen Strömungen innerhalb der Partei bauten ihre europäischen Netzwerke weiter 

aus und näherten sich der globalisierungskritischen Bewegung an. So nahm der Club „Soziale 

Republik Europa“ am Europäischen Sozialforum und 2002 erstmalig am Weltsozialforum in 

Porto Allegre teil. Die SPE traf ihrerseits 2004 die Entscheidung, am nächsten Sozialforum 

teilzunehmen.
1616

 Der Europaabgeordnete Harlem Désir entwickelte sich laut Laurent Olivier 

                                                 
1612  Olivier 2005, S. 161 
1613  Vgl. Olivier 2005, S. 162f.; vgl. zur Wahl von Rasmussen und Cordery als Generalsekretär auch Hanley 2008, S. 77und Day 2007,  
 S. 197 
1614  Vgl. SPD, PS 2007; vgl. Bläsius et al. 
1615  Vgl. Olivier 2005, S. 164; vgl. auch Rüther– Philip Cordery 28.03.2006 
1616  Vgl. Olivier 2005, S. 167 



Europäisierung politischer Parteien? Optionen und Restriktionen am Beispiel der Parti socialiste von 1971 bis 2005 

289 

im Europäischen Parlament zum Spezialisten für die globalisierungskritische Bewegung.
1617

 

Er leitete das globale Forum der Parlamentarier anlässlich der Weltsozialforen und gründete 

im Europäischen Parlament eine parteiübergreifende Gruppe zur Globalisierung, die zu einer 

ersten Abstimmung über die Tobin-Steuer im Europäischen Parlament führte. Nach Ableh-

nung des Verfassungsvertrages forderte Désir einen neuen europäischen Konvent, der auch 

die Zivilgesellschaft und die sozialen Bewegungen einbeziehen sollte.
1618

 Die Aktivitäten 

Désirs blieben jedoch nur lose verbunden mit der Parteiführung und wurden in erster Linie 

über seine Internetseite sowie seinen Newsletter kommuniziert.
1619

 Trotz zahlreicher Hinwei-

se auf ein verstärktes transnationales Engagement blieb dieses somit punktuell.  

Mit der Debatte um den Europäischen Verfassungsvertrag veränderte sich das transnationale 

Engagement der Partei. Die Jugendorganisation der französischen Sozialisten distanzierte sich 

von ECOSY, der 1992 auf Initiative von Philip Cordery gegründeten Jugendorganisation der 

SPE. Diese wollte die Konflikte um den Europäischen Verfassungsvertrag nicht offiziell aus-

tragen. Das Mouvement des jeunes socialistes (MJS), das 1992 noch an der Seite von Elisa-

beth Guigou für den Vertrag von Maastricht geworben hatten, initiierte im November 2004 

einen gemeinsamen Appell, der zu einer Änderung des Europäischen Verfassungsvertrags 

aufrief. Dabei wurden sie von jungen Sozialisten in Schweden, Estland, Malta und Deutsch-

land unterstützt.
1620

 Die Minderheitenströmungen der PS, die aus der Gauche socialiste her-

vorgegangene Nouveau Monde und die Nouveau Parti socialiste sowie die Forces militantes, 

schlossen sich der französischen Kopernikus-Stiftung (Fondation Copernic) an. Dieser Think-

Tank setzte sich für ein linkes Nein zur Verfassung ein und führte Gewerkschaftler, Wissen-

schaftler sowie Vereins- und Parteimitglieder seit 1998 in der „Ablehnung des neoliberalen 

Denkens“ zusammen.
1621

 

Die Debatte über den Europäischen Verfassungsvertrag sei in Frankreich nicht in ähnlicher 

Weise geführt worden wie in den anderen Ländern. Das Netzwerk der linken Flügel der deut-

schen, französischen und italienischen Sozialdemokraten habe informell ganz gut funktioniert, 

so Philip Cordery, Generalsekretär der SPE. Mit der Debatte über den Verfassungsvertrag sei 

die Zusammenarbeit jedoch ausgesetzt worden.
1622

 Die Gefahr einer Isolierung der französi-

schen Sozialisten war eines der Argumente der Befürworter des Verfassungsvertrages. Die 

Minderheitenflügel hielten jedoch dagegen, dass die Mitglieder in den anderen sozialdemo-

                                                 
1617  Vgl. Olivier 2005, S. 177; vgl. auch das Portrait von Harlem Désir auf dessen Website: www.harlemdesir.com (zuletzt abgerufen: 

 6.04.2009) 
1618  Vgl. Désir 2005, S. 38f. 
1619  „Ces activités qui s‟insèrent dans un réseau personnel du député européen restent peu relayées par la direction partisane. Partiellement 

 médiatisées par la délégation socialiste française, elles font l‟objet d‟une communication relativement limitée par le biais de la lettre et 
 du site Internet personnel d‟H. Désir.“ Olivier 2005, S. 177 
1620  Vgl. Olivier 2005, S. 166f. 
1621  Vgl. Olivier 2005, S. 173; vgl. auch www.fondation-copernic.org (zuletzt abgerufen: 27.04.2009)  
1622  Vgl. Rüther– Philip Cordery 28.03.2006 

http://www.fondation-copernic.org/
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kratischen Parteien Europas nicht befragt worden seien und es innerhalb der SPE keine richti-

ge Debatte gegeben habe, da deren Vorsitzender das Ja verteidigt habe.
1623

  

Die französischen Sozialisten waren neben der Arbeiterpartei Maltas die einzige Partei inner-

halb der SPE, die dem Verfassungsvertrag kritisch gegenüberstand.
1624

 Die maltesische Arbei-

terpartei, die eine Kampagne gegen den Beitritt Maltas zur Europäischen Union geführt hatte, 

stimmte schließlich dem Verfassungsvertrag zu.
1625

 Die ambivalente Haltung der französi-

schen Sozialisten überraschte die europäischen Sozialdemokraten. Aus deren Sicht trug der 

Vertrag die Handschrift der französischen Linken mit einer Festschreibung der Grundrechte, 

Fortschritten bei der politischen und sozialen Integration Europas sowie den Garantien für 

Dienstleistungen im Bereich der Daseinsfürsorge (services d’intérêt général). Unverständlich 

war vor allem die Kritik an der Charta der Grundrechte, für die die Sozialisten sich selbst ein-

gesetzt hatten. Im Hinblick auf den dritten Teil des Vertrags konnten die Schwesterparteien 

durchaus die Kritik an der noch immer schwach ausgeprägten sozialen Dimension des Ver-

trags verstehen, aber nicht die Zögerlichkeiten bei der Akzeptanz der Marktwirtschaft.
1626

 

Die Zustimmung zum Verfassungsvertrag beim internen Referendum im Dezember 2004 ließ 

die europäischen Partner vermuten, dass diese zu einem positiven Votum der französischen 

Bevölkerung beiträgt. Als die öffentliche Meinung in Frankreich immer skeptischer wurde, 

unterstützten die europäischen Sozialdemokraten die französischen Sozialisten. So setzten 

sich die Europaabgeordneten der SPE-Fraktion für eine Änderung der umstrittenen Dienstleis-

tungsrichtlinie ein. Parteivorsitzende und Führungsmitglieder der sozialdemokratischen 

Schwesterparteien nahmen darüber hinaus an zahlreichen Treffen in Frankreich teil.
1627

  

Die Ablehnung des Europäischen Verfassungsvertrags schwächte die französischen Sozialis-

ten innerhalb der europäischen Sozialdemokratie. Für die Parti socialiste trugen hierzu die 

Spaltung der Partei und die intensiv geführte Auseinandersetzung bei. Der Verfassungsgegner 

Jean-Luc Mélenchon beschreibt die Unversöhnlichkeit beider Lager innerhalb der Partei:  

„Les animateurs du oui de gauche se sont auto-isolés avec fougue, au point de n‟avoir 

plus aucune distance avec leur propre propagande de mots d‟ordre hostiles aux tenants 

du non, et sans en mesurer les conséquences disproportionnées.“
1628  

Im Gegensatz zu den französischen Sozialisten hatte die niederländische Arbeiterpartei sich 

geschlossen für die Zustimmung eingesetzt und hatte nicht wie die PS zur Stärkung und zum 

Sieg des Nein-Lagers beigetragen.
1629

 Monique Saliou, die 2005 Delegierte der PS für Inter-

                                                 
1623  Vgl. Olivier 2005, S. 168 
1624  Vgl. Olivier 2005, S. 161 
1625  Vgl. Saliou 2005, S. 51 
1626  Vgl. Saliou 2005, S. 51f. 
1627  Vgl. Saliou 2005, S. 52f. 
1628  Mélenchon 2005, S. 104  
1629  Vgl. die Analyse zum Referendum in den Niederlanden bei Cuperus 2005 
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nationales und später europapolitische Beraterin von Ségolène Royal war, differenziert ver-

schiedene Reaktionen innerhalb der europäischen Sozialdemokratie.
1630

 Eine sei geprägt von 

einer Mischung aus Enttäuschung und Wut, aber auch Solidarität. Die belgischen, luxembur-

gischen, dänischen oder schwedischen Sozialdemokraten waren sich ihrerseits keineswegs der 

Zustimmung der öffentlichen Meinung sicher. Die deutschen Sozialdemokraten hatten ange-

sichts der Linkspartei durchaus Verständnis für die französische Situation. Für die neuen Mit-

gliedstaaten der Europäischen Union in Ost- und Mitteleuropa hingegen bestätigte sich das 

Bild, dass die französische Linke die Osterweiterung ablehne. Die Weltpresse habe sich über 

die französischen Ängste vor dem „polnischen Klempner“ lustig gemacht, man könne sich 

den Tenor der Medien in Warschau oder Prag vorstellen, so Saliou.
1631

 Eine weitere Gruppe 

von Sozialdemokraten, wie beispielsweise die niederländische Arbeiterpartei, sah in der fran-

zösischen Ablehnung eine Gelegenheit, selbst eine bedeutendere Rolle in der europäischen 

Sozialdemokratie zu übernehmen. Der deutsch-französische Motor für die Europäische Union 

hatte demnach ausgedient. Für die britische Labour-Party war die französische Ablehnung 

eine Überraschung, auf die sie mit heimlicher Zufriedenheit bzw. Indifferenz reagierte.
1632

 

Nicht nur die französischen Sozialisten, sondern auch ihre Europavision ging geschwächt aus 

dem Referendum hervor: „C„est bien l„,Europe à la française„ qui a été défaite le 29 mai.“
1633

 

4.8.7  Fazit: Europa der Kompromisse oder Europa à la française? 

Die sozialistische Partei hatte Europa zu ihrer Antwort auf die Globalisierung gemacht, je-

doch hatte sie sich über die Frage gespalten, welches Europa es sein sollte. Diese Frage ist für 

die Partei brisant geworden, seit ihr bewusst wurde, dass sie sich mit ihrer Politik immer wei-

ter von den unteren Schichten entfernt hatte. Henri Emmanuelli sprach auf dem Parteitag von 

Dijon von zwei unterschiedlichen Ausrichtungen des französischen Sozialismus. Die eine 

nähert sich der Sozialdemokratie an und setzt sich für Reformen im bestehenden System der 

Europäischen Union ein, die andere ist in der Protestkultur verankert und fordert eine grund-

sätzliche Neuausrichtung des Integrationsprozesses. Die Frage ist, inwieweit die Partei bereit 

ist, auf europäischer Ebene mit ihren sozialdemokratischen Partnern Kompromisse einzuge-

hen oder ob sie fürchtet, dass diese Kompromissbereitschaft sie zu sozialliberalen Positionen 

zwingt und zur Aufgabe ihrer historischen Besonderheiten führt.
1634

 

                                                 
1630  Vgl. Saliou 2005, S. 54ff. 
1631  Vgl. kritisch zur Verbindung der sozialen und der nationalen Frage, die dem demokratischen Sozialismus fern liege, auch Désir 2005,  

 S. 31  
1632  „Il y a un plan B, mais c‟est le plan britannique – libéralisation, dérégulation, rapprochement avec les États-Unis – qui sert de  
 programme à la présidence de l‟Union.“ Moscovici 2005, S. 12; Vgl. zu den Differenzen zwischen dem britischen und dem  

 französischen Modell und den Konsequenzen für die europäische Sozialdemokratie: Day 2007, S. 202f. 
1633  Moscovici 2005, S. 12 
1634  Vgl. Olivier 2005, S. 178 
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Es handelt sich um eine traditionelle Konfliktlinie zwischen Reformismus und Radikalität.
1635

 

Moscovici sieht die Gefahr, dass radikale Forderungen die PS in eine Sackgasse führen und 

hält die Position von Fabius oder Emmanuelli für verantwortungslos. Die einzige Lösung sei 

ein reformorientierter Sozialismus, dessen europapolitische Strategie die der Einflussnahme 

innerhalb der SPE sein müsse.
1636

 Die entscheidende Herausforderung ist nach Marc Lazar 

und Jean-Pierre Rosanvallon jedoch die inhaltliche Bestimmung dieses Reformismus.
1637

  

Diese inhaltliche Bestimmung kann in der V. Französischen Republik aufgrund des Wahlsys-

tems nicht ohne Klärung der Bündnisfrage erfolgen. Sowohl die linken Radikalen als auch die 

Grünen sind kein stabiler und starker Partner für die Sozialisten. Die extreme Linke hat die 

Protestfunktion der kommunistischen Partei übernommen und lehnt jegliche Zusammenarbeit 

mit der PS ab.
1638

 Ségolène Royal schlug eine Annäherung an die politische Mitte und 

François Bayrou vor. Sie profitierte von den neuen Strukturen in der PS, um innerparteiliche 

Blockaden aufzulösen und setzte sich über die Meinung angesehener Parteimitglieder hinweg. 

Die Wahl von Martine Aubry zur Parteivorsitzenden im November 2008 hat die Partei jedoch 

wieder in einer linken Strategie geeint, wobei die Anhänger von Royal eine starke innerpartei-

liche Opposition bleiben. Aubrys Wahl ist Ausdruck des Festhaltens an den Traditionen und 

Werten der Parti socialiste. Die Bündnisfrage bleibt jedoch weiterhin ungeklärt.  

Unbestritten ist, dass die PS im linken Lager trotz der sie bekämpfenden extremen Linken die 

Führungsrolle inne hat. Sie ist auch die einzige Partei mit aussichtsreichen Kandidaten für die 

Präsidentschaftswahlen. Diese Gründe untermauern die These, dass Frankreich sich zu einem 

Zweiparteiensystem entwickelt hat, in dem die Exekutive von zwei Parteien monopolisiert 

und lediglich in Zeiten der Kohabitation geteilt wird.
1639

   

Nach dem Referendum über den Verfassungsvertrag hat die Parti socialiste Europa erneut in 

der politischen Debatte unterdrückt.
1640

 Die Differenzen im Parteivorstand zwischen Pierre 

Moscovici und Benoît Hamon verdeutlichen die europapolitische Blockade. Der Prozess der 

Europäischen Integration verlangt vor dem Hintergrund der Osterweiterung und der neuen 

Rahmenbedingungen der europäischen Politikgestaltung jedoch nach innovativen Ideen und 

Konzepten. Für Elisabeth Guigou ist die Entscheidung aus dem Jahr 1983 zum Verbleib im 

Europäischen Währungssystem längst akzeptiert worden. Bei der Erweiterung der Europäi-

schen Union handele es sich allerdings um eine Debatte, die nie entschieden worden sei: Ver-

                                                 
1635  Vgl. Rüther– Philip Cordery 28.03.2006; vgl. Rüther – Pervenche Berès 11.04.2006b; vgl. auch „la gauche sociale-democrate“ und „la 

 gauche radicale“ bzw. „la gauche du oui et du non“ bei Moscovici 2006, S. 89 
1636  Vgl. Moscovici 2006, S. 183; 191 
1637  „La question centrale qui se pose au PS est de passer d'un réformisme de méthode, désormais acquis, à un réformisme de contenu, qui 

 reste à construire. Le deuxième point, plus inquiétant, c'est que le PS est un parti d'élus, de cadres, de profs et de fonctionnaires. Sa base 
 sociale est aujourd'hui trop étroite pour en faire une puissance réformatrice.” Vgl. Rosanvallon et al. 16.05.2003 
1638  Vgl. Grunberg 2009, S. 8 
1639  Vgl. Grunberg 2009, S. 5 
1640  Vgl. Moscovici 2006, S. 96 
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tiefung oder Erweiterung? Die wahre Frage für die Sozialisten sei heute, ob man trotz der 

Erweiterung weiterhin die Perspektive einer politischen Union aufrecht erhalten kann.
1641

  

Dabei muss das eine nicht auf Kosten des anderen gehen. Vertiefung und Erweiterung sind 

zusammen denkbar, wenn die politischen Eliten, so die These von Christian Lequesne, nicht 

einen zu nostalgischen Blick auf ein Europa hätten, das seit dem Fall der Berliner Mauer nicht 

mehr existiere.
1642

 Die deutliche Ablehnung der Osterweiterung in Frankreich ist auch auf das 

mangelnde Engagement der pro-europäischen Elite zurückzuführen. Verglichen mit dem eu-

roskeptischen und -kritischen Diskurs waren sie sehr verhalten und nicht in der Lage, eine 

positive Vision Europas zu entwickeln.  

„L‟exception française sur la question de l‟élargissement est due essentiellement au 

manque de travail politique de conviction et de mobilisation des élites pro-européennes, 

qui, elles-mêmes, ont paru se désintéresser de cette question.“
1643

 

Für Henri Nallet liegt bei den politischen Eliten – ob im linken oder rechten Lager – eine gro-

ße Verantwortung für die Ablehnung des Europäischen Verfassungsvertrags. Sie hätten sich 

lange Zeit keine Gedanken über Europa gemacht und sich vor allem nicht gefragt, welche 

Bedeutung die Erweiterung der Europäischen Union für die weitere Entwicklung Europas 

habe. Sie seien in ihrem alten Denkschema verhaftet geblieben und erstaunt gewesen, als sie 

gemerkt hätten, das Europa so nicht funktioniere.
1644

  

                                                 
1641  Vgl. Rüther – Elisabeth Guigou 11.04.2006a 
1642  Vgl. Lequesne 2008, S. 140 
1643  Grunberg, Lequesne 2004, S. 55 
1644  Vgl. Rüther – Henri Nallet 05.04.2006 
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Fazit: Die Europäisierung der Parti socialiste angesichts inner- und  

zwischenparteilicher Konflikte 

„L‟Europe sera sociale ou ne sera pas.“
1645

 In den 1980er Jahren gelang es François Mitter-

rand, die Kritik am Kapitalismus zu europäisieren. Eine sozialistische Politik in Frankreich 

und die Fortsetzung der Europäischen Integration waren kein Widerspruch mehr, sondern 

wurden zusammengedacht. Europa wurde zur Zukunftsperspektive des französischen Sozia-

lismus und die sozialistische Partei – in ihren Worten – zur ersten europäischen Partei Frank-

reichs. Es gab nur ein Problem: Europa wurde nicht sozial.  

Der bis dato vor allem an ökonomischen Interessen und Effizienz orientierte Integrationspro-

zess verlor Anfang der 1990er Jahre die Zustimmung der Öffentlichkeit. Es schlug die Stunde 

der Parteien in Europa. Ihr Beitrag zur politischen Willensbildung wurde eingefordert und im 

Vertrag von Maastricht offiziell anerkannt. Die selbsterklärte erste europäische Partei Frank-

reichs musste die Europapolitik, die sie selbst in der Regierungsverantwortung mitgestaltet 

hatte, gegenüber ihren Wählern legitimieren. Dabei stellten sich jedoch einige Nebenfolgen 

des Integrationsprozesses heraus, die für die Parti socialiste eher eine Restriktion als eine 

Option der Europäisierung waren.  

Anhand von vier Kategorien – der Programmatik, dem Parteienwettbewerb, der Organisation 

und den transnationalen Beziehungen – wurde untersucht, ob die Parti socialiste sich europäi-

siert hat. Mithilfe des partei- und europapolitischen Kontexts wurden die beobachteten Ent-

wicklungen eingeordnet und die Voraussetzungen herausgearbeitet, unter denen die Partei die 

Europapolitik wahrgenommen hatte. Eine zentrale Voraussetzung waren, so die eingangs 

formulierte These, die inner- und zwischenparteilichen Konflikte.  

 

Europäisierung der parteipolitischen Programmatik  

Die Analyse der vier Kategorien hat gezeigt, dass die Parti socialiste sich europäisiert hat. 

Alle vier Kategorien zeigen Rückwirkungen der europäischen Politik auf die Parti socialiste. 

Die europapolitische Programmatik spielte auf jedem Parteitag eine Rolle. Auch anlässlich 

der Europawahlen entwickelte die Partei eigene Positionen, die sie seit 1984 mit den europäi-

schen Sozialdemokraten abstimmte. Seit der zweiten Hälfte der 1990er Jahre wurde die pro-

grammatische Arbeit der Partei aufgewertet. 1996 und 1999 fanden zwei kleine Parteitage 

ausschließlich zur Europapolitik statt. 2004 wurde erstmals ein parteiinternes Referendum 

durchgeführt, um die europapolitische Linie der Partei festzulegen.  

                                                 
1645  Vgl. Manifeste socialiste pour l‟élection européenne. Introduction de Laurent Fabius. In: PS Info. Le Poing et la Rose, spécial  
 responsables, Nr. 405, 13. Mai 1989, S. 1. 
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Die programmatische Arbeit der Parti socialiste folgte dem Ziel, ein linkes Profil zu entwi-

ckeln und die politische Auseinandersetzung mit den Konservativen auf der europäischen 

Ebene fortzuführen. Die institutionelle Ausgestaltung Europas war gegenüber konkreten eu-

ropäischen (sozialen) Politiken nur sekundär. Schon früh sprach sich die Parti socialiste für 

eine differenzierte Integration aus, die besonders ambitionierten Mitgliedstaaten ermöglichen 

sollte, schneller voranzuschreiten. Die Vertiefung des Integrationsprozesses war in den 

1990er Jahren ein leitendes Motiv und wurde für die Sozialisten zur Voraussetzung für die 

Erweiterung der Europäischen Union.  

Der sogenannte Euro-Gaullismus der 1980er Jahre führte allerdings dazu, dass die französi-

schen Sozialisten bei der Vertiefung der Europäischen Union an französischen Vorstellungen 

festhielten. Europa wurde in den Augen der Sozialisten französisch und nicht umgekehrt. So 

übertrug die Partei ihre gescheiterten Wirtschafts- und Sozialreformen auf die europäische 

Ebene, auf der die linkskeynesianische Politik fortgesetzt werden sollte. Auch hielt sie am 

französischen Modell des Service public fest. Dieses sollte auf nationaler Ebene geschützt und 

auf europäischer Ebene eingeführt werden. Die Konzeption der Wirtschafts- und Währungs-

union widersprach hingegen der französischen Tradition der politischen Steuerung der Wirt-

schaft. Sie wurde zum Gegenstand der innerparteilichen Auseinandersetzung. 

 

Indirekte Effekte der Europäisierung im Parteienwettbewerb 

Rückwirkungen der europäischen Politik gab es auch im Parteienwettbewerb. Die Europa-

wahlen sind zwar im Vergleich mit Wahlen, die zur Machtverteilung auf nationaler Ebene 

beitragen, zweitrangig. Sie wurden jedoch zu einer Arena für neue politische Akteure, denen 

bis dahin der Erfolg bei den Parlaments- oder Präsidentschaftswahlen verwehrt geblieben war. 

1999 und 2003 gab es zwei Initiativen der Regierungsparteien, das Wahlrecht für die Euro-

pawahlen zu ändern, um den Einzug kleinerer Parteien ins Europäische Parlament und die 

nationale politische Arena zu verhindern. Die Bevölkerung lehnte die politique politicienne 

der Regierungsparteien ab und beteiligte sich immer weniger an den Wahlen. Europäische 

Themen spielten nur eine untergeordnete Rolle.  

Indirekte Effekte der Europäisierung zeigen sich auch bei erstrangigen Wahlen. Seit 1984 

gehört das Bekenntnis zur Europäischen Integration zum Repertoire eines jeden Präsident-

schaftskandidaten. Erst ab 1997 trugen jedoch die Rückwirkungen des Integrationsprozesses 

zu einer indirekten Europäisierung der Wahlkämpfe bei. Der nationale Handlungsspielraum 

der Regierungsparteien war seit dem Vertrag von Maastricht eingeschränkt. Die Befolgung 

europäischer Vereinbarungen erforderte nationale Reformanstrengungen. Die Wählerschaft 

strukturierte sich zunehmend entlang ihrer Bereitschaft zur europäischen Öffnung bzw. natio-
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nalen Schließung und damit indirekt auch zur Europäischen Integration. Seit den Europawah-

len 1984 und dem europa- und wirtschaftspolitischen Konsens der Regierungsparteien hat der 

rechtsextreme Le Pen mit seinen Forderungen nach nationaler Schließung politischen Erfolg. 

Er verkörpert den anti-universalistischen Pol der postmateriellen Konfliktlinie, die ihm 2002 

sogar den Einzug in den zweiten Wahlgang der Präsidentschaftswahlen ermöglichte.  

 

Begrenzte Europäisierung der Parteiorganisation 

Organisatorisch hat sich die Parti socialiste nur in Ansätzen europäisiert. So richtete sie zwar 

1987 ein Sekretariat für Europafragen und 2003 eines für Globalisierungsfragen ein. Diese 

organisatorischen Veränderungen trugen jedoch nicht dazu bei, die Europäisierung institutio-

nell zu verstetigen. 1992 wurde das Europasekretariat wieder ins Internationale Sekretariat re-

integriert. Auch unterlag die Arbeit in den Kommissionen des Sekretariats den politischen 

Schwankungen des Wahlerfolgs bzw. der Niederlagen. Die Europaabgeordneten befanden 

sich immer an der Peripherie der Partei. Ihre Rolle wurde zwar sukzessive aufgewertet. So 

nahmen sie zum Beispiel 1995 erstmals als dritte sozialistische Fraktion – neben Nationalver-

sammlung und Senat – an den journées parlementaires teil. Aber bis heute müssen sie um die 

Anerkennung ihrer Arbeit kämpfen. Die Aufstellung der Listen für die Europawahl orientiert 

sich nicht an der Frage, wer die sozialistischen Interessen in Straßburg am besten vertreten hat 

bzw. dies in Zukunft kann. Strömungen und Regionen, Gleichberechtigung von Männern und 

Frauen sowie die nationale Oppositions- oder Regierungsphase bestimmen die Zusammenset-

zung der späteren Delegation im Europäischen Parlament. 

Indirekt hat die Einführung direktdemokratischer Elemente die innerparteiliche Willensbil-

dung zur Europapolitik verändert. Bis Anfang der 1990er Jahre überließ die Parti socialiste 

Mitterrand die Definition der Europapolitik. Seine Autorität und Kompetenz wurden nicht in 

Frage gestellt oder kontrolliert. Nach Verabschiedung des Vertrags von Maastricht verlor die 

Europäische Integration ihre außenpolitische Dimension und wurde Teil der Innen- und Par-

teipolitik. Angesichts der (innerparteilichen) Vertrauens- und Repräsentationskrise wurden die 

Beteiligungsrechte der Parteimitglieder ausgeweitet. Heute koexistieren die innerparteilichen 

Strömungen und direktdemokratischen Elemente. Die Strömungen, mit denen die Partei ihre 

Präsidentschaftskandidaten ausbildet, überlagern weiterhin die innerparteiliche Willensbil-

dung. Die Einführung direktdemokratischer Elemente sowie der vereinfachte Parteibeitritt 

haben jedoch die Macht der Strömungen eingeschränkt. Ein potentieller Präsidentschaftskan-

didat kann ohne ihre Unterstützung seine Anhängerschaft direkt sammeln. Die Folgen für die 

europapolitische Willensbildung sind ambivalent. Die Schwächung der innerparteilichen 

Strömungen belebt die europapolitische Debatte. Die Einführung direktdemokratischer Ele-
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mente ermöglicht zudem den Parteimitgliedern, unabhängig von der Zugehörigkeit zu einer 

Strömung ihre Meinung auszubilden. Es kommt jedoch immer weniger zum organisierten 

Austausch von Argumenten, da die Willensbildung durch Befragungen und Abstimmungen 

atomisiert wird. Darüber hinaus sind die Strömungen nicht politisch außer Kraft gesetzt. 

 

Europäisierung der transnationalen Beziehungen in den 1990er Jahren 

Die transnationalen Beziehungen der Partei waren bis Anfang der 1990er Jahren keine strate-

gische Option für die Parti socialiste. Mit der einsetzenden Wirtschaftskrise sowie dem zu-

nehmend begrenzten Handlungsspielraum auf nationaler Ebene kam es jedoch zu einer strate-

gischen Hinwendung zu Europa. Die 1992 gegründete SPE sollte helfen, den national einge-

schränkten Handlungsspielraum auf europäischer Ebene wiederherzustellen. Lionel Jospin 

steht mit seinem Regierungsantritt für eine konsequente transnationale Strategie. Seine innen-

politischen Maßnahmen zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit flankierte er mit einer europäi-

schen Beschäftigungsinitiative.  

Die Parteibasis klagte beständig ein, an der Politikformulierung im Rahmen der SPE beteiligt 

oder wenigstens über die Kongresse informiert zu werden. Die Arbeit in der SPE blieb jedoch 

der Parteiführung vorbehalten. Jospin machte die Erfahrung, dass innerhalb der SPE weiterhin 

nationale Interessen die politische Auseinandersetzung dominierten. In den 1990er Jahren 

kam es zu programmatischen Differenzen mit New Labour unter Tony Blair. Zwar hatte die-

ser den britischen Widerstand gegen eine europäische Sozialpolitik aufgehoben, jedoch lehnte 

Jospin Blairs „Dritten Weg“ für die europäische Sozialdemokratie ab. Jospin hielt an den tra-

ditionellen Werten der Sozialdemokratie und der Möglichkeit staatlicher Eingriffe in die 

Wirtschaft fest. 

 

Der Einfluss inner- und zwischenparteilicher Konflikte auf die Europäisierung 

Die Rückwirkungen der europäischen Politik auf Programmatik, Parteienwettbewerb, Organi-

sation und transnationale Beziehungen geben noch keine Auskunft über die Tragweite dieser 

Europäisierung. Unter der Voraussetzung von inner- und zwischenparteilichen Konflikten ist 

diese sehr fragil. Eine europäische Sozialisation konnte in diesem politischen Kontext nicht 

stattfinden. Selbst die Krise der Partei 2002 hat ihre fragile Europäisierung nicht beendet, 

sondern im Gegenteil 2005 zur Spaltung über die Europafrage geführt. Die Vermittlungsfunk-

tion der politischen Parteien, die seit dem Ende des permissiven Konsenses in Europa an Be-

deutung gewonnen hat, blieb für die Parti socialiste zweitrangig.  

 

 



Europäisierung politischer Parteien? Optionen und Restriktionen am Beispiel der Parti socialiste von 1971 bis 2005 

298 

Die innerparteiliche Willensbildung zwischen Desinteresse und Kritik 

Die Analyse der innerparteilichen Willensbildung hat gezeigt, dass die Debatte von der real-

politischen Entwicklung in Europa abgekoppelt wurde. Die eigentlichen Konfliktgegenstände 

wurden ausgeklammert, um die innerparteiliche Geschlossenheit herzustellen. Darüber hinaus 

war das Interesse an konkreten europapolitischen Fragen gering – das berichteten alle befrag-

ten Europasekretäre. Die Partei ließ eine doppelte Interpretation der Europapolitik gewähren. 

Die eine orientierte sich an der tatsächlichen Entwicklung des Integrationsprozesses, die ande-

re an einer idealisierten Vorstellung Europas. Die Einbindung in die Regierungsverantwor-

tung änderte den Blick der Minister und Kabinettsmitglieder auf den Integrationsprozess. Sie 

lernten, dass Europa viel mehr als eine politische Idee war und gemeinschaftliches Verhan-

deln bedeutete. Dieser Lernprozess fand an der Parteibasis nur begrenzt statt. 

Die innerparteilich verhinderten Debatten wurden in der Regel auf politischer Ebene gelöst. 

Erst in der zweiten Hälfte der 1990er Jahre versuchte Jospin, die Diskrepanz zwischen der 

Rhetorik und dem politischen Handeln aufzulösen. Dies gelang ihm nur bedingt – unter ande-

rem deswegen, weil er selbst eine ernüchterte Bilanz seiner europapolitischen Erfolge zog. 

Der linke Flügel der Partei kritisierte die fehlende soziale Ausrichtung des Integrationsprozes-

ses und warf Jospin vor, dass dieser vor äußeren Zwängen resigniere anstatt sozialistische 

Ziele zu verteidigen. Der linke Flügel forderte nicht mehr Realismus, sondern einen Schulter-

schluss mit den sozialen Bewegungen und den Globalisierungskritikern. In den 1990er Jahren 

wurde die innerparteiliche Konfliktlinie, die das CERES bzw. Socialisme et République reprä-

sentierte, abgelöst. Gegenstand der Kritik war nicht mehr die Übertragung nationalstaatlicher 

Souveränität, sondern die fehlende soziale Ausrichtung des Integrationsprozesses.   

 

Die zwischenparteilichen Beziehungen und der eingeschränkte Handlungsspielraum 

Den Parteienwettbewerb bestritt die Parti socialiste vor dem Hintergrund der innerparteili-

chen Konflikte und der zwischenparteilichen Bündnisse. Die Vermittlung der Europapolitik 

unterlag im Wahlkampf den Absprachen mit Bündnispartnern, zu denen die französischen 

Parteien nach dem Mehrheitswahlrecht in zwei Wahlgängen gezwungen werden. Auch bei 

den Europawahlen konnten Bündnisabsprachen den Stimmverlust der Parti socialiste durch 

Integration konkurrierender Listen verhindern. Die Parti socialiste suchte ihre Bündnispartner 

in der Regel im linken Lager, da die Öffnung zur politischen Mitte Ende der 1980er Jahre 

innerparteilich kritisiert wurde und die Wählerklientel der Partei nicht mobilisiert hatte. Die 

Parteien im linken politischen Lager sind jedoch mehrheitlich euroskeptisch eingestellt. Die 

Mehrzahl der potentiellen Bündnisse fördert also die fragile Europäisierung, weil die Parti 

socialiste Formelkompromisse eingehen muss. In der Vergangenheit war dies in der Koalition 
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mit den Kommunisten von 1981 bis 1984, aber auch innerhalb der Gauche plurielle von 1997 

bis 2002 der Fall.  

Die Europäisierung wird zudem erschwert, weil sie die Partei immer mehr von ihrer Wähler-

klientel in den unteren sozialen Schichten entfernt hat. Das Referendum über den Vertrag von 

Maastricht offenbarte die soziale Spaltung der Gesellschaft zum ersten Mal. Die linksextre-

men Parteien, die sozialen Bewegungen und die Globalisierungskritiker machten sich zum 

Anwalt der sozialen Errungenschaften und gewannen durch eine klare Abgrenzung von der 

Parti socialiste ihre Stärke. Bei dem Referendum über den Europäischen Verfassungsvertrag 

wurde diese gewachsene Entfremdung in der Parti socialiste zu einem Argument für die Ab-

lehnung des Vertrags. 

Der wachsende Einfluss von Europäischer Integration und Globalisierung setzt die Regie-

rungsparteien äußeren Zwängen aus, die – und das war ein Vorwurf der sozialen Bewegungen 

– sie selbst geschaffen hatten. Sie mussten die im Vertrag von Maastricht vereinbarten Kon-

vergenzkriterien für die Wirtschafts- und Währungsunion erfüllen. Diese zwangen sie zu einer 

Reformpolitik, die vor allem die Angestellten des Öffentlichen Diensts im Herbst 1995 auf 

die Straße trieb. Die Regierungsparteien führten zwar die Europäische Integration fort, ver-

mieden aber sowohl im rechten als auch im linken Lager, die innenpolitischen Konsequenzen 

der Europapolitik in den Wahlkämpfen zu thematisieren. Sie fürchteten, als machtlose Orga-

nisationen angesehen zu werden. In diesem Sinne schlossen sie sich in einem Kartell zusam-

men, das die Erwartungen der Wähler minimieren wollte. Sie versuchten, sich gegen die 

wachsenden Wahlerfolge der Parteien an den politischen Rändern des Spektrums gemeinsam 

zur Wehr zu setzen. 

 

Europäisierung als Folge der Krise und Spaltung der Partei 

Aus der Wahlniederlage gegen den Rechtsextremen Le Pen zog die Parti socialiste 2003 die 

Konsequenz, sich ohne Widersprüche – in Programmatik, Wahlkampf, Organisation und 

transnationalen Beziehungen – zu europäisieren. Sie erklärte eine europäische Föderation zu 

ihrem Ziel und forderte eine offene europapolitische Debatte. Die Osterweiterung der Europä-

ischen Union und der Europäische Verfassungsvertrag wurden jedoch zur Bewährungsprobe. 

Der linke Flügel fürchtete, dass die Osterweiterung ein soziales Europa unmöglich mache und 

der Verfassungsvertrag die neoliberale Ausrichtung in den Verträgen festschreibe. Auch die 

Befürworter des Vertrags von Maastricht konnten die Frage nach der Fortsetzung des sozialis-

tischen Projekts für Europa angesichts der Osterweiterung nicht mehr eindeutig bejahen. 

Wurde noch 1984 ausgeschlossen, dass die Regierungsparteien bei den Präsidentschaftswah-

len einen Europa-Kritiker aufstellen würden, so änderte sich 2005 die Situation. Für Laurent 
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Fabius war die Ablehnung des Europäischen Verfassungsvertrags eine Strategie, um seine 

présidentiabilité unter Beweis zu stellen. Der Sieg des Nein-Lagers beim Referendum bestä-

tigte ihn, in der classe politique war er jedoch diskreditiert. Fabius wurde vorgeworfen, die 

Europapolitik seiner persönlichen Karriere zu opfern. Eine Spaltung der Partei ließ sich nicht 

mehr verhindern. Wie zuvor griff die Parteiführung angesichts der innerparteilichen Konflikte 

zu der Strategie des Teilens und Herrschens. Die Euroskeptiker wurden in die Parteiführung 

eingebunden und die europapolitischen Fragen der innerparteilichen Geschlossenheit geop-

fert. Das strategische Kalkül überlagerte die normative Überzeugung. Die Vermittlung der 

europäischen Politik wurde angesichts der innerparteilichen Blockaden erneut erschwert. 

Für die Fortsetzung des Integrationsprozesses kann die fehlende Legitimation der europäi-

schen Politik zu einem Problem werden. Gegenwärtig befindet sich die Europäische Union in 

einem „friedlichen Naturzustand“.
1646

 In Zeiten der Wirtschaftskrise droht die nationale 

Sichtweise, die europäische Perspektive zu überlagern. Die französischen Sozialisten stehen 

wie in ihrem Gründungsmoment – jedoch unter veränderten Bedingungen – vor der sozialen, 

politischen und nationalen Frage. Die extreme Linke, die sozialen Bewegungen und die Glo-

balisierungskritiker mahnen die Fortsetzung des Integrationsprozesses unter sozialen Vorzei-

chen an. Wird es der Parti socialiste gelingen, diese Forderungen in ihrer Politik umzusetzen, 

die Bewegungen zu integrieren bzw. zu marginalisieren? Die politische Frage stellt sich ange-

sichts des gegenwärtigen politischen Systems der Europäischen Union. Ist es in seinen 

Grundstrukturen durch neoliberale Züge geprägt oder können die Sozialisten die Ausrichtung 

der europäischen Politik innerhalb des Systems verändern? Die Beantwortung der nationalen 

Frage verlangt von der Partei, ihr internationalistisches Erbe mit den Forderungen nach Be-

wahrung der sozialen Errungenschaften des Nationalstaats in Einklang zu bringen. Die fragile 

Europäisierung hat bereits zu einer Spaltung der Partei geführt. Nur eine konsequente Euro-

päisierung kann der Parti socialiste den Weg aus der Krise weisen. Darum beginnt und 

schließt die vorliegende Arbeit mit einem Appell von Bernard Poignant und Gilles Savary an 

die Partei:  

„Notre parti doit se réconcilier résolument avec le thème européen, qu‟il a trop long-

temps maintenu sous embargo, avec pour conséquences une sous-information chronique 

de ses militants et l‟émergence de réflexes de repli, souverainistes ou conservateurs, en 

contradiction avec son histoire et ses valeurs internationalistes.“
1647

 

 

                                                 
1646  Offe 2001, S. 432 
1647 Contributions thématiques: Parti socialiste: L‟Europe au coeur! Pour en finir avec le déficit démocratique de l‟Union européenne (Gilles 
 Savary, Bernard Poignant u.a.). In: L‟hebdo des socialistes, 25. Januar 2003, S. 143. 
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Anhang 

1. Interviewpartner 

 

Im Einzelnen wurden interviewt (in chronologischer Reihenfolge unter Angabe ihrer ehema-

ligen bzw. damaligen Funktion): 

 

März / April 2006 

Fuchs, Gérard 

PS, secrétaire aux questions internationales 1990-1995 

13.03.2006, Paris  

 

Lambert, Jérôme 

PS, membre de la délégation de l‟AN pour l‟Union européenne 

14.03.2006, Paris  

 

Portelli, Hugues 

UMP, sénateur, chercheur 

22.03.2006, Paris 

 

Cordery, Philip 

Secrétaire général PSE 

28.03.2006, Brüssel 

 

Bur, Yves 

UMP/UDF/CDS, président du groupe d‟amitié franco-allemande 

05.04.2006, Paris 

 

Nallet, Henri 

PS, secrétaire aux questions européennes et internationales 1997-2003 

05.04.2006, Paris  

 

Huntzinger, Jacques 

PS, secrétaire (adjoint) aux questions internationales 1981-1985 

07.04.2006, Paris 

 

Guigou, Elisabeth 

PS, p. ex. ministre déléguée aux affaires européennes 1990-1993, présidente de la Délégation 

des socialistes français au Parlement européen 1994-1997 

11.04.2006, Paris 

 

Berès, Pervenche 

PS, ancienne présidente Délégation des socialistes français au Parlement européen 1997-2004 

11.04.2006, Paris 

 

Bergounioux, Alain 

PS, Secrétaire aux études, chercheur 

19.04.2006, Paris 
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Juni / Juli 2006 

Cahn, Mathieu 

PS, premier secrétaire fédéral du Bas-Rhin 

5.6.2006, Strasbourg 

 

Dollat, Patrick 

PS, délégué fédéral du Bas-Rhin à l‟Europe (maître de conférences à l'Institut d'Études Poli-

tiques de Strasbourg) 

3.6.2006, Strasbourg  

 

Hunault, Cyril 

PS, délégué fédéral du Loire-Atlantique aux questions européennes  

13.7.2006, Hintergrundgespräch in Strasbourg 3.6.2006, Fragebogen per Mail 

 

September 2006 

 

Poignant, Bernard 

PS, président de la Délégation des socialistes français au Parlement européen  

11.09.2006, Brüssel 

 

Nallet, Henri 

PS, secrétaire aux questions européennes et internationales 1997-2003 

13.09.2006, Paris 

 

Moscovici, Pierre 

PS, secrétaire aux questions internationales  

14.09.2006, Paris 

 

Hamon, Benoît 

PS, secrétaire aux questions européennes  

18.09.2006, Paris 

 

Daul, Joseph 

UMP, député européen, questions agricoles (Président du Groupe du parti populaire européen 

et des Démocrates européens) 

20.09.2006, Brüssel 

 

Lamassoure, Alain 

UMP, questions européennes 

21.09.2006, Paris  

 

Le Drian, Jean-Yves 

PS, président de la région Bretagne 

27.09.2006, Paris 
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Hintergrundgespräche: 

Braud, Maurice 

PS, directeur du service des affaires internationales 

28.09.2005, Paris 

 

Braud, Maurice 

PS, directeur du service des affaires internationales 

17.03.2006, Paris 

 

Salvator, Jacques 

PS, secrétariat à la coordination 

18.09.2006, Paris 

 

Bordeloup, Michel  

PS, responsable du service d‟études, auprès d‟Alain Bergounioux 

22.9.2006, Paris 

 

Cépède, Frédéric 

Archiviste à l‟OURS, chercheur 

22.9.2006, Paris 

 

1.2 Analysierte Dokumente 

 

Archive 

- PS: Office Universitaire de Recherche socialiste (OURS, Paris) 

- PS: Centre d‟archives socialistes der Fondation Jean-Jaurès (FJJ, Paris) 

- Archive de l‟Assemblée nationale 

 

Bibliotheken 

- Bibliothèque de Sciences Po Paris 

- Bibliothèque nationale de France, Paris 

 

Teilnehmende Beobachtung 

- Assemblée Nationale – Debatte über die Bolkestein-Direktive, 14. März 2006  

- Etats Généraux du PS – Vorbereitung des Programms, 25. März 2006 in Bondy, Paris: La 

République pour tous 

- Etats Généraux du PS – Vorbereitung des Programms, 3. Juni 2006 in Strasbourg: Poli-

tique étrangère, la France et l‟Europe 
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Im Einzelnen wurden in den Archiven analysiert: 

Parteiinterne Presse von 1971-2005 (Poing et la Rose, Poing et la Rose responsables, Vendre-

di, Hebdo des Socialistes, PS Info) 

- Artikel mit Europabezug und Organigramme der Partei 

- Analyse der Kongresse: Contributions, Motions, Débats, Motion finale  

- Analyse der Conventions nationales (Internationales, de l‟Europe) 

 

Parteiinterne Dokumente: 

- Dokumentsammlungen zu Europawahlen 1979, 1984, 1989, 1994 (Convention nationale 

de préparation en 1984 et 1989) und zu Maastricht 1992  

- Bulletin du groupe parlementaire à l‟AN et au Sénat (journées parlementaires) 

- Comité directeur 1992 – Maastricht  
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2. Parteitage und Sekretäre für Internationale Beziehungen bzw. Europa  

Congrès Premier Secrétaire Relations  

Internationales 

 

Tiers-Monde Europe Mondialisation 

Épinay  

1971 

F. MITTERRAND R. PONTILLON    

Grenoble 

1973 

F. MITTERRAND R. PONTILLON D. MOTCHANE   

Pau  

1975 

F. MITTERRAND R. PONTILLON L. JOSPIN   

Nantes  

1977 

F. MITTERRAND R. PONTILLON L. JOSPIN   

Metz  

1979 

F. MITTERRAND L. JOSPIN    

Valence  

1981 

L. JOSPIN J. HUNTZINGER 

(adjoint) 

   

Bourg-en-

Bresse 1983 

L. JOSPIN J. HUNTZINGER     

Toulouse 

1985 

L. JOSPIN L. LE PENSEC    

Lille  

1987 

L. JOSPIN L. LE PENSEC  P. GUIDONI  

Rennes  

1990 

P. MAUROY P. GUIDONI  G. FUCHS  

(+ sécurité) 

 

Bordeaux 

1992 

L. FABIUS G. FUCHS    

Le Bourget  

1993 

M. ROCARD G. FUCHS P. BERES (+ act. 

humanitaire) 

  

Liévin  

1994 

H. EMMANUELLI G. FUCHS    

Élection 

1995 

L. JOSPIN P. GUIDONI    

Brest  

1997 

F. HOLLANDE P. GUIDONI  H. NALLET  

Grenoble 

2000 

F. HOLLANDE H. NALLET    

Dijon  

2003 

F. HOLLANDE P. MOSCOVICI  H. DESIR 

(resp. nat.) 

K. ARIF 

Le Mans 

2005 

F. HOLLANDE P. MOSCOVICI  B. HAMON  H. DESIR 
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3. Wahlergebnisse der politischen Parteien der Linken seit 1973 

 

Annee Type  PS/MRG 

[PRS] 

MRG 

[PRS] 

PCF Extrême 

gauche 

[PSU] 

Divers 

gauche 

Verts Total 

gauche 

1973 Législatives 20,8  21,4 3,2 0,4  45,8 

1974 Présidentielle 43,3   2,7   46 

1978 Législatives 25  20,6 3,3 0,8  49,7 

1981 Présidentielle 26,1 2,3 15,5 3,4   47,3 

1981 Législatives 37,7  16,1 1,3 0,6  55,7 

1986 Législatives  31,9  9,7 1,5 1,1  44,2 

1988 Présidentielle 33,9  6,9 2,4 2,1  45,3 

1988 Législatives 36,1  11,2 0,4 1,4  49,1 

1993 Législatives 18,5  9,1 1,8 2  29,6 

1995 Présidentielle 23,2  8,7 5,4   37,3 

1997 Législatives 25,7  9,9 2,5 3,4 4 45,9 

2002 Présidentielle 15,9 2,1 3,4 10,6  5,3 37,3 

2002 Législatives 25,7  4,8 2,8 1,1 4,5 38,9 

 

 « En 1973, le PS et les radicaux de gauche se présentent ensemble au sein de la l‟union de la gauche socialiste et 

démocrate. Aux élections législatives suivantes, les socialistes sont alliés au Mouvement des radicaux de gauche. 

Aux élections présidentielles, Mitterrand est soutenu en 1974 par le PS, le PC, le MRG et le PSU. En 1981, il est 

soutenu par le seul PS. Après 1981, (…) le PSU disparaît pratiquement et l‟extrême gauche est représentée seu-

lement par des organisations trotskistes. En 1988, François Mitterrand est soutenu par le PS et le MRG.  

En 1995, Jospin est soutenu par le PS, le MRG et le MDC. En 2002, il est soutenu par le seul PS. Les Verts sont 

comptabilisés à gauche à partir de 1997. » 

 
Source : BERGOUNIOUX, Alain; GRUNBERG, Gérard (2005):  

L'ambition et le remords. Les socialistes français et le pouvoir (1905-2005).  

Paris: Fayard (L'espace du politique), p. 394 ; 494. 
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4. Europawahlen : Stimmenthaltung und Ergebnisse  

 
Abstention 1979 1984 1989 1994 1999 2004 

France 39,3 % 43,3 % 51,3 % 47,3 % 53,0 % 57,2 % 

Allemagne 34,3 % 43,2 % 37,6 % 40,0 % 54,8 % 57,0 % 

 
Élections 1979 % Sièges 

Union pour la France en Europe (Veil, UDF) 27,61 25 

Liste socialiste avec la participation des radicaux de gauche (Mitterrand, PS) 23,53 22 

Liste présentée par le Parti communiste français (Marchais, PCF) 20,52 19 

Défense des intérêts de la France en Europe (Chirac, RPR) 16,31 15 

 
Élections 1984 % Sièges 

Union de l‟opposition pour l‟Europe et la défense des libertés  (Veil, UDF, RPR) 43,02 41 

Liste socialiste pour l’Europe (Jospin, PS) 20,75 20 

Liste présentée par le Parti communiste français (Marchais, PCF) 11,2 10 

Front d‟opposition nationale pour l‟Europe des patries (Le Pen, FN) 10,95 10 

 
Élections 1989 %  Sièges 

L‟Union UDF-RPR (Giscard d‟Estaing, UDF-RPR) 28,88 26 

Majorité de progrès pour l’Europe (Fabius, PS, MRG) 23,61  22 

Europe et Patrie (Le Pen, FN) 11,73 10 

Les Verts – Europe – Écologie (Waechter, Verts) 10,6 9 

Le Parti Communiste (Herzog, PCF) 7,71 7 

Le centre pour l‟Europe (Veil) 8,42 7 

 
Élections 1994 %  Sièges 

Union RPR-UDF (Baudis, UDF) 25,58 28 

Europe solidaire (Rocard, PS) 14,49 15 

La majorité pour l‟Autre Europe (de Villiers, MPF) 12,34 13 

Energie radicale (Tapie, MRG) 12,03 13 

Contre l‟Europe de Maastricht, Allez la France (Le Pen, FN) 10,52 11 

Parti Communiste Français (Wurtz, PCF) 6,89 7 

 
Élections 1999 %  Sièges 

Construisons notre Europe (François Hollande; PS, MDC, PRG) 22,0 22 

Rassemblement pour la France et l‟indépendance de l‟Europe (Charles Pasqua; MPF) 13,1 13 

L‟Union pour l‟Europe (Nicolas Sarkozy; RPR, DL) 12,7 12 

L‟écologie – Les Verts (Daniel Cohn-Bendit, Verts) 9,7 9 

Avec l‟Europe, prenons une France d‟avance (François Bayrou, UDF) 9,3 9 

Bouge l‟Europe (Robert Hue, PCF) 6,8 6 

Chasse, Pêche, Nature, Tradition (Jean Saint-Josse, CPNT) 6,8 6 

Pour une France libre, changeons d‟Europe (Jean-Marie Le Pen, FN) 5,7 5 

Lutte ouvrière et ligue communiste révolutionnaire (Arlette Laguiller, LO, LCR) 5,2 5 

 
Élections 2004 %  Sièges 

Et maintenant, l’Europe sociale (PS) 28,89 31 

Avec l‟Europe, voyons la France en grand! (UMP) 16,64 17 

UDF-Europe (UDF) 11,95 11 

Liste Front national soutenue par Jean-Marie Le Pen (FN) 9,81 7 

L‟écologie, Les Verts - Parti Vert européen (Verts) 7,4 6 

Liste Philippe De Villiers 8,83 3 

L‟Europe oui! Mais pas celle-là! (PCF et al.) 5,24 2 

Gauche diverse (Outre mer) 1,35 1 

Source : BRECHON, Pierre (2004): La France aux urnes. Soixante ans d‟histoire électorale. Éd. 2004. Paris: 

Documentation Française (5182/83) et Journal officiel de la République Française. 
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5. Das Referendum über den Vertrag von Maastricht und den Europäischen Verfassungs-

vertrag im Vergleich 

 
 

Âge 

 

Oui 

 

Non 

18-24 44 56 

Rappel Maastricht (18-24) 50,7 49,3 

25-34 45 55 

Rappel Maastricht (25-34) 47,8 52,5 

35-44 39 61 

Rappel Maastricht (35-49) 50,8 49,2 

45-59 38 62 

Rappel Maastricht (50-64) 52,6 47,4 

60-69 56 44 

Rappel Maastricht (65 et +) 54,6 45,4 

70 et + 58 42 

   

 

Profession 

  

Agriculteurs 30 70 

Rappel Maastricht 37,8 62,2 

Artisans, commerçant, chef d‟entreprise 49 51 

Rappel Maastricht 51,3 48,7 

Cadre supérieur, profession libérale 65 35 

Rappel Maastricht 67,1 32,9 

Profession intermédiaire 47 53 

Rappel Maastricht 62,1 37,9 

Employés 33 67 

Rappel Maastricht 47,3 52,7 

Ouvriers 21 79 

Rappel Maastricht 39,4 60,6 

 

Statut professionnel 

  

Indépendant, patron 42 58 

Rappel Maastricht 44 56 

Salarié du secteur privé 44 56 

Rappel Maastricht 49,7 50,3 

Salarié du secteur public 36 64 

Rappel Maastricht 51,3 48,7 

Étudiant 54 46 

Rappel Maastricht 59,3 40,7 

Retraité 56 44 

Rappel Maastricht 53,7 46,3 

 

Diplôme 

  

Sans 28 72 

Rappel Maastricht (Âge de fin d‟études 14 et -) 46,5 53,5 

BEP / CAP / CEP 35 65 

Bac 47 53 

Rappel Maastricht (Âge de fin d‟études 15-16) 46,5 53,5 

Rappel Maastricht (Âge de fin d‟études 17-18) 47,2 52,8 

Bac + 2  54 46 

Rappel Maastricht (Âge de fin d‟études 19-21) 51,0 49,0 

Bac + 3 64 36 

Rappel Maastricht (Âge de fin d‟études 22 et +) 64,9 35,1 
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Proximité partisane 

 

Oui 

 

Non 

PS 44 56 

Rappel Maastricht 78 22 

PC 2 98 

Rappel Maastricht 18,9 81,1 

Extrême gauche 6 94 

Rappel Maastricht 29,8 70,2 

Verts 40 60 

Rappel Maastricht 57,1 42,9 

UDF 76 24 

Rappel Maastricht 61,4 38,6 

UMP 80 20 

Rappel Maastricht (RPR) 40,8 59,2 

   

 

Proximité syndicale 

  

CGT 22 78 

FO 25 75 

SUD 21 79 

CFDT 57 43 

 

Ensemble 

  

Traité constitutionnel 45 55 

Traité de Maastricht 51 49 

Source : BERGOUNIOUX, Alain; GRUNBERG, Gérard (2005): L'ambition et le remords. Les socialistes fran-

çais et le pouvoir (1905-2005). Paris: Fayard (L'espace du politique), p. 507f. ;  

IPSOS et Rappel référendum sur le Traité de Maastricht (SSU BVA - France 2 réalisé le 20 septembre 1992) 

 

 

 

6. Öffentliche Meinung und Osterweiterung im Jahr 2003 : Pro und Contra  

 

Élargissement contre en faveur  contre en faveur 

Grèce 23 65 Luxembourg 48 45 

Danemark 27 63 Belgique 45 43 

Espagne 15 62 Autriche 42 41 

Italie 22 61 Grande Bretagne 40 38 

Irlande 20 59 Allemagne 42 38 

Suède 32 54 France  55 34 

Finlande 36 53    

Portugal 29 52    

Pays Bas 38 50    

UE 36 47    

Source: Eurobaromètre 60 (Automne 2003), in: Rupnik 2004, p. 28
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